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101. Sitzung 
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Mainz, Deutschhaus 

Gemäß§ 127 GOLT werden folgende Abweichungen von der Geschäftsord­
nung beschlossen: 

a) Die Abstimmungen über die_ Gesetzentwürfe in zweiter B_eratung und in 
der Schlussabstimmung (Drucksachen ·131 4660/505715067) sowie über 
dieAntr~ge (Drucksachen 13/4482/4622) erfolgen in der 103. Sitzung. 
nach den Abstimmungen zum Landeshaushaltsgesetz 200012001. Die 
Ausschussüberweisungen der Gesetzentwürfe in erster Beratung 
(Drucksachen 13151516159/5218/5219/5222) erfolgen zum Ab-
schluss der Beratungen desjeweiligen Eir· zelplansl bei dem sie 
aufgerufen werden. · . . 

b) Die Abstimmungen über Änderungsanträge. und die Beschlussempfehlung 
zum Landeshaushaltsgesetz 2000/2001 erfolgen nicht nach Einzelplänen 
gegliedert Stattdessen erfolgteine gebündelte Abstimmung überdie 
Änderungsanträge in derzeitliehen R.eihenfolge des Eingangs. Auf 
Wunsch wird uber einzelne Haushaltsänderungsanträge wie auch 
über einzelne Empfehlungen in der Beschlussempfehlung ge-
trennt abgestimmt. 

c) Über die Entschließungsanträge wird erst nach der A.bstimmung über alle 
Einzelpläne und das {andeshausha/tsgesetz abgestimmt. 

Wahl eines Mitglieds des Kuratoriums der Stiftung.Rheinland-Pfalz 
für Innovation · · 
Wahlvorschlag der Fraktion der CDU 
-Drucksache 13/5121-

Der Wahlvorschlag- DruckSache }315121 - wird einstimmig angenommen. 
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Landeshaushaltsgesetz 2000/2001 (tHG 2000/2001) 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/4800-
Zweite Beratung 

dazu: Beschlussempfehlung des ·Haushalts- und Finanzausschusses · 
-Drucksache 13/5200-

Bericht des Haushalts- und Finanzausschusses 
-Drucksache 13/5201'-o: 

Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
-Drucksachen 13/5245/5315 -

. - Änderungsantrag der Fraktion· der CDU 
-Drucksache 13/5305 ~. 

·Änderungsantrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. 
-Drucksache 13/5347- · 

Anträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN~ Entschließungen­
-Drucksachen 13/5238bis13/5241', 13/5299 bi.s13/5303, 
13/5308 bis 13[5314, 13/5316 bis 13/5346, 13/5348 bis13/5352-

Anträge der Fraktionen der SPD und F.D.P.- Entschließungen­
-Drucksachen 13/5249 bis 13/5266, 13/5304-

Antrag der Fraktion der SP!:? ;- Entschließung -
-Drucksache 13/5267- · 

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, F.D.P. und BÜNDNIS 90/DIE 
. GRÜNEN- Entschließung-

-Drucksache 13/5268-

Anträge der Fraktion der CDU- Entschließungen­
-Drucksachen 13/5273 bis 13/5297-

Antrag der Fraktion der F.D.P.- Entschließung­
-Drucksache 13/5298-

Finanzplan des Landes Rheinland-Pfalzfür die J~hre 1999 bis 2003 
-Drucksache 13/4801-
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Einzelplan 02- Ministerpräsident und Staatskanzlei, Landesvertretung-. 

dazu: Landesgesetz zu dem Protokoll vom 9. September 1998.zur Än­
derung des Europäischen Übereinko-mmens über das grenz­
überschreitende Fernsehen 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Dr.ucksache 13/5218-
Erste Beratung · 

-
Landesgesetz-zu dem Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 

- und zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften -
·Gesetzentwurf der Landesregierung 
-Drucksache 13/5219- · 
Erste Beratung 

Nach Beratung im Rahmen des Einzelplans 02 werden die Gesetzentwürfe 
-Drucksachen 13/5218 unq13!5219- jeweils an den Medienpolitischen 
Ausschuss- federführend- und an den Rechtsausschuss überwiesen . 

Einzelplan 05- Ministerium der Justiz: 
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101. Plenarsitzung des Landtags Rheinland-pfalz 
am 19. Januar2000 

Die Sitzung wird um 9.01 Uhr vom Präsidenten des Landtags 
eröffnet. 

Präsident Grimm: 

Guten Morgen,_meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
begrüße Sie zur 101., 102. und 103. Plenarsitzung des Land­
tags Rheinland-Pfalz. 

Meine Damen und Herren, am 30. Dezember ist der frühere 
Justizminister, unser Kollege Peter-Caesar, gestorben. Wir. ha­
ben ihn zu Grabe getragen. Ich denke, es ist richtig, wir ge­
denken seiner. 

_(Die Anwesenden erheben 
sich von ihren Plätzen.) 

Ich bedanke mich. 

Der Landeswahlleiter hat mir mitgeteilt, dass der Nachfolger_ 
von Herrn Caesar Herr Augustin ist, den fcn·ganz herzlich im 
Landtag begrüße. 

(Beifall im Hause) 

Gestatten Sie mir einige Hinweise zur Tagesordnung. Die Be-. 
Schlussempfehlung zu Punkt 4 der Tagesordnung, Landesge­
setz ·zur Änderung des Landesgesetzes zur Ausführung 
fleisch- und geflügelfleischhygienerechtlicher Vorsch.riften, 
wurde fristgerecht am Freitag, dem 14. Januar 2000 verteilt. 

Änderungsanträge, ·Entschließungsanträge. und Ähnliches 
werden bei den entsprechenden Tagesordnungspunkten ge­
sondert aufgerufen. 

Mit der Feststellung der Tagesordnung sollte gleichzeitig ge­
m-äß§ 12{ der Geschäftsordnung folgende Abweichung von 
der Geschäftsordnung des Landtags beschlossen werden:· 

Die Abstimmungen über die Gesetzentwürfe in zweiter Bera­
tung und in der Schlussabstimmung - das sind die Tagesord_­

nungspunkte 3 bis 5 - sowie über die Anträge - Tagesord­
nungspunkte. 11 und 12- erfolgen am Freitag nach den Ab­
stimmungen zum Landeshaushaltsgesetz 2000/2001. Die Aus­
schussüberweisungender Gesetzentwürfe in erster Beratung 
- dabei handelt es sich um die Tagesordnungspunkte 6 
bis 10 - erfolgen zum Abschluss der Beratun!;Jen des jeweili­
gen Einzelplans, bei dem sie aufgerufen werden.-

Die- Abstimmungen über Änderungsanträge un_d die Be­
schlussempfehlung zum Landeshaushaltsgesetz 2000/2001 

erfolgen nicht nach Einzelplänen gegliedert. Stattdessen er­
folgt eine gebündelte Abstimmung über die Änderungsan­

träge in derzeitliehen Reihenfolge des Eingangs. Auf Wunsch 
wird Ober einzelne Haushaltsänderungsanträge wie auch 

über einzelne Empfehlungen in d~r Beschlussempfehlung ge­
trennt abgestimmt. 

Über die Entschließungsanträge wird erst nach ~er Abstim­
mung über alle Einz~IRiäne und das Landeshaushaltsgesetz 
abgestimmt. 

Meine Damen und Herr~n, gibt es Anträge oder Bedenken 
zur oder gegen die Tagesordnung? - Das ist nicht der Fall. 
Dann stelle ich die Tagesordnung so fes~. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Wahl eines Mitglieds des,Kuratoriums der Stiftung 
Rheinland-pfalzfür Innovation 

Wahlvorschlag der Fraktiqn der CDU 
-Drucksache 13/5121-

Wer stimmt zu?-. Das isteinstimmig. 

Ich ruf~ Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Landeshaushaltsgesetz 2000/2001 (LHG 2000/2001} 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/4800-

Zweite Beratung 

dazu: 
Beschlussempfehlung des Haushalts­

und Finanzausschusses 
- Drucksache Ü/5200-

-
Bericht des Haushalts- ·und. 

· Finanzausschusses 
- Drucksache 13/5201 -

Änderungsanträge der Fraktion 
BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN . 

-Drucksachen 13/5245/5315-

Änderungsantrag der Fraktion der CDU 
·-Drucksache 13/5305 -

Änderungsantrag der Fraktionen 
· der SPD und F.D.P. 
- Drucksache 13/5347-

Anträge der Fraktion 
BÜNDNIS 90[DIE GRÜNEN 

- Entschließungeo- __ 
~Drucksachen 13/5238 bis 13/5241, 13/5299 bis 13/5303, 

_13/5308 bis 13/5314,13/531.6 bis 13/5346 und 
13/5348 bis 13/5352-

Anträge der Fraktionen 
-der SPD und F,.D.P. 

-Entschließungen-
-Drucksachen 13/5249 bis 13/5266 und B/5304-



7530 Landtag Rheinland-Pfalz -13. Wahlperiode- 101. Sitzung, 19. Januar2000 

Antrag der Fraktion der SPD 
-Entschließung-

-Drucksache 13/5267-

Antrag der Fraktionen der SPD, CDU, 
F.D.P. und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

-Entschließung--
- Drucl<sache 13/5268-

Anträge der Fraktion der CDU 
- Entschließungen-

-Drucksachen 13/5273 bis 13/5297-

Antrag der Fraktion der f:D.P. 
· -Entschließung­

-Drucksache 13/5298-

. . dazu: 

Finanzplan des Landes Rheinland-Pfalz­
für die Jahre 1999 bis 2003 

-Drucksache 13-/4801-

Ich erteile- dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten 
Dr. Josef Peter Mertes, das Wort. 

Abg. Dr. Mertes, SPD: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren, lie­
be Kolleginnen und Kollegen! Ich darf Ihnen den Bericht des 

~ Haushalts- und Finanzausschusses über die Beratungen zum 
Landeshaushaltsgesetz 2000/2001 vortragen. Lassen Sie mich 
jedoch zunächst einige Voroemerkungen zum Verfahren der 

Haushaltsberatungen in diesem Jahr machen. 

Die HaushaltsberatUJ1gen für_ de-n Doppelhaushalt 2000/2001 

wurden erstmals und z_unächst- probeweise neu gestaltet. 

Grundlage hierfür- waren Empfehlungen der Enquete­
Kommission ,.Parlamentsreform" und darauf aufbauende Be­
schI üsse des Ältestenrats. 

Wesentlicher Inhalt der Neugestaltung ist die Beteiligung der 

Fachausschüsse. Der Haushalts- und Finanzausschusssoll nicht 

mehr der einzige Ausschuss sein, der Ober den Haushalt be­
rät. Vielmehr werden die für die Einzelpläne jeweils zuständi-­

gen Fachausschüsse in d_ie Beratungen mitberatend einge­

bunden. 

Der Landtag ~ezweckt mit dieser Einbindung der Fachaus­
schüsse, neben den rein fiskalischen Aspekten die fachpoliti-­
sehen Kriterien bei der Verteilung der Haushaltsmittel stärker -

zur Geltung zu bringen, als dies bei dem früheren Verfahren 
möglich war. D_adurch soll auch eine verstärkte fachliche 
Effizienz- und Effektivitätskontrolle der Programme, mit de­

ren Durchführung die Regierung beauftragt wird, durch das 
Parlament ermÖglicht werden. 

Der am 11. Oktober 1999 vorgelegte Entwurf des Landes­
haushaltsges~tzes für die Jahre 2000 und 2001 wurde auf die-_ 

- ser Grundlage vom Landtag in seiner 94. und 95. Sitzung am 
-20. und 21. Oktober 1999 beraten und zusammen mit.dem Fi-
nanzplan für die Jahre 1999 bis 2003- Drucksach'e 13/4801 -
an den Haushalts- und Finanzausschuss- federführend- und 
an die zuständigen Fachausschüsse - mitberatend - überwie­
sen. 

Zu den Sitzungsterminen der Ausschüsse verweise ich auf den 
- schriftlichen Bericht, der Ihnen in der Drucksache 13/5201 

vorliegt. 

Ohne die Auswertung des_ neuen Verfahrens in diesem· Be­
richt vorwegnehmen zu wollen, kann doch festgestellt wer­
den, dass die umgestalteten Haushaltsberatungen erfolg­
reich verlaufensind und die anfangs, vor Begint'] der Beratun­
gen befürchteten organisatorischen Schwierigkeiten, die mit 
der Einbindung der Fachausschüsse verbunden sein können, 

- ausgeblieben sind . 

Ich komme nun zu den inhaltlichen Beratungen zum Doppel­
haushalt 2000/2001. Hier bildeten die neuen Regelungen im 

·Haushaltsgesetz zur Budgetierung einen Schwerpunkt. 

Vor dem Hintergrund der parallelstattfindenden Beratungen 
zur Änderung der Landeshaushaltsordnung, in der die 
Grundlagen für eine flexible Haushaltswirtschaft unter 
gleichzeitiger Wahrung des parlamentarischen Budgetrechts_ 
festgeschrieben werden sollen, wurden auch in das Landes­
haushaltsgesetz neue Regelungen aufgenommen. Bereits im 
Regierungsentwurf wird der Modellv~rsuch zur_ Budgetie­
rung in eine allgemeine und auf Dauer angelegte Regelung 
überführt. Damit verbunden ist eine Erweiterung der 
Deckungsfähigkeit von de-n ursprünglich allein erfassten Per­

·sonalausgaben auch auf die meistenSachausgaben der Ober­
gruppen 51 bis 54 und auf die Investitionsausgaben der Ober­

gruppen 81 und 82 innerhalb eines Kapit~ls. 

Der Haushalts- und Finanza-usschuss empfiehlt, diese in der 

Regierungsvorlage enthaltenen Regelungen im Hinblkk auf 
das Budgetrecht des Parlaments zu konkretisieren und zu er­
gänzen. Insbesondere empfiehlt er, dass- der Haushalts- und 

Finanzausschuss die vorgesehene Deckungsfähigkeit und 

Übertragbarkeit von Ausgaben zur Sicherung einer zweck­
entsprechenden Verwendung von Haushaltsmitteln -im Ein­

zelfall begrenzen oder aufh'eben kann. Außerdem hat der 

Ausschuss die Berichtspflicht der Landesregierung gegenüber 
dem Parlament konkreter gefasst und Stichtage für die Be­
richterstattung festgelegt. 

Neben diesen Änderungen des Landeshaushaltsgesetzes hat 

der Haushalts- und Finanzausschuss auch eine Reihe von An­
satzänderungen im Haushaltsplan beschlossen und eigene 
Akzente gesetzt. Unter anderem in den Bereichen Bildung, 

Wissenschaft und Weiterbildung, Innere Sicherheit und Ge­

waltprävention wurden- auf der Grundlage der Anträge der 
Fraktionen der SPD und F.D.P. sowie eines Antrags der Frak­

tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Ansätze im Regieru-ngsent~ 
wurf erhöht. 
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Einige dieser Anträge wurden zu gemeinsamen Anträgen al­

ler Fraktionen erhob.en, einige weitere Anträge der Fraktio­
nen der SPD und F.D.P. deckten sich mit Anträgen der Frak- . 

tion der CDU und der: Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN .. 

Im Übrigen fanden jedoch die Anträge der Fraktion der CDU, · 

etwa zu einem eigenen, vom Regierungsentwurf abweichen­

den Multimediaprogramm oder zu einer Arbeitszeitberatung 

für Arbeitnehmer, sowi_e die Anträge der Fraktion BÜND­

NIS 90/DIE GR_ÜNEN, die unter anderem verschiedene Maß­

nahmen der Integrationspolitik und eine verstärkte Förde­

rung von Ene~giesparmaßnahmen und von regenerativen 

Energien betrafen, keine Mehrheit. 

Die Ansatzänderungen im Einzelnen ergeben sich aus der Be­
schh.issempfehlung - Drucksache 13/5200 -. Ich möchte daher 

im Folgenden nur auf einige wenige Änderungen eingehen. 

Gemeinsames Anliegen aller Fraktionen des Landtags war die 

haushaltsmäßige Umsetzung der Beschlüsse des Landtags zur 

Bekämpfung der Gewait gegen Frauen im sozialen Nahbe­

reicn. Auf Initiative der Fraktionen der SPD und F.D.P. wurden 

daher an verschi_edenen Stellen im Einzelplan 03 - Ministe­
rium ·des lnnern und für Sport- und im Einzelplan 09- Minis: 

terium für Kultur, Jugend, Familie und Frauen - zusätzliche 
Mittel für diese Aufgabe gemeinsam beantragt und einstim­

mig eingestellt. 

So sollen im Bereich des Ministeriums .des ·lnnern und für 

Sport jeweils 20 000 DM .pro Haushaltsjahr für die Fortbil­

dung von Polizeibeamtinnen und PolizeJbeamteri im Bereich 
der Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen im sozialen Nah­

bereich veranschlagt werden.nes Weiteren werden für die 

Öffentlfchkeitsarbeit der Polizei in diesem Bereich jeweils 
20 000 DM jährlich zur Verfügung gestellt. Außerdem emp­

fiehlt derAusschuss, einen Betrag von jeweils 10 000 DM jähr­

lich für die Erarbeitung von Interventionsstrategien der Poli­
zei und für Untersuchungen zur Verbesserung der Zusam-. 

menarbeit der Polizei und ·der auf diesem Gebiet tätigen frei-­

en Träger bereitzustellen. 

Im Bereich des Ministeriums für Kultur, Jugend, Familie und 

Frauen hat der Ausschuss eine Verstärkung der Zuschüsse zu 
den Personalkosten der. Frauenhäuser um jährlich 

170 000 DM beschlossen, u'm den erhöhten Bed&rf an ambu­

lanten und präventiven Beratungsgesprächen finanzieren zu 
können. Weitere-120000 DM pro Haushaltsjahr mehrsoll den 

rheinland-pfälzischen Notrufen für Präventionsarbeit zukom­

men._ Außerdem sollen die Zuschüsse zu einer Anla1,1f- und Be­
ratungstelle für Frauen aus der Dritten Weft- Stichwort Sol­

wodi- um 10 000 DM jährlich erhöht werden. 

Darüber hinaus wurden im Einzelplan 03- Ministerium des ln­

nern und für Sport - noch weitere Ansatzerhöhungen be­
schlossen. Im Polizeibereich empfiehlt der Ausschuss, die er­
forderlichen Voraussetzungen für die Einstellung vön Ange­

stellten zu schaffen, die die Polizeibeamtinnen und-oeamten 
von so genannten polizeifremden Tätigkeiten entl~sten sol- · 

len. Des Weiteren soll das Einstellungskontingent für Kom­
missaranwärterinnen und -anwärter um 79 auf nunmehr 

225- Stellen verstärkt werden. Mehrheitliche ·Zustimmung im 

Ausschuss fand außerdem ein weiterer Antrag der Fraktionen . 

der SPD und F.D.P., zusätzli5=he Beförderungsmöglichkeiten 

für Polizeibeamtinnen und -beamte im mittleren Dienst zu 

schaffen. 

Einen Schwerpunkt der Beratungen im Haushalts- und Fi­

nanzausschuss und im mitberatenden Innenausschuss bilde­

ten schließlich auch die Maßnahmen zur haushaltsmäßigen 

Umsetzung der Neuorganisation der Landesverwaltung. Im 
Mittelpunkt der Diskussion stand dabei die Ermächtigung der 
Landesregierung, die für die aufgelösten Bezirksregierungen 

eingestellten Mittel und Stellen im Haushaltsjahr 2001 in die 
für die neuen Dienststellen vorgesehenen Kapitel der jeweili­

gen Einzelpläne umzusetzen. 

Auf Antrag der Fraktionen der SPD und F.D.P. beschloss der 

Haushalts- und Finanzausschuss, das Parlament in die Ent-· 

scheidung über die Umsetzung einzubinden und das Umset­

zungskonzept im Einzelnen von der -Zustimmung des 

Haushalts- und Finanzausschusses abhängig zu machen. Da­
durch soll dem Budgetrecht des Parlaments Rechnung getra­
gen werden. Weiter gehende Vorstellungen der Oppositions­
fraktionen, die a'uf ei!'le möglichst vollständige Etatisierung 

der Umsetzung abzielten, fanden dagegen keine Mehrheit. 

Im Einzelplan 04- Ministerium der Finanzen- empfiehlt der 

Haushalts- und Finanzausschuss, den Ansatz für Wohngeld im 
Haushaltsjahr 2001 deutlich zu verstärken. Bund und Land 

stellen jeweils 15 Millionen.OM mehr zur Verfügung, um die 

Wohngeldleistungen für einkommensschwache Haushalte zu 

erhöhen. 

Im Bereich des Einzelplans 06- Ministerium für Arbeit, Sozia­

les und Gesundheit- wurde aus einem Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN;.die Zuschüsse an den Landesver­

band Deutscher Sinti im Jahr 200Q um 30 000 DM und im 

Jahr 2001 um 35 000 DM zu erhöhen, eine gemeinsame Initia­
tive aller Fraktionen, die die einstimmige Zustimmung fand. · 

Im Einzelplan 14- Ministerium für Umwelt und Forsten- wur­

den auf der Grundlage eines Antrags der Fraktionen der SPD 

um;l F.D.P. die Mittel für die Umsetzung der Agenda .21 jähr­

lich um 200 000 DM auf 1,2 Millionen DM pro Haushaltsjahr 

erhöht. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Beratungen bildete der Ein~ 
zelplan 15- Ministerium für Bildung, Wisse~schaft und Wei­

terbilqung_ -. Der Ausschuss beschloss auf der Grundlage 
gleich lautender Anträge aller Fraktionen· einstimmig, die 
Mittel zur Förderung der Studentenwerke für den- Betrieb 

von Mensen und für die Essenszuschüsse für Studentinnen 
und Studenten jährlich um 800 000 DM aufzustocken. 

Ebenfalls ein gemeinsames Anliegen der Fraktionen war es, 
die Zuschüsse an anerkannte Volkshochschulen und Landes-
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organisationender Weiterbildung zu den Kosten für den Er­
werb von Schulabschlüssen zu erhöhen. im Jalir 2000 sollen 
daher 200 000 DM und im Jahr 2001 300 000 DM mehr im 
Haushalt eingestellt werden. 

Auf der Grundlage eines Antrags der Fraktionen der SPD und 
F.D.P. beschloss der Ausschuss des Weiteten mehrheitlich, 
800 000 DM pro Haushaltsjahr für Maßnahmen der Systembe­
-treuung an Schulen bereitzustellen. 

Meine Damen und Herren, trotz dieser ausgabewirksamen 
Ansatzänderungen weist der Doppelhaushalt 2000/2001 

auch nach den vorgetragenen und den weiteren Beschlüssen 
des Haushalts- und Finanzausschusses eine gegenüber dem 
Regierungsentwurf unverändef!e Steigerung der be(einigten 
Gesamtausgaben von 1,5 % im Jahr 2000 und 1,3 % im 
Jahr 2001 auf. 

Dies ist darauf zurückzuführen, dass der Ausschuss seinen Ge­
staltungswillen durch Umschichtungen innerhalb des Haus­
halts zum Ausdruck g·ebracht hat und die eine oder andere 
Priorität anders setzt, afs diE!s in ·dem von der Landesregie­
rung vorgelegten En!Wurf ausgewiesen war. Außerdem 
konnten, was sehr hilfreich war, im Einzelplan 20 - Allge­
meine Finanzen - zu erwartende Mehreinnahmen etatisiert 
werd.en, die insbesondere im Zusammenhang mit den Neue­
rungen des Landesgesetzes über Lotterien und Ausspielun­
gen stehen. 

Die Mehreinnahmen, die nach der aktuellen Steuerschätzung 
vorn November 1999 für das Jahr 2000 erwartet werden, blie­
ben dagegen bei den Beschlüssen des Haushalts- un9 finanz~ 
ausschusses außen vor. Diese Reserven werden unter ande­
rem daz.u beitragen, die insbesondere im Jahr 2001 zu erwar­
tenden Steuer~usfälle lnfolge der· geplanten Steuerreform 
aufzufangen. 

Meine_ Damen und Herren, lassen Sie mfch abschließend als 
Beratungsergebnis feststellen: Der Haushalts- und Finanzaus­
schuss hat den Finanzplan des Landes für die Jahre 1999 bis 
2003 - Drucksache 13/4801 - zur Kenntnis genommen. ·Er 

empfiehlt dem Landtag die Annahme des ~Gese!:zentwurfs 
der Landesregierung·- Drucksache 13/4800- und der Einzel­
pläne unter Berücksichtigung der sich aus der Beschlussemp­
fehlung-Drucksache 13/5200- erg,ebenden Änderungen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

:(Beifall im Hause) 

PräsidentGrimm: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. 

Wir kommen nun zur Grundsatzaussprache. Ich rufe dazu 
auf: 

Einzelplans 02 
-Ministerpräsident und Staatskanzlei, Landesvertretung- · 

Dazu liegen folgende Gesetzentwürfe vor, die mitberaten 
werden: 

Landesgesetz zu dem Protokoll vom 9. September 1998 
zur Änderung des Europäischen Übereinkommens 

über das grenzüberschreitende Fernsehen 
Gesetzentwurf der Landesregierung 

- Drucksache 13/5218-

Erste Beratung 

Landesges'etz zum Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
und zur Änderung rundfunkrechtlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 13/5219-

Erste Beratung 

Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Böhr 
das Wort. 

Abg. Böhr, CDU: 

Herr Präsident; meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
könnte mir vorstellen, dass es derzeit Themen gibt, die in ei­
ner breite-n Öffentlichkeit noch mehr Interesse finden als der 
rheinland-pfälzische Landtag l.lnd der rheinland-pfälzische 
Haushalt. Meinerseits will ich auch·gar nicht verhehlen, dass 
ich mich in den letzten Tagen nicht nur mit dem rheinland­
pfälzischen Haushalt beschäftigt, habe. Aber gleichwohl, mei­
ne sehr verehrten Damen und Herren, der_ Landeshaushalt 
Rheinland-Pfalzverdient alles andere als Desinteresse. Wenn 
man sich näher mit ihm beschäftigt, ist er ein durchaus inter­
essanter Gegenstand aer politischen Auseinandersetzung, 
zumal"er vor seiner .Einbringung- auch während seiner Ein­
bringung - als die große finanzpolitische Wende "in Rhein­
land-Pfalz angekündigt war. 

Am Anf~mg-sah _es auch danach aus. Vielleicht war-es sogar 
einmal ernsthaft so geplant. Jedenfalls kann man das glau­
ben, wenn man sich den Zweiten Haus_haltsaufstellungserlass· 
vor Augen führt, der allerdings schon aus grauer Vorzeit da­
tiert, vom 27. April des vergangeneo Jahres. Aus diesem 

Haushaltsaufstellungserlass geht jedenfalls hervor, dass die 
Landesregierung zumindest dam~ls ganz offensichtlich die 
Absicht hatte, mit dem Spareh Ernst zu machen. Das hat sie 
auch mit großer öffentlicher Publizität so verkündet. 

~s war beabsichtigt, die nicht gesetzlich festgele·gten Ausga­
ben im Jahr 2000 um den, ich meine, nicht stolzen, aber doch 
bemerkenswerten Betrag von 387 Millionen DM zu vermin­
dern; die. nicht gesetzlich festgelegten Ausgaben im Jahr 
2001 sollten um den noch stolzeren B.etrag von 546 Millio­
nen DM verringert werden. Dies bedeutet im Zeitraum dieses 
Doppelhaushalts, also in den Jahren 2000 und 2001, eine Ver­
ring-erung der nicht gesetzlich festgelegten Ausgaben um 
933 Millionen DM; 

Das war einlöblicher Vorsatz. DieserVorsatz hat es derOppo­
·sition sehr schwer gemacht, Kritik zu üben; denn in derTat ist 
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Sparen zurzeit das Gebot der Stunde und wird es auf abseh­

bare Zeit auch Sicher bleiben. 

Nachdem dieser Zweite Haushaltsaufstellungserlass im Kabi­

nett verabschiedet wurde, ist es dann allerdings ganz anders 

gekommen. "statt 933 Millionen DM "ZU sparen, haben die 

Landesregierung und die-Koalitionsfraktionenden Haushalt 

um mehr als 600 Millionen DM aufgebläht. Meine sehr ver~ 

ehrten Damen und Herren, von Dauer war dieser Mut zum 

_Sparen nicht. Es war sozusagen ein virtuelles Sparen, mit dem 

wi_r uns ein paar Wochen im vergangenen J<,!hr beschäftigt 

haben. Wieder einmal wurde der Mund ~u voll gen~mmen. 

(Beifall der CDU) 

Dann begann das alte Spiel. Ich kü!Je das ab, denn irgend­

wann wird es langweilig, von Haushaltsberatung zu !:iaus­

haltsberatung rmmer in aller Ausführlichkeit das vorzutra­

gen, was ich jetzt nur in der Form von Stichworten tue. Aber 

es muss wenigstens gesagt werden. 

Es begann das alte Spiel: Statt zu sparen, statt diesen Mut 

zum Sparen- wirklich zu behalten, wurde- getrickst und ge-_ 

- schummelt. Bei den Personalausgaben gab es kurzerhand ei­

ne Kürzung von 113 Millionen DM für das Jahr-2000- mit die­

ser Zahl beziehe ich mich auf die Vergleichsbasis des Zweiten 

Haushaltsaufstellungserlasses. Die Personalausgaben wurden 

um 113 Millionen DM-gekürzt, obwohl einige hundert Lehrer 

mehr eingestellt werden sollten und damit im Landeshaus­

haltsplan entsprechend erfasst werden müssten. Also mehr 

Beamte für weniger Geld? Meine sehr verehrten Damen und 

Herren, das muss schon ein wahrer ?auberkünstler sein, der 

das bewirken kann. Aber be.i näherem Hinsehen erkennt rnan 

es als faulen Zauber, der LJ_ns da präsentiert wird. Mehr Beam­
te für weniger Geld ~ das geht nicht, weder in einem Haus­

haltsplan noch in der Wirklichkeit. 

- (Beifall der CDU) 

Dann die Zinsen- das ist _eine beliebte Größe, daran können 
wir uns noch selbst erinnern, wie das damals: war. Damit kann_ 

man ein bisschen jonglieren. 

Die Zinsen für 2000 wurden um 40 Millionen DM gekürzt. Wir 

alle wissen aber, dass die Zinsen von dem historischen Tief, 

auf dem sie sich vor kurzem befunden haben, noch_ drama­
tisch weiter purzeln. Deswegen ist diese Kürzung um 40 Mil- _ 

Iianen DM- das will ich hier ironisch bemerken- alles _andere 

_ als nachvollziehqar. 

Dann dienen wie_ eh _und je die Kommunen als Packesel. Seit 

zehn Jahrenbeschäftigt uns dieses Thema, und es- wird uns 

hier nicht loslassen, so lange diese Landesregierung Im Amt 

ist; 

-(Beifall der CDU) 

Bei der Einbringung dieses Haushalts habe ich darauf verzich­

tet, langatmige bundespolitische Ausführungen zu mathen. 

-Darauf verzichte ich auch heute. Aber in diesem Zusammen­

hang muss ich diese eine ß~merkung machen, weil das jetzt 

im Blick auf den Haushaltsvollzu~ der beiden nächsten Jahre 

von erheblicher Bedeutung ist, sowohl für uns im Land als 

auch insbesondere für diejenigen, die dann vor Ort in der 

Kommunalpolitik die ganze Geschichte ausbaden musseri: 

der Deal mit dem Bund beim UnterhaltsvÖrschussgesetz. Das 

ist eine phantastische Lösung. Bisher haben sich' Bund und 

Länder diese Kosten geteilt, jetzt werden die Kommunen zu 

einem Drittel mit herangezogen- übrigens mitstaatstragen­

den Begründungen -;aber das kennen wir alles. Künftfg dür­

fen also die Kommumin beim Unterhaltsvorschuss ein Drittel 

blechen. Die Schulbauten kommen erneut in den Finanzaus­

gleich, dies haben wir schon anlässlich der Einbringung des 

Landeshaushalts kritisiert. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Finanzminister_ 

sagte ~mlässlich der Einbringung- das ist erst wenige Wochen 

h~r -: Verschieben ist nicht Sparen. -Ich-fürchte, das war wirk­

lich ein Versprecher; denn in Wahrheit gilt für di~se L~ndes­

regierung: Das Schönste am Sparen ist doch das_ Sparen auf 

K~sten anderer, zu lasten Dritter. 

(Beifall der CDU) 

IV)an gibt selbst den Helden, lässt sich für das hehre Ziel, den 

Haushalt sparsam zu fahren, Ionen - die Suppe auslöffeln 

dürfen dann aber die Städte und Gemeinden. 

Ganz zu schweigen von dem, was wir bei den Mindereinnah­

men durch die Steuerreform erleben. Die Prognoseberech­

nung sagt, dass wir im Jahre 2001 850 Millionen DM durch 

die -Mindereinnahmen im Rahmen der von der Bundesregie­
rung beabsichtigten und beschlossenen Steuerreform_verlie­

ren. Qazu muss man sich jetzt einmal den Deckungsvorschlag 

des Fina-nzministers anschauen. Dieser Deckungsvorschlag be- -

_ steht aus mehreren Punkten, insgesamt sind es vier. 

Der Erste hat mich angenehm überrascht; 

(Kuhn, F.D.P.: Ja?) 

denn der Finanzminister sagt einen Betrag von 100 Millio-­

nen DM durch Selbstfina_nzierung der Steuerreform aus der 

Belebung der wirtschaftlichen Kräfte vorau~. Meine sehr ver­
ehrten Damen" und Herren, ich kann mich-an viele Debatten 

erinnern, in denen diejenigen, die das hier vorgetragen ha- _ 

ben, ausgelacht wurden. 

(Beifall der CDU­

Zuruf von der CDU: So ist es!) 

Ich will aber ausdrücklich sagen: Was-vor zwei, drei und vier 

Jahren richtig war, das bleibt richtig. Ich glaube also daran, 

dass bei einer Steuerrefmm -wenn sie dEmn diese wirtschaft­

liche DJjnamik freisetzt, das will ich jetzt nicht im_Einzelnen 

erörtern- in der Tat ein Deckungsvorschlag in der durch eine 

.. 
ii 
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solche Steuerreform erfolgenden Belebu,ng der wirtschaftli­
chen Kräfte bestehen kann. 

Dann kommt eine eingeplante Reserve in den beiden Haus­
haltsjahren. Das wird jetzt schon ein bisschen dubioser. Für 
die beiden Haushaltsjahre 2000 und 2001 wird eine Reserve 
von 300 Millionen DM eingeplant, die nicht nachgewiesen 
wird. Im Gegenteil, sie wird einfach noch auf die regulären 
Haushaltsrisiken dieses Doppelhaushalts draufgesattelt. Man 
will zweimal 1 SO Millionen DM beim Vollzug dieser Haushal­

te einsparen. Das hat mich doch etwas stutzig gemacht; denn 
ich habe in der Zeitung gelesen, dass die Koalitionsfraktionen 
bei den Beratungen in den zurückliegenden Wochen vor 
Weihnachten in einem unglaublichen Kraftakt für das Jahr 
2000 sage und schreibe 9,3 Millionen DM einsparen wollen. 

Sie versüßen sich das ein bisschen damit, dass Sie sich dann im 

Jahr 2001 noch einmal einen kleinen Zuschlag von 3;2 Millio­
nen DM genehmigen, aber immerhin im Jahr 2001 mit einem 
unglaublichen Kraftakt 9,3 Millionen DM einsparen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. Dann sagt der Finanzmi­
nister locker, wir sparen im Haushaltsvollzug locker 150 Mil­
lionen DM ein. Meine sehr verehrten Damen und Herren, wer 
das glaubt, wird selig. 

(Beifall der CDU) 

Das sind Relationen, die an Luftbuchungen erinnern. Ich habe 
.·vor einigen Wochen anlässlich der Einbringung davon ge­

sprochen - ich hätte mir gewünscht, dass damals der eine 
oder andere von den Regierungsfraktionen oder von der Re­
gierung auf dieses Argument eingegangen wäre; das war lei­

der nicht der Fall-, dass wir am Ende dieses Doppelhaushalts 
bef einer Gesamtverschuldung des Landes Rheinland-Pfalz 
von. 36 Milliarden DM landen. Ich habe mich bei. dieser Zahl 
nicht verrechnet, aber diese Zahl berücksichtigt nur die Schul­

denam Kreditmarkt: Deswegen ist sie eigentlich nicht ganz. 
korrekt. Die Gesamtschuldenlast liegt höher; denn neben 

den Schulden am Kreditmarkt müssen eigentlich um der 
Haushaltswahrheit will.en die Schulden bei den Verwaltun­
gen hinzugerechnet ~erden, also. die Schulden, die das Land. 

· beispielsweise beim Bund und in geringerem Umfang auch 
bei den Kommunen hat; die Schulden des Land.es bei der LBB, 
für die das Land haftet- dafür stehen wir mit unserem Lan­

deshaushalt gerade-, die-Schulden des Landes aus Mietkauf 

U!]d Leasing- das ist eine immer höhere Bugwelle, die wir zu­
lasten künftiger Generationen vor uns herschieben, was ich in 

der Sache nicht kritisiere; wir haben das in der Regel immer 
mitgemacht, ich stelle das nur fest, weil bei einer korrekten 
Berechnung der Gesamtschuldenlast des Land,es diese Zahl 
nun notwendigerweise mit eingerechnet werden muss-, die . 
Schulden aus der Krankenhausfinanzierung; die direkt vom 
Land zli tragen sind. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn ich das alles 
zusammennehme - die Schulden, die wir auf dem Kredit­

markt haben, plus die zusätzlichen Komponenten der Ver­

schuldung, die ich jetzt gerade genannt habe-, kommen wir 

zum Ende des Jahres 2001 auf der Grundlage des jetzt vorge­
legten ·Haushalts auf eine Gesaf!ltverschuldung des Landes 
von 40 Milliarden DM. Das ist nicht mehr verantwortbar. · 

(Beifall der-CDU­
Kramer, CDU: Unglaublich!) 

Das ist vor allem dann nicht mehr verantwortbar, wenn ich 
noch einmal die Vergleichszahl des Jahres 1991 in Erinnerung 
rufen darf. Wir batten am Ende des Jahres 1991 eine Gesamt­
verschuldung des Landes Rheinleind-Pfalz von .22 Milliar­
den DM. Das heißt,wenn ich ~fe Zeitspanne von 1947 bis 
1991 ~it dem Ergebnis einer. Gesamtverschuldung von 
22 Milliarden Dl\/l nehme und dann die zehn glanzvollen Jah­
re von 1991 bis 2001 mit einer dann am Ende des Jahres 2001 
zu verbuchenden Gesamtverschuldung von 40 Milliarden DM 
nehme, dann ist das schon b~achtlich, in zehn Jahren die Ge­
samtverschuldung dieses Landes zu verdoppein. 

Diese Landesregierung und die sie tr;(lgenden Fraktionen ha­
ben jährlich viermal soviel Schulden gemacht wie alle Vor­
gängerregierungenvon 1947 bis 1991 zuvor. Meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren, jährlich viermal soviel Schulden 
gemacht, das istschon ein bemerkenswerterTatbestand. 

(Starker Beifall der CDU) 

Das muss man erst einmal nachmachen, vor allen Dingen, 

wenn man sich einmal überlegt, was in diesen zehn Jahren 
passiert ist. Das ist die Frage, die mich, .seitdem wir das· einmal 
ausgerechnet haben, ~igentlich nicht mehr loslässt. Was ist ei- . 
gentlieh in diesen zehn Jahren so Gewaltiges passiert, dass 

man möglicherweis·e diese Verd9ppelung der Schuldenlast. 
rechtfertigen könnte? Was von 1947 bis 1991 passiert ist, da­
ran kann sich der eine oder andere sicher noch erinnern oder · 
weiß es zumindest vom Hörensagen, aus welcher Startposi­
tion.heraus dieses Land gegründet wurde undwie sich dann 
langsam die wirtschaftliche Entwicklung in diesem Land dar­

gestellt hat. ln diesen 43 Jahren gab es die Gründung von 
drei, oder besser gesagt, fünf neuen Universitäten. Ist in d'en 
letzten zehn Jahren eine Institution in Rheinland-Pfalz ge­

gründet worden, die annähernd ein Finanzvolumen wie eine 
' ' 

Universität bewegt? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann mich nicht 
erinnern. Was· ist sonst an wirklich durchschlagenden Projek­
ten gemacht worden, die beispielsweise an die Zeiten davor 
anknüpfen? Wenn sich da~·ials in De-utschland jemand ·ober 

Sozialpolitik informiert hat, hat er nqch Rheinland-Pfalz ge­
schaut, oder wenn über Bildungspolitik diskutiert wurde, hat 
er nach Rheinland-Pfalz geschaut. 

Meine sehrverehrten Damen und Herren, was ist denn in die­

sen zehn Jahren so dramatisch Durchschlagendes gemacht 
worden, dass diese · GesamtverschuldUng von 40 Milliar­
den DM zu rechtfertigen wäre? 

(Beifall der CDU) 
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Die Wahrheit ist, das Geld ist versickert. Das Geld ist weg. Die 
Schulden bleiben. pas ist eine trostlose Bilanz nach zehn Jah­

-ren SPD/F.D.P.-Regierung in diesem Land Rheinland-Pfalz. 

(Starker Beifall der CDU) 

- Ich will zu dieser Gesamtbilanz dieser neun Jahre-am Ende 

dieses Haushalts sind es dann zehn Jahre - nur einmal ein 

paar Stichworte nennen, sie vielleicht noch einmal ein biss­

chen in Erinnerung rufen, was denn wirklich die Landesregie­

rung in diesen zehn Jahren im Verhältnis des Landes zu den 

Kommunen ausgemacht hat. Ich habe gestern die neueste 

und aktuellste Zahl erfahren. Am Ende des vergangeneo Jah- · 
res 1998 gab es 680 unausgeglichene kommunale Haushalte 

in Rheinland-Pfalz. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine solche Zahl 

gab es noch nie in unserem Land. 680 unausgeglichene Haus­

halte ist ein einmaliges Erge_bnis. Der Packesel wird weiter be­

laden. Ich sprach eben davon. Der Kollege Mi'!rtes hat an läss­

lich einer der vorap~egangenen Debatten einmal vom Netto­

transfer gesprochen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Nettotransfer 

des Landes an die Kommunen ist nicht das Thema, sondern 
das Thema ist der Nettotransfer im Vergleich zu den Befrach­

tungen der kommunalen Haushalte. Da sehen wir in Rhein­

land-Pfalz ganz schlecht aus. 

(Beifall der CDU) 

·Wir sehen in RheinlandePfalz mit dem ·bekannten Ergebnis 

ganz schlecht aus. Wir sehen, dass den Städten und Gemein­

den die Luft ausgeht. 

Dann habe ich mir zum Thema Straßenbau und Infrastruktur 
Gedanken gemacht. Das sind wirklich bemerkenswerte Ent­
wicklUngen, wenn ma·n sich die Zahlen vor Augen fahrt. Ich 

rede jetzt nur einmal von dem Zeitraum 1991 bis 1999.1n die­

sen acht Jahren wurden im Land Rheinland-Pfalzdie Mittel 
für.den Landesstraßenbau- man glaubt es kaum; man muss 

sich das wirklich vor -Augen führen - um 115 Millionen DM 

verringert. 

(Dr. Gölter, CDU: Pro Jahr!) 

-Pro Jahr! 

Meine sehr verehrten Dam~n und Herren, das spürt man. Das 
sieht man, wenn man sich d~n Zustand rheiriland-pfäl~ischer 
Straß~n ansieht. Jetzt ist das Ei des Kolumbus gefunden. Wir 

haben unseren Augen nicht getraut. Die Landesregierung . 

sagt, im Jahr 2000 seien die Mittel wieder auf 200 Millio­

nen DM aufgestockt. Nun haben wir s~hon an unserem Ver­
stand gezweifelt, weil wir die.200 Millionen DM im Haushalt 

nicht gefunden haben, sondern im Haushalt haben wir nur 

die 113 Millionen DM gefunden, die für den Landesstraßen­
bau ausgewiesen sind. Dann haben wir nachgefragt. Dann 

hat die Landesregierung selbst Auskunft gegeben und darauf 

hingewiesen, dass neben diesen 113 Millionen DM für den 
Landesstraßenbau - so weit, so gut, aber immerhin einmai 

von dem relativ hohen Niveau von 205 Millionen DM ein 

ziemliches Absacken-, die originär für den Landesstraßenbau 
zur Verfügung stehen, die Entwurfsbearbeitung einschließ­

lich Planung und Bauaufsicht für Bundesautobahnen, Bun­

desstraßen und Kreisstraßen mit eingerechnet werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ~iese Auftragsar­

be.iten machen 87 Millionen 'DM aus. So kommen wir dann· 

- 113 Millionen DM plus 87 Millionen DM - auf 200 Millio­
nen DM. Das ist eine dreiste Täuschung der Öffentlichkeit, 

meine sehr verehrten Damen und Herren.: 

(Beifall der CDU) 

Die Auftragsarbeiten für Bund und Kreise werden als Landes­

straßenmitte I aUSl:Jegeben. Man muss sich d?s einmal vorstel~ 
len. Sie werden als Landesstraßenmittel ausgegeben. Dass sie 

notwendig sind, bestreitet kein Mensch von uns, aber sie wer­

den als Landesstraßenmittel deklariert. Das ist ein ganz neuer 
Begriff von Landesstraße, der da von der Regierung einge­

führt wird. bb Bund, ob Kreis, wenn die Straße im Land liegt, 

ist es Landesstraße, meine sehr verehrten Damen und Herren. 
So kann man natürlich auch einen Haushalt fahren und ent­

sprechende Zahlen berechnen. Die Wahrheit ist nur~ die wirk­
lichen Landesstraßen gammeln weiter vor sich hin. Wahr­
scheinlich ist das der Grund, warum jetzt eine nicht ganz 
preiswerte Imagekampagne vorgesehen ist. Auch das kann 

man im Haushalt nachlesen. Es ist nämlich eine lmagekampa­
gn~· "Straße und Verkehr in Rheinland-Pfalz" mit einer Dotie­

rung von 1 Million DM zur PR-mäßigen Besänftigung der 

Stoßdämpfer rheinland~pfäl_zischer Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer vorgesehen, die zu ihrem Arbeitsplatz- pendeln 

rnüssen. Dochdie PR-mäßige Besänftigung hilft ihnen nichts. 

(Beifall der CDU) 

Wissen Sie, das isno frei' nach dem Motto, wenn schon der . 
Tiefbau darbt, dann soll es wenigstens dem Druckgewerbe 

gut gehen, und·dann machen wir eine PR-Kampagne. Nur, 
ein Problem wird dadurch nichtgejöst. 

(Vereinzelt Beifall bei der-CDU) 

Es ist das Grundproblem in diesem La!Jd Rheinl~nd-Pfalz, dass 
die Infrastruktur erodiert. 

Wissen Sie, diese Landesregierung hat nicht sozusagen den 

Wagen mit lautem Getöse gegen die Wand gefahren. Das ist 

nicht das Problem. Das Problem ist, dass die Grundlagen lang­
sam erodieren. Ich habe gelegentlich von einem schleichen­

Clen Prozess der Erosion der wirtschaftlichen Grundlagen un­

seres Landes gesprochen. Die Wirtschaffskraft erlahmt. Das 
Ergebnis ist, dass die Arbeitsplätze schwinden. 
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Meine sefir verehrten Damen und Herren, das Buttoinlands­
prödukt in Rheinland-Pfalz ist inzwischen auf den letzten 

Platz aller westlichen Länder abgerutscht, von dem Platz 9 

auf den Platz 11. 

Ich weiß auch, dassalldiese Indikatoren relativ sind. Nur, g~_uf 

die Addition, sozusagen auf di_e Gesamtsummeall dieser Indi­

katoren kommt es an. Darauf möchte ich Ihre Aufmerksam­

keit .lenken. Nur, das Abrutschen beim Bruttoinlandsprodukt 
- hierfür gibt es hunderte von Erklärungsgründen - ist nicht 

mein Thema. Ich will es nur als ein Datum unter vielen ande­
ren n'ennen, wo das gesamte Szenario osozusagen eine ~er­

spektive für die weitere wirtschaftliche Entwicklung eröffnet. 
Es ist das Ergebnis einer anhal1enden, offenkundig struktu­
relle'n Wachstumsschwäche, die wir in unserem Land haben. 

oln den Jahreo 1991 bis 1998 ist das Bruttoinlandsprodukt in 

Deutschland um J1,67 % gewachsen, in Rheinland-Pfalz nur 

um 5,(?%. Dies ist ein weiterer Indikator, der für sich betrach­
tet sozusagen nicht der Schlüssel zum Verständnis all dieser 

Ent.wicklungen ist. Aber in der Addition, in der Summierung 

mit anderen Indikatoren wirft dies ein Schlaglicht auf das 
Problem. Das Buttoinlandsprodukt wächst in Deutschland 

fast mehr als doppelt so stark ,wie in Rheinland-Pfalz. Das hat 

Folgen für die Arbeitsplä:tze. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren; die Entwicklung ist 
oalles andere als rosig. Auch wenn sie uns bei vielfältigen Gele-

0 genheiten mehr' als zufriedenstellend vorgetragen wird, 

muss man sich die Zahlen einmal vor Augen führen. Die Zahl 
der abhängig Beschäftigten ist im Land Rheinland-Pfalz Ober­

durchschnittlich von 1995 bis 1998 um 1,4% gesunken. Die 

Zahl der Auspendler ist in diesem Zeitraum um 9,4% gestie-
gen. Dassind 18851 Menschen. -

Meine sehr verehrten Damen und Hetren, ich will es einmal 

etwas zugespitzt formulieren: Es ist unser Glück als Rhein­
la-nd-Pfälzer, dass wir nach wie vor wirtschaftlich starke Baol­
lungsräume um uns herum haben, die entsprechend Arbeits­

kräfte aus diesem Land Rheinleind-Pfalz absorbieren- dies isto 

eine unschöne Formulierung -, aufnehm'en und den Men­

schen, die hier im Land leben und keine ArbeJt finden, dort in 

den Baliungsregionen uin uns herum efnen Arbeitsplatz zur 

Verfügung stellen._ 

Ich sage, es ist ein Glücksfall für unser Land. Nur, es darf doch 

eine Landesregierung nicht schläfrig machen. Wir können 

uns ·nicht darauf verlassen, dass auf ewig und alle Zeiten die­

se Wirtschaftskraft der Ballungszentren !Jm uns herum erhal­

ten bleibt. Wir mussen ~us eigener Kraft etwas tun, um Ar­
be'itsplätze im Land zu sichern. 

(Beifall der CDU) 

Meinesehr verehrten Damen und Herren, das ist doch uosere 
_zentrale und entscheidende Aufgabe. 

Der Anteil der Selbstständigen an der Bevölkerung ist von 
_ 1995 bis 1998 von 4,44% auf 4,18% gesunken. Das ist ein 

Verlust vo'n _ 17 000 selbstständigen Existenzen im Land 

Rheinland-Pfalz. Das ist ein bisschen mehr als nur 17 000 Ar­

beitsplätze, die verloren gegangen sind. Das alles ist schon 

bedenklich genug. 

Noch schlimmer ist es bei den Unternehmensneugründun­

gen. Da wird uns bei vielfältigen Gelegenheiten eine Erfolgs~ 
geschichtenachder anderen erzählt. Bei den Unternehmens­

neugründungen nehmen wir mit dem- Land Rheinland-Pfalz 

einen trauFigen letzten Platz unter allen westlichen Ländern 
- ein. Der'Zuwachs beiden Eintragungen im Handelsregister je 

10 000 Einwohner ist von 4,51 % im Jahr 1991 auf 3,73% im 
Jahr 1998 gesunken. Bei den Gewerbeanmeldungen ist es 

ähnlich. 

Meine sehr verehrteno Damen und Herren, deswegen sage ich, 

es muss jetzt Schluss damit sein, dass wir uns einfach darauf 

verlassen und nur darauf vertraU'en, dass die Wirtschaftskraft 

um uns herum weiter boomt. Wir müssen dafür sorgen; dass 

Arbeitsplätze im Land bereitgehalten werden. 

(Beifall der CDU) 

Das ist unsere Aufgabe und nicht nur die von Nordrhein­

Westfalen, Hessen und Bäden-Württembe~g. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in diesem Zusam­

menhang ein 'Thema oder ein Stichwort, das uns verschie­
dentlich schon beschäftigt hat und das aufden ersten Blick 

möglicherweise fast sogar als ein bisschen exotisch gelten 

kann, nämlich die Ausgaben für Wissenschaft und Forschung. 
_lchobeziehe mich jetztauf Zahlen der Bundesregierung. Diese 

sind vielleicht auch in den Augen der Sozialdemokraten au­

thentischer als andere Zahlen. -

Bei den Ausgaben für Wissenschaft und Forschung hat 
Rheinland-Pfalz die rote Laterne; nicht ganz, nur Branden- -
burg knausert noch mehr mit den Mitteln für Wissenschaft _ 

und Forschung. Sachsen und Thüringen: 489 DM und 481 DM 
pro Kopf; Rheinland-Pfalz: 329 DM. 

Ich würde das nicht sagen, wenn dies ~fcht die Arbeitsplätze 

von morgen wären. Deswegen sage ich, wer bei den Mitteln 

für Forschung und Wissenschaft knausert, der knausert bei 

den Mitteln für die Arbeitsplätze von morgen. Deswegen 

muss es oeine Korrektur in diesem Punkt geben und Schluss 

sein mit der Knausrigkeit, nämlich genau hier, wo es um die 

Existenzen der Menscheno morgen und übermorgen geht. 

Diese wollen einen Arbeitplatz, ·und wir müssen heute die. 
Weichen -crafür stellen. 

(Beifall der CDU) 

- Ich sageo das auch vor dem Hintergrund ~ ich erinnere noch 

einmal an die Zahl - dieser 20 Milliarden DM- und der Aufre~ 
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gung, die entsteht, wenn·mandie Frage stellt, was mitdiesen 

20 Milliarden DM passiert ist. 

Meine sehr verehrten Damen und -Herren, all diese .Entwick­

lungen müssen Sie vor dem Hintergrund dies_er 20 Milliar­

den DM und wie der Schuldenberg "in Rheinland-Pfalz inner-. . 

halb der Ietzen zehn Jahre aufgetürmt wurde sehen. Also: 

Zukunftsweisend ist dies alles nicht. Aber wir müssen keine 
Sorge haben; denn die BOrgerinnen und BOrger in Rheinland­

Pfalz werden aufgeklärt. Auch hier steht eine neue Image­

kampagne bevor. 

(Vereinzelt Heiterkeit bei der SPD) 

Wie habe ich gelesen?- Arbeit und Innovation in Rheinland­

Pfalz. Diese Kampagne wird uns _alles erklärl'!n: Warum es so 

sein muss, warum es·nicht besser geht und warum trotz al! . 

dieser schrecklichen Zahlen die Zukunft im Land Rheinland­

Pfalzgesichert ist. 

Meine sehr vereh.rten Damen und Herren,Jmagekampagnen 

sind keine Beruhigungspille, sondern die Lösung von Proble­

men ist das; was die Menschen von dieser Landesregierung 
erwarten und nichtteure Hochglanzbroschüren. 

(Beifall der CDU 7 

· Zuruf von der CDU: Richtig!) 

Wenn ich eben von Forschung und Wissenschaft sprach, dann 

ist dies Teil dessen, was man unter Bildungspolitik gemeinhin 

versteht; denn an der Bildungspolitik entscheiden sich die Ar­
beitsplätze von morgen. Jetzt rächt sich, dass die Bildungspo­

litiK entgegen allen Beteuerungen Ober viele Jahre das Stief­

kind in der Landespolitik war. Die Liste ·i~t lang. Ich will diese 
hier gar nicht vortrag.en: Andere verstehen hiervon viel mehr 

als ich. Nur, ich will einmal den Bogen schlagen. Pas Maßnah­
menpaket- dies ist bis heute ein schöner Euphemismus- hat 
mich beeindruckt, und zwar, dass man ein Paket, das einen so. 

drastischen Bildungsabbau zum Inhalt hat, mit Erfolg als 
Maßnahmenpaket verkaufen kann. Ich muss sagen, das ist 
ein wirklicher Erfolg der Landesregierung. 

(Zuruf des Abg. Jullien, CDU) 

Es erfüllt mich mit Respekt, dass es ihr gelungen ist, diesen 

Euphemismus durchzusetzen. Das muss ich bei dieser Gele­

genheit einmal eingestehen, also vom. Maßnahmenpaket bis 

KOSI 2000. oder KOSI 2010. Das Ergebnis all dieser Schritte, 

Beschlüsse ·und Entscheidungen ist, dass die Schüler-Lehrer~ 
Relation mit Ausnahme der Sonderschule - dies will ich aus­

drücklich sagen - in Rheinland-Pfalz heute .ausnahmslos· 

schlechter ist als 1991. Ich sage noch einmal: mit Ausnahme 
der .Sonderschule. Da ist dies besser geworden. Aber in allen 

anderen Schularten hat sie sich im Vergleich zu 1991 ver­
schlechtert. Der strukturelle Unterrichtsau~faJi hat ein Re-,· 
kordniveau bei den allgemein bildenden Schulen 

- 1991/1992, also im damaligen Schuljahr, minus_1,3% und 
Jetzt im Schuljahr 1999/2000 minus 2,7 % -erreicht. Sie müs-

sen jetzt - diese Entscheidung ist Teil dieses so genannten 

Maßnahmenpakets- die Stundentafelkürzung hinzurechnen. 

Das ist der Punkt- wenn ich mich recht erinnere, war dies 

1993 gewesen -,"den Sie alle. bei diesen Berechnungen von 

Unterrichtsausfall berücksichtigen müssen, sozusagen die Le­

galisierung des. Bildungsabbaus, die stattgefunden hat. 

Wenn Sie dieses Maßnahmenpaket nehmen, müssen Sie <;lie 

Stundentafelkürzung aus den Prozentzahlen herausrechnen, 
die Auskunft über den heutigen Unterrichtsausfall an den 

Schulen· geben, damit Sie eine einigermaßen solide Ver­

gleichsbasis zu der Zahl des Schuljahres 1991/1992 haben, als 
es diese StundentafelkÜrzung noch nicht gab. Wenn Sie sozu­

sagen diese Verzerrung aus der Berech_nung herausnehmen, 

landenSie heute im Schuljahr 1999/2000 ohne diese Stunden­

·tafelkürzung, die diese Regierung. vorgenommen hat, bei ei­

nem Unterrichtsausfall von 7,7 %. 

Meine Damen und Herren, ich habe gestern gelesen, dass der 

·Landesverband der SPD eine Arbeitsgemeinschaft für Bildung 

gewandet hat. Ich kann nur sagen, dass diese Grandung 

neun Jahre zu sp~t erfolgt ist. 

(Beifall der CDU) ·. 

Bezü_glich der Bildungspolitik ist das Kind längst in den Brun­
nen gefallen. 

Wenn der Bildungsabbau legalisiert wird - ich sprach bereits 

davon-, verkauft die Landesregierung dieses Vorgehen als-ei­

ne Reform. Wenn rheinland-pfälzische So.zialdemokraten das 

Wort Reform in deh Mund nehmen, befürchte ich·immer das 

Schlimmste. 

(Beifall der CDU­

Billen, CDl:J: S~ ist das!) 

Meine Damen und Herren, was uns in diesen zehn Jahren als 

Reform v_erkauft wird, schlägt so ziemlich dem Fass den Bo­
de~!_ aus. Die LBB ist zum Beispiel das Paradestück· einer Re­
form. 

(Zuruf des Abg. Mertes, SPD) 

Was haben wir über diese Frage in diesem Hause diskutiert! 

Jetzt liegt der dritte Fehlstart vor, und ich sage Ihnen, dass · 

das nicht der letzte sein ~ird, wenn an dem ursprünglichen 

Ziel festgehalten wird, weil das ursprüngliche ·Ziel in dieser 

Form nicht zu verwirklichen ist und bisher kläglich am euro­
päischen Wettbewerbsrecht gescheitert ist. 

Der eigene Minister der Justiz hatdas von Anfang an gesagt, 
aber auf den wollte· sonst niemand hören. Die Befürchtungen 

·standen-von Anfang an in derWelt. Meine ,Damen und· Her­

ren, das Vorhabe,n einer privatreditlichen Gesellschaft mit ei­
nem achtjährigen Auftragsmonopol kann nicht gelingen. 
Diese Reform ist gescheitert. Dem dritten Fehlstart wird, 

wenn das Projekt weiter betrieben wird - über den jetzigen 
Stand eines Eigenbetriebs hinaus -, ein vierter, fünfter und 
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sechster Fehlstart folgen.-Diese Reform ist auf jeden Fall ge­
scheitert, wenn· sie überhaupt den Namen einer Reform ver­

dient. 

Der berühmte Pensionsfonds - da in der letzten Debatte das 
Stichwort gefallef! ist, wurde die Erwartung geweckt, dass 
wir uns nicht mehr trauen, unsere Kritik aufrechtzuerhalten­
hatte zum 29. November 1999 die grandiose Einlage in Höhe 
von 310 000 DM. Weshalb? Es ist ein Kreislauf von Schuldver­
schreibunge~. Es ist genauso, wie wir es anlässlich der ersten 

Diskussion hier vorgetragen haben. Mitnichten ist es ein 
Fonds, es ist ein Kreislauf von Schuldverschreibungen. 

(StaatSministerMittler: Er wird 
es nie verstehen!) 

-Herr Minister, Sie haben in ~ieser Hinsicht den. Durchblick. 
Das wissen wir. Gott sei Dank haben Sie den Durchblick ... 
Abends werden d~mn die Hühner gezählt, und dann haben 
wir de·n Durchblick, sogar den doppelten Durchblick. 

(Beifall der CDU -· 
Dr. Weiland, CDU: Er ist 

_aber der Einzige!) 

Es ist·also ein Kreislauf von Schuldverschreibungen. Meine 
Damen und Herren, die nützlichen Folgen daraus will ich gar­
nicht beschreiben. Das war auch nie das Thema in diesem 
Hause. Ich bestreite nicht die nützlichen Konsequenzen die­
ses Systems für die Haushaltsplanung. Ich bestreite nur, dass 

das der Durchbruch einer Reform ist. Das ist genauso wenig 
eine Reform wie das, was der Bund analog vor geraumer Zeit 

gemacht hat. Eine Reform ist das nicht. 

Das !hema Bezirksregierungen nennen Sie mit eine.m riesen 

Tamtam. Jetzt haben wir 40 Miiiionen DM zusätzliche Kosten 
im Kreuz, die diese so geminn~e Reform kostet, und - man 
muss mir die Zeitungen lesen· das Chaos ist perfekt. Noch im­
mer weiß niemand, wie viele Beamte welchen Standorten zu­
zurechnen sind. Meine Damen· und Herren, wir schreiben 
heute den 19. Januar 2ooo. Noch weiß ·niemand, welche Be-· 

amten welchem Standort - Neustadt, Koblenz, Trier - zuzu­
ordnen sind. 

Stattdessen· liegen dazu ab'er GO Änderungsanträge zum 

Haushalt vor. Sie sind doppelseitig Kopiert. Ich wollte sie heu­
te Nacht _noch einseitig kopieren, weil das dann noch ein­

drucksvoller gewesen wäre, weil das Bündel dann doppelt so 
dick wäre. Es liegen dazu GO Änderungsanträge zum Haus­
halt vor, ein ganzes Paket von "Nullnummern". Es sind nichts 
anderes als .,Nullnummern", weil man überhaupt nicht weiß, 
was geschieht. 

(Beifall der CDU) 

ln den letzten Tagen habe ich mitjemandem gesprochen, der 

mir Folgendes berichtet hat: ln Trier, Koblenz und Neustadt 

kommen die Kollegen zu ihrem neuen Arbeitsplatz- es müs-

sen also interne Umsetzungen stattgefunden haben, nach­
dem die Strukturen zerschlagen wurden und neue Funktio­
nen, Aufgaben und Zuständigkeiten über das Land verteilt in 

. Trier, Koblenz und Neustadt zugewiesen wurden -, ihnen 
wfrd das Zimmer gezeigt, in dem sie ihre Arbeit erledigen sol­
len, und sie stellen fest, dass der Schreibtisch besetzt ist. Dort 
sitzt nämlich ein Kollege; der nicht im Traum daran denkt, 
den Schreibtisch zu räumen. 

(Zuruf aus der SPD) 

Meine Damen und Herren, das Chaos ist perfekt, und zwar 
unter dem Deckmantel der Reform. Bitte diskreditieren Sie 
diesen Begriff ,,Reform" nicht weiter und benutzen Sie ihn 
nicht mehr. 

(Beifall.der CDU) 

Im Regierungsdeutsch nennt man das übrigens- so habe ich 
es mir sagen lassen-" vereinzelte_ Engpässe". 

(Heiterkeit bei der CDU) 

Nennen wir es also eine Reform mit vereinzelten Engpässen. 

Meine Damen und Herren, ich spreche das Thema .,Polizeire­
form" an. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Jetzt werden Nachhesserungen bei der Polizeireform von den 
Koalitionsfraktionen vorgeschlagen: me~r Stellenhebungen 

im Haushalt. aber nicht mehr Geld. - Ich will auf den alten 
Streit über die Polizeireform nicht mehr eingehen, aber ·ich 
will Ihnen eine kleine Anekdote erzählen, weil der Herr Mi-

. nister des lnnern und für Sport immer noch ejn mannhafter 
Verteidiger dieser Reform ist. Das kann ich -gut verstehen; 
weil es die Reform dieser Regierung ist. 

Es ist keine erfundene Geschichte, obwohl ich sie etwas ano­
nymisiere. Vor einem halben jahr wurde in einer rheinland-

. pfälzischen Stadt eine Sparkassenfiliale überfallen und Alarm· 

ausgelöst. Sowohl die Kunden als auch die-Angestellten wa­
. rensehr erleichtert, als sich der Filiale wenige Sekunden nach 

der Auslösung des Alarms mit hoher Geschwindigkeit ein Po­

lizeiwagen mit Blaulichtund Martinshorn näherte. Dann wa­
ren sie aber tief ·deprimiert, als der Fahrer des Polizeiautos 

nicht im Traum daran dachte, an der Filiale zu halten, son­
d-ern mit unvermindert hoher Geschwindigkeit weiterfuhr. 
Dann hat es sage und schreibe eine halbe Stunde gedauert, 
bis die Polizei eintraf. 

Dann hat jemand einem Polizeibeamte.n, der ziemlich ent­
nervt ankam, die Frage gestellt: Sagen Sie l'!inmal, yveshalb 
hat das so lange gedauert? --Ich lese das Zitat wörtlich vor, 

··damit niemand-sagen kann, ich hätte bei dieser Anekdote ein 

bisschen gf!schummelt. Der Polizeibeamte sagte: Wissen Sie 
denn nicht, dass es Freitagnachmittag ist und wir nur eine 
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Notbesetzung haben?- Meine Damen und Herren, das ist die_ 
Polizeireform in Rheinland-Pfalz. Das ist das, was die Regie­
rung immer noch als Reform verteidigt. 

Jetzt werden Nachhesserungen bei der Polizei vorge·nom­
men: ·mehr Stellenhebungen im Haushalt, aber nicht mehr 

Geld.- Das ist Beförderungspolitik bei der Polizei nach Kas­

senlage. Leistung spielt in dieser Hinsicht keine Rolle mehr, 
·meine Damen und Herren. Soviel Sand liegt am ganzen 

Rheinstrand nicht, wie diese Landesregierung benötigt, um 

ihn den Polizeibeamten in die Augen zu streuen, damit sie 
nicht erkennen, wie sie durch die Anhebung der Stellenpla­

nung betrogen werden. 

(Beifall der CDU) 

Ich bin der Meinung, dass das- wenn man den Zeitraum von 
neun Jahren betrachtet-_ alles ein bisschen zu wenig und ein 

bisschen zu bescheiden fOr zusätzliche 20 Milliarden DM 
Schulden ist, die in diesen neun Jahren gemacht wurden. 
Statt alle Kraft auf die eine Frage zu konzentrieren, die nach 
der Meinung der 'CDU-Fraktion nach wie vor die entschei­

dendste Frage und wichtigste Aufgabe zugleich ist, nämlich 
heute ein Fundament fOr die Arbeitsplätze von morgen zu le­
gen, habe·n Sie die Grundlagen neuer Arbeitsplätze vernach­
lässigt. Meine Damen und Herren, ich kenne in der Landespo­
litik keine Aufgabe, die annähernd s~ wichtig und bedeut­
sam ist wie die Aufgabe, heute Fundamente fOr die Arbeits­
plätze von morgen zu legen! Das ist die en~scheidende und 
zentrale Herausforderung. 

(Beifall der CDU) 

Wie passt dies damit zusammen, dass eigentlich die Politik 
und der Staat keine Arl:!_eitsplätze unmittelbar schaffen kön­

nen?-Das ist wohl Wahr. Auch wenn diese Illusion gelegent­
lich vo-n anderen genährt wu~de: Das geschieht durch die­

Verbesserung bet der Infrastruktur und durch Verbesserun­
gen im Bereich der Bildung. 

• 
ln dei! letzten Tagen hat der Vorsitzende der Landesvereini­

. gung der rheinland-pfälzischen Unternehmerverbänd·e, Eber­
hard Schwarz, ein Zitat benutzt. Mir war das bis ·dahin nicht 

- . 
bekannt. Ich kenne es erstseitwenigen Tagen, aber es bringt 
die Sache in einer einm.aligE'm Formulierung auf den Punkt. Es 

ist ein Zitat von Henry Ford,.der einmal gesagt hat: "Die Zu­
kunft eines Lan~es beginnt im Klassenzimmer."- Meine Da­
men und Herren, so ist es. Man _kann auch sagen, die· Zukunft 
von Arbeitsplätzen beginnt im Klassenzimmer, und deshalb 
ist es ein unmöglicher Zustand, dass an rheinland-pfälzischen 
Berufsschulen beispielsweise 7,2 % des Unterrichts ausfällt. 
Die Zukunft eines Landes beginnt im Klassenzimmer. 

(Beifall der CDU) 

ln diesem Bereich haben wir unsere Akzente gesetzt: Zukunft 

fOr Arbeit, Infrastruktur, Bildung und auch fOr die Vereinbar­
keit von Familie und Beruf, die in diesen Zusammenhang hin-

eingehört, und fOr neue Technologien unter dem Gesichts­
punkt der Arbeitsplatz schaffenden neuen Technologien. 

Ich habe die Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der 
CDU zum Thema "Telearbeitsplätze" gelesen. Ich verfolge 
das Thema schon seit einigen Jahren, das auch gelegentlich in 
diesem Hause eine Rolle gespielt hat. Eine der Fragen, die wir 

uns stellen mossen, ist es, wie in einem Flächenland-wie 

Rheinland-Pfalz. Bedingungen geschaffen werden können, 
die dazu fOhreri, dass neue Arbeitsplätze entstellen. 

Der Bereich Telearbeitsplätze bietet sicher eine nicht geringe 
Chance fOr ein' Flächenland wie unseres. Auf unsere Große 
Anfrage zum Thema Medienstandort vom Oktober 1999 ant­
wortetdie Landesregierung: Im Bereich derTelearbeitsplätze 
-wir reden vom Oktober 1999 und nicht V:om Oktober 1989 
oder 1993 -soll jetzt die Erfassung und Untersuchung mög­
lichst aller in Rhein Iand-Pfalz in den letzten Jahren erfassten 
Maßnahmen in der Telearbeit stattfinden. Ich verkurze ein 

bisschen den Satz, damit Sie seinen -unglaublich tiefen Sinn 
erfassen können. Dfe Landesregierung antwortet, im Bereich 
der Telearbeitsplätze soll jetzt die Erfassu.ng aller erfassten 
Maßnahmen stattfinden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, entweder bin ich 
doof, oder ic:h muss mir an den, Kopf greifen. Die Erfassung· 
aller erfassten Maßnahmen istsozusagen der innovative Fin­
gerzeig der Landesregierung im Bereich der Telearbeitsplät­
ze in Rheinland-Pfalz, 

(Beifall der CDU)· 

-
abgesehen davon, dass es eine "Verhohnepipelung" einer 
Fraktion ist, auf eine Frage der Opposition so zu antworten, 
dass man die. erfassten Maßnahmen erfassen will. 

Ich schaue in das neue Multimediaprogramm.Dieses wurde 
pünktlich am Heiligabend unter den Christbau-m gelegt. Tele­

arbeit und Teleservice sind hierin als Leitprojekt ausgewie- _ 
. sen. Der zentrale Satz auf dieser einen Seite lautet: "Die Sen­

sibilisierung fOr Telearbeit ·ist unter anderem ein Schwer­
punkt von RLP lnform." 

Meine sehr verehrten -Damen und Herren, der Zug ist längst 
abgefahren. Die LandesreQierung wartet noch immer am 
Bahnsteig, weilsie hofft, der Zug wurde verspätet eintreffen. 
Der Zug ist längst weg und trifft nicht mehr verspätet ein. Die 
Uhr der Landesregierung iststehen geblieben. Deswegen hat 
sie keine Ahnung davon, dass der Zug längst von dannen ist. 
So ist das in diesem Land Rheinland-Pfalz. 

(Beifall der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und -Herren, Multimedia war 
jahrelang das bestgehOtetste Geheimnis der Landesregie­
rung. Alle sprachen von Mllltimedia. Wenn man gefragt hat, 

was plant ihr denn, wurde immer nur gesagt: große Dinge. 
Ihr werdet euch noch wundern. Große Dinge. sind in Vorbe-
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reitung. - Jahrelang wurde dieses Geheimnis gut gehütet. 
Jetzt wird plötzlich von 300 MHiionen DM ge~prochen. 

ICh war zunächst einmal beeindruckt. 300 Millionen DM für 

Multimedia- Donnerwetter. Ich habe mich einmal erkundigt, 

·für was um alles in der Welt diese. 300 Millionen DM ei.nge­

setzt werden. 

Zu_E'!rst wurde gesagt- das ist sozusagen npch in Fortsetzung · 

der Strategien des bestgehütetsten GehE;!imnisses der Landes­

regierung-: Das können wir euch nicht sagen, für was wir die 

300 Millionen DM brauchen, weil Multimeqia eine Quer­
schnittsaufgabe ist. Die 300 Millionen DM verteilen sich quer 
durch alle Einzelhaushalte. Wo im Einzelnen Multimedia eine 
Rolle spielt, wird sich zeigen. So präzise können wir das nicht 

sagen. 

Dimn ist der Landesregierung eingefallen, dass diese Antwort 
nicht ganz überzeugend ist. Sie hat uns- wie eben schon be­

merkt- pünktlich am Heiligabend diesen Aktionsplan Multi­

media 1999 bis 2001 unter def] Christbaum gelegt. Das ist ein 

relativ umfangreiches Heft. Ich begann, -mit Spannung dieses 

Heft zu le?en, weil ich dacht~: Na gut, es hat doch irgendet~ 
was gefruchtet. Sie haben sich ernsthaft Gedanken gemacht· 

und etwas zusammengestellt, was diesen Namen verdient. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei näh.erem Hin­
sehen ist dieser Aktionsplan Multimedia 1999 bis 2001_ wirk- · 

lieh sehr bemerkenswert. Ich möchte nur ein paar Lektüreer­
lebnisse und Lesefrüchte zum Besten geben. Einer der zentra­
len Punkte ist die Beschaffung von Ersatzcomputern für Se­

kretariate in V:~rwaltung und Behörden. Hier kann man noch 
sagen,· okay,_irgeridwo geliört dasmit dazu. Das möchte iCh 
nicht kritisieren. 

Es gibt eine Fülle pauschaler Hinweis~ auf Hatishaltskapitel. 

Man fragt sich, was dieses Haushaltskapitel, auf das gerade 

verwiesen wird, mit Multimedia zu tun hat. Man muss_schon 

die tiefere Einsicht eines Regierungsmitglieds haben, um da-
hinter zu blicken. · 

_ . Außerdem wird eine Reihe von Haushaltstiteln gleich mehr­
fach genannt. Das ist ein netter Trick. Ich glaube, die Haus­

haltstitel sind neun- oder· zehosteilige Ziffern. Wenn zehn 

Seiten dazwischenliegen, muss man schon ein enormes Zah­
lenged?chtnis haben. Wie heißt -dieses Zahlengedächtnis, 

wenn m;;tl} sich die Zahlen gut einprägen kann? 

(Zuru_fe von der SPD) 

Der Kollege Dr. Mertes scheint eines.zu haben. 

Lieber Herr Mertes, dann hätten Sie den Haushaltsausschuss 

aufklären müssen. Innerhalb von zehn Seiten finden sich die 
·gleichen Haushaltstitel wieder. Das ist ein Trick, auf.den man 

erst einm.al kommen muss. Des Weiteren wird auf Titel ver­

wiesen, die"mit Multimedia beim besten Willen nichts zu. tun 

haben, beispielsweise die Förderung von Ehrenamt. Das ist, 
·wie wir alle wissen, eine klassisch"e Aufgabe von Multimedia. 

(Beifall der CDU} 

Man tut sich in punct6 Ehrenamt schwer in der Kritik; .d,enn 

alle sind für das Ehrenamt. 

Ich habe etwas festgestellt. Ich habe l~ider die Zahlen nicht 
dabei. Vielleicht sage ich ·es auch gar nicht, bevor ich etwas­

Falsches sage. Ich glaube, es gibt 3 800 freiwillige Feuerweh~ 

ren im Land Rheinland-Pfalz. Diese waren im Rahmen der 
Haushaltsgespräche bei uns und haben sehr über das eine­
oder andere geklagt, was sie in" den letzten Jahren er_lebt ha­
ben. 

. Diese haben -alle mindestens eine, ·in einer Reihe von Fällen 

zwei mit 1,10 DM frankierte Einladungen zum Ehrenamts­
-kongress der Landesregierung bekommen. Ich bin nicht da­

gegen, dass man diese einlädt, aber bei diesem Kongress han­

delt es sich um eine reine PR-Aktion der Landesregierung und 

des Ministerpräsidenten. Man hätte besser das Geld genom­

men ·und den freiwflligen Feuer\Jvehren zur Verfügung ge­

stellt. Damit wäre sehr viel mehr Sinnvolles gemacht worden. 

(Beifall der CDU)-

Ich komme zurück zum Aktionsplan Multimedia. Eine Reihe 
von Flaushaltstiteln ist mehrfach genannt. Das sind Titel, die 

mit_Multimedia wirklich nichts zu tun haben. Aufgeführtsind 

außerdem Kostenerstattungen an das DIZ und ~as Statisti­
sche Landesamt. Das ist sehr innovativ. Das ist wirklich toll. 

Kosten, die sowieso anfallen, bucht man auf dieses Pro-. 
gramm. 

. 
Das kennen wir üb'rigens damals vom Konversionsprpgramm. 

Da war das genauso. Man hateinfach im Landeshaushalt ge­

schaut, was sowieso getan wird. Wenn sich irgendwie der Bal­

ken so biegen ließ, dass es in die Nähe eines Konversionsge­

biets kam, hat man diesen Titel in das Konversionsprogramm 
hineingeschrieben und kam auf die gewaltige Summe von 

eberifalls 300 Millionen DM. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das kann man alles 

noch gelten lassen. Es wird aber noch interessanter. Dann . 

- kommen die Titel. Beispielsweise im Haushalt des Wirt­
schaftsministers ist man ganz gespannt, was sich dahinter 

verbirgt. Man schlägt nach und findet sechs Titel, die auf null 
gesetzt sind, Ausfüllung Aktionsplan Multimedia Rheinland­
Pfalz, Verweis auf Nulltitel im Haushalt-des Wirtschaftsminis­

ters. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das könnte noch "\_ 

ein Versehen sein. Eines hat mich aber wirklich umgehauen. 

- Niemand hat damit gerechnet, das_s sich irgendein Blödmann 
hinsetzt und diese Titel nachpruft. Wer.macht das s~hon au­

ßer einem HausnaltsreferentE}n. einer Fraktion? Es ist schmer­
zerisge!dpflichtig, so etwas zu tun. 
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Meine sehr verehrten Damen und flerren, das Schärfste ist, -
dass zuhauf Titel aufgeführt sind, die im Haushalt gar nicht 
existieren. Sechsmal wird auf einen Haushaltstitel des Innen­
ministers verwiesen, elen-es gar nicht gibt. 

De_n Vogel schießt der Finanzminister ab. Dieses Mal sind es 

nicht die Hühner, sondern die Vögel. Im Haushalt des Finanz­
ministers wird der Beitrag des Finanzministeriums zum Leit­

projekt- ich muss das genau vorlesen; denn es ist ein Zungen­
breclier; obwohl_ ich es gestern geübt ha_be, fällt es mir immer 

noch schwer - "Elektronische Vorgang~bearbeitung und 
Work-Flow-Management-Systeme" mit31 ,5 Millionen DM im 
Jahr 2000 und 28,15 Millionen DM im Jahr 2001 angegeben: 
Als Beleg wird das Kapitel 04 OS Titel 546 01 genannt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser Titel exis­
tiert im Haushalt des Finanzministers einfach nicht .. Zählen 
Sie einmal die Zahlen zusammen: 31,5 Millionen DM -bei 

100 Millionen D-M pro Jahr in diesem Zeitraum 1999,.2000 
und 2001. Das heißt, 30.% des Jahresetats Aktionsplan Multi­
media Landesregierung Rhe_inland-Pfalz kommen aus dem 
Nichts und vergtahen in nichts~- -

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt ihn gar 
nicht. Das ist nun wirklich innovativ. -

{Beifall der CDU) 

Auf die Weise kann man Multimedia zu einer virtuellen Ver­
anstaltung machen. Das ist vielleicht auch beabsicht}gt. 

Bei alledem zeigt sich, dass, statt Probleme zu lösen, Image-· 

kampagnen gestrickt werden. Statt Grundlagen für Arbeits­
plätze zu schaffen, lässt man den Dingen.ihren Lauf. Statt 
Weichen zu stellen, werden virtuelle Programme erfunden, 

weil diese alles so schön leicht machen. Mari muss nichts ein­
lösen. Man kann in der virtuellen Realität diskutieren. 

Am Ende- das ist das traurige Ergebnis- ist das Land von sei­
nen Entwicklungsmöglichkeiten abgesch11itten. Ich sprach 
eb~n davon, meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 

nicht der Crash, es ist nicht der Totalschaden, der es uns so 
schwer macht. Diese Landesregierung hat nicht den Wagen 
gegen die Wand gefahren.-Nein, es ist die Tatsache, dass Öber 

Jahre hinweg dieses Land abgeschnitten wird von seinen Ent­

wicklungsmöglkhkeiten, vireil das, was andere um uns heru:m 
machen_- man muss sagen alle anderen um uns he~um ma­
chen-, im Land Rhei_nlarid-Pfalz erst viele Janre später, wenn 
Oberhaupt, zum Tragen kommt. Wir rutschen ·ab, ·wir fallen 
zurück, und andere investieren in die :Zukunft. 

Mir ist in den letzten Tagen eine Kart_e in die Hand gefallen, 
die ein großes deutsches Flächenland zeigt. 

(Vereinzelt H_eiterkeit.bei der SPD) 

-Ob das so lustig ist, mag sein. Aberfür euch ist das lustig, das 
kann ich mir schon vorstellen. 

Diese ungewöhnliche Karte von einem ·der größten deut­
schen Flächenländer zeigt Regionen und Zentren im Bereich 
von Wissenschaft, Forschung, Technologie und Zukunftsinve-. 
stitiooen. Dort steht an Regionen und Zentren aufgelistet~ in 
allen Regionen und Teilen des Landes; ich lese ein paar vor-: 
Bioregio Forschungsnetz, eine andere Region ist ein Zentrum 

für g·rane Biotechnologie. Dann gibt es eine Region Soft­

ware-Offensive, Neutronenqueile,.Umwelttechnik. Da gibt~~ 
eine Region für rote Biotechnologie, da_gibt es ein Zentrum 
für angewandte Mechatronik- ich habe erst im Lexikon nach­

sch<!uen müssen, was das ist-, dann gibt es eine Bio-Med-Tec;­
Region, ein Forschungsnetz B_ioinforinatik, ein Forschungs­

netzwerk Mechatronik. 

Meine Damen und Herren, das ist Zukunft. Das sind Bundes­
länder, denen es vor 15, 20, 25 Jahren noch schlechter ging 
als unserem Bundesland, die aber rechtzeitig die Weichen ge­

stellt haben, weil sie wussten, dass man -Zukunft nicht ge­
winnt, wenn man Geld--versickern lässt, sondern dass man Zu­

kunft nurgewinnt, wenn man klare Prioritäten setzt. 

(Zurufe vo_n der SPD} 

Liebe Kollegen, wissen -Sie;· es hätte mich gewundert,' wenn 
nicht ein ~olcher Zwischenruf gekommen wäre. Ich willihnen 
einmal eines.sagE'm: Ich habe mir überlegt, ob ich eine· Liste 
von Dingen mitbringe, die ich denjenigen gern empfehlen 
möchte, die im Glashaus sitzen und meinen, sie könnten mit 

dicken Steinen umsich werfen. 

(Beifall der CDU) 

c Ich habe darauf verzichtet. Mir ist eine gan·ze Reihe von Stich­
worten eingefallen, Herr Kollege-L~wentz, übrigens auch sol­

che, die unmittelbar Ihre Amtszeit bis in die jüngste Vergan­
genheit hinein betreffen. Auch das wird irgendwann alles auf 
den Tisch kommen. Das ist nicht mein Thema heute Morgen. 
Ich finde mir, jeder ist gut beraten, vor der eigenen Haustar 
zu kehren uhd im Glaushaus sitzend nicht mit dicken Steinen 
um sich zu werfen. Das ist der einzige.R.atschlag, den ich den 

Kolleginnen und Kollegen der SPD geben will. Dass unsere Si­

tuation im Moment nicht traumhaft ist; das muss ich Ihnen 
nicht vortragen, das können Sie jeden Tag in der Zeitung le­

sen. 

Meine Damen und Herren, das ist allerdings nicht das Thema 

heute. Heute ist das Thema, dass die Situation unseres Landes 
alles andere als traumhaft ist, 

· (Beifall der CDU) 

weil die anderen Länder- ich weiß nicht, ob. Sie in der Zeitung 

_gelesen haben, was die Baden-WOrttemberger mit ihren Ver­
kaufserlösen machen, soweit ich weiß, mit Zustimmung der 
dortigen sozialdemokratischen Opposition - das _Geld nkht 

versickern lassen, sondern die Weichen .für Zukunftsinvesti-
-tionen stellen. 

-' 
' 
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Meine Damen und Herren, .. Zukunftsinvestition" ist ein ganz 
- abstrakter Begriff. ln Wahrheit kann man. das aber ganz 

deutsch formulieren ... Zukunftsinvestitionen" heißt: Arbeits­
plätze. von morgen.- Das ist unser Thema und leider nicht das 
Thema der Landesregierung in den letzten Jahren. Dafür sind 
die WeiChenstellungen nicht erfolgt. Deswegen ist unsere La- ·. 
ge alles andere als traumhaft. Deswef!en würde ich mir eine 
Initiative wünschen, wie ich sie eben von einem großen Flä­
chi:mland vorgetragen habe. Dort en~tehen Arbe-itsplätze. 
Das bekommt man nicht hin, wenn man bei Forschung und 
Wissenschaft nach Brandenburg die rote Laterne aller Bun­
desländer trägt. Das ist erfolgreiche Politik; es anders zu ma­
chen - leider nicht bei uns in Rheinland-Pfalz, einstweilen je-

--denfalls leider nicht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, am Ende· dieses al­
ten Jahrhunderts und am Beginn des neuen Jahrhunaerts 
spricht alle Weft lf~n Aufbruch. Es ist vielleicht auch so, dass 
wir einen Aufbruch brauchen, in der Politik, in der Gesell-

. schafi, in dieser.Umstrukturierungsphase. Ich kann mich an 
· eine Rede erinnern, die He-rr Kollege Joachim Mertes hier ir­

gendwann einmal gehalten hat, als er, wie ich fa~d, sehr zu­
treffend diese Umbruchphase geschildert hat. ln dieser Zeit, 
die wir jetzt erleben, mitalldiesen Veränderungen, in der Ar­
beitsplätze sozusagen auf den Trampelpfaden sich bewe­
gend nicht gefunden weiden, sondern in der man neue 
Schneisen schlagen muss, da hätte ich erwartet, jedenfalls am 
Anfang, dass die eine oder.andEJ_re neue Schneise in der Lan­
despolitik geschlagen-wird. 

Dieser Haushalt jedenfalls ist kein ,t>.ufbruch, aber wir brau­
chen auch in Rheinland-Pfalz einen Aufbruch. Dieser Haus­
halt ist genau das Gegenteil. Er ist die Offenbarung, dass die­
se Regierung zu diesem Aufbruch nicht fähig ist. Deswegen 
lehnen wir diesen Haushalt ab. ·. 

Ich bedanke mich fOr Ihre Aufmerksamkeit. 

(Anhaltend Beifall der CDU) 

Präsident Grimm: 

- . 
Meine Damen und Herren, ich· habe noch etwas Erfreuliches 

nachzutragen. Eine Kolleg-in und ein Kollege hatten runde 

Geburtstage. Herr-Kollege Geis ist am 27. D~zember 50 Jahre 
alt geworden. Nachträglich herzlichen Glückwunsch! 

. (Beifall im Hause) · 

Auch Frau Kollegin Thomas h~tte Geburtstag. Sie ist etwa~ 
jünger. 

(Vereinzelt Heiterkeit und 
Beifall im Hause) 

Als Gäste begrüße ich Schalerinnen und Schüler de( Haupt­
schule Ediger-EIIer, Schülerinnen und Scbüler der Erzieher-

klasse der Diakonie-Anstalten Bad Kreuznach sowie Schüle­
rinnen und Schüler der 12. Jahrgangsstufe {Leistungskurs So­
zialkunde) der IGS Ludwigshafen-Oggersheim. Herzlich will­
kommen im LandtaglVielen Dankfür Ihr Interesse. 

{Beifall im Hause) 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Kollegen Joachim 
· Mertes das Wort. 

Abg. Mertes, SPD: 

-
Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
will selbstverständlich auf die Rede des Kollegen Böhr im Lau­
fe meines Beitrags eingehen. Meine Damen und Herren, ich 
komrne natürlich zu ganz anderen Schlussfolgerungen. Mei­
ne Schlussfolgerungen sind: Wir haben es geschafft, den 
Doppelhaushalt 2000/2001 zu einem Einstieg in den Ausstieg 
der Nettokreditver~chuldung zu mach.en. Wir sind darüber hi­
naus in der Lage, die diskutierten Steuerreformen, seien sie 
von der Bundesregierung, seien sie von der CDU/CSU, seien­
sie von der F.D.P., zahlenmäßig zu verarbeiten und kommen 
damit zu der Feststellung: Unser Haushalt steht. 

(Beifall der SPD) 

. Herr Kollege Böhr hat uns noch in seiner Pressekonferenz das 
Wort der Makulatur um die Ohren geschlagen. Das hat er 
heute nicht benutzt. Man muss also von einer gewissen Ein­
sichtsfähigkeitauch bei ihm ausgehen; aber er hat siehedich 
scharf nachgerechnet. Wir werden noch auf die einzelnen Be­
griffe eingehen. 

Es ist in derTat bemerkenswert, wie er bestimmte Dinge dar­

gestellt hat. Ich will nur einmal auf die eine Sache eingehen, 
bei der Sie_richtig happy waren, nämlich Was im Finanzmini­
ste~ium in dem nicht existierenden Titel in Kapitel 04 05 Ti~ 

tel 546 01 ---Soll ich ihn wiederholen?- Das ist der Titel, um 
den es geht. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: . 
Ja, bitte!) 

Im Haushaltsansatz -wurde diese~ Titel in Kapitel 04 05 

- Zentrale Datenverarbeitung der Finanzverwaltung - unter 
dem neuen Titel 546 68 zusammengefasst. Erster _J:Iunkt, den 
wir feststellen: Zumindest irrt Herr Böhr . 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD) 

Ich komme· zum zweiten Punkt. Wir kön.nten das-so fortset­
zen. Es ist eigentlich nach der Pressekonferenz schon wider­
legt worden. Herr Böhr irrt .. 

Ich möchte auf meinen Bereich zurückkommen. Wir haben ei­
nen Haushalt vorg-elegt, der trotz der Veränderungen steht. 
Die Veränderungen, die Herr Böhr genannt hat, hat er auch 

,_ 
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sehr zurückhaltend bewertet. Ich glaube, der Finanzminister 
hat einen guten und umsetzbaren Vorschlag gemacht, was 
die Zukunft angeht. 

(Beifall de-r SPD und derF.D.P.) 

Wenn er das so vorschlägt, obwohl noch kein Gesetz vorliegt 
und obwohl noch kein Stück Papier genau beschreibt, wie 

sich das abwickelt, insbesondere wie es sich im Bundesrat ab-
wickelt, wenn er beispielsweise ·auch die Entschädigung der 

NS-Zwangsarbeiter als Landesanteil mit bedenkt, dann geht 

das Land Rheinland-Pfalz- wie ich finde- einen verantwortli-­
cheren Weg ·als so manches Un_!ernehmen, das darüber nach­

zudenken hätte. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wenn wir nach 1999 in der Lage sind, eirie Rücklage zu bil­
den, weii wir sparsam gewirtschaftet haben; aber auch meh-r 
Steuern bekommen haben- beides ist-der Fall-, dann zeigt 

dies Handlungsfähigkeit und Voraussicht in der Finanzpolitik, 
meine sehr geehrten Damen und Herren. 

(Beifall der SPD) 

Dies schaffen wir alles, ohne dass wir unseren Weg zur Null­

Verschuldung in acht Jahren deshalb heute schon ändern 
müssen,- im Gegensatz zu anderen Ländern. Meine Damen 
und Herren, das sind die nüchternen Fakten des Generellen 
zum Haushalt. Das hat diese Koalition gemeinsam geschaf­

fen. 

(Beifall derSPD) 

Meine Damen un_d Herren, ist es denn ~irklich grundehrlich 
vom Oppositionsführer, wenn er in dieser Frage so vorgeht, 
obwohl er weiß, dass seine Partei und die CSU zur Steuerpoli­
tik in der N9rderstedter Erklär!Jng gemeinsam - wenn auch 
auf anderen Wegen - 50 Milliarden DM Entlastung für die 
Bundesrepubli_k haben wollen? -. Ist es denn grundehrlich, 
dann nicht darüber zu reden, dass dies natürlich auch dem 

Land und den Kommunen Steuerausfälle bringen würde? -Ist 
das grundehrlich? 

Meine Damen und Herren, bei diesem Thema müssen wir. 

schon ein bisschen ehrlicher· miteinander u~gehen. Alle Par­
teien- und die Liberalen mögen es mir verzeihen--·-

- (Kuhn, F.D.P.: Es kommt darauf 
an, was du sagst!)_ 

- Lieber Werner Kuhn, ich appelliere an die §rundtugend der 
Liberalen, in der.Lage zu sein, mit uns darüber zu diskutieren. 

Wir glauben, dass das Paket von Hans Eichel sauber gerech­

net ist und dass es mit dem, was es vorsieht, für Land und 
Kommunen zurnutbar ist. Wir gehen zunächst einmal von 

diesen Zahlen aus> Es wird sich zeigen- dies sage ich voraus-, 

was llliir insgesamt in der Bundesrepublik in dieser Debatte 

am Ende auf die Beine stellen. Wir müssen etwas auf die Bei­
ne stellen, weitwir aile der Meinung sind, dass die Volkswirt­
ehaft an Dynamik gewinnen muss und die Wachstumskräfte 
gestärkt werden müssen. _ 

Es gibt insgesamt eine Übereinstimmung bei allen-· da sollte 
auch Herr Böhr nicht mit Zahlen jonglieren, wenn er ebenfalls 
unterschreiben möchte -; dass wir für die Bürgerinnen und 

Bürger sowie auch für die Unternehmen die Steuerlast sen­
ken müssen, und zwar auf Kosten u_nserer Einnahmen. Ich sa­

ge dies heute, damit es einmal ehrlich gesagt wird, meine Da­

men und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

·wir wissen, dass wir ein Minus an Einnahme!} haben, das wir 
nur schätzen können. Deshalb sind wir auch dem Verfahren 
des Finanzministers beigetreten, i_m Laufe des Haushaits, aus­
gehend von· bestimmten Eckpunkten, das einzusparen, was 
sich tatsächlich nach der politischen Debatte- ergibt. Trotz­
dem werden wir die politischen Schwerpunkte unserer Koali­
tion, nämlich 

_ 1. einen überdurchschnittlichen Anstieg ·der Ausgaben für 
Schule und Bildung, 

2. mehr Geld für Arbeit und Innovation, 

3. St~aße und Verkehr, 

4. Innere Sicherheit-und 

5. leistungsfähige Kommunen 

noch durchhalten un<:l finanzieren, meine Damen und Her­
ren.-

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir wissen, dass das vor diesem Hintergrund schwieriger 
wird. Aber es kann sich doch keiner aus dieser Debatte her­

ausste.hlen und so tun, als w'ären wir nur das L~md und VIIären 

nicht innerhalb der Bundesrepublik in diese Entscheidung 
eingebunden. 

Deshalb müssen wir diese Herausforderung annehmen und 
. mit einem strengen Konsolidierungskurs die Haushalte des 

Landes, aber auch der Kommunen fahren: Da hilft es nichts, 
zu versuchen, dies in Gut und Böse aufzuteilen. Meine Damen 
und Herren, diesbezüglich befinden wir uns ·in einer- echten · 

Gemeinschaft, und unser Haushalt beweist.das auch. 

Meine Damen und Herren, der Haushalt soll die Zukunft be.: 

schreiben. Ich habe für das Jahr 2000 viele Prognosen gehÖrt, 

insbesondere die, dass der Strom ausfällt und kein Wasser 
mehr da ist. Man solle sich·in der Silvesternacht einen Eimer 

oder eine Badewanne voll Wasser laufen lassen. All dies ist so 
wenig eingetroffen wie an_dere Hiobsbotschaften. 
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Wir haben allerdings Fragen an das rieue Jahrzehnt. Ich 
I 

möchte an dieser Stelle gar riicht sagen: an das neue Jahrtau-
send. Die Fragen, die uns beschäftigen, sind: Welche Entwick­
lungen erwarten wir?- Welche befürchten wir? -Welche er­
hoffen-wir?- Was brauchen die Menschen, um diese Entwick­
lungen bewältigen zu können, und was leistet d.ieser Haus­
halt, um die Menschen in die Lage zu versetzen, damit zu- -
rechtzukommen? 

Meine Damen und Herren, welche Entwicklungen erwarten 
wir? Das, was wir weitgehend noch nicht realisiert haben 
-das wird jetzt etwas langsamer; denn es muss in unsere Köp: 
fe hinein -, ist die Tatsache, der Wandel der Technologie in 
der Wirtschaft und unserer Arbeitswelt wird noch rasanter 
vorangehen, als dies unsjn allen Büchern beschrieben wurde. 

Wir waren am Freitag mit dem geschäftsführenden Vorstand 
bei der BASF. Dortstehen Steameracker- ich muss nicht erläu­
tern, was diese Geräte technisch, machen-, Riesendinger, die 
ausgesehen haben wie das Raumschiff Enterprise, dreifach so 
groß, wie diese Anlage des Deutschhauses. ln ihr arbeiten 
17 Personen im Schichtbetrieb. Der Kapitaleinsatz für eine 
einzige dieser Anlagen liegt bei 500 Millionen DM. 

Was sagt UI')S das? Das ist das rasante Tempo, von dem wirre~ 
den. Das ist die Veränderung, über die wir grübeln. Das ist 
auch das Problem, das' der Kollege Böhr angesprochen hat, 
nämlich dass in der industriellen Produktion die Frage des Ka-, 
pital~insatzes immer stärker bewertet wird als die Frage des 
Personaleinsatzes. Im Zuge dieser Entwicklung haben wir na­
türlich insgesamt in Deutschland und in Europa Veränderuri-

, gen zu erleiden. Wir müssen die Bereitschaft der Menschen 
gewinnen, sich auf diese Veränderu,ngen einzulassen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Es wird niclit mit Angstmache gehen, di,e Bereitschaft dieser 
Menschen zu erarbeiten. 

(Kuhn, F.D.P.: So ist es!) 

Es wird nur dadurch gehen- ich möchte nicht sagen, indem 
wir sie bei der Hand nehmen -, indem wir offen diskutieren, 

--was sich tatsächlich verändert; dass man lebenslang lernen 
mu;s, dass man ,bereit sein muss, neue Technologien zu ak­
zeptieren. Auch das ist etwas, was wir in den_80er und 90er 
Jahren nicht immer leicht gelernt haben. 

Meine Damen und Herren, was wir bislang Oberhaupt noch 
nicht in Betracht gezogen h~ben, was aber für die Landespo­
litik von entscheidender Prägung sein wird, ist die Prognose, 
dass wir immer älter werden. Die Gesellschaft wird immer äl­
ter. Nun wird jeder sagen, es ist eigentlich ganz klar, dass wir 
alle älter werden. Aber wenn wir in de·n letzten 30 Jahren un­
ser Geld als Land dafür ausgegeben haben, heranwachsen­
den Kindern die Chance zu geben, in den Kindergarten, in die 
Grundschule und ins Gymnasium zu gehen, so wird cjies in 

dim_nächsten 30 Jahren nicht mehr das Jhema sein. Vielmehr 
wird sich die Frage stellen, was geschieht mit uns? _Was wird 
mit uns geschehen? Was werden wi~tun? _ 

Es gibt Prognosen, die besagen, dass die. 100-Jährigen, die 
heute etwa 135 000 auf der Welt ausmachen, auf 2,2 Millio­
nen ansteigen werden. Was bedeutet dies für die Sozialp_oli­
tik, für das soziale Sicherungssystem, für das Gesundheitssys­
tem, für die Verkehrspolitik, wenn diese Menschen, nämlich 
wir, in 15 oder 20 Jahren Leistungen abverlangen werden?­
Dies wird einen totalen Wechsel der Landespolitik von der . 

• I 

"Daseinsvorsorg~schule" ·hin zu der Daseinsvorsorge für älte-
re Menschen mit sich bringen, und diese Menschen werden 
wir selbst sein. 

Die Jüngeren werden uns sagen: Wir solle~ immer mehr Leis­
tungen erbringen und finanzieren, um euch das Leben' zu er­
möglichen.- Das heißt, diese Veränderung Wird ZU _einer Um~ 
kehrung der jetzigen Denkmuster führen, sie wird dies sogar 

. erzwingen. 

Herr Kollege Böhr, ich gönne Ihnen jetzt die Verdauungsziga­
rette. Sie haben soeben Zahlen aufgeführt, aus denen Sie die 
Rangfolge dieses Bundeslandes abgelesen haben. Meine· Da­
men und Herren, die Probleme werden in Zukunft nichtmehr 
mit zusätzlichem Geld gelöst, sondern die_ Forderung wird 
sein: Mach mehr aus deinem Geld, mach mehr aus deiner 
Schulstunde, mach mehr aus deiner Produktionsstunde, mach 
mehr aus deiner Sozialstunde. · 

· (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Sie haben oppositionstrefflich -versteht sich - über Schulden 
resümiert. Ich .erspa~e es mir jetzt, dies sozusagen im Verhält­
nis zu anderen ~ichtigen Verfassungsorganen, wie zum 'Bei­
spiel dem Bund, zu machen. Aber es ist doch das Problem un­
serer letzten 20 Jahre, dass wir di~ Probleme von heute im­
mer mit dem Geld von morgen lösen wo!lten·. Genau diese 

Ablösurig im Denken muss stattfinden·, dass neue Probleme 
immer nur mit zusätzlichem Geld gelöstwerden können. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir vollziehen diesen Wechsel auch schmerzhaft. Ich weiß 

aucb,'dass der eine oder a_ndere- es waren sogar eln paar 
mehr- in meiner Fraktion gesagt hat: Mus~t du das so deut­
lich sagen?- Ich neige manchmal zu einer gewissen Deutlich­
keit, weil ich selbstkritisch sage, ich habe an diesem System 
mitgewirkt. Nunstellen wir fest, wenn wir es einfach fortset-

. zen würden, wOrden wir am ~alschen Ende landen. Wir wür­
den namlich den nachfolgenden Generationen keine Chance 
zu selbstbestimmtem Handeln geben. Gena'u das ist die Bot-

. schaftdieses Haushalts. Wir beginn~n jetzt im Jahr 2000 da­
mit, den Leuten, die nach uns kommen - es werden welche 
nach uns kommen-, die Chance zur selbstbestimmten Politik 
zu geben. l\/leine Damen und Herren, das ist der Paradigmen-· 
wechsel. 

(Beifall der SPD Und der F.D.P.) 
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Wie gesagt, wenn man mitten in der Politi~ steht, ist das 
schwierig. Ich ·sage dies auch zu denen, die uns jetzt zusehen 
oder uns zuhören. Es ist auch deshalb schwierig, weil der Polt 
tiker naturlieh wieder gewählt werden möchte. Er möchte 
mit glänzenden Leistungen, dfe_ er geschaffen hat, bestaunt 
und wieder gewählt werden. Wir gehen einen anderen Weg. 
Wir sagen zum ersten Mal: Meine Damen und Herren, nicht­
all_es geht.- Das ist kein bequemer Weg. 

Dann kommt Herr Böhr hierher und macht. wieder einmal 
dim Spagat, den ·er wieder einmal trefflich geschafft hat. Zu­
erst wirft er dem Finanzminister vor, er würde gar nicht spa­
ren. Das wäre alles Täuschung. Dann. im zweiten Teil des 
Durchgangs, wenn also sozusagen der Hauptfilm kommt, 
dann-werden die einzelnen Politikfelder aufgeführt, und es 
wird gesagt, wo zu wenig Geld vo_rhanden ist, zum Beispiel_ 
im Straßen bau. Wir kommen jetzt ein.mar dazu. Es. ist aber 
dieses Doppelgesicht, von dem wir immer reden. 

Ich nehflle zum Beispiel. d-en Kollegen ~racht. Es ist mein ge­
schätzter Kollege aus Rheinböllen. 

(Dr:Gölter, CDU: Hunsrück~Connection!) 

Er hatileißig gearbeitet und jede Menge Anfragen gemacht. 
Erfra~t nun auch scl}on in der Überschrift nach dem Finanzie­
rungsstau in der Schulbauförderung und nach der lnves1:i­
tionsförderung in Kindertagesstätten. Überall gebe es Finan~· 
zierungsstaus. Sein Vorsitzender sieht; dass nicht gespart 
wird. Sein Kollege sieht vor Ort in der Lokalzeitung einen Fi­
nanzierungsstau. Meine Damen und Herren, so können wir 
noch eine Zeitlang weitermacl}en. Die Leute we.rden es ir­
gendwann einmal mitbekommen. Ab·er auf die Dauer ist das 
unseriös, Herr Kollege. 

· (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Das läuft nicht. Hier in Mainz spielen Sie sozusagen den gro­
ßen Sparkommissar und hauen den Finanzminister, wenn es 
geht, in die Pfanne, und draußen in der Lokalzeitung gehen _ 
Sie nach dem Motto vor: Wie wollt ihr es denn haben? Wie, 
da ist noch eine Straße mit einem Loch? Da hat noch keiner 
etwas getan?- Meine Damen und Herren, ich war in Gemein­
den und habe ihnen gesagt: Ihr seid noch nicht dran. - Das 
muss man lernen. Das ist schwer, auch wenn der Orts_!Jürger­
meister in der SPD ist. Auch dann muss ich ihm sagen: Du bist 
noch nicht dran, weil deine Straße erst 20 Jahre alt ist. Ich ha­
be welche zu machen, die 40 Jahre alt sind. - Meine Damen 
und Herren, da fehlt es der Opposition wirkl_ich noch an dem 
Durchsetzenwollen. 

(Zuruf des Abg. Bracht, CDU) 

- Rheinböllen auch. Ich würde an Ihrer Stelle ganz vorsichtig 
sein, Herr Kollege. Fangen wirdamit besser erst gar nicht an. 

(Zurufe von der CDU) 

Wenn ich all die Gemeinden besuche, in denen wir wohnen, 
ginge das gar nicht. Es bleibt also bei Ihrem-bewährten Ver­
fahren: Mehr Geld ausgeben, nein zu Vorschlägen der R_e­
form, oder man kommt zu spät. 

Meine Damen und Herren, wir haben eben von Ihnen beim 
Bereich Multimedia ein "Feuerwerk" gehört. 

(Staatsminister Bauckhage: Was?) 

-Ein Tischfeuerwerk. 

(Heiterkeit un_d Beifall bei der SPD) 

Manches ist auch nicht richtig gezündet. Aber zugegeben,_ 
das Streichholz hat er richtig angemacht. Bei Multimedia ist 
es so, dass die Lanaesregierung- dies haben wir beim letzten 
Mal hier auch dargestellt,.ich möchte nich~ noch einmal die 
zwölf Punkte herunterbeten-vom Land Bayer~ gelobt wird,­
weil ihr Multimediakonzept einschließlich des RPL"Netzes 
leistungsfähiger als das anderer Flächenstaaten ist. 

(Beifall der SPD und qer F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, ~ir geben auch noch mehr aus. Ich 
habe eben bewiesen, Sie sind einfach-einem Irrtum aufgeses­
sen, als Sie sagten, die Haushaltsstelle ist nicht mehr da, da 

-sind null D-Mark. Das passiert. Darüber wollen wir auch nicht· 
länger reden. Nur, wir geben mehr aus. Wir haben sehr früh­
zeitig unser Netz so.ausgebaut, dass es alle Verwaltungen mit 
hineinnimmt. Dies hab~n wir im Gegensatz zu anderen ge-

·macht. Wenn man jetzt sagt, wir würden für Multimedia 
nichts machen, dann muss ich sagen, man· kann das Larid auch 
als Opposition nicht ganz herunterreden. Sie haben Kaisers­
lautern angesprochen. Was machen wir denn an dieser Uni­
versität anderes als Multime-dia-Forschung? Wer geht denn. 
aus dieser Universität heraus· ins Land und bildet neue Unter­
nehmen, die mit ganz frischen Kräften von der Universität 
herauswachsen wie Pilze im Waldboden? Wo ist denn das? 
Was ist denn mit dem Westerwald?-Was ist mit aer armen ge­
beutelten Stadt Montabaur, die seit 1969 keine Bezirksregie­
rung mehr hat? Es iSt dieam meist~n boomende Wachstums­
region; die wir in Rheinland-Pfalz haben, und zwar eben 
durch den Multimediaeinsatz von.Untefnehmen. 

(Beifall der SPD und der'F.D.P.­
Mittrücker, CDU: Trotz dieser 

- Landesregierung!) 

- Wis~_en Sie, wahr ist, wenn wir keine Unternehmer hätten, 
'Leute mit Mut, die bereit sind- das darf man hier nicht sagen, 
aber .bei llns hätte man einen bestimmten Begriff dafür ge­
habt-, mehr zu tun, als nur von 8.00.bis um 17.00 Uhr zu ar~ 

. beiten, dann wäre das. nicht möglich. Meine Damen unä Her­
ren, das geht aber nur, wenn die Rahmenbedingungen dafür 
auch geschaffen werden. Sie sind geschaffen worden. Das ist 
der Unterschied. 

(Beif~ll der SPD und der F.D.P.) 

I 

! 
-. I 
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Das habe .ich längst gelernt, das ist auch keine Neuigkeit, Ar­
beitsplätze werden von Unternehmen, "von HandwerKern; 

-von Mittelständlern geschaffen. Der Staat hat Rahmenbedin­
. gungen zu setzen. Das ist-seine Aufgabe. Darüber brauchen 

wir erst gar nicht zu diskutieren. 

Ich komme zurück zum Multimedianetz. Herr Mittrücker, na­
türlich kann noch manches besser und optimaler werden. 

Nach dem Lob von HerrnStoiber sind wir ganz stolz. Es ist fast 
unmöglich. All diejenigen, die in der CDU dann und wann das 
Richtige tun, bekommen auch von Herrn Stoiber kein Lob. ln­
sofern müssen wir mit der Multimediageschichte ganz zufrie­

den sein. 

Wir wissen, das wird-der Job-Motor Nummer 1 sein. Er wird 
die Automobilindustrie überholen. Das hat in Rheinland­
Pfalz, was die Zulieferer angeht, eine hohe Bedeutung. Des­
halb haben wir diese·n Standort ausgebaut. Wenn uns vom 
Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaft gesagt 
wird, dass in keiner Region Europas anteilsmäßig mehr Leute 
in der Hochtechnologie beschäftigt werden als bei uns, dann 
frage ich Sie, was soll ich denn mit Ihrer Karte, Herr Böhr? Sie 
wollen im Grunde nur unser Land herunterreden, obwohl es 
oben steht. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Neben dem Multimediabereich müssen wir natürlich-unsere 
Anstrengungen im Bereich Arbeit und Infrastruktur fortset­
zen. Ich habe eben gesagt, der Staat schafft keine Arbeits­
plätze, er muss die Rahmenbedingungen setzen. Ich denke, 
mit- dem Mittelsta-ndsförderungsprogramm Liegen wir sehr 

richtig. Zu nennen ist qllein die segensreiche Einrichtung der 
Investitions~ und Strukturbank. Zu nennen sind das Mittel- -
standsförderungsprogramm, die Fortbildungsprämie und die 

Wagnisfinanzierungsgesellschaft. Vor fünf Jahren haben wir 
einmal darüber geredet, jetzt gibt es sie auf Initiative dieser 
Landesregierung. Wie gesagt, zusammen mit der haben wir 
ein ganzes Bündel an Angeboten. Ich weiß nicht, wo Sie die 
Zahlen hernehmen. Es ist natürlich klar, wirbeidemüssen na­
türlich auch sozusagen rollengerechte Zahlen find-en. Aber 

ich habe die Rekordzahl von 33 322 Existenzgründungen in 
Rheinland-Pfalz. Ich weiß nicht, woher Sie l~re Zahlen neh­
men, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich weiß nicht, wo Sie Ihre Zahlen'hernehmen. Es ist natürlich 
klar, wir alle müssen rollengerechte Zahlen finden. Aber ich 
habe die Rekordzahl von 33 _322 Existenzgründungen in 

Rheinland-Pfalz. Ich weiß nicht, woher Sie Ihre Zahlen neh­
men, meine Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und bei der F.D.f'.) 

Rheinland-Pfalz ist ein strukturschwaches Land - wer will 

denn das bestreiten, wenn er in der -Eifel, dem Hunsrück oder 
der Westpfalz lebt? Wie will man denn erklären, warum wir -

2 % unter der Bundesmarge der Arbeitslosigkeit liegen, 
·wenr richt wegen der Gründung neuer_Existenzen, wenn 
nicht durch einen hohen Handwerkerbesatz, wenn nicht 
durch den Mittelstand und 11atürlich auch durch unsere Ar­
beitsmarktpolitik. 

Meine Damen und Herren, eben ist der Satzvon dem Kolle­
gen Bö_hr genannt worden, der lautet: Was würden wir denn 
tun, wenn nicht die starken Ballungsräume neben uns lägen, 
also Frankfurt am M~in und Luxemburg?- Dazu kann ich lh­

·nen eine Anekdote erzählen. Schon als 14-Jähriger bin ich mit 
in die Druckerei gefahren, in der mein Vater in Luxemburg 
gearbeitet hat. Mein Vater ist ein geborener Trierer, und er 
hat nach dem Zweiten Weltkrieg immer in Luxemburg als 
Schriftsetzer gearbeitet, immer nachts, Wissen Sie was? Das 
hat sich nicht geändert. So einfach ist das. Mein Bruder ist 
jetZt Buchbinder, er hat sogar eine Luxemburgerin geheira­
tet, und er wohnt und arbeitet in Luxemburg. Wenn Ich mei­
ne Verwandtschaft dort betrachte, dann sehe ich, dass die al­
le dorthin gehen. 

(Zuruf des Abg. Kramer, CDU) 

Ich kenne Leute,.die arbeiten in Luxemburg und kommen aus 
Hermeskeil. Warum? Was ist daran so schlimm? Wir wollten 
doch immer über Europa reden! 

(Beifall der SPD­
Zuruf von der CDU) 

- Sie sind mir ein schöner Europäer! Das ist die im Jahr 1815 
vom Wiener Kongress gezogene Grenze .. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sonst ist da gar nichts mehr. Wir sind längst, was unsere 
Nachbarn angeht~ aufdem Wege! zu einer gemeinsamen Ent- _ 
·wicklung in Europa, was die Arbeitsplätze und viele andere 
Beziehungen angeht. 

Liebe Leute, ich erinnere-mich, wir haben schon mal mitein­

ander diskutiert, und da haben Sie ge"sagt, man könne,doch -
nicht dauernd die Exportquote als Kriterium für eine vernünf­
tige Entwicklung nehmen. Sie beträgt in Rheinland-Pfalz 

Ober 40 %. Sie sagten, da müsse man nur die BASF-heraus­

rechnen, dann wäre es sehr viel wenig_er.- Wasaberglauben 
Sie, werin Sie beim Weinbau in Rheinland-Pfalz den Riesling 

abziehen, wie viel Sie dann noch haben? 

(Beifall der SPD und der.F.D.P.­
Heiterkeit im Hause) 

Diese- Art von Rechnung können wir uns sparen, die glaubt 
keiner. -

Wir hapen für den ,A.rbeitsmarkt 200 Millionen D,M _zusätzlich 

eingestellt. Dabei geht es im Wesentlichen um Weiterbil-­
dung, damitdie Leute wieder in den Arbeitsmarkt eingeglie-

'· 
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dert werden können. Wenn ich jetzt einmal ein Beispiel aus 
meiner Heimat bringe: Bei dem Flugplatz Hahn,haben das 

Sozialministerium und das A~beitsamt Flugzeugmechanikern 
den Einstieg in den neuen Job ermöglicht~ und Flugzeugme­
chaniker verdienen mehr als 20 DM pro Stu-nde. Dies zeigt 

konkret, was wir unter Arbeitsmarktpolitik verstehen: nicht 

,Sozialhilfe auf ~ndere_Weise, sondern in n~uen Strukture_n 
und Berufen qualifizieren, fOr neue Arbeitsplätze. Meine Da­

men und Herren,_das gelingt mehr und mehr. 

(Beifall der SPD und bei der F.D.P.) 

Natorlich haben wir auch for die Existenzgründer sehr viel 

Geld vorgesehen. Wir halten dies sowieso fOr eine unserer 

, gimz besonderen Möglichkeiten. Existenzgründer arbeiten 

mehr als andere. Das ist ganz wichtig, das sollte man auch 

einmal sagen. Existenzgrander holen meistens auch drei, vier· 

oder fünf Leute in ihr Unternehmen herein, und auch diese 
arbeiten dortsehr intensiv. Ein solcher Betrieb muss viele Kri­

sen bestehen, er muss zuerst einmal die ersten beiden Jahre 

hinter sich bringen. Aber wenn er daS" geschafft hat, dann 

sind dies die Arbeitsplätze von morgen. 

, . (Zuruf des Abg. Kuhn, F.D.P.) 

·Die Arbeitsplätze, von morgen werden nicht die von 

Mercedes-Benz sein oder von der BASF oder vom VW­
Konzern. Wir leben davon, dass es den Mann oder die Frau 

gibt, der oder die sagt: Ich will es versuchen und nehme auf 

diesem Weg vier oder fünf Leute mit:- Das ist die Zu~unft un­
serer konftigen Arbeitsplätze. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich muss zugeben: Ob ich das mit der Ökosteuer je~zt wirklich 
machen soll, das weiß ich nicht. Ich habe das hier stehen. Na­

türlich, wer Arbeitsplätze will, der muss darüber reden, wie 

wir die Lohnnebenkosten herunterbekommen. Darüber ist 
viel_geredet worden. Ich sage nur Folgendes: Man kann dar­

überstreiten. Es ist interessant, wie heute, im Jahr 2000, jeder 

anders darüber streitet als zuvor. Wie viel Papier ist in den 
früheren Jahren dazu schon beschrieben worden? Zum Bei­

spiel hat Herr Schäuble im Jahr 1997 folgendes ~esagt: "Der 
Einsatz des Faktors Arbeit muss durch eine S_enkung der 
lohnzusatzkosten relativ verbilligt werden, der Energie- und 

Rohstoffverbrauch durch eine sc~ri~eise Anpassung-" -was 
ist das denn?- "der Energiepreise relativ verteuert werden ... 
-so lautet die ~ufgabe." 

Herr Jullien, aufgewacht! 

(Jullien, CDU: Ich bin iinmer 

anwes~nd!) 

Herr Jullien findet das alles schrecklich . .Das ist von 1997! Das 
hat Schäuble in seinem ,Buch "Und der Zukunft zugewandt" 

Jleschrieben .. 

(Zurufe von der CDU) 

Wem sind Sie denn zugewandt, meine Damen und Herren? 

(Beifall der SPD-
, Zurufdes Abg. Jullien, CDU) 

ld1 kann nur sagen, Sie machen es sich zu leicht. Sie setzen im­

mer nur darauf, dass wir in der Lage sind, innerhalb von vier 
Wochen alles zu vergessen, was schon einmal diskutiert wor­

den ist. Das geht so nicht. Wenn Sie ernsthaft'einen Beitrag 

zur Senkung der Lohnnebenkosten leisten wollen, dann müs­

sen Sie mit uns seriös darüber diskutieren, ob der Weg der 

Ökosteuer verträglich ·oder nicht verträglich ist. Damit das 

auch gesagt ist:_lch weiß auch, dies wird nicht einfach, gerade 

. dort, woher ich komme. 

Ich habe es bereits gesagt: Die Zeiten, iri denen wir gefragt_ 

haben, wie wollt ihr's denn; das FOIIhor_n ist voll- die sind her­
um. Wir mOssen eine neue Ehrlichkeit im Ull)gang mit uns 

selbst und mit dem Bürger entwickeln. 

(Beifall der SPD) 

Die Leute haben auch die Erhöhung der Mineralölsteuer um 

50 Pfennig in den letzten 16 Jahren bezahlt. Es gab im Trierer 

Land das gleiche G_egrummel wie jetzt auch. Das Gegrummel 
der Tankstellenbesitzer besteht zu Recht. Sie haben enorme 

Umsatzeinbußen. Aber das Trierer Land muss bei. dieser Dis­

kussion auch vorsic~tig sein. Es ist nämlich das Einkaufszen-
. trumfür Lothringen und Luxemburg- auch das_ gehört mit in 

die Rechnung. Gehen Sie doch einmal an einem Samstag zu 
Hertie oder durch die Simeonstraße, da werden Sie_ schon 

. richtig dfe Ohren stellen müssen; denn Sie hören nur Luxem­

burger und Franzosen. A1.1ch das gehört mit zur Wahrheit im 

Umgang miteinander. 
-~ . - ~ . 

Natürlich macht dieses Th'ema den Unternehmen große Pro­

bleme, die sicli jetzt umstellen müssen. 

(Juilien, CDU: Das gehtgar 

nicht mehr!) 

-_Ach, ich empfehle Ihnen das Jahrbuch 1999 von Trier­

Saarburg. Darin ist ein großer Aufsatz über die Wirtschafts­
beziehungen zwisch.en Luxemburg und Trier enthalten. Ich 
empfehle Ihnen einfach, Ihre_" Brille zu putzen, das zu lesen 

und zu verdauen. 

(Beifall der SPD und bei der F.D.P.­

Zurufe der Abg. Jullien und 

Sclimitt, CDU) 
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Meine Damen und Herren, wir sind bei der Bildung. Lebens­
langes Lernen wird zur Regel, das lebenslange Behalten eines 
Arbeitsplatzes vyird möglicherweise zur Ausnahme. Das, _was 
noch unsere Lebenserfahrung prägt, an einem Arbeitsplatz 
bleiben zu können, prägt schon nicht mehr die Lebenserfah­
rung der 30-Jährigen und schon gar nicht der 20-Jährigen. 
Der Satz, selbst wenn er von Henry Ford stammt, ist schön: 

· "Die Zukunft eines Landes beginnt im Klassenzimmer." Aber 
wir haben diese Zukunft gemanagt. Dem Bildungsminister, 
d_er nur 19 %·mehr Schüler hat, hab(;!n IJIIir trotzdem in den 

letzten zehn :Jahren 43 % in ehr Geld gegeben. 

(Beifall der SPD urid der F.D.P.­
Zuruf des Abg. ltzek, SPD) 

Selbst in den Jahren 1999/2000, in denen die Gesamtausga­
ben nur um 1,63% wachsen dürfen, wachsen die Ausgaben 
im Schulbereich um 7,25 %, im Hochsd1ulbereich um 7,53 %. 
Meine Damen und Herren, wenn das kein Schwerpunkt ist, 
dann muss dieses Wort im Lexikon gestrichen werden. 

(Beifall der SPD und bei der F.b.P.) 

Natürlich wissen wir auch - Herr Lelle freut sich schon darauf; 
daraber zu reden-, dass· wir Probleme mit der Unterrichtsve-r­
sorgung haben. Darauf habem wir uns mit KOSI 2010 einge­

richtet. Ich habe es schon das letzte Mal gesagt, wir dürfen 
den Lehrern nicht dauernd ungerechtfertigte Vorwürfe Ob~r 
ihre Arbeit urid ihre Leistung machen. Aber wir können heute 
nicht die Lehrer einstellen, die wir im Jahr 2005, 2006 oder 
20-0i nicht mehr benötigen werden,. weil die Schüler nicht 
mehr vorhanden sind. Zu dieser Wirklichkeit werden Sie sich 
auch durchringen müssen, es sei denn, es ginge. nur um· Oppo­

. sitionsgetöse,_ meine sehr verehrt_e~· Damen und Herren. 

(Beifall der SPD und bei der F.D~P.) 

400 Stellen und noch einmal 100 im nächsten Jahr kommen 
hinzu. Wir nehmen die Lehrer auch in die Pflicht. Wir bitten 

. sie, dass sie länger arbeiten, um das dann in der späteren Zeit 
zurückzubekommen. Wir haben die Altersteilzeit eingeführt, 

also alles innovative Modelle, um mit dem Problem zurecht­
zukommen. Es wird dennoch da und dort an di~ser und jener 
Schu'le doch zu Problemen kommen. Wir bemühen uns da- ·­

rum, diese Probleme. in den Griff zu bekommen. Aber wahr 

ist, das, was wir-geleistet habe_n, wird von anderen Ländern 
abgekupfert. Es gibt eigentlich kein besser(;!s Kompliment für 

die Richtigkeit eines Weges, als wenn es andere ebenso ma­
chen,_ wie man es selber macht. 

.(Beifall der SPD und vereinzelt 
bei der F.D.P.) 

Wir werden in den Anträgen noch etwas für die Studenten­
werke, die Volkshochschulen und die Bildungsfreistellung 

tun, weil wir glauben, dass dort wicht!ge Aufgaben zu erfül­

len sind. 

Meine Damen und Herren, die Würde eines Menschen ist un­
abhängig von seiner Nützlichkeit und von seiner Leistung. So 
schreiben wir es in einem Programm. Es wird auch in Zukunft 
Menschen geben, die die Unterstatzung der Gesellschaft 
brauchen, um ein menschenwürdiges Leben führen zu kön­
nen. Das haben wir bisher Oberwiegend durch Geldtransfers 

gemacht. Mehr Geld ist aber nicht automatisch mehr Gerech­
tigkeit. Wir brauchen ein Umdenken. Menschen, die in eine 

· Notlage geraten sind, müssen- sofern das möglich ist- wie­
der in diE:\ Lage versetzt werden, ihr U;!ben und ihren Lebens­

unterhalt aus eigener Kraft zu meistern. Dazu haben wir das 

"Mainzer Modell" vorgeschlagen und jetzt Herr Kuhn auch. 
Ohne Streit haben wir darOber darin eine Diskussion geführt. 
Aber wahr ist, dass dieser Schritt der Landesregierung zum 

"Mainzer Modell" der erste Weg ist, den Leuten nicht nu_r das 
Geld zu -geben, damit sie damit leben können, sondern dass 
sie aus ihrer Misere herauskommen und in den Arbeitsmarkt 

-~urückfinden, sich wieder weiterbilden können, um auf diese 
Weise e·in besseres und weniger fremdbestimmtes Leben zu 

:führen .. 

(Beifall der SPD-
Frau Themas, ~ÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: · 

Das istdoch dasganze Geschäft!) 

MeineDamen und Herren, wir werden nicht mit jedem und 
nicht mitjeder diesen Erfolg haben, aber dass wir diesen neu­
en Weg jetzt suchen und am Ende begehen, dass halte ich 
auch für einen wichtigen innovatill.en Teil des Landeshaus­
halts. 

Die ·Initiative "Gewait gegen Frauen im sozialen Nahbereich" 
· haben wir gemeinsam verbessert und gemeinsam getragen . 

D.as geht hin bis zur Frage der Öffentlichkeitsarbeit der Poli­
zei, der Fortbildung der Polizeibe~mten und Oberhaupt der 
Polizei. 

Meine Damen und Herren, wie schlecht Sie 9ie Polizeireform 
reden, das haben wir an einem DutZend Anlässe mitbekom­
men. Diese total demotivierte, .entfremdete und entleerte 

Polizei in Rheinland-Pfalzschafft 57·% Aufklärung und liegt 

damit unter den ersten fünf Ländern in der Bundesrepublik. 

(Beifall der SPD und vereinzelt 

bei der F.D.P.) 

Wissen Sie, man kann natürlich dieses Beispiel von der Spar~ 
kasse trefflich bringen. ·Es gibt immer in jeder Organi~ation 
auch einmal Probleme, die sich so darstellen. Aberwie eine 

Gesamtorganisation, ein Organismus-Polizei, 57 % Aufklä­
rungsquote- Durchschnitt ist 5,0, nu~damit das klar ist-, un­
ter den erschwerten Bedingungen der Polizeireform erarbei:: 

tet, das beweist eigentlich nur e~ns: Unsere. Polizeibeamten 
sind im Prinzip zufrieden mit der Landesregierung~. Deshalb 
klappt diese Arbeit auch. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 
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Wir brauchten dafdr in derTat kein Geld. Wir haben so lange 
mit dem Innenminister im Haushalt 03 gearbeitet, bis wir das 
Geld für Beförderungsmöglichkeiten auch für ältere Polizei­
beamte gehabt haben. Das geht durch Umschichtung. Das 
wiss'en Sie auch. Das hätten Ihnen Ihre Innenpolitiker auch sa-

-gen können. ln~ofern zeigt das auch, dass wir das ernst neh­
men. Wir' werden in Zukunft- darüber wird sicher noch·zu re­

den sein- natürlich darunter leiden, dass bei der Polizei mehr 
Leute abgehen, als wir möglicherweise in der Lage sind neu 
einzustellen, weil jetzt die großen Jahrgänge aus der Zeit der 
CDU-Landesregierung, als manchmal 400 und 500 Beamte · 
eingestellt worden sind, langsam in die Pension?zeit kom­
me·n. Wenn die alle mit einem Schlag weggehen, haben wir 
riesige Probleme. Das w~rden wir- ich sage das heute schon 
vorsorglich - nicht mit einem Schlag in gleicher Weise beant­
worten können. Wir werden aber Angestellte einstellen, die 
versuchen, Beamtinnen und Beamte von polizeifremden Tä­
tigkeiten Zl! befreien. 

·Meine Damen und Herren, die Bezirksregierung und all die 

Reformen, die hier jetzt noch ernmal vorgetragen worden 
sind, waren nichts anderes als ein Reflex darauf, dass ich Sie 
als Neinsager-Fraktion ein wenig an den Ohren gezogen _ha­
be. Ich bleibe auch dabei. Immer darin, wenn es hier·im Parla­
ment darum ging, auch einmal gegenüber den Wünschen 
von Betroff.epen Nein zu sagen und zu sagen, das ist die Rich­
tung, und wir sind dafür gewählt, auch einmal eine Richtung 
anzugeben, die vielleicht weniger bequem ist, die vielleicht 
mit Umzug zu tun hat, die vielleicht damit zu tun hat, etwas 
Neu es zu lernen, waren wir ganz allein. 

(Beifall der SPD und vereinzelt 
be'i der F.D.P.) 

Roman Herzog hat schon vieles gesagt. Er hat jetzt bei den 
·"Bitburger Gesprächen" das so trefflich ausgedrückt: Wir 
sind in den letzten Jahren dem Irrtum aufgesessen, dass alles· 
am schönsten ist, wet:Jn es vom Staat geregelt und v(m Beam-· 
ten' vollzogen wird. -Wir müssen lernen, dass das auch einen 
anderen Akzent haben kann, dass man auch einmal <:Ja:rauf 
verzichtet; etwas hinzuzugeben, was. man eigentlich gar 

·.nicht hat. Deshalb woUen wir unsere Staatsorganisation so 
vernünftig ändern, dass wir eine Gesellschaft und einen Staat 
bekommen, der wieder mehr bewegt, der .wieder mehr Leis-· 
tung verlangt und der sich auf seine ursprünglichen Aufg<l­
·ben hin orientiert. Das können sogar die Liberalen mittragen. 

(Kuhn, F.D.P.: Ja!) 

-
Qie Strukturveränderongen, die wir dort haben, müssen auch 
d'anach fragen, ob e~ eigentlich keine Verbesserungen in der 
Produktivität von Verwaltungen gibt. Wieso eigenlieh nicht? 
Das Einzige, wo wir es nicht. machen- das haben wir eben ge­

sagt-, ist die Schule. Das Einzige, wo wir es nicht machen, iS.t 
die Innere Sicherheit. Aber sonst muss der Betrieb . 

Staat/Verwaltung sich auch seine eigene P.roduktivi'l;ät nach­
. rechnen lassen. Dies ist zum Teil---

-Bitte? 

(Zuruf des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

(Creutzmann, F.D.P.: Das gilt aber au.ch 
für die Schule und die Polizei!) 

-Ja, das gilt so einfach nicht, weil wir natürlich auch 40 ·Kin­

der. in die Klasse stellen können, und dann wünsche ich das 
dem Abgeordneten Creutzmann einmal eine Woche lang, 
und danach reden wir neu.· 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD­
Billen, CDU: Belehrung des Herrn Mertes 

für se"inen Koalitionspartner I) 

Abe.r wah_r Jst;die Produktionsreserven sind sicherlich überall 
zu heben, aber sie sind zu heben. Wir wollen einen Staat, der 

:selbstbewusste Bürgerinnen und Bürger daz!J bewegt, Veran­
wortung zu übernehmen.,Deshalb ist meiner Meinung nach 
die Förderung des ehre11amtlichen Engagements in Ordnung. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend, wir _glauben, 
dass wir belegt haben, es gibt den Einstieg in.das Ziel, künftig 
ohne Nettokreditaufnahme einen Haushalt ·des Landes zu 
fahren, ohne dabei Schwerpunkte zu vernachlässigen, wie ich 
eben bewiesen habe: Bildur)g, Innere Sicherheit, Arbeit, In­
frastruktur.- Es ist allerdings ein schwieriger Weg. Er i~t nicht 
so glanzvoll wie der Weg, mit Bewilligungsbescheiden durchs 
Land zu sausen ur:-zd B~nder durchzuschneiden. Aber zum· er­
sten Mal ist der Abbau der Verschuldung realistisch. 

Es ist uns des Weiteren gelungen, gemeinsam mit Unterneh--~ · 

men eine vernünftige Arbeitsmarktpolitik und eine gute Ar- . 
beitsma·rktstruktur im Verhältnis zu dem zu organisiere!'!, was 
wir eigentlich ·an Möglichkeiten h~ben. Bildung, Wissen­

schaft und Weiterbildung haben in Rheinland-Pfalz ebenso 
einen hohen Rang wie Innere Sicherheit und soziale Gerech­
tigkeit. 

Ich atme jetzt einmal tief durch. Wenn man in diesen Tagen 
über Politik redet; dann kann man das kaum tun, ohne über 
die Vertrauenskrise zu reden, die durch den jahrelangen ab- . 
sichtlichen rechtswidrigen Umgang führender CDU-Politiker 
auf Bundes- und Landesebene durch Parteispendenentstan­
den ist. Wir sind in Rh~inland-Pfalz in doppelter Weise be­
troffen, einmal durch das Gefl,echt des früheren Trierer CDU-_ 
Schatzmeisters Doerfert und seine Spendenaktivitäten, die 
gestern und heute in der Presse wieder einen besonderen Hö­
hepunkt erreicht haben, zum Zweiten durch die Unterstüt-

. · zung der rheinland-pfälzischen ·CDU und einzelner Gliede­
rungen aus Schwarzkassen, bei denen Helmut Kohl, Joachir,n 

. _tiörster und Hans Tedinden als rheinland-pfälzische Namen 
auffallen. 

(Zuruf des Abg. Billen, CDU) 
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Wer öffentlich Verantwortung tragen will, muss besonders 
strenge Maßstäbe gegen sich gelten lassen - wiederum 
Schäuble und "Der Zukunft zugewandt". Ich kann di._ls Origi­
nalzitat auch insgesamt vorlesen: "Wer öffentliche Verant-

.. wortung tragen will, muss besonders strenge Maßstäbe ge­

gen sich gelten iassen." Es ist in der Politik nur die Frage nach 
den Maßstäben lind Verantwortlichkeiten zu stellen. 

Herr Kollege Böhr hat in seiner Rede strenge Maßstäbe an die 
·-Verantwortlichkeit der Landesregierung unc!. der sie tragen­

den Koalition ange_legt:- Das ist sein gutes Recht. Die Maßstä­
be, die er als Oppositionsführer an andere le!;jt, muss er sich 

· allerdings auch selbst gefallen lassen, weil er auch der Vorsit­
zende der Wertekommission der CDU Deutschlands ist. 

Ich lese gern seine Aufsätze. Das ist gar keine Frage. 

(Dr. Altherr, CDU: Da können 
Sie nur lernen!) 

-Das ist richtig.Ich binsogar bereit, zu lernen. 

Herr Altherr, ob Sie das sind, bezweif~ln . viele in diesem 
·Hause. 

(f:!.eiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Welches sind die Maßstäbe?- Herr Kollege Böhr hat uns vor­
geschlagen, für strafmündige Kinder vor dem 14. Geburtstag, 
also vor der Grenze der Strafmündigkeit, die Möglichkeit bis 
zu einem vierwöchigen Arrest zu schaffen; So stand es im 

· "Trierischen Volksfreund" vom 11. März 1999. Er schlug vor, 
Eltern straffälliger Ausländerkinder sollte man rascher ab­

schieben- das war am 7. September 1998- oder die Kriminali­
tät dadurch bekämpfen, dass das Kindergeld gestrichen wird, 
oder dass es verdachtsunabhängige Schleierfahndung ·in 

Rheinlan~-Pfalz gibt, also jeder ist immer verdächtig. 

Meine Damen und _Herren, Vorschläge ·zur Bekämpfung der 
Geldwäsche oder andere. Spielarten der Weiße-Kragen­
Kriminalität haben wir nicht gehört. Das ist genau dieser 
Punkt, der mich d(!ZU veranlasst hat, noch diesen Teil zu mei­
ner Haushaltsrede hinzuzuschreiben, was in diesem Parla­
ment von dem Kollegen jeweils f~r andere ~~fverschärfend 
gefordert worden ist und wie er sich selbst, aber auch seine 
Kolleginnen und Kollegen "init diesen Maßstäbe,n, die er gern 
für andere in Gesetz und Ordnung geschrieben hätte,fasst. 

Da steht am 6. Januar 2000 im "Generalanzeiger": Franz 
Josef Bisehel will beobachtet haben, dass die Leute über­
haupt nicht verstünden, warum d~r Kohl das Geld nicht hätte 

nehmen dürfen. Der Verstoß gegen das Parteiengesetz - so 
Bische!- wäre ohne Preisgabe der Spenderdoch nur zu umge­
hen gewesen, wenn Kohldas Geld rundum abgelehnt hätte, 
und da sagen die Leut', des hätt' ich ach net gemacht. 

Michael Billen: Der einhellige Tenor ist doch nur, dass die 
CDU-endlich zu Kohl stehen soll. Die Leute fragen sich, was 
hat der eigenlieh angestellt? - Er hat sich nich~ selbst berei-

chert,_ und er ergänzt, jeder größere Betrieb hat eine schwar­
ze Kaffeekasse. Auf die Frage nach Helmut Kohls Ges~tzes~ 
verstoß - dieser wird nicht von mir als Sozialdemokrat be­
schrieben, sondern von Christdemokraten, die sich mit Geset~ 
zen besser auskennen, wie ich es je lernen werde - hat 
Dr. Adolf Weiland, der stellvertretende Vorsitzeneie des Lan­
desverbandes un~ auch der Fraktion, gesagt, inwieweit dies 
ein moralischer Schaden sein wird, hängt natürlich· auch da­
von ab, inwiefern die Vorschriften· des Parteiengesetzes ein­
deutig, inwiefern sie interpretationsfähig oder gar interpre­
tationsbedürftig sind, was bestimmte Formen der Zuwendun­
ge_n an politische Parteien anlangt.-

Meine Damen und Herren, i_ch lese das alles ab. Ich will da gar 
keine Emotionen hineinbringen. Aber das ist die Frage nach 
Verantwortung. Ich habe schon einmal von diesem Pult aus 
einen geschätzten Kollegen der CDU über die Verantwor­
tung, die man in bestimmten Fällen zu übernehmen hat, re­
den hören. Ich sah danach, als ich riach ihm sprach, nicht be­
sonders glücklich aus. Dieses Zitat bringe ich heute nicht . 

. Abe·r ich frage mich nach der Verantwortung des CDU­
Landesvorsitzenden in alldiesen Fragen .. 

Herr Kollege Böhr, ich frage mich danach, welches Vorbild Sie 
abgeben, wenn Sie sagen, Helmut Kohl soll die Namen nicht 
nennen, obwohl Sie, so wie andere wissen, dass dies Rechts­
bruch ist. Sie und Ihr Vorbild. Ich habe eben Zit~te vorgele­
sen, die öffentlich vorhanden sind. Sie sind der Vorsitzende 
der Wertekommission der CDU. Ich frage mich nach derVer­
antwortung, die Sie tragen, als Herr Doerfert Sie intensiv un­
terstützt hat, als er zum Schatzmeister gewählt worden ist, 

·als er Geld beigebracht hat. Ich frage mich nach der Verant­

wortung, die Sie hier eben penibel vorgelesen haben, indem 
Sie der Landesregierung mit dem Recht des Oppositionsfüh­
rers gesagt h<1ben, das u.nd das ist nach m.einer Ansicht im 

Haushalt nicht in Ordnung. Aber stellen Sie sich einmal vor, 
die Gegenfrage würde gestellt werden, ob Sie denn Ihren 
- darf ich sagen - Laden im· Griff haben, wenn S.ie Tage und 
Wochen brauchen, um die Frage zu ermitteln, wo 51 000 DM 
sind, obwohl die Geschäftsstelle unter dem gleichen Dach, 
auf der gleichen Etage im gleichen Eingang ist, die Landesge­
schäftsstelle und die Ges~häftsstelle von· Mainz-St~dt. Darf 
ich diese Fragen auch stell~n? 

Sie haben am 23. September 1999 hier korrekt gesagt, Sie 

vyerden in dieser Geschichte nichts finden können, so, wie Sie 
in der G_eschichte bisher nichts gefunden haben. Sie haben 
mit einer Strafanzeige, mit einem Antrag auf einstweilige · 
Verfügung gegen den Kollegen .Äxel Redmer reagiert. Sie ha­
ben gesagt, wir hätten eine Rufmordkampagne gemacht. 

(ZurufdesAbg. Böhr,CDU) 

Sie sagen, das war Rufmord, was bis jetzt allesgekommen ist. 

(Böhr, CDU: Was istdenn g~kommen?)-

-Wir haben es nicht herausgefunden: 
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Meine Damen und Herren, wir haben nur das mitgeteilt 
-auch ich jetzt-, was unwidersprochen ~n der Zeitung steht. 

(Böhr, CDU: Vermutet wird!) 

-Ja, also es wird sicher nicht vermutet, dass es 100 000 DM für 
unseren verehrten Kollegen aus Ludwigshafen gegeben hat. 
Das ist bewiesen. Es wird sicherlich nicht vermutet, dass noch 
325 000 DM auf einem außerordentlich unterschiedlich zu be­
wertenden Spendemformular .nachgeprüft werden müssen. 

Das warwohl das, was gestern lief. 

·Herr Kollege Bisehel nennt den Kollegen Redmer eine _Dreck­
schleuder. Wenn dann die Wahrheit auf den. Tisch kommt, 

. gibt es keine Berufung· gegen das Urteil des Landgerichts;· 

·und Sie'ersetzen die Gewissheit vom 23. September 1999 mit 

der Hoffnung, dass nichts mehr da sein wird. 

Herr Kollege Böhr, glauben Sie, das ist sozusagen die Refe­
renz dafür, an irgendeinem Tag hierher treten zu können, 
wenn es der Wähler will, Gott noch zur Unterstützung anzu­
rufen und zu sagen, ich will die Gesetze dieses Landes-schüt­
zen. Das. wird schwierig. 

(Zuruf des Abg. Anheuser, CDU) 

Meine Damen und Herren, heute Morgen hat das Radio uns 
gesagt, und zwar die Stimme von Herrn Böhr, dass er Ver­
ständnis dafür hat, dass de~ Bundeskanzler als Ehrenvorsit­
ze~der zurückgetreten ist, und er sich gegen die Forderung 
wehrt, dass er als Bundestagsabgeordneter zurücktritt. 

Meine Damen und Herren, das Problem·ist schlichtweg, dass 

es kein Problem de~ CDU im Gesichtsfeld der Menschen von 
Rheinlan~-Pfalz ist, sondern dass die Demokratie, wir alle, 

mit viel Misstrauen beäugt werden. 

Meine Damen und Herren, das Problem ist, wenn nicht wirk­

lich von dieser rückhaltlosen Aufklärung jetzt ~nd sofort und 
mit Konsequenzen begonnen wird, danr1 nehmen wir alle 
Schaden. 

Ich bedanke mich. 

(Anhaltend Beifall der SPD 
und der F.D.P.) 

Präsident Grimm: 

-Meine Damen und Herren, ich begrüße Schülerinnen und 

Schüler der 13. Jahrgangsstufe des Heinrich-Böli-Gymnasiums 
in Ludwigshafen-Mundenheim und Schülerinnen u_nd Schüler 
der Schule für KÖrperbehinderte in Neuwied-Engers. Herzlich 

willkommen im Landtag! 
(Beifall im Hau_se) 

Für· die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht ~ie K91le­
gin Frau Themas. 

Abg. Frau Tho~as, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: . 

Meine Damen und Herren, ich habe schon befürchtet, dass 
die heutige Diskussion in Anbetracht der Diskussionen, die 
zurzeit außerhalb des Parlaments geführt werden, zu einer 
reinen Haushaltsgespenster-Debatte wird. 

Es hat mi~h schon etwas merkwürdig angemutet~ als Herr 
Böhr sagte: Mich haben-in den letzten Wochen zwar and~re 
Dinge beschäftigt, aber heute rede ich überden Haushalt. -

Ich sage Ihnen: Gest~rn saßen nicht nur im Abge!)rdnetenge­
baude Trauben von Abgeordneten vor den Fernsehern und 
haben die. Pressekonferenz des CDU-Vorsitzenden verfolgt.· 

Es war auch so, dass uns am Nachmittag und bis in den Abend 
_hinein bei jeder Nachrichtensendung, bei jederri .,Brenn­
punkt" und sonstigen Seildungen Anrufe erreichten: Hast du 
das gehört? Hast du das verfolgt?- Wir wurden um Einschät­
zungen gebeten, und ich kann Ihnen sagen, dass ich nicht so 
einfach zur Tagesordnung übergehen und sagen kann: Heu­

te wird der Doppelhaushalt beraten.- Heute muss man nicht . 
nur über'den Doppelhaushalt reden, sondern al!,Ch überDop­
pelmoral. 

(ßeifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und vereinzelt bei SPD und F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, die CDU-Spendenaffäre schwappt 
nicht nur aus Hessen über den Rhein. Herr Böhr, mit den Er­
eignissen bezüglich der 100 000 Dl\ll von Helmut Kohl für die 
CDU in Ludwigshafen und die lange Geschichte von CDU­
Spendenaffären in Rheinland-Pfalzsteckt die CDU Rheinleind­
Pfalz mittendrin. 

(ZurufdesAbg.ltzek,SPD) 

Schon zu Zeiten des Ministerpräsidenten Kohl wardas Land 
Rheinland-Pfalz eine erstklassige Adresse für Spendenwasch­
anlagen. Hier lagen quasi die Wurzeln für illegale Praktiken 
der Parteienfinanzierung. Es gab Ergebnisse eines Untersu­
chungsausschusses und Entscheidungen. des Bundesverfas­
sungsgerichts- also·ein höchstrichterliches Urteil-, und kaum 
war- ein neu es Gesetz vorhanden -das hören wir und wissen 
wir jetztaus den Meldungen aus Hessen-, ersann die CDU un­
ter Helmut Kohl schon nach neuen illegalen Wegen, Geld in 

die Partei herein zu holen. Es ging und es geht der CDU um 

Millionen-Vorteile in der Auseinandersetzung um die politi­
sche Macht, ohne ein• Unrechtsbewusstsein bei führenden 

VertreJern dieser Partei. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Nii~gel, SPD). 

Gerade diejenigen, die keine Gelegenheit ausgel~sen haben, 

als Saubermänne'r für Recht und Ordnung einzutreten- egal 
ob das Herr Kanther war, ob das Vertreter auf Bundesebene 
oder Vertreter der CDU aus diesem Lande waren -, und die 

keine Gnade für Drogenabhängige kennen, die bei jeder pas­
senden und unpassenden Gelegenheit nach Polizei und mehr 
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Grenzk~ntrollen rufen, sind es; die uns heute das Eins-a­
Lehrbuchbeispiel fOr kriminelle Machenschaften und Macht-_ 
geschachere liefern. 

Ich beziehe mich dabei al!f eine Aussage des Jura-Professors 
Albrecht aus Frankfurt. Ich zitiere ihn aus der "Frankfurter 

_Rundschau" vom _18. Januar 2000. Er sagt: "Alle Vorschriften, 
die unter Bundesinnenminister Kanther im Zusammenhang 
mit Organisierter Kriminalität in das Strafgesetzb'uch und in 
die Strafprozessordnung verschärfend eingefOhrt worden 
sind, richten sich nun gegen ihn selbst." - Das stammt nicht 
aus meinem eigenen Mund. So sieht es ein anerkannt~r Jurist 
aus Frankfurt. 

ln diesem Parteispendenskandal stehen nicht nur Namen wie 
Kohl, Kanther oder die- Namen der Kofferträger Terlinden 

- und Keller in der ersten Reih~. Nein, ·auch der brave und Kohl­
getreue Trierer Christoph Böhr gehört in- diese Namensgale­
rie der konservativen Doppelmor~il. Wie oft ist von ihm be-

. reits schonungslose Aufklärung gefordert worden? Herr 
Mertes hat das bereits angesprochen. Wie viele Debatten 
Ober Innere Sicherheit haben wir in diesem jiause gefOhrt? 
Ich erspare mir die Aufzählung. Was ist mit den schonungslo- -- ,­
senAufklärungenbei den ,.Bimbes-Spendern"? 

Herr Böhr hat vor fOnf Millionen Zuchauerinnen und Zu­
schauern im ZDF Verständnis und Respekt for das Schweigen 
von Herrn-Kohl geäußert. 

(Böhr, CDU: So ist es!) 

Er hat nach wie vor Verständnis und Respe_kt fOr dessen 

Schweigen, und er zieht die Ruhe in der eigenen Partei der 
Aufklärung vor. Anders kann ich das, was er gestern nach der 
Präsidiumssitzur:'g gegenOber-der Presse g~sagt hat, nicht 
werten. 

Wenn der Untersuchungsausschuss in Berlin die Namen der­
Spender der Kohl-Spenden nicht herausfindet - so kann ich 
Herrn Böhr nur verstehen-::, bräuchte sich die CDU selbst nicht 
-auch nicht die Spender- der öffentlichkeitoder der Justiz zu 
-stellen. 

-(Zuruf der Abg. Frau GrOtzmacher,­

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN} 

Meine Damen und Herren von der rheinland-pfälzischen 

CDU: Was ist mit den Doerfert-Spenden? Wo ist die Aufklä­
rung Ober die Herkunft der Spendengelder, die Ober das Be­
kannte und pereits Veröffentlichte hinausgeht? Auch <;Jas 
war angekOndigt. Fehlanzeige. Wie erklären Sie möglicher­
weise zwei unterschie~Hche Auflistungen von_ Spendern für 

- die gestocl<:elte Spende in Höhe von 325 ooo DM von 
_ Doerfert, so wie sie gestern in der Fernsehsendung "Frontal" 

präsentiert wurde? Was unternimmt der Parteivorsitzende 
und Dienstvorgesetzte Böhr bezüglich der Ludwigshafener 
Spendenvariante? Nichts! Nein Heq Böhr, nicht nur als Auf­
klärer und Saubermann geben Sie in Ihrem Verhalten keinen 

glaubwürdigen Politiker mehr ab, sondern auch als Parla­
mentarier, der in der Opposition eine verfassungsgeschlitzte 
Rolle als Kontrolleur der Regierung innehat,- haben Sie für 
mich eine große Menge an Vertr_auenswürdigkeitverloren. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen urid Herren, deri Willen der Aufklärung der 
CDU messe ich nicht daran, ob sie einen Ehrenvorsitzendenti­
tel aberkennt, sondern ich messe ihn daran, ob-Sie rechtzeitig 
und mit rechtlichen Schritten die Aussagen von Kohl und an­
deren h~rbeiführen' oder weiterhin nur auf Rechercheergeb­
nisse reagieren. 

Meine Damen und Herren, Kontrolle und demokratische Le­
gitimation beginnen innerhalb einer Partei. Ich fordere Sie 
auf, in dieser Hinsichttätig zu werden. 

Ich bin weit dav~n entfernt, eine Bedrohung für das gesamte _ 
Parteiensystem aus_ dem Fall der CDU zu erkennen~ Das sehe 
ich zurzeit nicht. in dieser Hinsicht unterscheide ich mich viel­
leicht auch von Herrn Mertes. Meine Damen und- Herren von 
der CDU, dieser Skandal geht mit Ihnen ganz allein nach Hau­
se. Sie werden nichts Vergleichbares_ finden. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE-GRÜNEN) 

pas können Sie auch nicht durch einzelne Verfehlungen, die 
·Sie bei anderen entdecken und danach recherchieren, aus­
gleichen. Dieser Skandal geht mit lhneh rfach ~use. 

·Bedrohlich für die Demokratie wird es nur, we!'Jn Sie jetzt 

nicht die Kehrtwendefinden und für Aufklärung aus der Par­
tei ~eraus sorgen, sondern nur auf die Ergebnisse und die Ar­
beit eines Untersuchungsausschusses und der Staatsanwalt­
schaft hoffen .. Wenn Sie es nicht schaffen, innerhalb der Par~ 
tei mit einer-solch l<:mgen Geschichte einen Veränderungspro­
zess, eine Aufklärung von innen, herbeizuführen, würde das 
meiner Meinung nach Schaden für die gesamte Demokratie 

-bringen, weil das das _vertrC!uen iri die Selbstreinigungskraft 
und ,in die Kontrolle innerhalb demokratischer Parteien er­
schOttern worde. ln dieser Hinsicht sind Sie gefordert. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEt~!) 

Meine Damen und Herren, ich habe zu Beginn gesagt, dass es 
nicht ganz einfach ist, in eine Disk~ssipn über den Doppel­

haushalt einzusteigen. Ich werde den Versuch trotzdem un­
ternehmen. Wenn ich auf den zur Verabschiedung anstehen­
den DoP.pelhaushalt schaue und die Tagesaktualität außen 
vor lasse, graust es mir. 

Dieser Doppelhaushalt ist nicht" nur von seinem Entstehungs­
datum her aus dem vorigen Jahrhundert, er ist ein Haushalt 
der Kontinuität, und zwar der schlechten Art. Ich möchte an 
die ZC!hlreichen_Haushaltstitel_erinnern, die unter der Rubrik 
"Wahlkampf" zu verbuchen ~ind, wie die geplante ·Image~ 
Kampagne, die sich durch alle Einzelressorts zieht. Ein weite-
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res Beispiel ist das zurechtgeflickte Multimediaprogramm,­
·das die Anschaffung eines Ta~chenrechners mit der Schaf­
fung eines neuen Subventionstopfes vereint. Ichführe die al­
ten Programme auf, die Sie mit_neuen Etiketten wieder in die 
politische Debatte einf-ühren. Ein Beispiel ist Ihr Programm 
"Offensive für den ländlichen Raum". Das sind Beispiele für 

schlechte Kontinuität in Ihrer Haushaltspolitik. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Die Landesregierung schreibt in ihrem Haushaft ihren Burg­

frieden fort, den sie untereinander geschlossen hat. Der 
F.D.P.-Wunschzettel zum Straßenbau, zur unkontrollierten 
Subvention im Wirtschaftscereich und eine unzulijngliche Re­

form der Landesverwaltung gehen auf das Konto der F.D.P., 
aber auch auf ihren Wunschzettel und ihre gewollte politi­
sche Profilierung. Dazu gibt es ordentlich schöne Tünche für 
weitere Einschnitte und fehlende Reformen in der Bildungs­
politik_ und auch noch etwas für die Beschäftigungspolitik 
-Spielwiese von Herrn Gerster. 

Meine Damen und 1-:!erren, es fehlen gerade weg~n ger geän­
derten Rahmenbedingungen durch die steuerpolitischen Vor­
haben der Bundesrepublik strukturelle Änderungen und 
weitsichtige Änderungen, zum Be!spiel in der Wirtschaftspo­
litik. Ich sehe nichts, außer, dass Sie sagen, wir müssen Steuer­
einnahmen, die wir nicht mehr bekommen; gegenrechnen. 
Ich sehe nicht, wie Sie es machen. Strukturelle Änderungen 
und Konsequenzen daraus kann ich in Ihrem Haushaltsplan 
nicht erkennen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE)\J) _ 

Mit diesem Doppelhaüshalt wollen Sie für die Ja Iire 2000 und 

2001 einen Start machen. Sie- garnieren diesen mit Einspar­
rhetorik, mit der Sie aber erst langfristig Ernst machen wol­
len. 

Meine Damen und Herren: der Burgfrieden von SPD und 
F.D.P. wird brüchig. Ich weiß; Herr Mertes; Sie sagen immer, 

es passt kein Blattzwischen Sie und Herr Kuhn. Es passtschon 
einiges dazwischen. Die F.D.P. versucht- das können wir im­
-mer wieder verfolgen -, die Bonner Opposition -in der 

rheinland-p!älzischen -Regierung durchzusetzen. Die SPD­

Minister, Herr Gerster, Frau Martini oder Herr Mittler, haberi 
das Problem, als Sozialdemokraten erkennbar zu bleiben. 

-Herr Zuber baut eine Abschiebeeinrichtung und entzieht da-
bei den Kommunen die dringend benötigten Mittel, um 
Flüchtlingen, Asylbewerberinnen und Aussiedlerinnen ein 

menschenwürdiges Leben zu sichern und attraktive Integra­
tionsangebote zu schaffen. Das alles ist in Ihren HaushaltSplä­
nen zu erkennen, zu lesen und zu entdecken. Die Anforde­

rungen im Jahr-2000 sind enorm. 

Meine Damen und Herren;· wir müssen einen Doppelhaushalt 

verabschieden, der das Land für das kommende 'Jahrhundert 
vorbereitet. Für uns heißt das: -

- Wir wollen mit Klarh!:!i't und Verantwortung für eine nach­
haltige Entwicklung in Rheinland-Pfalzsorgen. 

- -wir wollen eine Politik machen~ die-die Generationenge• 
rechtigkeit zum Ziel hat und nicht nur die folgenden Ge­
nerationen mit Schuldenbergen belastet. 

- - Wir wollen soziale Gerecht[gkeit zum kritischen Maßstab 
des Handeins machen, der hohen 'Erwerbslosigkeit entge­

genwirken. 

Wir müssen schon heute Weichen stellen, um die tiefgrei­
fenden_ Veränderungen der Arbeitsgesellschaft zur Wis­

sen~gesellschaft zu bewältigen. Das heißt, wir müssen 
Qualität und Umfang der Bildungschancen und -an.gebote 
verbessern. 

- Wir müssen endlich mit dem Schutz der natürlichen Res-­
sourcen wie Luft, Wasse~ und Bode~, der Natur schlecht­
hin, Ernst machen. 

(Beifall des BÜNDNIS.90/DIE GRÜNE'N) 

Meine Damen und Herren; gemessen an diesen Maßstäben_ 
und Zielen tragen Ihre Vorschläge für die Zukunftsgestaltung 
dieses Landes nicht in die Zukunft. Wer jetzt di~ Zukunft ge­
stalten will~ der darf nieht auf Vergangenheit setzen. Das tun 
Sie in Ihrem Haushaltsplan. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine.Damen und Herren, keiner:;-im Haus wird der folgen­
den Feststellung widersprechen, dass nämlich junge Men­
schen in Rheinland-Pfalz eine gute Ausstattung für ihre Zu· 
-kunft in der Schule, in der Hochschule und in der beruflichen 

Ausbildung bekommen müssenc Das-bestimmt die persönli- : 

ehe wie die berufliche Perspektive der jungen Menschen. Kei­
ner würde diese Feststellung infrage stellen~ -

Die Behauptungen der Landesregierung und der SPD- und 
F.D.P.-Fraktion- wir haben es von Herrn Mertes gehört-, die­

schulische Ausbildung in Rheinland-Pfalz -sei gut, gesichert, 
im Ländervergleich gut, zusätzliche Lehrer- und Lehrerinnen­
stellen könnte_n sich im Ländervergleich sehen lassen, werden 

noch von dem beliebten Zahlendoppel - Herr Mertes hat es 
vorgetragen - übertroffen. Im Zeitraum von 1990 bis 1999 
gab es einen Anstieg der SchUlerinnenzahlen von 19 % sowie· 

einen Anstieg der Bildungsausgaben-in den Schulen von 
45%._ 

(Mertes, SPD: Das stand in der ,.FAZ"! 

Stellen Sie sich vor!) 

- Moment, aber in der Antwort des Bildungsministers auf ei­

ne Kleine Anfrage an Herrn Dahm sind nicht mehr 43 %, wie 
Sie das zitiert haben, sondern 45 % aufgeführt. Er hat näm­

lich in den Angaben schon die Tariferhöhungen des letzten 
Jahres aufgerechnet. 
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Herr Mertes, genau dieser Sprung macht deutlich, dass dieses 
Zahlendoppel nicht das wiedergibt, was Sie behaupten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Rechnen Sie doch einmal herunter, was Sie in den zehn Jah- -
rem an Tarifsteigerungen, an struktu~ellen ~teigerungen bei 
den Personalausgaben hatten. Rechnen Sie einmal nach, was· 

sich über einen Zeitraum von fast zehn Jahren summiert. 
Rechnen Sie sich einmal aus, wo Sie-mit Ihren 45% landen. 

(ltzek, SPD: Es hat viele Nullrunden 
gegeben!) 

- Herr ltzek, Sie kennen die strukturellen-Änderungen ganz 
gut. Alle zwei Jahre gibt e~- im öf:tentlichen Dienst die Anpas­
sung der Altersstufe entsprechend. 

Sie- sollten sich besser eine andere Zahl vor Augen führen, 
wenn Sie über die Qualität unserer schulischen Ausbildung 
diskutieren, nämlich dass·es für einen Anstieg der -~cbüler­
und Schülerinnenzahlen von plus 19 % einen Anstieg der 
Lehrer und Lehrerinnen von plus 10 % gegeben hat. sre se­
hen, wo Sie gehliebem sind, obwohl Sie Stundenplankürzun­
gen vorgenommen, Arbeitszeitverlängerungen für Lehre! 
und KOSI 2000 eingeführt haben. Obwohl Sie viele andere 
Maßnahmen durchgeführt haben, schaffen Sie es nicht, zu ei­
nem besseren Verhältnis zu kommen. Das heißt, -dass sich in 

diesen zehn Jahren das Angebot verschlechtert hat. 

Herr Mertes, Sie glauben doch nicht, dass die Aufforderung 
-"Machen Sie mehr aus Ihrer Unterrichtsstunde" diese Lücke 

füllen kann. Das kann sie nicht. 

Meine Damen und Herren, genau diese Diskrepanz findet 

Ausdruck. in der Kritik der Schülerinnen, der Eltern, der aus- ·­

bildenden Betriebe, ~er Lehrer und Lehrerir_men an der Praxis 
und der Qualität der schulischen Bildung. Vor Ort erfahren­

die Schülerinnen und Schüler und die Eltern- den ·enormen 

Umfang an Unterrichtsaustal I. Das war die Negativschlagzeile 
Nummer 1 in den letzten Monaten für diese Landesregie­

rung. 

Herr Mertes, gehen Sie doch einmal in die Betriebe und neh-­

men Sie die Rückmeldu11gen der Ausbilder und Ausbilderin­
nen ernst. Hier wird nicht nur über geringe EDV-Kenntnisse 
geklagt. Hiergeht es um die Klage, dass es an Grundkenntnis­

sen mangelt. Es geht an das Eingemachte. 

Die steigende Zahl von Schülern und Schürerinnen, die die 

Schulen ohne Abschluss verlassen, müsste doch bei Ihnen die 
Alarmglocl<en schrillen lassen. Stattdessenerlebe ich, dass Sie 

schon damitzufrieden sind, wenn Sie einen Haushaltsschwer­
punkt machen. Sie stellen die Frage gar nicht meh(, ob der 

ausreic~t, um die Anforderungen an die Qualität und die 
Quantität in unserem· Bildungssystem in unseren Schulen zu 
erfüllen. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützrha_cher, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Für uns und unsere Haushaltspolitik war der Ausbau und die 

Verbesserung der Bildungspolitik in Rheinland-Pfalz ein gro­
. ßer Schwerpunkt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

~ Für uns gilt der Grundsatz, dass jede Investition in die Bildung 
-eine gute Investition ist wenn sie mit den notwendigen Re­
formen verknüpft wird. Glauben Sie doch nicht, ,dass es uns 
einfach gefallen wäre, innerhalb· dieses Haushaltsgerüsts 
70 Millionen DM für 700 zusätzliche Stellen für Lehrerinnen - -
und Lehrer in diesem Land freizuschaufeln. Das ist uns auch 

nicht einfach gefallen. Wir setzen die Prioritäten anders. Wir 
wissen, worauf es ·ankommt, wenn es um die Gestaltung der 
Bildungspolitik und der Zukunftschancen dieses Landes geht. 
Wir brau-chen einen klaren Schwerpunkt, und zwar einen-tat­
sächlichen Schwerpunkt und nicht nur einen in Worten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90fDIE GRÜNEN) -

Wir haben 60 Millionen DM m.ehr für eine·Bildungsoffensive­
angesetzt, die dieses Land notwendig hat. Wir wollen damit 
rund 700 Lehrer und Lehrerinnen zusätzlich zu denen be­
schäftigen, die Sie einsetzen wollen. Mit den 500 Lehrerinnen 

und Lehrer, die Sie einsetzen wollten; halten Sie lediglich das 
reduzierte Niveau. Von einer Bildungsoffensive ist da ~eine 

'spur. -

Zur Qualitätssicherung und Qüalitätsverbesserung in den 
Schulen gehört f_ür uns auch ein verbessertes Angebot f!lr be-. 

hinderte Schaler und Schülerinnen, ein verbessertes lntegra­
tionskonzept. Auch daf!lr haben wir ausreichend Mittel vor-

- gesehen, rund 8 Millionen DM. 

Auch für die Bedeutung der Medienkompetenz, so wie sie in 
allen Debatten immer wieder 1n den Raum gestellt lll(ird, ha­

ben wirzusätzliche Mittel in Höhe von 1,5 Millionen DM ein­

gesetzt, damit die PC-Systembetreuung in den Schulen durch 
Landesmittel unterstützt werden kann und dies nicht noch 
zusätzlich den Lehrerinnen und Lehrern aufgebürdet wird. 
Diese sollen für Unterricht und für ihre Arbeit mit den Schüle­
rinnen und Schülern zur Verfügung stehen und nicht für Pe­

Betreuung. 

Meine Damen und Herren, oft habe ich ·von Ihnen gehört,_ 

grüne Bildungspolitik erschöpfe sich nur in einem Mehr an 
Stellen. Dem ist nicht so, Sie wissen das:ln der Vergangenheit 

-haben wir ganz konkrete Anträge und Vorschläge einge­

bracht. Diese beschäftigen die Fachausschüsse schon seit eini­
ger Zeit. Wir haben einen Antrag zur längst überfälligen Re-
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form der Lehrerinnenausbildung formuliert, die in diesem 
Land zwar vorgenommen war, aber nicht angegangen wur­

de, weil sich die Koali~ionspartner blockieren; Demnächst 
gibt es eine Anhörung i~ Fachausschuss zu diesem Thema. 

Wir haben zur Stärkung der Umweltbildung in der Schüle 
·durch eine ökologische Werkstatt Schulgebäude und zur För­

derung des ökologischen Schulbaus Maßstäbe gesetzt. Wir 
haben Anträge zur Bewältigung des·unterrichtsausfalls, zur 

Reform der Sekundarstufe II vorgelegt und Vorschläge ge­
macht, wie die zersplitterte Fort- und Weiterbildungsland­
schaft der Lehrkräfte reformiert werden kann. Meine Damen 
und Herren, hier gibt es einen klaren Schwerpunkt. Wir ha­
ben Sie' kla~ ~uf dieses Thema verpflichtet und treiben Sie in 
dieser Auseinandersetzung auch ein ganzes Stück nach vor­
ne. Wenn es darum geht, jungen Schülern und Schülerinnen 
gute Schulchancen und Ausbildungschancen zu geben, dann 
ist es-uns diese· Arbeit und dieses Engagement auch wert. 

Meine Damen und Herren der Landesregierung, die ju-ngen 

Frauen und Männer, die nicht nur in der Schule; sondern auch 
in der beruflichen Ausbildung gute Ausbildungschancen 
brauchen, sind in Teilen von dieser Landesregierung auch im 
Stich gelassen worden; denn auch in diesem Jahr habe11 es 
die Verantwortlichen, die Landesregierung und die Wirt­
schaft, nicht geschafft, einen Ausgleich-zwischen dem Ange­
bot und der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen zu errei­
chen. Ohne die Leistungen der Unternehmen infrage zu stel­
len, die Lehrstellen- auch zusätzliche- zur Verfügung gestellt 
haben, und ohne die zusätzlichen Ausbildungs- bzw. Qualifi­
zierungmaßnahmen des JUMP-Programms der Bundesregie­
rung außen vor lassen zu: wollen, die haben immerhin _ 
1 200 Jugendlichen iri Rheinland-Pfalzaus einer zum Teil aus­

weglosen Situation geholfen, bleibt es bei <;lef kritischen 
Schlussbilanz, dass bis Ende September 1999 fast 1 400 Ju­
gendliche ~einen Ausbildungsplatz erhalten habenr_dass f<1st 
6 000 Ausbildungswillige durch die Arbeitsverwaltung nicht 
in einen Ausbildungsplatz, sondern in schulische Angebote 
vermittelt wurden, dass viele in !:>erufsvorbereitend~n Maß­

nahmen landen, dass viele einen Job annehmen mussten, 
wenn sie eine Ausbildung gesucht haben. 

Für diese Jugendliche sieht. es nach wie vor düster aus. Sie ver­
bringen in schulischen Angeboten Warteschleifen, oft nicht 

mit der entsprechenden Motivation, weil sie eine Ausbildung 
und nicht noch weiter die Schule besuchen wollten. Die· 

- - -
Ausbildungsvorbereitungs- oder Ersatzleistungen, für die der 

Staat aufkommt, wie auch die Unternehmen, die zusätzliche 
Ausbildungsplätze und zusätzliche Kosten aufbringen, brau­
chen eine Gegenleistung der Unternehmen, die ihrer A~sbil­

dungsverpflichtung nicht n<:~chkommen. Auch hier blockiert 
die F.D.P. Initiativen der SPD für eine freiwillig organisierte 
Ausbildungsplatzumlage, die genau in diesem Finanzpro­

blem ·und in dieser Organisationsfrage ein Problem lösen 
würde. 

Die von Ihnen immer wiederholte Ausbildungslüge_ ist meiner 
Meinung nach nur ein Eingeständnis der Macht, mit der die 
F.D.P. einen Ausgleich blockiert, meine Damen und Herr~n. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Unsere Vors<:_hläge zum Doppelhaushalt sehen vor, dass wir 

m_it Landesmitteln, und zwar mit 21 Mil_lionen DM b~w. 

27 Millionen DM zusätzlic~en Landesmitteln, ein ergänzen­
des und eigenständiges Programm auflegen,- mit dem im 

Land Verbund Iösungen, auch mit berufsbildenden Schulen,_ 
und erweiterte bedarfsgerechte überbetriebliche Ausbil­
dungsplätze, gefördert werden. Damit wollen wir Jugendli­
chen eine berufliche Perspektive eröffnen, vorhandene Po­
tenziale nutzen und de·n Ausbildun!_lssektor 'in Rheinland­
Pfalz verbessern. Nicht zuletzt wollen wir damit unseren Ju­
gendlichen AusbildungsmÖglichkeiten in diesem Land e~­

möglichen und sie nichtauf der Suche nach Ausbildungschan­
cen aus diesem Land vertreiben .. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich könnte noch weitere Vorschlä­
ge, die wir gerade im Bildungsbereich in die-Haushaltsbera­
tungen eingebracht haben, darstellen, ich will aber zu einem 
anderen \/Yesentlichen Programmteil kommen, nämlich wie 
mit ökologischen Innovationen und Investitionen in dieses 
neue Jahrht.tndert gestartet werden müsste. 

Die rot-grüne Bundesregierung hat in diesem Jahr durch rich­
tunggebende Entscheidungen in der Steuerpolitik, ·in der. 
Energiepolitik, ·in der Forschungspolitik, in der Verkehrspoli­

tik ökologische Verantwortung gezeigt. ln Berlin und in Bonn 
wurde erkannt, dass die Verbreiterung und FÖrderung von 
Alternativ-Energien nicht nur einen Weg aus der drohenden 
Klimaveränderung zeigen kann, sondern dass sich hier eiri 

Markt der Zukunft auftut. M~ii1e Damen 't'Jnd ~er~en, dass ist 
eine Er~enntnis, die an ·diese-r Landesregi~rung völlig vorbei­
geht. Umweltschonendere . Energiegewinnung wird ver~ .­
knüpft' mit Hightech. und niit der Schaffurig von Arb~itsplät­
zen. Gerade im MitteistandUnd Handwerk bieten sich Chan-· 
cen. R:ot-grün holt· in B~rlin -nach, was schwarz~gelb 16 Jahre 

·lang blockiert hat 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE-GRÜNEN) 

und was vernachlässigt wurde, um Energie-1\/Jultis und Atom.-· 

Wirtschaft zu schützen. Rot-grün in Berlin zeigt Wege au~~· die 
_rot-gelb in Rheinland-Pfalz längst aufgreifen ~önnte und als 
Chance nutzen könnte. Mit 200 Millionen DM werden Anl~­

gen zur Energiegewinnung aus Biomasse, Wind, Sonne und 
Wasser auf ·Bundesebene geförde·rt. Es. gab vorher schon För- _ 

derungen, ·aber wem+ Sie schauen, wie so_lc~e Förderungen 

/und Chancen genutztVI(urd~n; dann will ich Ihnen einmal ei­
nen Vergleich aufzeigen. Sie vergleichen-sich auch g~rn mit 
anderen Ländern. ln Rheinland-Pfalzgibt es derzeit dr~i Bio-'' 

gasanlagen. Die Bayern verfügen über 300 Anlagen~ ln Rhein­
land-Pfalz gibt es sieben Biomasse-Heizkraftwerke trotz 
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Waldreichtum in dies~m Land. ln Bayern gibt es 236 Anlagen. 
_Bei diesem Vergleich wird deutlich, dass Technologieförde­
rung unter den beiden F.D.P.-Wirtschaftsministern nichts niit 
den Chancen einer .alternativen Energiewirtschaft für die 
Umwelt und den Arbeitsmarkt-zu tun hat, sondern Technolo­
gieförderung ist zumeist verkürzt auf. die Felder lnforma­
tionstechnologien und ·Biotechnologien. Andere nachhaltige· 

Entwicklungsmöglichkeiten, die zahlreiche Arbeitsplätze 
. ~chaffen können und bei größerer Produktreife Chancen 
nicht nur auf den Binnen- so_ndern au~h auf den Exportmärk­
ten eröffnen, lassen Sie sich durch ·die Lappen gehen und an · 
diesem Land vorbeiziehen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Rheinland-Pfalz hat unter der Ägide der F.D.P.-Bremser im-· 
mer noch die rote Laterne bei· den Alternativ-Energien. Das_ 
wird sich, zumindest solange wir einen ·F.D.P.-Wirtschafts­
minister haben, nicht ändern. Mit unseren Änderungsanträ­
gen wollen wir die ·Förderung von regenerativen Energien 
und Energiesparmaßnahmen um jährlich 16,2 Millionen DM 

aufstocken. Wir wollen die Landesförderinstrumente anpas­
sen. Wir müssen damit verhindern, dass unser wald- und son­
nenreiches Bundesland im Südwesten nicht noch weiter hin- -
ter die neuen Bundesländer zurückfällt, sondern die Chancen 
dieserneuen Technologien nutzt. 

Meine Damen und Herren, wir sind davon überzeugt, dass die 
Fördermittel in diesem Technologiebereich wesentlich sinn­
voller und effektiver eingeset*t sind als die von Ihnen veran-

- schlagten Mittel zur Technologieförderung in weiten Berei­
chen. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich weiß, die F.D.P.wird wieder sagen, grün und technologie­

feindlich .. Desw_egen werde ich an dieser Stelle schon sagen, 
wir haben Ihre Haushaltstitel in der.Technologieförderung 

zwischen 10 % und 13 % gekürzt, mit gutem Gewissen, mei­
ne Damen und Herren; denn wir haben dort gekürzt, wo in 
den vergangenen zehn Jahren Unsummen von Fördermitteln 

· über die Technologieförderung hineingeflossen sind, und mit 

Effekten, bei denen sich die Landesregierung nach wie vor 
schwer tut, diese darzustellen. 

Ich habe gestesn in meinem Briefkasten die Antwort des 
Wirtschaftsministers auf eine Kleine Anfrage gefunden, die 

ich unter dem Titel "Dauersubv7ntion für das Institut für Mi:" 
krotechnik" gestellt habe, die ich doth sehr aufschlussreich 
fand, meine Damen und Herren. Er hat in seiner Antwort dar~ 

gelegt, dass zwischen 12 Millionen DM und 20 Millionen DM 
Zuschüsse aus Landesmitteln bzw. öffentlichen Mitteln in die­
ses Institut geflossen sind. Von 1991 bis 1999 ist aus Landes­

mitteln- ich lasse die Bundesmittel, die EU·Mittel_und andere 

Mittel aus Stiftungen und Ähnlichem weg- eine Gesamtsum­
me von 145 Millionen DM dafür aufgewendet worden. Allein· 

·in durchschnittliche 60 Vollzeitstellen flossen im Jahr zwi­
schen 4,5 Millionen DM und 6,4 Millionen DM. 

_ Herr Bauckhage, nach diesen Daten, die Sie.auf die Kleine 
Anfrage. jetzt darlegen mussten, verstehe ich auch, warum 
die Vertreter IhresMinisteriums in den _Haushaltsberatungen 
bei jeder meiner Nachfragen nach dem Kosten-Nutzen-,_ 
Verhältnis des Instituts für Mikrotechnik so gemauert haben. 

Meine Damen und Herren der Regierungsfraktionen, in die­

sem Bereich .streichen wir mit gutem Gewissen; denn ich 
glaube, wenn dieses Institut so gut ist,"wie es uns das Wirt­
schaftsministerium immer glauben machen will - mich erin­

nert dieses Institut eher an eine abgeschottete Privatuniversi­
tät des Wirtschaftsministeriums denn an eine Stelle der trans­
parenten }echnologieförderung und des Technologietrans-
fers -, . 

(Beifall des BÜNDNIS 90fDiE GRÜNEN)-

wenn Sie, mein·e Damen u!ld H·erren von den Regierungsfrak­
tionen, nach wie vor von der Sinnhaftigkeit dieses Instituts 
überzeugt sind, dann dürfte es Ihnen leicht fallen, unseren 
Anträgen zum Institut für Mikrotechnik zuzustimmen·, die die 

Forderungen beinhalten, die Verg'!be von Haushaltsmitteln 
an _die Vorlage eines Geschäftsberichts oder eines Wirt­
schaftsplari~ zu binden, den wir allerdings vorher sehen müs­
s~n ~nd nicht im Nachhinein, und-die L~m_desregierung zu be­
auftragen, Geschäftsanteile, Gesellschaftsanteile an Risikoka­
pitalfonds zu veräußern, um den Landeshausha_lt von dieser 
Dauersubvention zu entlasten. Wenn dieses Institut wirklich 
so gut ist, wie_Sie immer sagen, dürfte das kein Problem sein, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)_ 

Bei dem Stichwort "Suövent!on" möchte ich noch kurz darauf 
hinweisen, was an Subventio_nsberichterstattung von der Lan­
desregierung vorgelegt wurde. Herr Hering sagte bei der Ein­

bringung des-Haushalts, dies sei der fortschrittlichste Subven­

tionsbericht in der Bundesrepublik. Er sei besooders ausführ­
lich, und er würde Erfolgskontrolle schon immer beinhalten. 
Dann blättern Sie einmal durch und schauen, wo tatsächlich 
Erfolgskontrolle-n stattgefunden haben. Was nutzt uns ein 
noch so fortschrittlicher Subventionsbericht, wenn die Regie­
rungstrakttonen und die Landesregierung nicht bereit sind, 

die Erg~bnisse und _das Zahlenwerk dieses Berichts in die 
Haushaltsberatungen mit einfließen zu lassen?·· 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich erinnere mich noch sehr:. gut an Äußerungen während der 
Haushaltsberatungen, beispielsweise des Wirtschaftsmini­
sters, der sagte: Das geht jetzt wirklich zu weit, wenn wir die 

Programme im Detail beraten wollen. Ja, meine Güte,_ wo 

denn sonst, wenn nicht bei den Haushaltsberatungen?- Dann 
erst, wenn der nächste Bericht in zwei Jahren vorgelegt wird? 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Darin gebe-ich dem Finanzminister Recht, der bei der Diskus­

sion um die Konzeption des Subventionsberichts gesagt hat: 
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Mit der Aufstellung eiries Subventionsberichtes ist noch nicht 
eine müde Mark an Subventionen gespart worden. Darin ge­
be ich ihm Recht, aber dann müssen Sie und die·!1egierungs­
fraktionen daraus Konsequenzen ziehen ·und können dieses 
Thema nicht auf den Sankt-Nimmerleins-Tag verschieben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Hering hat sich bei der Einbringung des Haushalts auch. 
offen für Überprüfungen von Fördetprogrammen, voo Pro­

·jekten mit externem Sachverstand !;lezeigt. Er hat gesagt, da­
für sind wir durchaus offen, wenn' es geeignete Bereiche sind. 
Ich möchte Sie nun beim Wort nehmen und hoffe; dass Sie 
unserem Antrag zur ~ubventionskontrolle, der ·als Entschlie­
ßungsantrag zum Haushalt gestellt wurde, zustimmen wer-. 

den. 

Meine Damen und Herre11, ökologisch verantwortliche Politik 
muss auch durch eine andere Verkehrspolitik, die auf eine in­

tegrierte Verkehrsplanung setzt, in diesem Land erfolgen, ei­
ne Verkehrspolitik, die durch eine integrierte yerkehrspla­
nung, durch Ausbau des Umweltverbündes lind durch Aus­
bau des öffentlichen Personennahverkehrs auch im Bereich 
der Verkehrsdienstleistungen neue Arbeitsplätze schafft. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) · 

Ich glaube, Sie können Ihr Klischee und_lhr Dauerargument, 
· dessen Sie sich so gerne bedienen, ohne weiteren Straßen­

neubau folge der wirtschaftliche Niedergang des Landes, 

auch gleich wieder einpacken. Sie wissen nämlich, dass wir 
uns weder gegen Unterhaltungs- noch gegen Erhaltungs­

maßnahmen von Straßen aussprechen. Im Gegenteil, die Pfle­
ge des vorhandenen· Straßennetzes hat für uns Vorrang im 
Verkehrsbereich, werin wir über Straßenbau und Straßenun­
terhaltung diskutieren. 

Aber weder Ihr vorgelegtes Straßenverkehrsprogramm noch 

Ihr vorgelegtes Bauprogramm erfüllen den selbst gesteckten 
Anspruch auf integrierte ~Verkehrsplanung. Sie planen hier 
den Straßenbau, dort den Umweltverbund oder ~ort die 

Schienenverbindungen und planen sogar eher noch parallel 

verlaufende Straßen- und Schienenverbindungen. 

Ich möchte Ihnen nur .zwei ·Beispiele nennen. Es ist ökolo­

gisch, verkehrswirtschafltich und finanzpolitisch unsinnig, 
zum einen die Nahestrecke-wie heißt dieser Pendelzug?-

(Mertes, SPD: Pendolino!) 

mit dem Pendolino auszubauen und gleichzeitig dazu paral­
lel verlaufend die Bundesstraße in diesem Maße auszubauen. 
Das Gleiche gilt für die Bundesstraße 10 in der Südpfalz sowie 

für die Investitionen, die Sie für den Ausbau der Queichtal­
bahn vorsehen. 

Wenn Sie einen Ausbau vbrnehmen, bet~eiben Sie das in Pa­
rallelform und bauen natürlich gleichzeitig die Konkurrenz 

- . 

- ( . . 

auf den verschiedenen Verkehrsträgern aus. Sie räumen dem 
Straßenbau b~i verkehrspolitischen.Entscheidungen unange­
fochten Priorität ein. Das tun Sie auch noch einmal explizit 
mit Ihren Entschließungsanträgen, die Sie vorgelegt haben, 

und das,-obwohl beim Ausbau und bei der.Modernisierung. 
von Bussen, Bahnen und Radverkehrsanlagen noch ein erheb­

licher Nachholbedarf besteht. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Während das Umweltministerium iri jedem Waldschadensbe-
- richt den. Autoverkehr als eine Hauptschadensquelle für die 

Luftverschmutzung und für die drastjschen~und folgenrei­

chen Waldschäden angibt, nimmt der Wirtschaftsminister 
440 Straßenbauprojekte in sein Bauprogramm auf. Er baut 

heute mi~els privater Vorfinanzierung und lässt die Folge. 

generationen bezahlen. Er baut Mammut-Mautprojekte 
. -·Stichwort Hochmoselübergan~ -; eine Tran~itverbindung . 

ohne Rücksicht auf Me!J_~chen und Umwelt in der Region, und_ 

er beteiligt sich am Bundesstra~enbau, als- hätte er gefüllte 
Kassen mit 30 Millionen DM. Wie wollen Sie hier zu einer zu­
kunftsfähigen Verkehrspolitik kommen?- Wie wolleiJ Sie den 
Umweltgedanken und die· Zukunftsvorsorge in diesem Be­
reich mit solchen Programmen einfließen lassen?'- Meine Da­
men und Herren, das ist_keine vorausschauende Verkehrspoli­
tik! 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn es um den Aufbau einer Verkehrsinfrastruktur für die 
ganze Bevölkerung sowie für die wirtschaftlichen Unterneh­
men geht, kahn man das nicht in ein Pflichtteil Straße und ei­

ne Kür ÖPNV und SPNV aufteilen. So kann man es nicht redu­
zieren. Von der Datenautobahn piszum Umweltverbund mit 
Bahnen, Bussen, mit Fahrrad- una Fußwegen muss e~n abge­
stimmtes Verkehrskonzept entwickelt und ausgebaut wer­
den. Für den Ausbau des Umweltverbunds, der bessere Ver­
kehrsverbindungen auch für diejenigen schafft, die über kein 

. Auto verfügen, haben wir in unserem Haushaltsentwurf jähr­
lich rund 50 Millionen DM mehr eingestellt. 

(Kuhn, F.D.P.: Wo?) 

Natürlich nehmen wir das· an· anderer Stelle weg, aber natür­

lich tu~ wir dies aus einer klaren Prioritätensetzung, die nicht 

ideologisch gefärbtist, sondern die sich an den Herausforde­
rungen der Zukunft messen lässt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn ·Sie draußen im Lande herumfahten,.sehen Sie auch, 

dass die C~DU noch einmal versucht, verantwortuf!gslos und 
niit falschen Parolen neue Kampagnen gegen die Ökosteuer 
zu starten. Ich kann dazu nur noch,sagen, CDU- nicht mitten 
im Leben, sondern weit im vorigen Jahrhundert verhaftet. 

(M~rtes, SPD: Nicht mitten im Leben, 
vom Tod umfangen!) 
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Herr Mertes hat schon Herrn Schäuble zitiert, als er-sich 1997 
dafür ausgesprochen hat, die CDU zu ökologjscheri Steuer­
vorschlägen durchringen tu wollen. Er sagte: Der Einsatz des 
Faktors Arbeit muss durch eine Lenkung der lohnzusatzkos­
ten verbilligt werden und der Energieverbrauch verteuert 
werden. - Ich kann nur sagen: Richtig, Herr Schäuble. Meine 
o'amen und Herren von der CDU, da kann ich nur sagen, das 

- ist der Weg, den die CDU mit ihren Beschlüssen zur ökologi­
schen Reform gegangen ist, 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

in der Zeit, als die bloße Idee einer Ökosteuer durch Macht­
worte des Ex-Kanzlers Kohl verhindert wurde. Es gab aber­
witzige Appelle nach europaweiten Regelungen für umwelt­
politische Lenkungsmaßnahmen. · Diese sind· aberwitzig, 
wenn sie realisieren, dass zehn von 15 Mitgliedstaaten solche 
bereits einsetzen oder sie in· Vorbereitung haben. Worauf 
denn noch warten, meine Damen und Herren? 

Die Belastungen, die Sie in l_hren Kampagnen und in Ihren Ar­
gumentationen aufzeigen, sind auch in einem Flächenland 
völlig überzogen. Herr Jullien hat uns seine Rechenkünste 
schon einmal präsentiert, und er wurde dabei ruck, zuck aus­
einander genommen. 

Mit der ersten Stu'fe der Einkommen~teue'rreform und der Er­
höhung des Kindergelds steigt der nominale Nettolohn für 
eine Familie mit zwei Kindern und einem Jahresbruttoein­
kommen von 60 000 DM, inklusive der ökologischen Steuer-=­
reform, .also schon abgerechnet die höheren Benzin- und 
Stromsteuern. Das Nettolohneinkommen steigt um 3 %. Mei­
ne Damen und Herren von der CDU und auch Sie von der 
F.D.P., ich frage Sie: Was war denn in den letzten Jahren Ihrer 
Verantwortung auf Bundesebene? Da hatten wir zurückge­
hende Nettolohnentwicklungen. Dii gab es keinen Aufstieg. 
Da gab es auch keine Kompensation für die 50 Pfennig Mine­
ralölsteuererhöhung, die Sie von 1991 bis 1994 aufgelegt ha- .. 
ben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRf,JNEN) 

Herr Kuhn, die F_.D.P. hat bei der Rückerstattung an den Tank­

stellen, die Sie in Berlin und sonstwo propagiert haben, 

(Ku~n, F.D.P.: Ich nicht!) 

. . 

die Kosten an die Bürgerinnen und Bürger zurückgezahlt, die 
·Sie ihnen vorher aus der Tasche_gezogen haben. Allerdings 
stehen Sie mit den 7 500 DM- ich glaube, daswar der Betrag, 
den Herr Solms in diese Aktion investiert hat - bei den Bür­
gern und Bürgerinnen nach wie vor noch ziemlich in der Krei­
de, wenn man einmal umrechnet, was es in diesen Jahren ge­
kostet hat, Ihre Mineralölsteuererhöhungen zu finanzieren, 
mit denen Sie Haushaltslöcher ges~opft haben. 

(Kuhn, F.D.P.: Das ist richtig!) 

Da lobe ich mir schon den SPD-Finanzmin_ister Mittler, der 
vom Saulus zum Paulus wurde und plötzlich für ein~ sachliche 
Debatte in der Ökosteuerdiskussion das Wort bricht, der ge­
nau die Entlastungen, die die Bundesregierung eingeplant 
hat, auch gegenrech~et und der CDU einiges an Argumenten 
entgegensetzt. Ich glaube, hier hat es tatsächlich einen Ent­
wicklu-ngsschub gegeben. Ich bin gespan~t darauf, ob er un­
seren Entschließungsantrag zur Ökosteuer als Abgeordneter 
ebenfalls mittragen wird. 

ll(leine Damen und Herren, es gab einiges von Ihnen, vor al~ 
lern aus der F.D.P., an Geschrei zur geplanten Unternehmen­
steuerreform. Ich finde, dass das völlig fehl am Platze ist. Zu 
nennen sind die mutigen Entscheidungen, die die rot-grüne 
Bundesregierung durch die Neugestaltung der Körperschaft­
steuer und die Absenkung l)nd Angleichung der Steuersätze 
für. ausgeschüttete wie für einbehaltene. Gewinne auf ein­
heitlich 25 % erzielen will, das Vorziehen ·der dritten Stufe 
der Steuerreform auf das Jahr 2001 und eine weitere Absen­
kung des Eingangssteuersatzes und des Sr:>itzensteuersatzes. 
Mit diesen Vorschlägen sind doch Ideen auf den Tisch gekom­
men, von denen Sie vor Jahren nur geträumt haben. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie haben doch immer nur propagiert, dass man die Steuern 
senken soll. Ich kann mich nicht daran erinnern, dass Sie das 
jemals umgesetzt und geschafft haben. 

Wir GRÜNEN haben uns. in dieser Debatte.vehement für die 
Einführung einer Mittelstandskomponente eingesetzt. Unse­
re Forderungen nacn einer Verrechnung der Gewerbest~uer, 
einer früheren Umsetzung der Einkommensteuerreform und 
eine~ weiteren Absenkung der Steuersätze haben Eingang in 
das von der Bundesregierung vorgelegte Konzept gefunden .. 

Herr <;reutzmann, die Entlastungen von rund 70 Milliar­
den DM in den nächsten Jahren und in dem-schon laufenden 
Jahr ~ dabei entfallen 22 Milliarden DM auf die privaten 
Haushalte, 11 Milliarden DM auf den Mittelstand- stärken so­
wohl die Nachfrageseite als auch die Angebotsseite der deut­

schen Wirtschaft. Genau das war ein Ziel, das angestrebt wur­
d_e. Im Gegensatz zu Ihren Vorschlägen und auch zu den Vor­
schlägen der CDU sind sie auf sieben Jahre angelegt und an 

Gegenfinanzierungen gekoppelt. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das heißt, es sind Vorschläge, an denen es _bei Ihnen immer 
gemangelt hat. Sie sind auch wegen dieser Str:eckung auf sie-. 
ben Jahre mit einer soliden ·und berechenbaren Finanz- und 
Haushaltspolitik vereinbar; 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dabei sind Sie von der F.D.P. jetzt erst einmal gefragt, denn 
Sie müssen zunächst einmal auf der Landesseite dafür sorgen, 
dass die Kehrseite der Entlastung, nämlich die geringeren 
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Steuereinnahmen, auch im Land verkraftet werden können. 
Unserer Meinung nach soll gerade die Unternehmensteuerre­
form damit gekoppelt werden, dass Subventionen in der 
Wirtschaftsförderung deutlich reduziert werden. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Sie lassen es offen, wie Sie die ge­

ringeren Steuereinnahmen im Haushalt berücksichtigen wol­
len. Für uns ist deutlich, ~ass der Wirtschaftsminister bei ein­

deutig gesenkten Steuersätzen für Unternehmen nicht mehr 
mit dem Füllhorn durch das Land ziehen darf und auch nicht 
mehr braucht, meine Damen und Herren. Die steigenden Ge­
winne sollen doch genau dazu verwendet werden, dass Ent~ 
wicklungen, Fors-chungen und Investitionen vorgenommen 
werden können. Genau das muss die Staatskasse auf der an­
deren Seite entlasten. Herr Bauckhage, wenn Sie immer von 
Kürzurig der Staatsquote sprechen, dann muss ich Ihnen sa­
gen, jetzt könnenS.ie es in Handeln umsetzen. Jetzt sollten 
Sie in Ihrem RessortTaten folgen lassen. . 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Schwerpunkt unserer 
Haushaltsanträge war, dass wir ausreichende Mittel für eine 
aktive Integrationspolitik ·und eine Entwicklung hin zur 

Gleichberechtigung von Einwanderern und Einwanderinnen 
vorsehen wollten. Der SPD-geführten Landesregierung fehlt 
der Mut, und es fehlt ihr die Kraft zu einer solchen Politik. 
W~nn man- die Größenordnungen der Mittel ansieht, die ·zur 
Verfügung gestellt werden, so hat sie in diesem Doppelhaus­
halt Abschiebungen an die erste Stelle gesetZt, lange vor den 
Weit verstreuten Haushaltsansätzen, die in fünf Einzelplänen 
den guten Willen unter dem Aspe~ der Integration vielleicht 
zum Ausdruck bringen sollen. 

Meine Damen und Herren, wir lehnen die Erweiterung von 
Abschiebehaftplätzen durch die Einrichtung der so genann­

ten Landesunterkunft in lngelheim ab, die allein im Doppel­
haushalt mit Investitionen von rund 27 Millionen DM zu Bu­
che schlägt. Stattdessen wollen wir die lntegrationsbereit­

schaft, die in den Kommuryen vorhanden ist, nicht am Kosten­

argument scheitern lassen. Wir wollen die Maßnahmen zu­
rücknehmen, mit denen Sie die Unterstützung der Kommu-· 

nen für die Integration von-Aussiedlern und Aussiedle rinnen, 

die Erstattung nach dem Landesaufnahmegesetz und ande­
res ~estrichen haben. Wir wollen auch die finanzielle Unter­

stützung für Kommunen, die besonders viele Aussiedlerinnen 
und Aussiedler aufgenommen haben und die natürlich vor 
~esonderen Herausforderungen.stehen: aufrechterhalten. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Statt Gelder für das Abschiebegefängnis einzuse:tzen, wollen 

wir die Bereitschaft der Mehrheit der Bevölkerung für Zu­
wanderinnen und Zuwanderer unterstützen und fördern und 

wollen die Kompetenzen, Möglichkeiten und Machbarkeiten 
dessen, was eine Ausländerb_eauftragte in einer Leitstelle für 

Migration und Flüchtlinge vornehmen kann, stärken und mit 
entsprechenden Mitteln ausstatten, dies neben den Unter­
stützungen, die wir für die Nichtregierungsorganisationen 
vorsehen, die eine ganz entscheidende Arbeit leisten und 
auch zukünftig l~isten müssen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine· Damen und Herren, Ober die Seriosität Ihrer Haus­

halts- und Finanzpolitik habe ich bei der Einbringung zum 

Haushalt einiges gesagt. Ich möchte es nur noch einmal in 
Kürze betonen. Es wird nicht gespart, obwohl in vielen Berei­
chen gekürzt wird, Herr Merj:es. 

(Mertes, SPD: Das ist ein Parad_oxon!) 

Das mag für Sie Grund zum Aufhören sein, aber die Rückfüh­
rung der Nettc;meuversch!.lldung bleibt hinter den Möglich­
keiten zurück. Allein im Jahr 2000 sind wir mit unseren Vor­
schlägen mit 4o Millionen DM unter dem Verschuldungsvolu­
men der Landesregierung geblieben. Ausgaben, die bislang 

aus dem Haus~alt finanziert wurden, verschieben Sie in die 
Zukunft - Stichwort: private Vorfinanzierung von Straßen­
bau- und Deichbaumaßnahmen oder Maßnahmen im Bereich. 
des Hochbaus - oder die Kredite werden über jemand ande­
ren aufgenommen, wie den Landesbetrieb LBB. Dann tau­

chen im nächsten Doppelhau.shalt Summen in Höhe von 
-250 Millionen DM nicbt auf dem Schuldenkonto des Landes 
auf oder in ihrer Bilanz der NettoneuverschuldurJ9, sondern 

sie tauchen bei der LBB auf. Das ist im Haushaltsgesetz schön 
in einer kleinen Zeile versteckt. 

Meine Damen und Herren, diese Art der Politik ist unseriös. In 
Ihrer Haushaltspolitik finden Sie noch zwei Topps, Stichwort · 
Bezirksregierungsauflösurig. Nach unserer Meinung ist nicht 
nur Ihr Reformansatz falsch, sondern Sie -schaffen es noch 
nicht einmal, ihn in eine Haushaltssystematik zu bringen. 
Nach unserer Meinung ist das, was Sie vorgelegt haben, ver" 
fassurigswldrig. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Zuruf von der SPD) 

Das ist nicht mit diesen Haushaltsvermerken, die Sie sich aus­
gedacht. haben, zu korrigieren. 

(Dr. Mertes, SPD: Sie waren in der Sitzung 

nicht dabei, als das diskutiert wurde!) 

- Da war ich sehr wohl dabei, Herr Mertes, und ich hoffe, Sie 

haben auch die Kommentare des Wissenschaftlichen Dienstes 
dazu gelesen. 

(Dr. Mertes, SPD: Ja, wir haben 

es genauso gemacht!) 

Sie erin-nern sich hoffentlich auch an die Begrbndung des Ver­
fassungsgerichtshofs bei der Entscheidung im Jahr 1997, ~lls 
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es um die uber- und außerplanmäßigen Ausgaben ging. Dort 
sagt nämlich der Verfassungsgerichtshof: .,Die Landesregie­
rung verletzt ihre PfliCht zu.r Vorlage eines Haushaltsentwurfs 
sc~on dann, wenn sie es unterlässt, absehbare Ausgaben be­
reits in_ den von ihr zu beschließenden und beim Landtag'ein-

- zubringenden Entwurf des Haushaltsplans einzustellen." 

Meine Damen und Herren, das ist. keine Flexibilität, die Sie 
bei Ihrer Veransc~lagung der Bezirksregierungsnachfolgeor­
ganisation anbieten. Das ist kein Durchblick. Öas ist es, was 
Sie hier bieten. 

. (Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das lassen wir uns in dieser Form nicht bieten, und-deswegen 
haben wir auch beantragt, für 2001 einen Nachtragshaushalt 
vorzulegen. 

Meine Damen und Herren, zu den Steuermindereinnahmen 
in Höhe von 850 Millionen DM, die der Finanzminister für das 
Jahr 2Q01 veranschlagt, fand Herr Mertes die Worte, der Vor­
schlag von Herrn Mittler, dies so zu handhaben und so zu ver­
anschlagen, sei gut. Auch das kann ich nicht sehen. Was Mitt­
ler vorschlägt; ist im Prinzip eine globale Minderausgabe im 
Jahr 2001 in Höhe von insgesamt 200 Millionen DM. Wenn Sie 
Pi mal Daumen rechnen, dann betragen diese 200 Millio­
nen DM 20 % der gestaltbaren Haushaltsausgaben. Sagen Sie 
uns einmal, wie Sie das im Haushaltsvollzug bewerkstelligen 
wollen. 

(Dr. Mertes1 SPD: Das haben wir sogar 
-in den letzten Jahren geschafft!) 

Machen-Sie uns das einmal vor! Im Jahr 1997 haben Sie dafür 
ein-en Nachtragshaushalt gebraucht, und das wird auch im 
Jahr 2001 nötig sein - es sei denn, Sie sitzen das bis nach der 
Landtagswahl aus und legen erst danach einen neuen Haus­
haltsplan vor. 

(Dr. Mertes, SPD: Seien Sie vorsichtig, 
was da alles noch passiert!) 

Meine Damen und Herren, das ist ein \.Jnterfangen, das wir so 
nicht mittragen werden; Das ist ein Blindflug des Finanz­
ministers und der Landesregierung in dediaushaltsplanung. 
Eine solche Finanzplanung können wir nicht mittragen. 

(Zuruf von der Regierungsbank: 
Das prophezeien Sie jedes Mal!) 

Diese Haushaltsplanung ist ein Blindflug des Finanzministers 
und der Landesregi~rung. Eine solche Finanzplanung können 
wir nicht mittragen. Unse"re Schwerpunkte haben wir Ihnen 

vorgestellt und vorgetragen. Wir werden Ihre Vorschläge nur 
insoweit, wie .sie mit unseren Vorschlägen deckungsfähig 

sind, mittragen. Aber den Gesamthaushaltsplan können wir 
vor dieserp Hintergrund und bei diesen Argumentationen 
nicht mittragen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Präsident Grimm: 

·Ich freue mich, weitere Gäste im Landtag begrüßen zu kön­
nen, und zwar Mitglieder und Freunde der Arbeitsgemein­

_schaft der SPD 60 plus aus dem Unterbezirk Cochem-Zell 

(Beifall im Hause) 

und Schülerinnen ·und Schüler der Adolf-Diesterweg-Schule 
Ludwigshafen. Herzlich willkommen im Landtag! 

Es spr.icht nun der Fraktionsvorsitzende der F.D.P., Werner 
. Kuhn. ' - . 

Abg. Kuhn, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und .Herren! Die gedrückte 
Stimmung-in diesem Hause heute Morgen ist fast körperlich 
spürbar. Aus diesem Grunde möchte ich einige Worte zu den 
Problemen finden, die uns alle beschäftigen. 

Ich denke, es ist keine Zeit dafür, Häme auszuschütten. Das 
habe ich heute auch nicht so gespürt. Es ist auch keine Zeit 
für Krokodilstränen. Dennoch denke ich, es gibt nur einem 
Weg: Unsere erfolgreiche Pari:~iendemokratie, die Q~utsch­
land weit nach vorne gebracht hat, muss vor Schäden ge­
schützt werden, die nicht·reparabel sind. Dieser Weg muss 
gegangen werden. Wir alle- ich hoffe, dass ich alle mit einbe:. 
ziehen kann - hoffen _und wünschen, dass· es der großen 
Volkspartei gelingen wird, zu einer vollständigen Aufklärung 
dieser Skandale zu kommen, damit sie den Weg in eine posi­
tive Zukunft finden wird. Das wünschen wir aus ganzem Her­
zen, denn wir leiden alle unter dieser Situation. Ich kann die 
Bürger draußen im Land verstehen, die die Nase voll raben. 
ln den letzten Jahren ist der Parteienverdruss gewachsen 

· -und jetztauch noch dies. 

Ich betone es noch einmal: Aus unserer Sicht gibt es keinen 
Anlass, mit die'ser Problematik un~ngemessen umzugehen.· 
Der Schaden istenorm_:_f.ber-ich denke, dass die Parteiende­
mokratie in Deutschland inzwischen so weit gefestigt ist, dass 

.sie auch diese Krise bestehen wird. Natürlich kann man aus 
Krisen auch lernen, und das ist die Hoffnung, die wir mit die­
ser Situation verbinden. 

Meine Damen und Herren, zunächst einmal einige-We_rte zu 
den Äußerungen meiner Vorredner. Der Kollege Fraktions­
vorsitzende der CDÜ hat heute Morgen- das ist mir aufgefal-
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.len - eine Vielzahl von statistischen lnrormationen unter­
schiedlichster Art. mit unterschiedlichsten Bedeutungen in 
diese Diskussion hineingebracht, .um die wirtschaftliche Situa­
tion unseres Landes zu beschreiben. Es kam .mir so vor- als 

Kirid habe ich das erlebt -, als würde ein Puzzle vor einem 
ausgeschüttet, das man dann beginnt zusammenzusetzen; in 

der Regel hat man dabei Erfolg, und es entsteht ein wunder­
sc;:hönes Bild.-

(Dr. Mertes,-SPD: Wenn es 

wenige Teile sind'!} 

- Bei diesem Puzzle aber, und das ist das Problem, sind die Teile 
von so. verschiedener Art, dass man beim besten Willen kein 
einheitliches Bild erhalten kann. Das ist das Problem, vor dem 
wir uns .alle hüten sollten. Dieses Problem entsteht immer 
dann, wenn wir statistische Zahlen durcheinander mischen 

- Herr Gölter hat das in Teilbereichen immer wieder kritisiert, 
auch gegenüber dem früheren _Wirtschaftsminister, daran 

kann ich mich gut erinnern. Wenn man, wie heute Morgen, 

gehäuft solche statistischen Informationen in den Raum 
stellt, die unterschiedlich bewertet werden müssen und die 
nicht immer in die richtigen Zusammenhänge gesetzt werden · 

können, dann sind auch wir nicht in der Lage, dies angemes­
sen zu analysieren und darauf einheitlich zu· reagieren und zu 
sagen, diesem Bild widersprechell·wir. Leider kann man mit -
einem·solchen Puzzle nichts <mfangen. 

(ZurufdesAbg. Billen, CDU) 

Das ist das, was mir besonders aufgefallen ist. 

Bei Fr<!U Themas sind mir zwei Denkmuster, Verhaltensmus­
ter aufgefallen. Wir werden ihr das nachher erklären, das ist 
kein Problem. Das eine Denkmuster·ist: Wie schütze ich die 

gute SPD vor der bösen F.D.P.? Dieser. Gedanke lässt Sie nicht 
mehrlps. 

(Dr. Gölter, CDU: Herr Kollege, 
das gleichtsich aus!) 

- si·e sagen es anders herum. Jetzt können wir den Vergleich 
so weiterführen. Per Koalitionspartmir hat das gelassen hin­
genommen, und ich möchte das <Iuch nicht weiter bewerten. 

Diese Febleinschätzung einer Koalition ist inzwischen typisch 
geworden. 

(!=rau Biii,.BUNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Keine Liebesehe!) 

-Was hat sie gesagt? Wir wären nicht ganz geschlossen? 

(Dr. Mertes, SPD: Risse!) 

-Risse!- Also, meine lieben Kolle_ginnen und Kollegen, wenn 
ich mir das so vor Augen führe und mir die Koalitionen an­

schaue, in denen die GRÜNEN m!tregier~n, dann :Sehe ich: Da 

kloppt man sich, da schreit man :Sich vor versammelter Mann­
schaft in Ausschüssen an. Dass es dabei nicht zu Tätlichkeiten 
kommt, ist verwunderlich. 

{Dr. Gölter, CDU: Das sind auch 

Schmuddelkinder!) 

-Da haben Sie auch wieder Recht. 

Aber bitte, w_enn von dieser Seite aus an dieser Koalition Kri­

tik geübtwird oder so genannte Risse gesehen werde!), dann 
ist das in der Tat absurd. Das werden wir auch durch Fakten 
belegen; dass das abstruse Vorstellungen sind. 

Das dritte typische Muster fst, man venlvechselt Investitionen 
mit Subvention~n. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:. 
Sie, wir nicht!) 

Das heißt also, ich ·habe das eben zurKenntnis genommen. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sie verwechseln das, wir riicht!) 

- Darf ich vielleicht erklären, wie ich das sehe. Sie wollen im 
Haushalt Ausgaben für Technologieförderung reduzieren.· 
Das sind für Sie Subventionen. Für uns sind das Investitionen. 

(Beifall der F.D.P.) 

Das ist d_er große Unterschied. Alfe Ausgaben in diesem Be­

reich sind für -Sie-schändlich und müssen reduziert werden. 
Damit wollen Sie Ihre _Schwerpunkte finanziere·n. Damit wür­
den Sie in derTat auch dem Standort Rheinland-Pfalz erhebli­
chen-Schaden zufügen. 

Dann habeo Sie es- das ist Ihr Beitrag zur Infrastrukturpolitik 
·.des Landes- auf zwei Straßen abgesehen: 

(Rieth, BÜNDNIS ~0/DIE GRÜNEN: 
Auf zwei Straßen!) 

auf die B 10 und auf die B 41. -Ihr Beitrag zur Strukturpolitik 

- des Landes ist, dass erst einmal der Ausbau schon fahrlässig 

war. Das darf man nicht tun. Der weitere Ausbau muss ver­
hindert werden. Über Staubildung wird man die Bevölkerung 

in Rheinland-Pfalz erziehen. Das ist.lhr pädagogischer Bei­
trag. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Ja!) 

Sagen Sie das den Menschen vor Ort einmal. Wir werden es 
tun. Ich weiß nicht, ob Sie den Lückenschluss der A 63, den Sie 

verhindern wollten, immer noch verhindern wollen. Ich neh­
me nichnm, dass der Bundesverkehrsminister 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRUNErir: 
Klimmt!) 
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Ihnen da folgen wird .. Ich kenne ihn gut. Ich hoffe nicht. Er 
wird es auch nicht tun. Jen weiß nicht, ob Ihre früheren Be­
schlüsse in diesem Zusammenhang ebenfalls noch Gültigkeit 
haben. Aber sie können siCh darauf verlassen, wir werden 
dieses der B~völkerung in den Regionen deutlich machen, 
was Sie an verquerter.Infrastrukturpolitik in diesem Land vor­
schlagen. 

(Beifall der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, zunächst einmal bedanke i~h mich 
an dieser Stelle, dass Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, mir 
trotzdieser Atmosphäre und dieser besonderen Situation zur 
späten: Stunde noch Gehör schenken. Wir haben schoQ .. eini­
ges hinter uns. Ich werde aber versuchen, einen etwas ande­
ren Ansatz zu finden, um den Haushalt von Rheinland-Pfalz 
zu bewerten. 

Wir alle wissen, es gibt einen Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt. Ziel dieses Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakts ist es, in der Eur6päischen Union ausgegli­
chene Haushalte anzustreben. Dies hat der Finanzplanungs­
rat im Juni letzten Jahres als weitergehende Empfehlung be­
schlossen. Es ist daher europäischer Konsens. Das Land 
Rheinland-Pfalznimmt diese Empfehlung aus voller Überzeu­
gung auf, zum einen, weil _wir nur so die richtigen Ziele des 
Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakts erreichen kön­
nen, zum anderen wird es_ uns nur auf diesem Wege gelingen, 
politische Gestattungsspielräume für die nächste Generation 
in Rheinland-Pfalzoffen zu halten. 

Politik in_ Rheinland-Pfalz zu gestalten, heißt nicht nur, an die 
·eigene ·Generation zu denken. Unser Augenmerk gil:t den 
Perspektiven unserer Kinder. Herr'Ko{lege Mertes hat schon · 
darauf hingewiesen, ·wir müssen über Wahlperioden hinaus 

konse_quente Finanzpolitik machen. ln vielen lndu~triestaaten 
wurden wesentlich früher als in Deutschland- das ist sehr zu 
bedauern - finanzpolitische Konzepte umgesetzt, die die 
Staatsquote zurückführen, die Steuertarife deutlich senken, 

·die öffentlichen Defizite schrittweise abbauen können. Die­
ser Prozess führte erwiesenermaßen zu mehr Wirtschafts­
wachstum und m.ehr.Beschäftigung. Die Entwicklung in die­
sen Ländern beweist, dass die Rückführung der Staatsquote 
- Beispiel VerwaJtungsreform in Rheinland-Pfalz -, die deutli­
che Senkung der Steuertarife- Bu'ndessache- und die Redu- · 

zierung öffentlicher Defizite- auch Ländersache- gleichzeitig 
erfolgen können. In Deutschland haben wir viele Jahre leicht­
f~rtig verloren. Das Steuerkonzept der alten Bundesregie­
rung kam zu spät. Das haben wir als F.D.P. schon des Öfteren 
beklagt. Dann kam die Blockade der Opposition im Bundes-. 
rat. Von der neuen Regierung war zunächst zu diesem Thema 
wenig zu hören. Nun liegen neue Steuerentlastungskonzepte 
auf dem Tisch, die vom Volumen her durchaus relevant s·ein 

· können. Wir müssen natürlich bilanzieren. Man muss das im 
Kontext sehen. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; 
Ist das jetzt der Vorschlag oder nicht?) 

Das ist klar. Aber es liegen Steuerentlastungsvorschläge .auf 
dem Tisch, wie sie auch aussehen und zu bewerten sind. Da 
gibt es auch Kritik. Herr Kollege M':rtes hat es gesagt. Es gibt 
ein Gesprächsangebot der Regierungskoalition in Berlin .an­
die Oppositiol'). Dieses wird wohl auch angenommen werden. 
Es .gibt unterschiedliche Bewertungen, was die Entlastung 
von Unternehmen anbelangt. Es keimt also wieder einmal 
Hoffnung auf, und es steht im Raum, dass wir in Deutschland 

·den Anschluss riicht ganz verpassen. 

-Bitte? 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wegen rot-grün jetzt oder weswegen?) 

_ (Dr.Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wegen der rot-grünen 

Bundesregierung?). 

-Ich habe das nicht verstanden. Sagen Sie es noch einmal? 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wegen der rot-grünen Bundesre­

gierung verpassen wirden 
. Anschluss jetzt nicht?) 

-Das war jetzt sophistisch formuliert. 

. (Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aufden Punkt gebracht, Herr Kuhn!) 

J.ch_sagte, es gibt eine Option. Ob diese Option hält, ob da­

raus etwas wird, das wird die Zukunft zeigen. Ich denke, es 
wäre für den Standort Deutschland von großem Schaden, 
wenn es nicht zu einer tragfähigen Steuerreform in diesem 
Land kommen würde. 

Noch einmal, vyen'n Rückführung der Staatsquote, deutliche 
Senkung der Steuertarife - Konsens inzwischen -,Abbau der 
öffentlichen Defizite richtig ist, müssen wir auch in unserem 
Land handeln. Der Finanzplan des Landes sieht demgemäß ei­
ne Reduzierung von noch, über 2 Milliarden DM Neuverschul­
dung in 1997 auf null im Jahr 2008 vor. 

ln der Tat ist jetzt die erste deutliche Treppenstufe hinunter 
zu null in diesem Haushaltsplan mit eingebaut. Sie ist deutlich 

. I 

erkennbar. Dieses Ziel, in angemessener Zeit null anzustre-
ben, ist nicht nur ehrgeizig, es ist auch ein realistisches Ziel. 
Wir müssen eisern daran festhalten, natürlich vorausgesetzt, 
dass die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen vorausschau­
bar im positiven Bereich sind. Katastrophen kann niemand 
voraussehen. Wir hatten Einnahmeeinbrüche in unageahnter 
Form. Eine. normale wirtschaftliche Entwicklung vorausge-

.. setzt, ist dieses Ziel in der Tat auch realistisch. Je eher es er-. 
reichtwird und je schnellerwir uns im Bund auf eine vernünf- : 
tige und die richtigen Schwerpunkte setzende Steuerpolitik 
einigen können, um so besser ist es für uns alle. 
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Auch eine kurzfristige Belastung durch mögliche Steueraus: 
fälle in den beiden kommenden Jahren, die im Übrigen im 
Rahmen des Doppelhaushalts- das wurde auch vom Finanz­
minister und vom Kollegen Mertes dargestellt- kompensiert 
werden können- dazu gehort natürlich auch der Selbstfinan­
zierungseffekt -,wird letztlich durch das zu erwartende Wirt­
schaftswa_chstum erleichtert. Das Ziel, die Neuverschuldung 

auf null zu senken, wird durch diesen gedanklichen Ansatz, 
durch diese Perspektive, natürlich auch erleichtert. Der uns 
vorliegende Haushaltsentwurf ist solide. Er istgenauso solide 

wie der vorangegangene Doppelhaushalt, der sogar mit ei-. 

ne~ Überschuss von 280 Millionen DM abschloss .. 

Verehrte Oppositionskollegen, ich habe mir die Reden von Ih­

nen von vorzwei Jahren noch einmal ange~cliaut. Die müssen 
Sie noch einmal lesen. Da gehen Ihnen wirklich selbst einmal 

die Augen auf. 

(Dr. Mertes, SPD: So ist es!) 

Dieser Pessimismus, diese negative Einschätzung des damali­
gen Doppelhaushalts, Ihre Voraussagen, davon ist nichts ~in­
getreten. Null ist eingetroffen. Das Gegenteil ist eingetreten. 

(Beifall bei F.D.P; und SPD) 

·Was haben Sie nicht alles vorausgesagt. Sie haben heute das­
selbe gesagt wie vorzwei Jahren. Nichts ist passiert. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN) 

280 Millionen DM sind solide finanziert. Die Prognosen der 
Opposition sind zerflossen und zerstäubt. Nichts ist mehr da. 

Hiervon will man heute nichts wissen. Mit dem neuen Dop~ 
pelhaushalt wird es genauso gehen. Dieser ist genauso solide 
finanziert. In zwei Jahren werden wir dies noch einmal wie­

derholen, und dann bitte ich, doch in der Analyse etwas vor­
sichtiger zu sein. 

Me_ine Damen und Herren, dieser Doppelhaushalt beinhaltet 
eine Reihe von Schwerpunkten. Ein Schwerpunkt ist die Re­

·duzierung der Neuverschuldung. D~s ist klar. Aber wir brin­

gen d-arüber hinaus auch politische Schwerpunkte, und wir 

zeigen, dass Sparen und Gestalten keine Widersprüche sind. 

Zu diesen Schwerpunkten: Verantwortung für die nächste 
. Generation durch eine sparsame Haushaltspolitik und Ver­
antwortung für die heutige Generation durch eine Arbeits­
platz schaffende Investitions- und Strukturpolitik. Dies steht 
in keinem Widerspruch, wenn man sich auf das Wesentliche 

konzentriert. Das wird vor allen Dingen im Wirtschaftshaus­
halt des Ministers Hans-Artur Bauckhage deutlich. Die nach 
wie vor hohe lnvestitio[lsquote, die Förderung neuer Techno: 

logien, die die GRÜNEN am l_iebsten reduzieren würden, die 
Mittel für die Wirtschaftsförderung, die vor allen Dingen dem 

1\(littelstand und den Existenzgründern zugute kommen, eine. 
Offensive für den ländlichen Raum und der Ausbau der Ver­
kehrsinfrastruktur lassen die Schwerpunktbildung deutlich 
erkennen. 

Trotz massiver Einsparungen wird die Investitionsquote für 
das Jahr 2000 und für das Jahr 2001 auf 11,6% gehalten. Das 

·alles ist auch maßgeblich, aber nicht ausschlaggebend fOr die 

hohe Exportquote- da gibt es Zusammenhänge-, die ein Mo­
tor unserer Wirtschaft ist. Dies ist bekannt und auch maßgeb­

lich für den Abbau von Arbeitslosigkeit. 

Da gerade in einem Flächenland wie Rheinland-Pfalz eine 
funktionierende Infrastruktur die Grundvoraussetzung für 

die weitere wirtschaftliche Entwicklung darstellt, wird es im · 
'Straßenbau zu einer Erhöhung der Investitionen um mehr als 

20 % kommen. Allein durch das Sonder- und Sofortpro­
gramm .,Landesstraßen" werden beispielsweise in den kom­

menden zwei Jahren rund 26 Millionen DM zusätzlich für den 
Ausbau und die Instandsetzung von Landesstraßen aufge­
bracht. 

Für die weitere Entwicklung des ländlichen Raums wird in 
den beiden Haushaltsjahren aus dem Wirtschaftsministerium 
zusammengefasst knapp eine Milliarde DM ausgegeben. 

Die J1.1ittel. für die Sicherung der Wettbewerbsf~higkeit der 
rheinland-pfälzischen Landwirtschaft sind im Jahr 2000 ge­
genüber 1999 nochmals um 5,2 Milli_onen DM erhöhtworden 

und beziffern sich jetzt auf insgesamt 75,8 Millionen DM, 
_ Schwerpunktförderung für die Wettbewerbsfähigkeit unse­

rer Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz. 

Meine Damen und Herren, höchste Priorität hat auch für die 
F.D.P.-Fraktion ~ie Unterrichtsqualität an den Schulen. Es ist 
richtig, 500 neue, zusätzliche Lehrerstellen zu schaffen. Es ist 
auch richtig- wir haben einen Antrag eingebr<\cht -,die Drei­
viertelverträgefür Junglehrer auslaufen zu lassen. Es ist rich­
tig, Investitionen in die Schulen von heute sicliern und schaf­
fen die Arbeitsplätze von morgen. 

Wir haben über den Entwurf hinaus erreicht, dass zusätzlich 
1,7 Millionen DM im Doppelhaushalt in den Multimediabe­
reich für dil:! Schulen fließen. Das ist ein deutliches Signat Da­

mit gelingt es uns unter anderem noch, in diesem Jahr alle 

Schulen in Rheinland-Pfalz, die es wirklich wünscl"!en, an das 
Internet anzuschließen und vor allen Dingen den Einstieg in 

eine vernünftige Systembetreuung zu schaffen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD-

Zuruf des Abg. Dahm, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das wird draußen auch deutlich anerkannt werden. 

Die Hochschulpolitik d~s Landes wird sowohl. in Rheinland­
Pfalzals auch in der Bundesrepublik sehr positiv bewertet. Ich 

habe auch einige Bemerkungen im Ohr, die mir nicht gefallen 

haben. 
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Wenn Sie sich in anderen Bundesländern über Hochschulpoli­
tik und Bild~ngspolitik. in Rheinland-Pfalz unter)Jalten~ dann 
werden Sie Anerkennung erfahren. Bei Menschen, die sich 
auskennen, die die Länderentwicklung vergleichen-können, -
werden, wenn sie nicht gerade· bestimmtim Gruppierungen 

-. angehören, in der Regel die.rheinland-pfälz.ische Bildungspo­
litik und vor allen Dingen auch die Hochschulpolitik als mus­
tergültig, als beispielgebend ansehen. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD). 

Das kann-ich ohne jeden Zweifel bestätigen. Dashöre ich im­
merwieder. Das sagt man nicht mir oder irge.ndjemand "emde-· 

n!m zuliebe. Das istallgemeiner Konsens: 

-Bitte? 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE G~ÜNEN:. 
Wovon träumen Sie nachts, Herr Kuhn?) 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Sie reden wahrscheinlich so in Ihrem eigenen kleinen Zirkel. 

Meine Damen und Herren·, wenn es kein Geheim11is ist, dass 

im Bildungsbereich- dies ist wohl so- auch .ein enormes Inves­
titionsbedarfspotenzial schlummert, dann.könnten wir in un­
sere Hochschulen noch riesige Mittel investieren. Das gilt für 
alle Bundesländer. Das gilt für viele Länder der Welt. Da 
schlummert ein riesiger Bedarf. Das ist klar. Das wissen wir al­
Je: Es muss doch anerkannt werden, dass die rheinland-· 

pfälzische Hochschulpolitik durch ein konzeptionell .. klar 
nachvollziehbares H'andeln, ~urch Zuverlässigkeit, Berechen­
barkeit und Reformfähigkeit gerade im Hochschulbereich ge­

kennzeichnet ist. Das sind die Dinge, die auch gelobt werden. 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRUNEN) 

Das sind heute hohe Güter in der Politik. Dies wird im Übri­

gen auch von den Präsidenten der Hochschulen deutlich her­

vorgehoben. Herr Dahm, Sie lächeln. Sie sind mein Konzeuge. 
.Die Präsidenten der Hochschulen .loben die Hochschulpolitik 

des Landes. Natürlich hätten gern alle mehr Geld. Aber· die 

Einsicht in die Knappheit unsererfinanziellen Mittel ist inzwi­
schen auch gewachsen. 

(Vizepräsident Scliuler übernimmt 
den Vorsitz) 

Die Weiterbildung liegt der F.D.P.-Fraktion ebenfalls am Her­
zen. Das Stichwort "lebenslanges Lernen" hat Zukunft. Die· 

Ausstattung ist in Anbetracht der Haushaltssituation als 
durchaus befriedigend zu bezeichnen. Im dritten Bereich, In­
novation, wird die kraftvolle Unterstützung der technologi­

schen Entwicklung in Rheinland-PfaJz. erkennbar. Diese war 

in_den vergangenen Jahren äußerst erfolweich und hat unser 

Land deutlich nach vorne gebracht. Da rede ich nicht von an­
deren Regionen um uns he(um. Da werden Technologiere­
gionen um uns herum genannt. Warum nennt man nicht un­
sere Technologiewachstumszentren, die wir in Rheinland­
Pfalz haben? - Kollege Mertes hat zwei davon g.enannt. Ich 
komme aus dem Raum Kaiserslautern. Ich kann Ihnen bestäti­
gen, dort herrschtAufbruchstimmung. Diese Entwicklung um 
die Hochschule, um die Uni herum, hat zu einer ständig stei­
genden Zahl hochwertigster Arbeitsplätze geführt. Aber 
auch insgesamt hat dies dazu geführt, 9ass die Arbeitslosig­

keit in diesem Raum deutlich zurückgegangen ist. Das ist 
auch ein Erfolg moderner Konversionspolitik. Konversionspo­
iitik muss man.mitTechnologTepolitik paaren. Man muss dies 
in Einklang bringen. Das ist ein Konzept, das Zukunft hat. 
Dies-war erfolgreich. 

(Beifall der F;D.P. und der SPD) 

Meine Damen u_11d Herren,' inzwischen sind wir so weit, dass 
diese Forderung zu einer Entwicklungsstufe geführt hat und 
man schon davon ausgehen kann, hier entwickelt sich eigen­
ständige Dynamik. Natürlich muss-diese zunächst angestoßen 
werden. Aber gerade in diesen Räumen haben wir Eigendy­
. namik, die· ohne finanzielle Unterstützung auch. zu ein~r wei~ 
teren wirtschaftlichen Entwicklung führen wird. 

ln diesen Räumen sollten wir- wo auch immer wir diese-Fort­
schritte erzielen - das öffentliche Bewusstsein in dieser Rich­
tul1g prägen. Vieles ist unseren Mitbürgern noch unbekannt. 
Wir benötigen ein Selbstbewusstsein in diesen Regionen. Das 
Selbstbewusstsein ist bereits im Wachsen begriffen. Wir be­

nötigen eine Kooperation zwischen Wissenschaftlern, Techhi- -. 
kernund Politikern, aber auch die Medien spielen eine große 
Rolle. Wir benötigen eine BündeJung dieser Kräfte, um das 

·öffentliche Bewusstsein in diese Richtung weitei"zuen~ 

. wickeln. Dieses Selbstbewusstsein- das ist ein Stück Psycho!o­
gie- spielt bei der Entwicklungvon Regionen durchaus eine_ 
ganz große Rolle. 

Meine Damen und Herren, ich habe die Schwerpunkte im Be­

reich des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirt­

schaft und Weinbau erwähnt: Ausbau und Erhalt der lnfra­
struktur,_die Weiterentwicklu-ng wirtschaftlicher Aktivitäten, 

den Ausbau des ÖPNV, Technologieförderung, Offensive 
lä.ndlicher Raum, Existenzgründeroffensive und Mittelstands­
förderur.~g. 

- Zu den anderen Politikbereichen mache ich einige kurze Be­
merkungen. Die Innere Sicherheit- ich will nicht das wieder~ . 
holen, was Herr Kollege Mertes gesagt hat- ist für die Koali­
tion - auch für die F.D.P.-Fraktion - von besonderer Bedeu­
"tung. Es wurden die erhöhte Zahl der Kommissaranwärter 
und die Verbesserungen im mittleren Dienst erwähnt. Auch 
ich bin der festen Überzeugung, dass die Stimmungslage in 

·der Polizei nicht so ist, wie sie von der Opposition beschrie­

ben wird. Natürlich klagt man auch gern gegenüber Opposi­
tionspolitikern. Das ist auch in Ordnung._ 
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Ich selbst habe mich einmal_einige Stunden lang mit Polizis­
ten unterhalten, ohne zu sagen, dass [eh ein Politiker bin, und 

habe sie nach ihrer Befindlichkeit gefragt. Sie sagten: Das 
machen wir gern! Das ist ein toller Job! 

(Franzmann, SPD: Worum ging 

es denn dabei?) 

- ~s ging um ihre dienstliche Tätigkeit. Sie haben gesagt, dass 

sie ihre Jätigkeit gern und mit Freude ausüben. Vielleicht 

sind das Ausnahmen, aber dieses Horrorszenario, das aufge­

baut wird, kann man in der Form nicht nachvollziehen. Die 

Polizei ist in dieser Hinsicht bei äen Koalitionsfraktionen in­

guten Händen. Das 1JVird uns auch immer wieder gesagt und 

anerkannt. 

Natürlich gibt es Probleme, wenn wir zum Beispiel an die Al"-
- . 

tersstruktur bei der Poliz~i denken. Hieraus erklärtsich die er-
höhte Zahl der Kommissaranwärter. Das ist alles nicht sehr 
einfach; denn wir müssen au-ch in der Zukunft einen entspre­

chenden Korridor offen halten. Das ist auch klar. Man muss 
auch nichts schönreden; dehn Probleme gibt es. in allen Berei­

chen. 

Eine besondere Bed-eutung hat für u-ns die Modernisierung 
der Justiz. -Die EDV-Ausstattung der Behörden und Gerichte 

ist inzwischen-weit vorangesc_hritteli. Weitere Ziele sind das 

elektronische Grundbuch und eiri noch schnellerer Datemaus­

tausch. 

Im Haushalt des Ministeriums für Kultur, Jug~nd, Familie und 
Frauen haben auch wir darauf hingewirkt, dass für freie 

Theater und Orchester erheblich mehr Mittel zur Verfügung 

.gestellt werden. So sollen Initiativen im kulturellen Bereich 
gefördert und damit auch das .Angebot für unsere Bürger 

noch reichhaltiger werden. 

. (Beifall der Abg. Frau Pepper und 

des Abg. Dr. Schiffmann, SPD) 

Das ist ein deutliches Zeichen. Die Kunst- und Theaterfre1,mde 

haben gerade applaudiert, worüber ich mich freue. Es könn­

ten vielleicht noch einige mehr sein._ 

Darüber hinaus haben wir uns für d~e Erhöhung der Mittel für 

die Kinderschutzdienste eingesetzt. Besonderer zusätzliCher 
Handlungsbedarf bestand im Bereich der Frauenhäuser und 

vor allen Dingen im Bereich der Notrufe. Wir haben uns dar­
~uf geeinigt, die Ansätze zu erhöhen. Auch die Aufstockung ~ 
für die Jugendarbeit entspricht dem Wunsch der F.D.P.­

Fraktion. 

-·Jetzt noch- einige Worte zur Arbeitsmarktpolitik in Rhein­

land-Pfalz, weil der Herr Kollege Mertes das richtig liebevoll 

angesprochen hat. Das meine ich nicht- so viel zum Thema 
' Risse in der Koalition- ironisch. Wie eingangs dargestellt, be­

nötigen wir in-der Bundesrepublik Deutschland natürlich drei 

Dinge, um wirtschaftliche Dynamik zu erzeugen und_ um 

die-Arbe_itslosigkeit nachhaltig zurückzuführen: Die Absen­
kung der Staatsquote, die Reduzierung der Steuertarif~ und 
parallel dazu der öffentlichen Defizite. Das ist in Ordnung. 
Das läuft alles gleichzeitig. ln der Bundesrepublik Deutsch­

land haben wir diesbezüglich weitgehend Konsens errei~ht, 
und das ist auch gut so. 

Leider Gottes gibt es aber in der Bundesrepublik Deutsch­

land, aber auch in Teilen Europas, Bereiche, in .denen wir ~ 

durch Wirtschaftswachstum das Problem der Arbeitslosigkeit 

allein nicht lösen können: Die öffentliche Diskussion nimmt 

skh dieses Themas immer mehr an. Es gibt einen ldeenwett­

bewerb. Das ist auch gut so. Auch in Rheinland-Pfalzwerden 

Ideen entwickelt. _ 

Ich weise zunächst einmal darauf hin, in welchem Bereicp das 

Problem liegt. Herr Minister Gerster hat sehr eindrucksvoiJ 
darauf hingewiesen und an einem Beispiel deutlich gemacht, 

dass zwischen von Sozialhilfe abhängige-n Menschen und 

Menschen in Arbeit im Bereich des Niedriglohnsektors.bezüg­

lich des EinKommens erhebliche Lücken klaffen, all~rdings 
nicht solche Lücken, wie sie allgemein vermutet Werden, son­

dern umgekehrt mliss die Situation gesehen werden, weil 
denjenigen, die in Arbeit sind, strukturell bedingt weniger 

Einkommen zur Verfügung steht, als den Familien, die von 
der Sozialhilfe leben. Es kann nichtsein-darüber sind wir uns 

eiriig -,·aber es lohnt sich leider Gottes häufig für Sozialhilfe-
- empfänger nicht, zur Arbeit zu gehen. 

Das folgende- Beispiel hat mich sehr beeindruckt. Stellen Sie 
sich vor, dieser Familienvater, der SozialhHfe bezieht,_geht 

zur Arbeit und muss seinen Kindern sagen: Liebe Kinder, 
ma<;ht euch auf etwas gefasst, euer spärliches _Taschengeld 
wird jetzt gekürzt. Der Vater fängt a,n zu arbeiten. - Das ist 

doch pervers. Das geht nicht. Darüber sind wir uns einig. Es 

lohnt sich für viele Sozialhilfeempfänger nicht, in die Arbeit 
einzutreten oder zurückzakehren. 

·Das liegt in derTat daran, dass es-eine Kluft zwischen den Zu­

wendungen für Kinder, deren Eltern Sozialhilfe beziehen, 

und dementsprechend niedrigeres Kindergeld fOr Beschäftig­
te gibt. Es liegt_ in der Natur der Sache, dass die Zuwendun­

gen für Kinder in SozialhHfe höher sind, weil eine andere Be­

rechnungsgrundlage zu Grunde gelegt wird. Das ist auch in 
Ordnung. 

Wir gehen in Rheiniand-Pfal~ den .einwandfrei richtigen Weg . 
- das ist Teil des Haushalts und deswegen erwähne ich das -, 

dieses Missver_hältnis abzubauen, um die Anreize zu·erhöhen, 

in die Arbeit zurückzukehren. Das ist liaushaltsrelevant. Der 
Kinderzuschlag bei der Annahme von Arheit macht Sinn. Er 

- baut diese Kluft ab und schafft Anreize, in die Arbeit zurück­

zukehren. 

(Vereinzelt Beifall der F.D.P. · 

und der SPD) . 
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Meine Damen und Herren, das ist ein Baustein auf dem Weg~ 
zu dem Ziel zu kommen, mehr Beschäftigung und mehr Be­
schäftigungsmÖgiichkeiten im Niedriglohnsektor zu schaffen. 

Eingangs sagte ich bereits, dass in Deutschland, in Europa 
und Weltweit-Diskussionen stattfinden. Man kommt häufig 

zu anderen Ergebnissen. Das will ich jetzt nicht bewerten. 
Diese Disk-ussion ist in vielen Bundesländern i~ vollem Gang. 

Es ist nun_einmalso, dass das Mainzer Modell im Rah~en des 
runden Tisches Rheinland~Pfalz-beteiligt werden soll. Das­

Mainzer Modell enthält neben der Erhöhung des Kindergel­
des in Teilbereichen weitere Entlastungselemente für Perso~ 
·nen, die- im Niedriglohnsektor in Arbeit eintreten werden 

bzw. wollen. Mit anderen Worten: Der Anreiz, in die Arbeit 
zurückzukehren, wird erkennbar erhöht. - Dieses wurde und 
wird von der F.D.P.-Fraktion so gesehen und ist eine wichtige 
Gru_ndvoraussetzung für die Reduzierung der Arbeitslosig­
keit. Das ist in Ordnung. 

(Beifall der F.D.P. und der SP_D} 

Nun wird das Mainzer Modell neben dem Saar-Modelf in der 
Bundesrepublik erprobt-werden. Wir hoffen, dass die Stär­
kung der Ansätze, in die Arbeit zurückzukehren- das ist die 
Grundsubstanz des Mainzer Modells -, ausreichen wird, um 
beschäftigungspolitisch durchschlagend Erfolg zu haben. 

Es ist kein Geheimnis- das habe ich an dieser Stelle mehrfach 
gesagt-, dass in diesem_ Bereich der politische Wille besteht, 
zu ~inem von beiden Koalitionspartnern gleichermaßen wei­
terentwickelten und gestützten Modell zu kommen. Das Mo­

dell von Sozialminister Gerster geht sozialpolitisch den richti­
gen -Weg, wird aber- wenn. man das als Riss bezeichnet, weiß 
ich nicht, was ein Riss ist- nach unserer-Auffassung bei der 

Schaffung von neuen Arbeitsplätzen für gering Qualifizierte 
nicht den Erfolg haben, den wi-r uns alle wünschen. Es is:t uns 
aber nach wie vor nicht verwehrt, auch ein gemeinsames Mo­

dell auf den Weg zu bringen, das arbeitspolitisch nach unse­

rer Einschätzung mehr bringt. Anreize für den potenziellen 
Arbeitnehmer sind notwendig. Sie werden aber_ auch nur 

dann wirksam, wenn Arbeitsplätze im Niedriglohnsektor an­

geboten werden. 

(Beifall ,der F,D.P.} _ 

Was nützen der gute Wille und die beste Motivation, in die 

-Arbeit zurückzukehren, wenn man bei der Suche nach Ar­
beitsplätzen erfolglos bleibt. Das ist das Element - das kann 
man auch öffentlich sagen -, d_as von der Seite der F.D.P.­

Fraktion gern in die weiteren Überlegungen mit eingebracht 
wird. Wir wollen sichern, dass das Angebot an Arbeit deutlich 
größer wird. 

(Beifall des Abg. Creutzniann, F.D.P.} 

.Arbeit im Niedriglohnbereich ist in Deutschiarid viel zu teuer. 

Ich denke nicht nur an Unternehmen. Unterhalten Sie sich 

-
einmal mit Eltern, die beide berufstätig sind. Schütteln Sie 
doch nicht den Kopf. Wie gerne würde der eine oder andere 
einer anständigen und sinnvollen Beschäftigung- nachgehen, 
wenn die gesamte Belastung nicht dieses riesige Ausmaß wie 
in Deutschland angenomm_en hätte. 

(Zu rufdes Abg. Dahr:n, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Am besten hätte ic~ Sie gar nicht angeschaut. Natürlich ist 
das so. Wir haben auch im Niedriglohnbereich Barrieren. Ar­

beit ist zu teuer. Wir müssen darüber nachdenken, wie es ge­
lingt, gerade in diesen Bereichen Arbeitsplätze anzubieten. 
Das ist das ganze Geheimnis. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Senken Sie doch die Lohnnebenkosten!} 

-Wer ist denn dabei, die Steuern und die Lohnnebenkosten 
zu senken? 

(Zu ruf der Abg. Frau Thomas, 
BÜNDNIS 90/DIEGRÜNEN} 

- -Ist in Ordnung. Gehen wir doch einma-l ganz redlich von die­

ser Sitution aus. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Dann machen Sie eine redliChe 

Analyse~~Herr Kuhn!} 

Es gibt auch tarifpolitische Hemmnisse. Das wissen Sie auch. 

Dieses Feld sollte man verantwortungsvollpolitisch beackern. 
. Wir sind alle bereit, miteinander nachzudenken. Es inuss so 
weit kommen, dass wir gerade in diese"! Bereich neue Ar­
beitsplätze für Menschen schaffen, uni.sie aus der Sozialhilfe 
herausholen zu können. Das wird die kommunalen Haushalte 
entscheidend entlasten. 

Meine Damen und Herren, die Neuorganisation der Landes­
verwaltung mit der Abschaffung der Bezirksregierungen soll 

auch a_n dieser Stelle Erwähnung finden. Staatliches Verwal­
-tungshandeln muss schn~ller, einfacher, kundenorientierter, 
günstiger und damit insgesc:~mt besser werden. Die Anforde- • 

rungen _ einer hochtechnisiert~n Industrie- und Dienstleis- -

tungsgesellschaft sind nicht mehr mit dem Postkutschenzeit­
alter zu vergleichen. Die Erhaltung und Weiterentwicklung 
des Wirtschaftsstandorts Rheinland-Pfalz standen im Mittel­
punkt <;!er Reforrriüberlegung. 

Von der Größe mitdem Regierungsbezirk Köln in Nordrhein­
Westfalen vergleichbar, haben wir bisher an drei Stellen glei­
che ·Aufgaben wahrgenommen. Dies widerspricht' dem 

Grundsatz der Effizienz. Aus diesem Grund haben· die Koali­
tionspartner 1996 in ihrer Vereinbarung diesen Beschluss ge­
fasst, die Bezirksregierungen aufzulösen und die Landesver­

waltung unter Berücksichtigung der StandortE! neu zu orga­
nisieren. 
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Meine Damen und Herren, wir gehen mit dieser Reform ei­
nen neuen Weg. Dass dieser bei der Opposition, auf Kritik 
stößt, war uns klar. Dass auch Beteiligte skeptisch waren, ist 
nicht verwunderlich. 

{Frau Thonias, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Sind!) 

Nun wird ab 3. Januar die Reform in die Realität umgesetzt. 
Das Durchsetzen der funktionalen BündeJung führt zu neuen 

Strukturen, die nach intensiver Bearbeitung seit dem 3. Ja­
nuar realisiert werden. 

{ZurufderAbg. FrauThomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

. Dazu bedarf es haushaltstechnisch einer gewissen Über­

gangszeit. Das ist heute ab und zu thematisiert worden. Der 
Haushalts- und Finanzallsschuss wird dies begleiten. _Ihre 
Skepsis teile ich nicht. Das bedarf auch einer organisatori­
schen Einarbeitungszeit, was jedem klar ist, der einmal umge­
zogen ist oder den Arbeitsplatz gewechselt hat. Eines ist klar 
geworden: Die Voraussage der Opposition, hier 1111.erden nur 
die Türschilder ausgewechselt, hat sich nicht bewahrheitet. 
Wir scl}affen mit dieserneuen Verwaltung_sstruktur v.orbildli­
ches. 

Meine Damen und Herren, ich habe Veranstaltungen zwecks 
der Einführung der· Präsidenten und Vizep~äsidenten be­

sucht. Ich habe in diesen sehr gut besuchten, fast überfüllten 

Veranstaltungen festgestellt,--

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Waren Sie auch in Tri er?) 

-Ich war nicht inTrier, habe mir abervo~ Kollegen _tleinz be­
richten lassen. Er berichtet immer sehr sorgfältig. Ich werde 
auch.Qarauf eingehen. 

-- dassdie Mitarbeiter zukunftsorientiert sind, ihre Aufga- · 
ben in den neuen Direktionen annehmen und voller Optimis-· 
mus an die Arbeit gehen. Ich möchte insbesondere· Herrn . 

Staatsminister Zuber für seil1e Reden danken; die den Punkt 

getroffen haben. Es gab keine Schönfärberei. Es wurden kei­
ne Probleme außen vor gelassen. Es wu~de klar gezeigt, dass 

wir eine Perspektive haben. Ich hatte den Eindruck - das 
bleibt wohl unwidersprochen -, dass die Mitarbeiter und die 
Führung dieser Direktionen gewillt sind, ihre Aufgaben in der 

·Zukunft gewissenhaft wahrzunehmen. Ich bin sicher, dass 
nach einer Einarbeitungszeit klar wi!d, dass diese Verwal­
tungsreform ein voller Erfolg wird. 

. {Beifall der F.D.P. undder SPD) 

Liebe Frau Kollegin, ich koml?e .jetzt zu Trier. Es ist auch 
manchmal eine Frage - ich hoffe, die Kollegen der Medien 

werden mir das nicht übel nehmen - des Unterschieds zwi­
schen Wirklichkeit und dargestellter Wirklichkeit. 

Liebe Frau Kollegin, wenn Sie dieses Bild 

{Abg. Kuhn zeigt ein ~ild) 

als Symbol für den Zustand der ADD in Tri er sehen,---

·(zuruf der Abg. Frau Thomas,. 

·BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-'·Frau Kollegin, erst einmal langsam. Meinen Sie, ich würde 
einsolches Bild zeigen und wüsste picht, was ich dazu zu sa­
gen habe. Was ist das? 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Künstlerische Freiheit, Herr Kuhn!) 

- Künstlerische Freiheit nennen Sie das. Wissen Sie, was ll)it 
diesem Bild bewirkt wird? Was ist das? 

(Zurufe von der CDU) 

Wir sind die eifrigsten Verfechter der Pressefreiheit. Dennoch 
muss doch klar sein, wie man zu Fehlinformationen kommen 
kann. ' 

Was wir hier sehen, ist 11icht der Zustand während des Um­
zugs, sondern hiersehen Sie zufälligerweise etwas ganz an­

deres. Hier sehen Sie die Akten, gesammelt zur Vernichtung, 
das heißt, ein völlig anderes Bild. Das ist kein Bild über das, 
was sich bei der Umorganisation der Bezirksregierung ab­

spielt. Genau das Gegenteil ist der Fall. Die Vorbereitungen 
·sind exzellent gelaufen. Di_e Aufgabe ist riesig groß. Es ist 
.auch eine enorme Veränderung, eine Verwalt~ngsreform, 
die eine völlig andere Richtung in die Verwaltung bringt, was 
immer wieder von der CDU bestritten wurde: Türschildchen 
auswechseln. - Dort geschieht etwas, meine Damen und Her­

ren. Dieser Übergang wird in relativ kurzer Zeit erfolgreich 
abgeschlossen werden. Wir sprechen uns noch.im Laufe die-. 
ses Jahres wieder. 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Meine Damen und Herren, ich möchte abschließend noch ein­
mal betonen, dass wir als Koalitionsfraktionen der festen 

. Meinung sind- wenn ich mir die Redebeiträge der Opposition 
heute angehört.habe, bin ich in meinem Eindruck nur bestä­
tigt worden -, dass die Haushaltspolitik der Koalition zu­

kunftsorientiert· ist, dass sie grundsolide ist. Die Belege sind 
auch erbracht worden. 

(Bischei,.CDU: Das müssen Sie behaupten, 
dafür werden Sie bezahlt!) 
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-Wie ist es bei lhn_en, Herr Bische!. Nehmen Sie mir aber bitte 
nicht meine persönliche überzel!gung. 

(Bische!, CDU: Nein, um Himmels willen!) 

Diese Haushaltspolitik zeigt in die Zukunft. Sie setzt die rich­
tigen Schwerpunkte im Interesse nicht unserer Generation,­
sondern im Inte-re-sse unserer Kinder. Die Schwerpunkte Bil­
dung, Technologie, Infrastruktur werden einen Beitrag dazu 
leisten, das Land Rheinland-Pfalz fortzuentwickeln,_ und .ich 
denke, dass wir in diesen Tagen zu einem guten Abschluss 
kommen werden und die Entwicklung von Rheinland-Pfalz 

·auch von diesem Haushaltsplan positiv beeinflusst wird. 

Ich bedanke mich.-

(Beifail der F.D.P. und der SPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Ministerpräsidenten Beck das Wort. 

Beck, Ministerpräsident: 

·sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich bedanke mich für die vorsorgliche und für­
sorgliche Versor~ung mit Mineralwa~ser, da viele von uns in_ 
diesen Tagen von einer Erkältung geplagt sind. Ich will von 
anderem nicht reden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bedanke mich 
zunächst einmal namens der Landesregierung herzlich bei 
den Repräsentanten, bei den Sprechern der Koalitionsfraktio­
nen für die Unterstützung der Haushaltslinien der Landesre­
gierung und für die Akzente, die von den Koalitionsf~aktio­
nen hinzugefügtworden sind. 

Ich möchte nicht anstehen, auch danke schön zu sagen für 
kritische Anmerkungen, die wir natürlich iri unsere Überle­
gungen und.in·unsere Pr-Üfungen, ob wir auf dem richtigen 
Weg sind, einbeziehen, auch wenn sie aus der Mitte der Op­
positionsfraktionen kommen. Dass wir am·Ende unsere Li~ie 

-Herr Kollege Mertes und Herr Kollege Kuhnhaben die? aus­
gefqhrt- für die stichhaltige, für die richtige halten, werden 
Sie verstehen. Aber ich sage noch einmal, dies bedeu_tet nicht, 
dass wir kritikunempfänglich oder für Anregungen nicht of­
fenwären. 

ln der Tat ist es so, dass ein solcher Wechsel des Datums - wie 
beim Jahr 2000- mit einem so großen öffentlichen Aufmerk­
samsein verbunden ist, dass man gut dar~n tut, auch hinsicht­
lich der poHi:iscnen Weichenstellung die Gelegenheit zu nut­
zen; die eigenen Vorstellungen auf den Prüfstand zu stellen 
und darüber hinaus die Linien in die Zukunft neu zu überprü­
fen und wo notwendig und für richtig gehalten auch fortzu­
schreiben und zu korrigierem. 

Wir haben in der Tat- ob dies mit dem runden Datumswech~ 
sei-verbunden ist oder nicht, spielt überhaupt keine Rolle­
Anlass dafür, unsere Rolle insgesa_mt in Deutschland und da­
mit auch die_Rolle dieses Landes Rheinland-Pfalz im Verbund 
mit den andere!] Bundesländern zu korrigieren und fortzu­
schreiben: Das oezieht sich ~ufdie int_ernationalen Verpf!ich­
tungen, die auf unser Volk gerade in dem abgelaufenen Jahr 
1999 zugekommen sind, wie wir es noch vor wenigen Jahren 
nicht für erwartbar. gehalten hätten. 

Es bezieht sich aber auch darauf, dass wir in diese internatio­
nale Verantwortung unmittelbar eingebundem_sind. Das gilt 
für die Außen- und Sicherheitspolitik. Es sind zu diese[! Zeit­
punkt Soldaten und zivile Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

• ;äer Bundeswehr, von Standorten, die in unserem Land behei­
matet sind, im Au~landsein~atz:. Es geht darum, Werte unse­
rer Verfassung dort aufrechtzuerhalten und zu emiöglichen. 
Die Grundlage dafür ist· erstmalig nach dieser furchtbaren 
Nazi-Diktatur des Zweiten Weltkriegs im Jahr ·1999 durch den 
Einsatz von Waffen geschaffen worden. Das fordert uns, das 
zeigt uns aber auch exemplarisch, dass die Hoffnung, wir 

·könnten uns in unseren Interessen einrichten, in jedem Fall 
trügt. · 

Wir erleben, wenn wir nach lngelheim oder an viele andere 
Orte in unserem Land schauen, dass wir von Bürgerkriegser­
eignissen, wo immer sie-in Europa und .darüber hinaus statt­
finden, unmittelbar betroffen sind, weil Menschen Zuflucht 
suchen, weilsie das, was w-ir ihnen als freiheitliches Land, als -
freihe_itlicher Staat garantieren, Asyl und das Recht, wenn 
man verfolgt ist oder wenn man VOI}_ einem Krieg bedroht ist, _ 
als Flüchtling unterzukommen, weil wir Ihnen dies signa!isie­
ren durch unsere Verfassung und, wie ich hoffe, auch in der­
Zukunftdurch unsere VerfassungswirJs:lichkeit. 

- Wir haben uns also mit diesen Dingen auseinander zu setzen. 
Wir haben uns natürlich auch auseinander zu setzen mit der 
Tatsache, dass die ursprüngliche internationale Bedrohungs­
lage sich völlig verändert hat. Das ist gut, das stellen wir-gern 
fest. Es bleibt aber nach wie vor auch über diesen Datums­
wechsel hinweg eine große Herau_sforderung für dieses Land 

Rheinland-Pfalz. ln Bad Kreuznach stehen wir wieder unmit­
telbar vor einem solchen Schritt, die daraus resultierenden 

. Änderungen In der militärischen St<!tionierung aufzuneh­

men, abZufedern und neue Entwicklungsmöglichkeiten wirt" 
schaftlicher, kultureller und gesellsc~aftHcher Art von diesen 
Entscheidungen betroffenen Teilregionen unseres Landes 
einzuleiten, das fortzusetzen, was wir mit dem Stichwort .,zi­
vilmilitärische Konversionen" umschreiben: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren~ es ist und bleibt ei­
ne große Herausforderung. Es wurde mehrfach heute unter 
unterschiedlichen Aspekten besprochen, dass wir in eine wirt­

schaftliche Herausforderungs!ag_e hineingewachsen sind, die 
sich sehr grundlegend verändert hat.-Auch dort gibt es so gut 
wie keine Nischen mehr, in denen man sich regional oder na­
tional einrichten kann, spndern in all diesen Bereichen 
-zumindest in fast allen Bereichen- stehen wir im internatio-
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nalen Wettbewerb. Wir müssen und wir wollen diesen Wett- · 
bewerb auc!i erfolgreich aufnehmen und bestehen. Es muss 
aber auch darauf ankommen- deshalb haben wir uns bei der 
Vor9abe_ in diesem Haushalt und bei den Linien, die darüber 
hinauszeigen, orientiert -, dass wir uns diesen Herausforde­

rungen nicht stellen, ohne uns zu jedem Moment bewusst zu 
sein, es geht um die Menschen. Die Menschen müssen diese 

Prozesse mitvollziehen können und ihre Chancen erhalten, 

diese EntWicklungen dann auch mitgehen zu können und die 

Herausforderungen, die an sie gestellt sind, dann e~uch erfül­

len zu können. -

(Beifall bei der SPD) 

Es muss auch darum gehen, dass-wir diese Internationalität, 
· in der wir stehen, !ür den einzelnen Menschen, für die einzel­
ne Familie, nicht al~ Bedrohung einherkommen lassen oder 
den Eindruck erwecken lassen, als seien sie eine Bedrohung. 
Sie ist ein Risiko, das af)genommen werden muss, und wir 
müssen alles tun, um über die wichtigen Entscheidungstelder­
im Bereich der Bildung, im Bereich der Vorbereitung unserer 

l_nfrastruktur, im Bereich aber auch der sozialen Strukturen 
dafür zu sorgen, dass nicht Bedrohung im Vordergrund steht, 
sondern dass die Chancen erkannt werden, die in einer sol­
chen Entwicklung _stecken. 

. (Beifall bei der SPD) 

Darum wollten wir uns bemühen, und ich denke, wenn man 
die Zahlen betrachtet, muss m~m sagen, wir haben es ganz er­
folgreich getC!n. 

Meine sehr geehrten-·Damen urid Herren, ich bekenne mich 
ausdrückl_ich dazu - obwohl es nicht mehr so modern zu sein 
scheint-, dass in diesen Bemühungen die ökologische Verant­

wortung nicht hintenansteht. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu möchte ich mich heute ausdrücklich bekennen, und 
auch dies werden Sie in diesem Haushalt, gegossen in ein 

Zahlengerüst, wiederfinden, wenn Sie die Zahlen nachvollzie­
hen. Ich glaube, wir dOrfen den Begriff der Nachhaltigkeit 
nicht nur ansprechen, wenn _er gerade modern und in aller 

_·Munde ist. Vielmehr müsse'n wir ihn auch dann praktizieren, 

wenn er etwas schwieriger zu vermitteln ist. 

(Zuruf der Abg. Frau Bill, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zu dem Begriff der 
Nachhaltigkeit möchte i~h einen Aspekt hinzufügen, den ich 
allerdings mit dem Begriff "Paradigmenwechsel" für richtig 

bezeichnet halte, Ich meine das, was wir in diesem Haushalt 

beginnen und in der llinen vorgelegten erweiterten, mittel­
fristigen Finanzplanung als ZukunftsentwicKlungen der 

Staatsfinanzen in diesem Land Rheinland-Pfalz vorgeschla­
gen haben. 

~-
1! 

Es ist richtig und wahr, dass dieses Land Rheinland-Pfalz 
-sicherlich mehr als so manch anderes gewachsenes Land - in 
den Jahren nach 1945 eine ungeheuere Aufbauleistung voll­
bringen 1)1Usste. Es ist richtig und wahr, dass dieses Land üQer 
eineinhalb Jahrhunderte hinweg Aufmarschgebiet für Trup­
pen war und daher die betroffenen Regionen in eine Nach­
teilsituation ·hineingeraten sind. Es musste viel aufgebaut 

werden, und es war von daher auch berechtigt, dies zu ei11em 

Teil über in die Zukunft greifende Finanzierungsformen ab­

zudecken. 

Es ist genauso richtig und wahr, dass wir- vor nunmehr etwa 

zehn Jahren die Chance der Deutschen Einheit hatten w1d 
diese wiederum mit besonderen·Herausforderungen verbun­
den war. Deshalb war es_gerechtfertigt, sowohl auf Bundes­
als auch auf .Landesebene in die-Zukunft greifen!=~ die ur­
sprünglich vorhandenen, plötzlich entstande~en Notwendig­
keiten für die Entwicklung der Menschen, die bis zu diesem 

·zeitpunkt in der DDR l.eben mussten, anzugehen und dies 
aucb teilweise über Kredite zu finanzieren. -

Es wäre falsch, zu sagen, der Prozess der Wiedervereinigung · 
und der Angleichung <;!er Lebensverhältnisse in beiden Teilen 
Deqtschlands sei abgesc~lossen. Er ist es mitnichten, und er 
istes-wie ich befürchte- noch auf geraume Zeit ~icht. 

Aber wir durfen jetzt nicht sozusagen den bequemen Weg 
wählen und diese 1-:ferausforderungen weiterhin über Defizi­
te zu Lasten kommender Generationen finanzieren. Deshalb 
bin ich sehr dankbar dafür, dass die Koalitionsfraktione-n si­
gnalisiert haben, wir werden in diesem Land Rheinland-Pfalz 
einen Paradigmenwechsel einleiten und werden in wenigen 

Jahren nicht mehr Geld ausgeben, als wir einnehmen: Im Ge~ 
genteil, wir werden ab 2008 beginnen können· d~s ist vor­
sichtig gerechnet-, Schulden wirklich zurückzubezahlen, mei-· 

ne Damen un<;l Herren. Das sind wir den Menschen schuldig. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Verehrter Herr Kollege Böhr, vor diesem Hintergrund muss­
ich sagen, ich habe es nicht nachvollziehen können,_wenn Sie 

sich in Ihrer Analyse der Situation übe~ die Kreditbelastetheit 
dieses Landes auch mit der.Frage befasst haben, was in den 
letzten zehn Jahren passiert ist.- Auf der Einnahmeseite die­
ses Landes, aber auch anderer Länder ir_n Westen, auch der 

Kommunen;-der einzelnen Bürger sowie des Bundes ist Gi­
gantisches passiert. 

Ich möchte nicht mi":_ Zahlenspielen anfangen. Wenn ich es -
auch nicht für zulässig halte, möchte ich dennoch einmal die 
Dimensionen fiktiv und hochgerechnet nennen. Wenn man 

so t~te, als wäre der alte Zustand noch erhalten - Gott sei 
Dank ist dies nicht der Fall-, dann hättenwir in den letzten 

·Jahren Einnahmen in !!iner Größenordnung von eineinhalb 

'bis zwei Milliarden DM pro Jahr mehr gehabt, als tatsächlich 
vorhanden waren. Wenn Sie dies einmal mit zehn multiplizie­

ren, sind Sie bei den 15 bis 20 Milliarden DM, die Sie rekla­
miert haben. 
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Ich möchte das nicht überspannen und nicht überbelasten, 
was-ich da sage; denn es ist eine. theoretische Betrachtung, 
die Gott sei Dank nicht der Realität entSpricht. Aber so zu 
tun, als hätte sich in diesem Zeitraum nichts wirkllch Gravie­
rendes getan, scheint mir doch nicht angebracht und nicht 
korrekt zu sein. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine~ sehr geehrten Damen und Herren,~ diese Entwicklung 
ist wegen der Konkurrenzsituation geboten, von der ich ge­
sprochen ha!Je, aber auch w:il wir uns in diesem Haus über 

~~alle Fraktionen hinweg darüber einig ~ind, dass eine Entla­
stung der Bürgerinnen und Bürger mit einem Schwerpunkt 
Familien sowie eine Entlastung der Wirtschaft unabdingbar 
ist. Wenn ich einmal die Reden an an~derer Stell.e betrachte 
und zusammenfasse, und wenn man die Einzelaussagen ne­
beneinanderstellt, sind wir uns ·auch darü~ber einig, dass die · 

- Staatsquote nicht steigen, sondern tendenziell eher abge­
senkt werden muss, nicht zuletzt auch wegen der Eige.nver­
antwortlichkeit von Bürgerinnen und Bürgern und der Spiel­
räume, die in unserer GeseJischaft für neue Ideen und neue 
Initiativen vorhanden sind. 

Meine sehr geehrten Damen ~und Herren, wenn dies aber 
richtig ist, dann müssen wir uns in unserem Finanzgebaren in 
dies.em Land Rheinland-Pfalz auf steuerliche Reduktionen in 
den kommenden Jahren einstellen. Ich begrüße es ausdrück­
lich, dass der Bundesfinanzminister den ursprünglichen Vor­
schlag, dass die unternehmensteuerbezogenen Bestandteile 
der Steuerreform 2001 einsetzen sollten, von dem ,wir zum 
~Zeitpunkt der Aufstellung dieses Haushalts noch ausgehen 

. . 
mussten, zwischenzeitlich korrigiert hat. Dies ist nun auf 2000 
vorgezogen worden. Herr Finanzminister, in diesem Zusam­
menhang ist nicht ohne unser Zutun Reformerisches vorge­
schlagen worden, was die· Gesamtstruktur de( Steuerbela­
stung der Bürgerinnen und Bürger angeht.· 

Es gibt unterschiedliche Vorschläge, aber tendenziell, was das 
Gesamtergebnis- fiskalisch~ betrachtet- anbelangt, bestehen 
kaum wirkliche Unterschiede zwischen den Vorschlägen, die 

. die Berliner Oppositionsfraktionef1:, die unser Koalitionspart-
ner und die die Union ·machten. · 

Man kann nun fragen, wie ·die 40 bis 50 Milliarden DM Entla­
stung -das ist in der Union nqch nicht entschieden- sich auf 
das Land Rheinlahd-Pfalz auswirken würden. Wenn ich dies 
einmal mit der groben Faustformel umrechne, dass etwa 5% 
des Steuerausfalls auf Rheinland-Pfalz entfällt, sind wir in ei­
ner Größenordnung von Pi mal Dau~en 1 Milliarde DM. 

~ .Wir gehen davon aus, dass das, was Berlin vorgeschlagen hat, 
plus einer Reserve in der Größenordnung von ca. 100 Millio­
nen DM für die Gespräche mit den Ländern, die angeboten 
sind und die auch notwendig sein werden,··· Dies wird letrt­
_endlich aller Wahrscheinlichkeit nach im Vermittlungsaus­
schuss entschieden werden. Wir planen dies ein und haben 

·damit fiskalisch Vorsorge dafür getroffen, dass der Diskus-

sionsprozess um die Exaktheit der Steuerreform im Einzelnen 
dann auch die Überlegungen 'der hiesigen Opposition oder 
unseres hiesigen Koalitionspartners aufnehmen kann. Ich fin­
de, das ist eine vorsorgliche Vorgehensweise, die ausdrücklich 
den politischen Dialog um die Exaktheit des Weges im Einzel­
nen eröffnet und offen hält, aber eben nicht nach dem Motto 
handelt, wir schauen einmal weg, bis es dann so weit ist, und 
dann erschrecken wir vorden Zahlen, die auf uns zukommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bin dem Finanz­
minister auch ausdrOcklich dankbar dafOr- dies hat auch Herr 
Kollege Mertes bereits gesagt-, dass wir auch Vorsorge dafür 
betreiben, dass wirden Menschen überall auf der Welt, die in 
der ·NS-Zeit Zwangsarbeit, Sklavenarbeit leisten mussten, 
endlich Entschädigung zukommen lassen können. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich möchte unterstreichen; dass wir die Wirtschaft nur noch 
einmal nachdrücklich auffordern ·können, ihren Beitrag, zu 
dem sie sich verständigt hat, auch zu erbringen. Wenn wir 
dies tun, muss bei uns auch die Bereitschaft bestehen, den 
Beitrag der öffentlichen Hände nicht in eiri öffentliches Ge­
zerre hineingleiten zu lassen. Das wäre unwürdig, und des­
halb unterbreiten wir Ihnen auch dazu vorsorglich Vorschlä­
ge. 

(Beifall der SPD) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Ihnen liegt in ei­
nem Antrag zur Entscheidung die haushaltsmäßige Grundla-. · 
ge für diese_Operation vor, begleitet durch einen Entschlie­
ßungsantrag, der die Zahlen im Einzelnen nennt. Ichwäre lh- ~ 

nen sehr dankbar, wenn wir diesen Weg miteinander gehen 
könnten, dass wir nämlich erstens an der Vorsorge im Haus­
halt festhalten, die, im Haushaltsentwurf in der Größenord­
ming von 300 Millionen DM angelegt ist, und dass wir zwei­
tens die Chance ergreifen, die uns ein deutlich besserer Haus­
haltsabschluss fOr 1999 bietet, als wir dies ursprOnglich pla­
nen konnten und erwartet haben. Es ist ei.ne Verbesserung in 
der Größenordnung von 280 Millionen DM. Es sind 210 Millio­

nen DM verbesserte Steuereinnahmen und 70 Millionen DM 
nicht in Anspruch genommene Ausgabenermäctitigungen.-~ 

Wir haben Ihnen auch vorsorglich mitgeteilt, dass wir in unse­
rem Haushaltsgebaren so veiiahren wollen, dass wir, sollte 
sich die steuerliche Einnahmesituation nicht so verbessern, 
wie wir es aufgrund der Konjunkturdaten, die wir mitgeteilt 
bekommen;erhoffen und wie sie sich bereits im 111. Quartal 
1999 in den Steuereinnahmen fOr Rheinland-Pfalzund ande­
re Länder abgezeichnet hat, die entsprechenden Beträge im 
Haushaltsvollzug aus den variablen Ausgabeermächtigun­
gen, die Sie uris geben, in einer Größenordnung von bis zu 
1?0 Millionen DM je Jahr heraussparen werden. Das ist mög­
lich. Wir haben im Jahre 1999 schon fast das Doppelte im An­

schlag herausgespart. Wenn ich die 70 Millionen DM, die wir 
Ihnen als Verbesserung der Haushaltssituation auf der Ausga-
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benseite präsentieren können, nehme, dann haben wir im Er­

gebnis sogar deutlich mehr, nämlich 350 Millionen DM. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

· Das h~ben Sie doch nicht gespart, 
das haben Sie an Mehr­

einnahmen gehabt!) 

·Verehrte Frau Kollegin, 70 Millionen DM sind Ausgaben, die 

Sie uns als Ermächtigung mit auf den Weg gegeben haben, 
die wir aber nicht getätigt haben, weil wir unsere Aufgaben 
an einer Reihe von-Stellen effizienter erfüllen konnten. l:;>as · 

ist die .Realität. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Selbstverständlich hat die Opposition. die Aufgabe, Zahlen 
und Ansätze, die immer ermittelt werden, die von einer Zu­

kunftsentwicklung ausgehen, die man schätzen muss, kritisch 
zu hinterfragen. Ich habe aber ähnlich wie der Herr Kollege 
Kuhn.die Haushaltsrede vom Herrn Kollegen Böhr noch ein-

mal nachgelesen. Er hat in allen kritischen Anmerkungen zu 
den Eckpunkten des Doppelhaushalts 1998/1999 völlig dane­
bengelegen. Er hat gesagt, die Ausgaben seien zu niedrig 
eingeschätzt, insbeso-ndere hat er die Personalausgaben kriti­
siert. Wir haben bei den Personalausgaben eine Verbesse­
rung von 150 Millionefl DM erreichen können, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren. Herr Böhr hat uns gesägt, wir sei­
en_ bei den Zinsen zu leichtfertig. Er hat uns gesagt, wir seien 

bei einer Reihe anderer ausgabenbezogener Positionen sozu­
sagen auf der Seite derjenigen, die sich glücklich rechnen. Da­
bei drücke ich es noch vornehmer. aus, als es gesagt wurde, 

Nichts davon ist eingetroffen. Realität ist, der Haushalt 1999. 
schließt 280 Millionen DM günstiger ab, als wir ihn veran­
schlagt hatten, und nicht entscheicjend schlechter, wie Sie es 
prognostiziert hatten. Also übertreiben Sie·es nicht mit der 
Schwa..Zmalerei. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wenn gesagt wird - auch ·das habe ich heute nicht expressis 

verbis gehört, aber von den vielen Pressekonferenzen U!Jd 
Pressemeldungen zum DoppeHhaushalt leite-ich dies ab-, im 
Jahr 2000 spart ihr nicht genug; wenn ihr diese Linie fortfahrt. 

bis zum Jahre 2008, um Geid in die Schuldemückzahlung hin­

einführen zu können, dann bitte ich doch um Verständnis, 
denn es ist noch zu keinem Zeitpunkt eine so große Steuer­

entlastung in Deutschla-nd gemacht worden wie im Zeitraum 
dieses Doppelhaushalts, wie immer sie auch im Detail ausse­
hen wird~ Parallel dazu werden die Ausgaben so begrenzt, 
dass die Nettoneuverschuldung noch sinkt. Das. hat bisher 
noch keine Regierung vorher auf den Weg gebracht .. Wir be­
mühen uns darum mit Ihrer Hilfe, wofür ic;h mich ausdrückiich 
bedanke. 

·(Beifall der SPD und der F.D.P.). 

1,5 % bzw. 1,3 % Ausgaoensteigerung wird uns manche_s ab­
verlangen. Es wird uns sowohl im Personalsektor als auch in 

den Sachausgabepositionen und im investiven Bereich viele 

von den Ne ins abverlangen, von c!enen der Herr Kollege Mer­

tes hier gesprochen hat. Ich möchte den Bürgerinnen Und 
Bürgern dieses Landes ausdrücklich sagen, ohne die. Grundbe­
reitschaft" ich bin sicher, dass sie diese haben-, diesen Weg 

mitzugehen, wird n1an diesen Weg der Konsolidierung über 
die nächsten Jahre hinweg nicht schaffen. Aber wir sirrd es 
uns und den kommenden Generationen schuldig, dass wir ih­
nen Spielräume·belassen, damit sie ihre Weit nach ihren Vor­
stellungen gestalten können und nicht nur unsere Schulden­

last zu tragen haben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Es ist sicher richtig, dass n1an·an einer solchen Stelle fragt,'wo 

wir denn stehen. Wo müssen wir uns noch besonders anstren~ 
gen? Wo sind wir in einer gute11 oder einer relativ guten Si-

- tuation? Da habe ich.schon ein bisschen schlucken müssen- so 
muss ich es sagen -, als ich dieses wirklich dunkle Szenario 
wahrgenommen habe, das Herr Kollege Böhr aufgezeichnet 
hat. Ich möchte jetzt nicht anfangen, über Statistiken zu 
streiten. Ich habe andere. Ich stelle jetzt einmal ·zahlen ge­
genüber. Wenn man bestimmte Faktoren hinein- oder her­
ausrechnet, dann sind sie beide richtig und falsch zugleich. 
Wir sollten aber ein paar Dinge miteinander festhalten. lcli 
glaube, dass niemand da-ist, auch niemand in diesem Hause, 
dem die weitere Absenkung der Arbeitslosigkeit nicht ein 
Anliegen ist. Aber wir dürfen doch auch miteinander feststel­
len, dass durch gemeinsame Anstrengungen aller Bürgerin- . 
nen und Bü-rger, der Wirtschaft und der Gewerkschaften in 

diesem Land Rheinland-Pfalz, aber auch durch unser Zutun 
im Rahmen unserer Möglichkeiten dieses Land Rheinland­

Pfalz trotz Konversion und trotz 70 000 Arbeitsplätzfi;!n, die 
im militärischen Bereich verloren gegang!'!.n sind und über 
20 000 Arbeitsplätzen im zivilen Bereich bei den Militärs, am 

Ende des Jahres 1999 an drittgünstigster "Stelle aller Bundes­
länder steht. 

(Beifall de"r SPD und der F.D.P.) 

Es ist das Argument genannt worden, qa würden welche am 

Flughafen in Frankfurt arbeiten. Herr- Kollege Mertes hat 
Luxemburg hinzugefügt. Ich könnte Mannheim nennen oder 
auch andere Städte. Natürlich fahren Leute zum Arbeiten bis· 

nach Köln. Aber schauen Sie sich einmal wirklich die Zahlen 

an. Richtig ist, dieses Land Rheinland-Pfalz hat die höchste 
Zuwachsrate der Bevölkerung aller Bundesländer. Richtig ist 

auch, wenn Sie sich das anschauen, dass ein nicht unbeträcht-. 
licher Teil dieses Z!Jwachses dadurch zu Stande kommt, dass 
Familien, häufig junge Familien, aus deh benachbarten Bal­

lungsgebieten zu uns ziehen, hier bauen und hier leben wol­
len, sich hier wohlfühlen, aber natürlich ihren Arbeitsplatz 
behalten wollen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich finde, das_ ist ein Kompliment für dieses Land und nicht ein 
Punkt, um es zu kritisieren. 
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Meine sehr. verehrten Damen und Herren, wenn wir Wirt­
schaftsdaten nennen, dann müssen wir sie auch in der Tat in 
der Art und Weise nennen, dass wir in der Lage sind, die rich­
tigen SchlussJolgerungen daraus abzuleiten .. Es ist gesagt 
worden, dass Rheinland-Pfalz mit Bremen zusammen die 
ho~hste Exportquote aller Bundesländer hat. Das ist zum ei­
nen ein Vorteil. Wie wir hof{en, wird es jetzt wieder ein Vor­
teil sein, wenn wir die steuerlichen und Arbeitsmarkteffekte 
in den kommenden Jahren betrachten, weil der Export wie­
der anläuft, weil wir im Bereich der chemischen Industrie, die 
eine besondere Bedeutung hat, wieder neue Chancen erken­
nen können, nicht zuletzt im fernöstlichen Bereich, aber auch 
in anderen Bereichen des Weltmarktes. 

Aber in den Zeiten, in denen beispielsweise uns Deutsche als 
besonders intensive Exportnation die Ostasienkrise entschei­
dend zurückgeworfen hat, hat natürlich Rheinland-Pfalz mit 
seiner hohen Exportquote. auf diesen Feldern und in diesen 

·Regionen überd!Jrchschnittlich gelitten. Das ist richtig. Was 
folgern wir daraus? Sicherlich doch nicht, dass wir unsere Ex­
portquoteabbauen wollen, aber sicherlich das, dass wrr unse- _ 
re Wirt:Schaftsförderpolitik, unsere Strukturpolitik so ausrich­
ten wollen, dass sich zusät?liche Standbeine .zu dieser klassi­
schen und auch in Zukunft willkommenen industriellen Pro­
duktion in diesem Land entwickeln: dies . im· Bereich der 
Dienstleistungen, im Bereich der handwerklichen Dienstlei-­
stungen, im.Bereich des Tourismus und so weiter. 

Wir müssen die Strukturen, die wir haben, die j"Jier bestehen 

und die den landschaftlichen Reiz ausmachen- wie den Wein­
bau und-die Landwirtschaft-, im Rahmen unserer Möglichkei­

ten stützen und unterstützen, um aie Existenz dieser Betriebe 
zu erhalten. Auch dort, wo wir den Strukturwandel erlebt ha­
ben - ich denke an die Schuhindustrie im Raum Pirmasens -, 
müssen wir versuchen, das, was wir noch erhalten konnten, 
zu stabilisieren! damit wir möglichst viele Standbeine, mög­
lichst viele Säulen haben, auf denen das Wirtschaftsgebäude 
Rheirlland-P~alz aufgebaut ist und auf die es sich stützt. He·rr 
Kollege Bauckhage, ich denke doch, man darf sagen, wir sind 
alle darüber froh, dass wir vermelden können: Es sind über 
33 000 neue selbstständige Existenzen in diesem Land ent­
standen. Wenn das nicht Gründerfreundlichkeit ausdrückt, 
dann muss mir jemand erklären, warum dann dieser Erfolg zu, 
verzeichnen ist. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich denke, dass ne­
. ben diesen Anstrengungen für den Arbeitsmarkt auch die 
Anstrengungen im Ausbildungsbereich weiter. fortgesetzt 
werden müssen. Insoweit sehe ich es - das ist auch deutlich 
gemacht worden- als notwend"ig an, dass wir neben den Rah­
menbedingungen unseren speziellen Beitrag zu einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik leisten. Ich finde, dass die Fortschreibung 
des ZOO-Millionen-DM-Programms im _f;iaushalt von Herrn 
Kollegen Gerster ein wichtiger Ans?tZ ist, der auch wichtige 
Elemente der speziellen Fö~derung von Frauenselbstständig-

keit und von Frauen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt bein­
haltet, Frau Kolle9in Dr:G_ötte·. Ich finde, dass wir diese Mit­
tel, die auch ESF-Miftel beinhalten, sehr gut in die allgemei­
nen Verbesserungen der wirtschaftlichen·situation platzieren 
können. 

Ich finde, es ist eher ein Kompliment für' dieses Land 
Rheinland-Pfalzund für die Kreativität derjenigen, die daran 
gearbeitet haben, dass wir das Mainzer Modell- wie es inzwi­
schen bundesweit heißt- nicht nur auf den Weg gebracht ha-

~ ben, sondern dass dieses Modell, gemeinsam mit einem ande­
ren, in <;!er Runde der Arbeitgeber und der Gewerkschafts­
spitze der Bundesrepublik Deutschland sowie der Vertreter 
der Bundesregierung, als beispielhaft ausgewählt worden ist 
und nun stellvertretend für alle anderen in zwei Ländern er­
probt wird, darunter Rheinland-Pfalz.lch finde, dafür müssen 
wir uns nicht schelten lassen. Ich glaube, es ist eher das Ge­
genteil qer Fall. 

(Beifall der SPD und der f.D.P.) 

Wenn wir das Thema ,.Ausbildung" ansprechen, so ist es 
wahr: Es gibt junge Menschen, die auch am Ende aller Bemü­
hungen keinen Ausbildungsplatz haben. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Zu viele!) 

- Es sind immer zu viele. Wenn es nur hundert wären, wären 
es auch zu viele. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Es sind aber mehr!) 

-Verehrte Frau Bill, ich will nur deutlich machen: Sie wissen; 
dass wir nicht nur eine Kooperation aller im wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen. und gewerkschaftlichen Bereich Tätigen 
haben, die an diesen globalen Missständen arbeiten und die 
sich im Übrigen in der nächsten Woche auch wieder treffen 
werden, um sich schon jetztauf das nächste .Ausbildungsjahr 
vorzubereiten. 

Auch in diesem Haushalt haben wir wieder 39 Millionen DM 
verankert, die· wir in diesem B~reich gezielt einsetzen, um 
diese Bemühungen zu un~e_rstützen. Wir haben auch ein gro­

ßes Dankeschön an alldiejenigen abzustatten, die diese Aus~ 
bildungsbemühungen in den einzelnen Betrieben, Kammern 
und anderen Organisationen m!t unterstützen und tragen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Daran lllöchte ich ausdrücklich hier und an dieser Stelle erin­
nern und dieses Dankeschön dick unterstreiChen. 

Meine seh~ verehrten Damen und Herren, ich finde, wir müs­
sen uns aber auch -ehrlich eingestehen- ohne mit den An-· 
strengungen nachzulassen-, dass es einige junge Menschen 

gibt, denen nur sehr schwer ein Ausbildungsplatz vermittelt 
werden karin. 
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Im- R_eigen der Aktion de·r Industrie- und Handelskammer 
Mainz habe ich mich selbst um eine solche Vermittlung be­
müht. Was ich dabei erlebt habe, das hätte ich vorher nie ge­

glaubt. Mit einer jungen Dame gab es nicht nur drei Termin­

-anläufe in der Staatskanzlei, bis dann einer zu Stande gekom­
men ist, es gab nicht nur mehrere Vermittlungen und Termin-

. absprachen mit dem dann noch gefundenen potenziellen 
Ausbildungsoetrieb. Am Ende stand aber die Absage, dort 
hinzugehen und sich vorzustellen, und zwar mit der Begrün­
dung der jungen Dame, sie müsse an diesem Tag ihrer Mutter 

beim Putzen helfen.- h:h sage das gar nicht mit Häme. ·Dahin­
ter steckt auch die Frage nach den Verhältnissen, in denen 
ein Mensch aufw?chst, ob er die notwendige E'insi~htsfähig­
keit darin gehabt hat, dass er sich sein leben verbaut, wenn 
er solche Möglichkeiten nicht annimmt. Ich will nur deutlich 
machen, wie schwierig es in vielen Fällen ist und dass wir uns 
auch um die schwierigen Fälle bemrihen; [)afür stehen wir, 
und dafür haben wir uns auch die finanziellen Grundlagen 

geschaffen. Dennoch sollten wir nicht in der Illusion leben, 
dass wir alle diese Fälle wirklich erfolgreich managen kön- · 

nen. Wirwerden uns aberweiter.darurri bemühen. 

-~ 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

· Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich denke, es war 
und ist richtig, dass wir dieses Einbeziehen der Menschen, 
dass wir die soziale Komponente unserer Bemühungen in al­
len Politikfeldern_als überwölbend und übergreifend verste­
hen und uns auch dafür einsetzen. 

Deshalb wird es natürlich dabei bleiben, dass wir die großen 
sozialen Bemühungen auch in den kommenden Jahren fort~ 

setzen, und dafür haben wir die finanziellen Grundlagen -in 

diesem Haushaltsplan veranschlagt. 

Wir werden uns w~iter darum bemühen! dass die Kindergar­
tenpolitik dieses Landes fortgesetzt werden kann. Die 
1 700 Kindergartengruppen und die 14 000 Plätze der letzten 
Jahre sprechen eine deutliche Sprache. Natürlifh wird sich 
Frau Kollegin Götte auch daru·m bemühen, dass darüber hi­

naus in vielfältiger Weise Angebote geschaffen werden. Aber 
ich sage auch in aller ~ffenheit _-weil es solche Anträge gibt, 
auch von der Union, bei denen ich allerdings die Deckung 

vermisst habe, zumind~st, soweit ich die Haushalts~ahlen se­
hen konnte-, dass natürlich die Pflegemutteransätze im Rah­
men des Bestehenden fortgeführt werden. Man muss aber 

trotzdem sehen, dass es einfach Grenzen der Finanzierbarkeit 
gibt. ln dem genanntem Bereich wäre mehr wünschenswert, 
als wir tun können. E~ bleibt bei diesem eindeutigen Schwer­

punkt, es bleibt bei der Vorgabe, sich darum zu bemühen, ein 
beso_nders kinderfreundliches Land Rheinland-Pfalz zu sein 
und bleiben zu wollen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

.Meihe sehr gee_hrten Damen und Herren, es ist d_as Stichwort 
der Technologieförderung angesprochen worden und dass 

man auch in.dem Bereich der Schulen und der Hochschulen in 
besondererWeise investieren solle; Niemand kann ernsthaft 
dazu sagen, das _wäre falsch, oder das wäre eine überzogene 

Forderung. Aber ich bitte Sie auch an dieser Stelle, einige Fak­
ten zur Kenntnis zu nehmen, die sich in Zahlen gießen lassen. 

Herr Kollege Zöllner war in seiner unnachahmlichen Art, Zah­
lenkolonnen_so aufstellen zu können, dass man am Ende da­
mit auch umgehen kann, behilflich. Das ist nicht immer leicht. 
Wir werden alle mit Zahlen überschwemmt. Er hat mir eine 
.Zahlenkolonne vorgelegt, die mit dem Jahre 1980 beginnt 

uhd mit dem Haushaltsansatz 2001 endet. Dabei handelt es 
sich um die Ausgabenanteile für Schule_ und Hochschule am 
Gesamtetat des Landes. Dies halte ich für einen vernünftigen 

Parameter, denn auch in den anderen Bere!chen sind anteili­
ge Steigerungsraten el')thalten, wie Inflation und Kostenstei­
gerung. Dies gilt, obwohl insbesondere im Schulbereich ein 
besonders hoher Personalkostenanteil und deshalb auch eine 

besonders große Personalkostensteigerung enthalten ist. 
Wenn ich die- reinen Zahlen betrachte; dann hatten wir im 

·Jahre 1980 einen Anteil der Schulausgaben von 16,8 %. Im 

Jahre 2001 haben wir einen Anteil von 20,34 % am Gesamt­
haushalt. Dies ist also eine tendenzielle Aufwärtsentwick­
lung. Wenn ich die Beihilfeaufwendungen herausnehme,c_ 

· dann finden wir uns auf einem insgesamt niedrigeren Niveau 
der Gesamtzahlen, aber dTe Tendenz bleibt erh-alten: Die 
Aufwendungen des Landes Rheinland-Pfalz für die Schule 
sind t~ndenziell deutlich stärker gestiegen als der Gesamt­
haushalt. 

Meine Damen und Herren, das darf man sagen, und das muss 
man sich auch vor Augen führen, damit die Forderungen-im 

Einzelnen nicht sozusagen jeweils im-Raum ~tehen und sie 
niemand verwerten kann.· 

(Beifalrder SPD und der F.D:P.) 

Die Aufwendungen für Hochschulausgaben lagen in diesem 
Jahr 1980 bei 5,_69 %. Sie werden jetzt in diesem Doppelhaus­

halt in der Größe_~ordnun_iL_von rund 7,1-% sein, meine sehr 
geehrten Damen. und Herren. Das möchte ich zu diesem 
Schreckensszenario sagen, was alles an unseren Hochschulen 
nicht passiert. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mir ist schon wich­

tig, dass wir uns in diesem Zusammenhang in der Tatauch da­
ran ~rinnern, dass wir, wenn wirdie Gesamtbetrachtung an­
stellen und die Gesamtentwicklungen betrachten, in den 

·letzten Jahren eine Einstellungspolitik an den Schulen ·ge­
macht haben, die sich-. Stichwort KOSI 2010- darurri bemüht 
hat - ich finde, mit Erfolg -, auf der einen Seite di~ unter­
schiedlichen _Entwicklungen bei einzelnen Schularten, die 
sehr unterschiedliche Altersstruktur der Lehrerinnen und · 

' ' . 
Lehrer und auf der anderen Seite die Entwicklung der Schüle­

rinnen un~ Schüler auf eine verlässliche Orientierungsebene 
zu bringen. Wenn man in diesem System, das C!UCh harte Be-
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Iastungen für Lehrerinnen und Lehrer erbracht hat 
- beispielsweise Erhöhung des Stundendeputats für die ein­
zelnen," wofür ich mich ausdrücklich bedanke; das ist ein 
wichtiger Solidarbeitrag zur Funktionalit~t unseres Gemein­
wesens, meine sehr verehrten Damen und Herren-, diese Ent-

- wiekJung betrachtet, dann hat sie die Grundlage dafür mit 
geschaffen, dass .wir im' Jahr 2000 400 zusätzliche ·Lehrerstel­
len schaffen können und im Jahr 2001 weitere 100 draufset­
zen können. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

So ist dies organisiert worden. Wir haben dafür auch viel 
_Schelte hingenommen, weiLdie schnelle Entscheidung sicher 
nach außen bequemer gewesen wäre. Aber in wenigen Jah­
ren sollten wir auch noch bestehen können- egal, in welchem 
Amt.oder in welcher Funktion wir dann sind - vor dem Blick 
z~rück, wenn gefragt wird: "Haben die-denn damals Ende 
der 90er- und Anfang der 2000er-Jahre die richtigen Ent­
scheidungen getroffen oder einfach nur dem Druck nachge­
geben und in Schularten Leute eingestellt, die dort nach we­
nigen .Jahren nicht mehr ausgelastet waren, und damit das 
System finanziell hoch belastet haben und die MÖglichkeit, in 
Oberstufen oder in berufsbildenden Schulen dann Schwer­
punkte zu setzen für die,. die nach- uns kommen, dann über-

.. -haupt keine Handlungsspielräume mehr übrig zu lassen? 
Wenn ich hier ständig vorgerechnet bekomme, was alles zu 
den Schulden dazuzuzählen wäre - ich· will jetzt gar nicht 
über den einzelnen Punkt streiten, der da vorgeschlagen ist-,_ 

nehme_ ich aber für diese Landesregierung U!1d für die sie tra­
genden Fraktionen in Anspruch, dass wir über den Tellerrand 
hinausschauen und uns mancher Kritik auss-etzen, weil wir ei­

ne Entscheidung zu einem-Z~itpunkt treffen, in dem wir sie 
dann auch auf derZeitschiene in die Zukunft betrachtet ver­
antworten können, und _nicht:..,ur populistischen, manc~mal 
auch wirklich wünschenswerten Vorstellungen folgen, die 
aber vom Ziel her, wenn man sie an der falschen Stelle zur fal­
schen Zeit trifft, in die Irre führen können. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) · 

- Meine sehr geehrten Damen_ und Herren, - Frau Kollegin 
Thomas, ich will jetzt auch nicht übe~ die Frage der Schü­
ler/Lehrer-Relation sprechen- das ist auch so eine statistische 

Frage-, aber eins geht natürlich nicht. Sie haben uns hier vor­
gerechnet, wir hätten die Stundendeputate erhöht, und die 
Schüler/Lehrer-Relation wäre schlechter geworden. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Die haben Sie eingeführt, Herr Beck!) 

- Das steht_ natürlich in einem direkten Bezug zueinander. 
Wenn Sie Lehrer länger arbeiten lassen und dann natürlich in 
dieser Größenordnung keine einstellen, dann verändert sich 
die Schüler/Lehrer-Relation. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das habe ich doch gar nicht gesagt!) 

-Dann hätte ich Sie missverstanden. Ich lese es gern noch ein­
mal nach. Es mag sein. Aber äiese Logik kÖnnen wir nicht auf­
machen. Wenn ich Sie missverstanden habe, dann korrigiere 
ich es gern. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aber das ist mindestens so logisch, 
wie die Ausgaben mit den Schüler­
zahlen in Verbindung zu bringen!) 

Ich wollte nur, dass wir das sehen. Die Anstrengungen _um Ef­
fizienz und auch die Anstrengungen um das Personal an den 
Schulen bedeutet natürlich, dass diese Zahl wenig aussage­
kräftig 1st, wenn es einem um die Unterüchtsversorgung 
geht. Dann istsie wenig aussagekräftig. 

Meine verehrten Damen und Herren, ich möchte zu dem The­
ma "Soziale Sicherheit" doch noch die eine oder andere An­
merkung machen, weil ich glaube, dass wir sehr aufmerksam 
dafür Sorge zu tragen haben, dass die in der Ta~ merkbaren, 
oft auch formulierten unterschiedlichen Interessen von Men~ 
sehen verschiedener Generationsstufen in unserer _Gesell­
schaft oft miteinander in Konflikt gebracht werden oder zu 
geraten scheinen. Wir müssen sehr sorgfältig das jetzt Not­
wendige für Bildung und Ausbildung tun. Wir müssen das 
Notwendige im Bereich des Arbeitsma~ktes tun, damit die 
jungen Menschen eine Chance haben, einzusteigen, damit sie 
eine Chance haben, sich selbstständig zu machen oder den 

:· Betrieb, den sie von den ~ltern Übernehmen, erfolgreich wei­
terführen zu können. Darum müssen wir uns bemühen. Das 
ist gar keine Frage. 

Wir m,üssen sicher auch im Sinne dessen, was Joachim Mertes 
gesagt hat;jetzt schon die Weichen s·o ·stellen, dass an unse­
ren Krankenhäusern- Stichwort: Wie sehen die Abteilungen 
aus? Wie sehen die Disziplinen aus, die dort vertreten wer­
den, Stichwort: Versorgung älterer Menschen im Pflegebe­
reich, aber auch tn den Kontaktmöglichkeiten, die zum sozia-

-len Umfeld gehören- jetzt die richtigen Öffnungen geschaf­
fen werden, damit bei einer anderen Alterszusammenset­
zung die Menschen nicht mit Sorg§! in.die Zukunft sehen müs­
sen. 

Wir müssen vor allen Dingen die Kraft haben- ich bin da hoff­

nungsfroh -, eine Rentendiskussion zu führen, die in der Tat 

am Ende zur Stabilität dieses entscheidenden sozialen Pfei­
lers unserer Gesellschaft führt. Ich bin hoffrungsfroh, weil ich 
die Freude und die Ehre habe, als Vertreter der Länder auf 
der A-Seite -wie der Sprachgebrauch ist- an diesem Renten­
gipfel auf Bitte des Herrn Bundeskanzlers teilzunehmen, und 
die Gespräche, die vor Weihnachten geführt worden sindt 
doch eine Bereitschaft aller Parteien des Deutschen Bundes­
tags, mit Ausnahme der POS, gezeigt haben, miteinander zu­

reden und offen zu sein, eine Bereitschaft, die es· zu nutzen 
gilt. 

Herr Kollege Gerster wird morgen, wenn ich es richtig weiß, 
in der vondiesem Rentengipfel eingesetzten Arbeitsgruppe 

1-
.1 



J • 

Landtag Rheinland-Pfalz- 13. Wahlperiode - 101. Sitzung, 19. Januar 2000 7575 

die Gespräche· mit anderen Fachpolitikerinnen und ~poli­
tikern fortsetzen. Es wäre schön und wichti_g, wenn es uns·ge­
länge,-dort zu einem breit getragenen Konsens zu kommen. 
Alle Vorschläge, die dazu gemacht werden, sind meines Er­
achtens s·ehr ernst zu nehmen und ·in diese Entwicklungen 

einzubeziehen, weil eines nicht eintreten darf, nämlich dass 

wir· zu einem tiefgehenden Interessenskonflikt und einer 

Ausefnandersetzung zwischen den.Generationen in Deutsch­
land ·oder in unserem Land Rheinland-Pfalz kommen. Das 

darf nicht passieren. Da muss sich die Politik jetzt in hohem 

Maße verantwortlich zeigen, um eine solche Gefährdung erst 
gar nicht aufkommen zu lassen. Ich ·finde, das ist eine ganz 
wichtige Frage. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich möchte eine Bemerkung zu einer der Voraussetzungen 
machen, um Zukunft zu meistern, nämlich der Frage der In­

frastruktur. Da hört man immer wieder die unterschiedlichs­
ten Vorschläge, Auf der einen Seite sagt uns die Union~ wir.· 

würden nicht genug für _Straßenbau aufwenden. ·Ich habe 
während der letzten Jahre gehört, wir hätten zu viel Mittel iri 
die Schiene hineingesteckt, Herr Kollege Bauckhage. D[e 

GRÜNEf-;1 sagen es auf <ier anderen Seite exakt umgekehrt, 
wir hätten völlig verantwortungslos Straßenbaumaßnahmen 
gemacht und wi:irden das immer noch machen. 

(Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Ziehen Sie daraus nicht die Schi uss­

folgerung, d_ass Sie aufder 
richtigen Mitte liegen!) 

- Nein, dafür sind die Gewichte in der Größenordnung Ihrer 

beiden Fraktionen noch zu unterschiedlich. So einfach mache 

ich es mir auch nicht. Aber dass wir nicht beiden folgen kÖn­
nen, das ist auch klar. Sonst wären wir ~chizophren. 

(Dr. Braun, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Da brauchen Sie eine Weiche!) 

Ich denke, wir versuchen insoweit in jedem Einzelfall den 
·richtigen_Weg zu gehen. Di~ses Land Rheinland-Pfalz ka.nn 

stolz darauf sein, dass es von Südbayern bis Schleswig­
Holstein dafür bewundert wird, wie hier mit dem Rheinland­
Pfalz-Takt der öffentliche Personennahverkehr wieder leben-· 

dig gemacht worden ist. Das ist ein Beitrag zur Versöhnung_ 
von Ökonomie und Ökologie, meine Damen und Herren. 

(Starker Beifall der SPD 
und der F.D.P.) 

Wenn jemand vor 10 oder 12 Jahren Schienenstrecken, die 
·jetzt wieder voll im Stundentakt- manchmal im Halbstunden­
takt - in Verkehr sind, genannt hätte und gesagt hätte, da 

fährt wieder ein Zug drauf, dann wäre sie oder er als lllusioni­
stin oder Illusionist bezeichnet worden. Das haben wir ge-

schafft. Das möchte ich auch herausstellen. Meine Damen 
und Herren, die Bürger wissen dies auch zu schätzen. 

(Beifall der SPD und derF.D.P.) 

Es führt kein Weg daran vorbei, dass eine ~undesstraße wie 

die B 10 oder die B 41 - uin die Be.ispiele aufzugreifen, die Sie_, 

Frau Thomas, genannt haben- nicht hängen gelassen werden 

kann. W!r bra·uchen dort einen verkehrsgerechten Ausbau. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Wir waren und sind bereit, gerade bei derB 10 mit eigenen 
Mitteln das zu tun, was der Bund in den letzten Jahren, mei­
ne Damen und Herren von der Union, aus finanziellen Grün­
deh nicht hat tun können. Ohne unser Geld wären diese Um­
gehungen nicht entstanden. Viele andere Arbeitsplätze wä­
ren auch nicht entstanden, und viele Konversionsbemühun­
gen wären im Raum Pirmasens- wenn iCh an Annweiler und 
den Kurstadtcharakter und vieles andere mehr entlang der 

B 10 denke - in den Sand gesetzt worden. Wo Zweibrücken 

ohne die Anhindung stehen würde, müssen wir auch nicht 
beschreiben. 

(Beifall bei SPD und F.~.P.) 

Das ist richtig. Das ist notwendig. Es wird fortgesetzt. 

Meine sehr geehrten Dal)len und He.rren, es ist nie unsere Ab­
sicht gewesen, das, was man Datenauto bahnen, multimedia­
le Entwicklungen nennt-- -Ich habe mlt dem Wort auch noch 
nie so richtig viel anfangen können. Dies muss ich sagen. Es 
sagt alles und nichts. Aber es hat sich eingebürgert. 

(Frau Kohnle-Gros, CDU: Aber 
jeder sagt es!) 

Natürlich sind diese Datenvernetzungen keine Alternative 
zum Schienen- oder Straßenverkehr. An manchen Stellen 

können sie tatsächlich Verkehrsbewegungen dann ersparen, 
wehn man anders miteinander komm-unizieren kann. Aber si­
cher ist dies nur in einem begrenzten Bereich möglich. Den­

noch, dieses Datennetz zu haben,.diese Initiative. "Rheinland­
Pfalz lnform" zu haben, gibt uns eine hervorragende Chance 
in der Konkurrenz mit anderen Regionen in Europa und an­

deren Bundesländern in der Bundesrepublik Deutschland. 
Ich will dies jetzt nicht ausführen, weil es getan worden ist. 

Meine Damen und Herren von der Union, ich kann Sie nur bit­
ten, noch einmal nachzuprüfen, was Sie öffentlich in Ihrer 
Pressemeldung gesagt haben, weil so gut wie nichts zutrifft .. 

(Beifall desAbg: Creutzmann, F.D.P.) 

-Ich habe es intensiv prufen lassen. Heute Morgen hat sich 
Herr-Kollege Böhr, sicher vertrauend auf das, was ihm Mitar­
beiter oderwer auch immer aufgeschrieben haben, hier hin­

gestellt und Haushaltsstellen genannt, zu denen es ange~lich 
keine Ansätze gäbe. 
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Ich habe den Ansatz hier. Ich habe ihn gleich herausgesucht. 
Seite 165 des Einzelplans. Das kann mari nicht nachvollzie­
hen, was Sie da. an Kritik Oben. Es macht sich gut zu sagen, da 
!_;teht Oberall- eine Null. Wenn man zweJ Haushaltsstellen zu 

. einer zusammenfasst, um die Dinge' zu koordini~ren, darin 
steht an der anderen, weil_ es die Haushaltssystematik so ge­
bietet, verehrter Herr Kollege Jullien, eine Null. Aber das war_ 
immer so. Dies wird auch immer so bleiben. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

-- Glauben Sie mir, ich habe es nicht selbst gemacht; Sie wissen, 
wenn man immer so sagt, ich habe OberprOft, als Ministerprä­
sident hat man nicht die Zeit, tausend Zahlen zu OberprOfen; 
sondern man bittet die zustandigen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Das .sind ganz seriöse Leute·. Ich habe zu jede in 
einzelnen Ihrer Vorhalte, die Sie öffentlich gemacht haben, 
eine Untersuchung. Ich muss sagen, kein einziger ist stichh~l­
tig. NichtS davon trifft zu. 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P,) 

Es trifft auch nicht zu, dass wir Verwaltungskostenansätze 
oder Ersatz von PCs veranschlagt hätten. Richtig ist, dass die 
telekommunikative Verwaltung, die damit ausgelöst werden 
soll, als Ansatz dort ausgewiesen ist. Aber das einfach gleich­
zusetzen, ist etwas ganz a_nderes. Wir möchten, dass in weni­
gen Jahren in diesem Land Rheinland-Pfalz ein Architekt 

· oder ein Bauherr oder jemand, der einen Antrag fOr die Ge­
nehmigung einerneuen Produktionsanlage stellen will, oder 
ein privater ßOrger, der etwas von einerBehörde_will, wenn 
sie oder er es wollen, sich telekommunikativ an die zuständi­

ge Behö_rde wenden kann. Wenn diese nicht zuständig ist, 
mossen sie es zu der Stelle durchleiten kpnnen; die zuständig 
ist. Das bereiten wir derzeit vor, und dafor stehe.n hier Mittel 
und nicht fOr das, was Sie 'öffentlich behauptet haben. Das ist 
schlicht und einfach UI')Wahr. 

- (Beifall der SPD und der F:0.P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren: mit diesen Ansät­
zen ist ein Punkt verbunden, der uns wichtig war,_ ist und 
bleibt, nämlich Investitions- und Innovationsfreundlichkeit 
nicht nur irn Mund zu fuhren; Es gehört auch dazu, dass wir 

einen sehr guten Kontakt zur Wirtschaft in diesem· Land 
Rhe1nland-Pfalz haben. Dies wird niemand ernsthaft bestrei­
ten. Dies ist ein wirklich sehr guter Kontakt. Dies werden wir 

. auch in Zukunft so beibehalten, und ich bedanke mich· bei al­
len Gesprächspartnern. Dies gilt in gleicher Weise fOr die • 
Kontakte zu den Gewerkschaften. Da wird offen, manchmal 

kritisch mit~inander diskutiert. Aber wir reden miteinander 
· Ober die Probleme, und wir versuchen, sie miteinander zu lö­

sen. 

Unsererseits haben wir Verwaltungsstrukturen zu verbes~ern. 
Es ist intensiv genannt worden, was auf den Weg gebracht 
worden ist. Zu.keinem Zeitpunkt zuvor istinnerhalb eines 
Zeitraums von vier, fOnf Jahren so viel an· Verwaltungsorgani-

sationsweiterentwic~lungen auf den Weg gebracht worden 
als in den letzten Jahren. Das war nicht immer bequem. Das 
war manchmal sehr schwer. So wie and'ere .. auch bii'J ich bei 
den PersonalversammJungen Oberall vor Ort gewesen. Ich ha- . 
be meine sonntäglichen Sprechstunden. Die Leute kommen 
zu mir. Mir muss niemand sagen, wie schmerzhaft es ist, 
wenn man jemandem gegenOber sitzt, dem man sagen muss, 
du musst dich aber jetzt auf etwas Neues einstellen. Das ist 
gar keine Frage. Dennoch muss es sein. Dennoch istces not­
wendig. -

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir haben diese.An­
stre~gungen dadurch ~rgänzt, dasswir aw:h eine Menge an 
Vorschriften aus dem Vorschriftendschungel herausgenom­
men haben. Wir haben nicht nur geredet. Ich habe eine Kom­
mission ·unter der Leitung von Herrn Professor Böhret einge­
setzt .. Sie haben Vors~hläge.gemacht, und dies ist umgesetzt. 
Ich kann Ihnen heute berichten, wir hatten am 1. Januar 1999 

allein 889 Verwaltungsvorschriften. Es sind am 1. Januar 2000 
noch 461. lch .. finde, man darf davon reden, wenn die Vor-

schriften in diesem -Land halbiert worde·n sind, dass wir Ober 
-Bürokcatieabbau nicht nur reden, sondern auch handeln. 
Dies schafft uns auch im personalpolitischen Bereich Spielräu­
me. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine sehr geehrten· Damen und Herren; in der Politik gilt si­
cher, ·weil Darstellen und Sichdarstellen dazügehört, dass 
man die unterschiedlichen Bereiche auch immer wieder nen­
nen Lind in Erinnerung rufen muss, an denen angesetzt wur­
de und in denen es Veränderungen gab. Ich möchte dem Kol­

·legen Zuber ausdrOcklich för die Art und Weise, wie er die 

Aufgaben illl Bereich der Polizei wahrgenommen- hat, und 
dem Justizminister dafOr- vor allen Dingen denke ich an den 

· Kollegen Caesar -, wie im Bereich der Justiz in diesem L;:ind 
Rheiriland-Pfalz Offenheit,'Liberalität und Rechtsstaatlichkeit 
zusam-mengehalten worden sind, danken. Die.s war auch un­
ter frOheren Regierungen so, wie ich ausdrucklieh betonen 
möchte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die P·olizeireform 
verdient nicht die .Äpostrophierungen, die hier vorgenom- · 
men worden sind. Das will ich deutlich sagen. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Weil es richtig und zur Motivation Lind zur Anerkennung der 
.hohen Verantwortung der Polizeibeamtinnen· und der Poli­
zeibeamten notwendig war,. haben wir tiie Ausbildung der 

· Polizeibeamten.-völlig verändert, auf eine vöilig neue Basis 

gestellt, aber auch ihre Aufstiegsmöglich'keiten auf eine völ- · 
lig neue Basis gestellt. Viele Beamte, die jetzt für ihre Tätig­
keit dadurch anerkannt werden, dass sie in der Kommissars­
laufbahn sind, wären frOher nie i_n diese Bereiche hineinge­
kommen. Das wird doch niemand ~rnsthaft in Abrede stellen 
wollen. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 
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Deshalb weiß ich nicht, was diese demotivierenden Bemer­
kungen sollen. 

Eines möchte ich bei der Gelegenheit auch unter Bezug auf. 
das,_ was in den letzten Tagen von Unionsabgeordneten in 
Bezug auf die Justiz gesagt worden ist, tun, nämlich deutlich 
machen, dass es keinen Grund und keine Rechtfertigung da­
für gibt, dass die Rechtsstaatlichkeit und Unabhängigkeit der 
Justiz in diesem Land Rheinland-Pfalz öffentlich infrage ge­
stellt wird. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Gelegenhei~ der Aus­
sprache zum Justizetat dazu nutzen würden, das zu korrigie­
ren. Es war falsch. Ich denke, Sie haben es zwischenzeitlich 
gemerkt. Sie sollten es richtig· stellen. Darin reden wir dar­
über nicht mehr. Da dürfen wir nicht daran wackeln, sonst 
wackelt noch mehr. Es wackelt derzeitschon genug. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir woilen insoweit·. 
mit der Bereitschaft zur Korrektur, mit der Bereitschaft, die 
finanziellen Zügel· anzuspannen und unsere Anstrengungen 
zu intensiviEJren, in' die kommenden Jahre gehen. Wir wollen 
ein kulturell reiches und gut nachbarschaftliches Land mit 
den and':ren Ländern und-Regienen um uns herum und dar­
über hinaus in Europa sein. Dabei wollen wir möglichst viele 
Menschen· mitnehmen. Wir wollen dafür auch werben. Das 
sage ich zu dem Stichwort lmagekampagne. Ich wollte, wir 
könnten mehr dafür einsetzen. Vor dem Hintergrund unserer 
Sparbemühungen ist das aber nicht möglich. · 

Das Land Baden-Württemberg setzt in diesem Bereich bis 
zum Jahre 2005 100 Millionen DM ein. Ich bin der Me.intmg, 
dass sie Recht mit diesen Anstrengungen haben. Wenn sich 
das nicht mit den anderen Zielen beißen würde, mit einer 
deutlich größeren finanzielfen Dimension in diesen Bereich­
hereinzugehen, würde ich mich nicht scheue~. Ihnen gegen-­
über das auch zu verantworten. Wir machen das, was finan­
ziell verantwortbar, aber auch in der Sache notwendig ist. ln 

·einer solchen Konkurrenzsituation muss man auf sich auf­

merksam machen, sonst wird man nicht wahrgenommen. 
Wenn man nicht wahrgenommen wird, steht man bei der 
Standortgunst hinten an und ist bei vielen anderen Entsch(:!i­
dungen nicht in den Herzen und Köpfen der Entscheider, und 
das wollen wir nicht. 

(Beifall derSPD und der F.D.P.) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn ich als Regierungs­

chef zu dem, was der Herr Kollege Mertes und der Herr Kolle­
ge Kuhn zu der aktuellen politischen Diskussion ausgeführt. 

haben, nichts hinzufüge, ist das erstens dadursh begründet, 
·dass sehr verantwortlich das aus meiner Sicht' Notwendige 
gesagt worde~ ist, und zweitens dadurch, dass ich der Mei­
nung bin, dass wir alles vermeiden sollten, iri diesen drei Ta­
gen eine Schärfe.in die Debatte mit einzubringen, die der De­
batte und der anstehenden· Entscheidung nicht gut.tut, die 
am Ende aber eher zusätzliche Schwierigkeiten bei der Aufar­
beitung dessen scl]afft, was aufgearbeitet werden muss. Die­
ser Appell ist an uns alle gerichtet. Es fällt ein bisschen schwe­
rer, wenn der Ver5uch unternommen wurde, mich nach dem 

Motto einz(Jbe?iehen: Wehe, wennich sage, was ich weiß.· 

Ich rate dazu, dass wir alle sagen, was wir wissen, wenn wir 
etwas wissen. Wenn wir aber nichts wissen, sollten wir auch 
ruhig sein. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Lang anhaltend Beifall 
der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

·Für die CDU-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Jullien 
das Wort, 

Abg.JuiJien, CDU: 

Herr Präsident, meine Damen und H~rren! Herr Ministerpräsi­
dent, lassen Sie mich auf das eingehen, was Sie in Ihrer Rede 
gesagt haben. Sie sind in keiner_Weise aufdas eingegangen, 
was unser Fraktionsvorsitzender Christoph Böhr heute Mor~ 
gender Landesregierung vorgehalten hat. 

(Nagel, SPD: Wie bitte!­
Unruhe im Hause) 

Sie haben weder ein cleutliches Wort zu der Höhe der .exorbi­
tant-hohen Verschuldung desLand es gesagt---

(Mertes, SPD: Ach Gott, Sie haben 
. doch auf Ihren Ohren gesessen!). 

- Hören Sie doch zu, Herr Mertes. Sie haben zu dem Thema 
"Pensionsfonds" nichts gesagt und bei den Themen "LBB" 
und !,Bezirksregierung" sind Sie auch auf Tauchstation ge­
gangen. Ich bin der. Meinung, dass es sinnvoll gewesen wäre, 
wenn Sie rillt fundierten Zahlen und begründeten Angabe~ 
das widerlegt hätten, was Ihnen heute Morgen der Fraktions­
vorsitzende der CDU gesagt hat. 

(Beifall der CDU) 

Herr Ministerpräsident, darüber hinaus empfehle ich Ihnen 

doch einmal- anscheinend machen Sie-das nicht, aber bei der. 
_ Einbringung des Haushalts habe ich Ihnen das bereits ge-
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sagt-, den Prüfungsbericht des Landesrechnungshofs"zu le-­
sen; Anscheinend existiert diese Institution für Sie nicht, und 
Sie lesen auch nicht die Feststellungen des Landesrechnungs­
hofs, weil der Landesrechnungshof zu der Erkenntnis kommt, 
.dass in Rheinland-Pfalznatürlich viele und hohe Investitionen 
getätigt worden sind. -Der Landesrechnungshof sagt aber­
auch in aller Deutlichkeit, dass diese Investitionen nur auf 
Pump getätigt werden. Sie sollen noch einmal überlegen, 

_ (Beifall der CDU) 

inwieweit eine Verschuldung in die Zukunft betrieben wird, 
die auf Dauer nicht mehr hingenommen werden kann. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mic~ ·au'ch in aller Ruhe 
und Gelassenheit einiges zu dem sagen, WiJS der Fraktio_ns-­
vorsitzende der SPD, Herr Mertes, heute Morgen gesagt hat. 
Herr Mertes, Sie sollten sich das wirklich einmal hinter die Oh­

ren schreiben: Wer wie die SPD in Nordrhein-Westfalen eine 
Affäre mit der WestLB am Bein hat und sich mit Freiflügen 
und Hochzeitsreisen persönlich bereichert- hat, sollte sich 
nicht hier vorn hinstellen und versuchen, den Saubermann zu 
spielen._ Herr Kollege Mertes, der sollte vor der eigenen Tür 
kehr~n. wie die CDU dies auch macht. 

(Beifall der CDU) 

Nehmen Sie bitte zur Kenntnis: Wer im Glashaus sitzt, sollte 
genau überlegen, was er sagt; 

(Mertes, SPD: Wirsitzen in keinem 
· Glashaus, Herr Kollege, nicht 

· in Rheinland-Pfalz!) 

denn die Steine, die· Sie aufgehoben und geworfen h~ben, 
können sich auch sehr schnell als Stolpersteine für die SPD er­
weisen. Das sollten Sie zur Kenntnis nehmen. 

Frau Kollegin Thomas, auch Sie haben sich in diese Richtung 
geäußert. Ich kann Ihnen nur das eine sagen: Wer sich - wie 
Mitglieder der Partei BÜNDNIS 90fDIE GRÜNEN- rechtswidrig 

verhält oder verhalten hat- ich erinnere nur an die Blockaden 

bei den Castortransporten -,sollte sich nicht hier vorn hinstel­
len und versuchen-;- den Moralapostel zu spielen. Liebe Frau 
Thomas, das sollten Sie für sich beherzigen. 

(Unruhe im Hause) 

-
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zu dem kommen, 
was wir heute ·als Schwerpunkt der Disku~sion beraten und 
diskutieren, 

(Mertes, SPD: Das war doch 

_ keine Antwort!) 

nämlich den Doppelhaushalt für die Jahre 2000 und 2001, der 

im Oktober des letzten Jahres vom zuständigen Minister der 

Finanzen mit den Worten übers.chrieben wurde "Sparsam 
und zukunftsfähig in. VerantWortung für Rheinland-Pfalz". 
Mit dieser Bezeichnung sollte der Bevölkerung suggeriert 
werden, dass die Landesregierung einen Sparhaushalt vorlegt 
und damit das Bemühen erkennen lässt, die exorbitant hohe 
Verschuldung des Landes Rheinland-Pfalz zurückzuführen. 

Dies ist aber mitnlchten der Fall. Insoweit kann und muss an 
dieser Stelle gesagt werden, dass dieser Haushalt weder spar­

sam noch zukunftsfähig ist und weiterhin dazu führen wird, 

dass die großen finanziellen Probleme des Landes nicht ge­
löst, sondern vielmehr noch verschärft werden und auf diese 
Art und Weise die Verschuldung_ des Landesweiter in die Hö­
he getrieben wird. 

Meine Damen und Herren, uriter Berücksichtigung der Ver­
bindlichkeiten des Landes Rheinland-Pfalz, insbesondere aus 

Leasing- und Mietk~ufverpflichtungen nach dem so genann­
ten Mogendorfer-Modell, qas zwischenzeitlich beim Staßen­
bau sowie beim Gewässer- und f:Iochwasserschutz angewen­
det wird und unbestreitbar eine Verschuldung in die Zukunft 

bedeutet und, zusätzliche Schulden für kommende Genera­
tionen mit sich bringt, wird sich die Gesamtverschuldung des 
·Landes zum Ende dieses Doppelhaushalts im Jahre 2001 auf 

einen Betrag von rund 40 Mill~arden DM bel~ufen. 

Das bedeutet eine Pro-Kopf-Verschuldung von 10 100 DM. 
Das ist die höchste Pro-Kopf-Verschuld_ung, die es jemals in 
diesem Land gegeben hat. Ich muss sagen, dass dies ein un­
rühmlicher Spitzenplatz ist, den Rheinland-Pfalz mit dieser 
Verschuldung und mit dieser Pro-Kopf-Verschuldung ein­
nimmt, Herr Ministerpräsident. Sie wissen genau wie wir, 
dass wir uns damit au-f ein Finanzniveau begehen, das nur 
noch mit dem Saarland gleichkommt. Das·. ist 'mit Sicherheit 

_kein Ruhmesblatt für djese Landesregierung, für die sie tra­
genden Fraktionen und auch für diesen Ministerpräsidenten. 

(Beifall der CDU) 

Bei der Regierungsüber~ahme im Jahre 1991 belief sich die 
Gesamtverschuldung des Landes Rheinland-Pfalzauf 22 Milli­
arden DM. Das -machte eine Pro-Kopf-Verschuldung von 

5 900 DM aus. In ·elf Jahreh SPD-geführter Landesregierung 

wird nunmehr diese Rekordverschuldung von 40 Milliar­
den DM erreicht und die Pro-Kopf-Verschuldung von 
10 000 DM überschritten. 

Meine Damen und Herren der SPD-Koalition, Sie sind im 
wahrsten Sinne des Wortes die Bundessieger im Schuldenma­
chen. Dieser gewaltige Anstieg der Verschuldung ist absolu-· 
ter Spitzenrekord und wird vielleicht noch irgendwo eine 

Würdigung erfah~en .. Vielleicht wird d!eser Rekord irgend­
·wann im Guinness-Buch der Rekorde nachzulesen sein. Diese 
Verschuldung- prozentual gesehen- vom Jahre 1991 bis zum 

Ende des Doppelhaushaltes 2000/2001 _bedeutet in Prozent 

exakt 82% Anstieg, meine Damen und Herren. Die Verschul-
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dungbeträgt seit 1991 82 %. Bis zum Jahr 2001 wird sie da­
rauf angestiegen sein, für die Sie, Herr Ministerpräsident, oh­
ne Wenn und Aber die Verantwortung zu Obernehmen ha­

ben. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, fnsoweit kann all das, lll!as Sie, 
Herr Ministerpräsident, und. der Finanzminister von einem 
sparsamen zukünftigen Doppelhaushalt erzählt haben, nur 

als ein Ablenkungsmanöver bezeichnet werden. Ihre VoJaus­
sage, dass Sie bis zum'·Jahr 2008 einen ausgeglichenen Haus­
halt vorlegen, nimmt Ihnen Oberhaupt niemand mehr ab. 
Wer in dieser Zeit in knapp zehn Jahre.n die Verschuldul'_lg so 
hochgetrieben hat, der muss natürlich heute einfach zwangs­
läufig die Bremse ziehen und zu der Erkenntnis kommen, 
dass es so nicht mehr weitergehen kann. Der Glaube ist vor­
handen. Die Worte sind gefallen. 

Herr Ministerpräsident, die Taten lassen sehr auf sich warten. 

Im Verlauf der Haushaltsberatungen wurde - damit möchte 
ich zu dem Punkt der Haushaltsberatungen kommen - von 
der .CDU mehrfach kritisiert, dass dieser Haushalt keine aus­
reichende Risikovorsorge beinhaltet, insbesondere, was be­
reits angesprochen wurde, sind die Personal- und Zinsausga­
ben unzutreffend veranschlagt. 

Bei den Personalausgaben geht der Haushaltsentwurf von ei­
ner Steigerung von knapp unter 1 % im Jahr 2000 und 1,5 % 
im Jahr 2001 aus. Diese Tarifsteigerungen sind als Inflations­

. ausgleich für die Landesbediensteten eingeplant. Da wir nun­

mehr zwischenzeitlich Ober die Beschlüsse des Vermittlungs­
ausschusses von Bundesrat und Bundestag verfügen, dass die 
Tarife' im öffentlichen Dienst nicht von vornherein für die bei­

den Jahre auf den lnflatio11sausgleich begrenzt werden, sind 
diese Haushaltsansätze der Personalkosten mit den darin ent­
haltenen Tarif_steigerungen nur noch Makulatur, meine Da­

menund Herren der Regierungskoalition. 

(Staatsminister Mittler: Das ist 
Blödsinn!) 

- Herr Finanzminister, Sie können das widerlegen. So sieht es 
aus: Ich möchte Ihnen auch sagen, wie dieser Haushalt aus 

den Fugen geraten wird, wenn Sie überlegen, dass allein 1 % 

. Erhöhurig bei den Tarifverhandlungen einen zusätzlichen Be­
trag von 100 Millionen DM für äen Landeshaushalt ausmacht. 
Man braucht heute kein Prophet zu sein und keine he.llseheri­

schen Fähigkeiten zu besitzen, tdass. spätestens nach Ab-
. schluss der Tarifverhandlungen im Frühjahr dieser Landes­

haushalt das Papier nicht mehr wert ist, auf dem er gedruckt 

. \'\{Urde. 

(Ministerpräsident Beck-: Das haben 
Sie vor zwei Jahren auch gesagt!) 

· - Herr Ministerpräsident, aus den veranschlagten ·Zinsausga­
ben ergibt sich ein weiteres Haushaltsrisiko,weil nämlich die 
Landesregierung davon ausgeht, dass sich die Zinsen in die-

. sem und im nächsten Jahr nach unten entwickeln werden. 
Das ist eine Prognose, die von allen Experten widerlegt wird. 
Nur die Landesregierung geht hier uneinsichtig und unbe­

lehrbarweiterhin von sinkenden Zinsen aus. 

Hinzu kommt, dass wir in den letzten Tagen die auch von Ih­

nen· unbestrittene Feststellung zur Kenntnis nehmen konn­

ten, dass sich weitere negative Auswirkungen im Zusammen­
hang mit der Steuerreform für den Landeshaushalt ergeben· 
werden. 

Herr Finanzminister, wie Sie selbst bestätigt haben, wird die 
von der Bundesregierung geplante Steuerreform das Lan.d 
Rheinland-Pfalz. rund 850 'Millionen· DM kosten, wovon 

. 570 Millionen DM im Jahr 2001 zu finanzieren sind. Sie spre­
chen zwar davon und k(indigen an, dass die Landesregierung 

solide gewappnet sei und das Ganze ohne zusätzliche Neu­
verschuldung oder eine Änderung des Etatentwurfs erwirt­
schaftet werden kann, widersprechen sich jedoch irri gleichen 
Atemzug und weisen darauf hin, dass die Ministerien zu- · 
nächst noch nicht voll Ober ihre Etats verfügen können und · 

erst nach der nächsten Steuerschätzung im Mai dieses Jahres 
endgültig darüber entschieden werden soll, ob diese Aufla­
gen aufrechterhalten· bleiben und die Ressorts uneinge­
schränkt über ihre Etats verfügen können. 

Herr Finanzminister, das haben Sie_verkündet. Daraus kann 
man erkennen, auf w~lch tönernen Füßen dieser Haushalts- · 
entwurf steht, Ober den wir heute diskutiere-n . 

Meine Damen und Herren, insoweit zieht sich ein Wider­
spruch nach dem anderen durch diesen zur Verabschiedung 
anstehenden Haushaltsentwurf. Die Landesregierung ver­
su·cht, mit Absichtserklärungen und Hinhalteparolen das zu 
tun; was sie _auch in der Vergangenheit immer wieder get_an 

hat, nämlicl) die j:atsächliche Verschuldungssituation des Lan­
des zu verschleiern, Haushaltsrisiken zu verniedlichen und 
Anträge und Kritik der Opposition zu ignorieren--

(Zuruf desAbg. Hering, SPD) 

- Herr Hering, hören Sie doch ~inmal zu. Dafür sind,Sie noch 

gar nicht lange genug dabei. 

-- und den Eindruck zu erwecken, als ob in Rheinland-Pfalz 
die Welt in Ordnung wäre und Rheinland-Pfalz in eine gute 
und erfolgreiche Zukunft gehen werde. Sie versuchen, diesen 

Eindruck zu erwecken. 

(Beifall der CDU) 

Ich sage Ihnen noch einmal an dieser Stelle: .Dieser Haushalts­
entwurf wird den drängenden und brennenden Problemen 

unseres Landes 'nicht gerecht. Sie werden das in der Hälfte 
des Jahres ·2000 erleben, was Sie jetzt noch mit Vehemenz 



7580 Landtag Rheinlaod-Pfalz -13~ Wahlperiode-: 101. Sitzung, 19. Januar 2000 

von sich weisen, nämlich dass dieser Haushaltsentwurf von 
Grund a_uf korrigiert werden muss. 

Meine Damen und Herren der Landesregierung, Sie korTimen 
nicht umhin, einen Nachtragshaushalt vorzulegen. 'was Sie 
natürlich heute von sichweisen und nicht wahrhaben wollen. 

Meine Dam'en und Herren, wer wie diese Landesregierul')g 

darauf hofft und damit spekuliert, dass sich durch· erhöhte 
Einnahmen-von Toto-Lotto die H_aushaltssituation verbessert 

und damit die Neuverschuldung zurückgefahren werden 
kann, stellt damit eindeutig unter Beweis, wie schlecht es um 
die Finanzen dieses Ländes bestelltsein muss. 

(Beifall bei der CDU­
Billen, CDU: Glücks(laushalt!} 

Wenn man wie diese Regierungskoalition Haushaltskprrektü­
ren in Erwartung höherer Einnahmen aus dem Toto-Lotto­
Geschäft dergestalt vornimmt und veranschlagt und' daraus 
eine Rückführung der Nettoneuverschuldung von 31 Millio­
nen DM ableitet, kann man erker:men; wie eng der finanzielle 
Handl~ngsspielraum des Landes ist und dass diese Landesre­
gierung mitdem Rücken an derWand steht. 

Meine Damen und Herren der Landesregieruf!g, Sie sollten 
sich einrTtafdas Motto des Unternehmens Toto-Lotto zu Eigen 
machen, die damit werben: Hol dir die Millionen! - So kann 
man auch ohne Abweichung dieses Motto auf die Landesre­
gierung übertragen. 

(Lewentz, SPD: Das müssen 

Sie gerade sagen!) 

Herr Finanzminister, Sie sollten entsprechend Ihrer Einbrin­

gungsrede eines tun. Sie sollten abends nicht die Hühner zäh­
len, sondern in Zukunft mehr oder weniger die Ziehung der 
Lottozahlen verfolgen; denn das könnte mit Sicherheit finan­

zielle Konsequenzen für dasLand Rheinland-Pfalz haben. 

(Beifall bei der CDU) 

Nachdem sich die Regierungskoalition auf Losentscheidun­
gen im Bundesrat festgelegt hat, spielt man nun auch Toto 

und Lotto mit der Erwart~ng, dadurch zusätzliche Millionen 
in die Landeskasse zu bekommen. 

- Meine sehr verehrten Damen ünd Herren, das erinnert mich 
an die Werbung einer bestimmten Automarke,. in c;ler es 
heißt: N.ichts ist unmöglich. - Das ist nicht nur beiToyota so, 

sondßrn auch bei dieser Landesregierung istalles möglich. 

(Beifall bei der CDU­

Remy, SPD: Das müssen Sie 
gerade sagen!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im Ranmen dieser 
Grundsatzaussprache muss auch auf den Verlauf der Beratun-

gen im Haushalts- und Finanzausschuss eingegangen werden 
und insbesondere auf das Verhalten der Vertreter von SPD 
und F.D.P. hingewiesen werden.Die Anträge de_r Regierungs­
koalition wurden verspätet eingereicht, was vom Herrn Be­
richterstatter heute Morgen nicht erwä~nt wurde. Es war 
über die Landtagsverwaltung ein Abgal.letermin für den 

13. Dezember 1999 bis 16.00 Uh~ vereinbart. Die gemeins<!­
men Anträge von SPD und F.D.P. wurden nach Ablauf dieser 

festgesetzten Frist ~rstum 16.1 ~ Uhr abgegeben. 

(Heiterkeit bei der_SPD) . 

- Herr Ministerpräsident, ich hätte einmal gern gehört, was es 
für einen Aufstand gegeben hätte, wenn diese Anträge von 
der CDU verspätet eingereicht worden wären. 

(Beifall der CDU) 

Es gibt nun einmal Vereinbarungen und demokratische Spiel­
regeln, an die man sich halten soll~e. Die Fraktfonen von SPD 

und F.D.P. haben sich nicht daran gehalte!l. Sie müssen sich 
schon gefallen lassen, dass man sagt, dass diese Anträge nicht­
fristgerecht, sondern verspätet bei der Landtagsverwaltung 
eingereicht worden sLnd . 

. Darüber hinaus wird mit diesen 302 Ände~ungsanträgen der 
Versuch unternommen, große Veränderungen und· Haus­
haltskorrekturen zu untermauern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 302 Anträge 
-der Köalition, bis zur letzten Sekunde mit heißer Nadel ge­

strickt und nach Ablauf der Abgabefrist verspätet einge­
reicht, bestehen zum größt~n Teil aus der Umwandlung von 
Nuii~DM-Ansätzen in 10.0-DM-Titel und in Korrekturen und 

Berichtigungen von Erläuterungstexten. AlsHöh~punkt die­
ser Änderungsanträge werden fast 60 Einzelanträge mit·ei­
nem betragsmäßigen Ansatz von null D-Mark und der viel sa­

genden _Begründung .. Neuorganisation der Landesverwal­
tung" eingereicht. Dahinter verbirgt sich als großes Geheim­
nis die Auflösung der Bezirksregierungen, die _in .dem Haus­

haltsentwurf .von der Landesregierung nicht berücksichtigt 
und ausgewiesen wurden. 

Meine Darrien und Herren, so einfach ist es. So schlampig war 
dieser_ Haushaltsentwurf, den dlese. Landesregierung und dje­
ser Finanzminister vorgelegt f:!aben. Daher 'muss es schon zu 

dem Vorwurf in Richtung Koalition kommen, dass wir einen 
unausgegorenen und sch.lampigen Haushaltsentwurf vorge­
legt bekommen haben uhd über 302 Anträge versucht wur­

de, noch zu reparieren und zu korrigieren, was zu reparieren 
_ war. Ich kann hierzu nur sagen: Dies ist ein Armutszeugnis 

für die Landesregierung und die sie tragendim Fraktionen. 

Meine Damen und Herren~ ein solch schlampiges Haushalts­
aufstellungsverfahren ist einfach einer_ Regierungskoalition 
nicht würdig. 

(Beifall bei der CDU) 
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ln diesem Zusammenhang möchte ich das Thema Auflösung 
der Bezirksregierungen bei dieser Gelegenheit noch einmal 
ansprechen und darauf hinweisen, dass dieser verwaltungs­
mäßige Schwachsinn -.entschuldigen Sie diesen Ausdruck -

das Land rund 40 Millio11en DM kosten wird. Diese Größen­

ordnung ist von der Landesregierung selbst bestätigt wor­
den.· Diese '!0 Miilionen DM hättensinnvoller und .effektive_r 
zur Rückführung der Nettoneuverschuldung eingesetzt wer­
den können, hätte man auf die CDU gehört und die Finger 
von dieser unausgegorenen Verwaltungsrefo.rm gelassen. 

Genauso verhält es sich mit der landeseigenen Liegenschafts­
uns! Baubetreuungsgesellschaft; kurz LBB genannt, deren 
Start als privatrechtliche GmbH & Co. KG nun zum dritten Mal 
verschoben werden musste. Meine Damen und Herren, ich 
gehe deivon aus, dass dies mit Sicherheit noch nicht das letzte 

Mal gewesen ist. Insoweit wäre auch hier,: meine Damen und 

Herren von der Regierungskoalition, Einsicht, wenn auch spä­

te Einsicht vonnöten, um materiellen und finanziellen Scha­

den vom Land abzuwenden. Ich kann sie nur auffordern: Las­

sen Sie es bei dem Landesbetrieb, wie es die CDU von Anfang 
an gefordert hat. Schaffen Sie Emdlieh Klarheit; denn dies 
sind Sie nicht nur dem Unternehmen, sondern auch den dort 
beschäftigten Menschen schuldig. 

. Meine Damen und Herren, von der CDU-Fraktion wurden im 
Verlauf dieser Haushaltsberatungen insgesamt 82 Ände­
rungsanträge vorgelegt, die folgende Schwerpunkte beinhal­

ten: 

1. Zukunft für Arbeit in Rheinland-Pfalz, 

2. Familienstärken und die junge Generation fördern, 

3. Stärkung der Inneren Sicherheit und 

4. weniger Schulden und Rückführung der Verschuldung des 

Landes. 

Diese Anträge der CDU umfassen ein Einsparvolumen von 

377 Millionen DM, denen 300 Millionen DM Mehrausgaben 
gegenOberstanden, und zwar insbesondere für Maßnahmen 
zur Verbesserung der Infrastruktur; ein konkretes Multimedi­

aprogramm, Herr Ministerpräsident, wofür 200 Millionen DM 

vorgesehen waren, und nicht ein Bermudadreieck wie von 
der Landesregierung vorgesehen, wo überall etwas und nir-

- gimdwo konkret etwas zum Multimediaprogramm zu finden 
war, weitere 70 Millionen DM zur dringend notwendigen 
Verbesserung vieler maroder Landesstraßen, 20 Millio-

. . 

nen DM zusätzlich für die Sicherung schulischen Unterrfchts · 
sowie ausreichend qualifizierte Ausbildungsplätzefür den Er­
werb von Schulabschlüssen an den Volkshochschulen. Für die 
betreuende Arbeit der Studentenwerke an den Hochschulen 
waren 2,1 Millionen DM zusätzlich-an Ausgaben vorgesehen. 
Für die Stärkung der Kinderbetreuung durch Tagesmütter, 

Stärkung der Jugendarbeit, Stärkung des Ehrenamts sowie 
zur Sicherung der Hilfe für Opfer von Gewalt in Familien wa-

rennochmals ·4 Millionen DM in den Anträgen der CDU vor-. 

gesehen._ 

Zur Stärkung der Inneren Sicherheit und insbesondere zur 

Verbesserung der Ausrüstung der Polizei und auch zur Ver­
besserung von BeförderungsmöglichkeiteJI hatte die CDU 

nochmals 4 Millionen DM vorgesehen, die in der Abschlussbe­
ratung im Haushalts und Finanzausschuss.- wie a_1.1ch alle übri-­
gen Anträge der CDU - von den Vertretern der Regierungs~ 
fraktionen mit der Arroganz ·der Macht abgeschmettert wur­
den. So war es, und nicht anders kann dieses Verhalten be­
zeichnet werden. 

_ (Mertes, SPD: Mit Handerheben I) 

-Mit Handaufheben und mit Arroganz, Herr Kollege Mertes. 

(Ministerpräsident Beck: Einfach 
eine Mehrheit!) 

-Ja, Herr Ministerpräsident auch.so kann man Politik machen. 
Mehrheit ist Mehrheit. Man sollte sich aber einmal Gedanken 
über Anträge mach-en, die die Opposition vorgelegt hat. Da­
bei waren gute und sehr gute Anträge. 

Meine Damen uria Herren, mit diesen begründeten, fundier­
ten Anträgen der CDU-Fraktion wären wir dem Ziel der Rück­
führung der Gesamtverschuldung des Landes ~in gutes Stück· 
näher gekommen; denn unter Berücksichtigung von 90 Mil­
lionen DM Einsparvolumen und den 60 Millionen DM aus er­
höhtem Steueraufkommen im Jahr 2000, was auch seitens 
c!er Landesregierung bestätigt wird, wäre eine Rückführung 

der Gesamtverschuldung in einer Größenordnung von 

150 Millionen DM möglich gewesen. Insoweit wäre cües ein 
wirklich guter und vor allen Dingen ein richtiger Einstieg in 

die Rückführung der Nettoneuverschuldung gewesen. Da 
wäre auch der Ansatzpunkt zu dem gewesen, was der Frak­
tionsvorsitzende der SPD-Fraktion heute Morgen gesagt hat; 

die-Problerne von heute können wir nicht mit dem Geld von 
·morgen lösen. Insoweitteile ich seine Aussage, die er getrof­
fen hat. 

Meine Damen und Herren, wenn man· dann überlegt, in wel­
cher Größenordnung sifh die Rückführung der Nettoneuver­

j;chuldung-aus den Änderungsanträgen der Koalitionsfraktio­

nen belaufen hat, dann wird ein Betrag vqn 31 Millionen DM 
errechnet und ausgewiesen. Insoweit, glaube ich, kann man 

allein schon an dem Zahlenvergleich erkennen, wie ernst es 
diese Landesregierung mit dem Sparhaushalt nimrl)t und was 
sie von der immer wieder betonten Rückführung der Ver­

schuldung des Landes hält. Ich habe es bereits mehrfach ge­
sagt, wiederhole diese Meinung und bestätige das auch aus 
dem vorliegenden Zahlenwerk: Sparen ist für diese Landesre­

gierung ein Fremdwort und wird es wohl auch noch recht lan­
ge bleiben. 

Insoweit müssen ·die von der Landesregierung und der Regie- . 
rungskoalition vo.rgelegten Anträge und der Haushaltsent-
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_ wurf nicht mehr und nicht weniger als ein Verschiebebahn­
. hofbezeichnet werden. Von einem Sparhaushalt kann abso-. 

lut keine Rege sein. Dieser zur Verabschiedung anstehende 
Haushaltsentwurf ist geprägt von einer fehlenden Ausg;:~ben~ 
disziplin und der höchsten Verschuldung, die es je in Rhein­
land-Pfalz gegeben hat. 

Lassen Sie mich zusammenfassen, meine Damen und Herren: 
Dieser Haushaltsentwurf zeichnet sich durch mangelnde 

·Kreativität aus und ist insoweit ein Haushalt, dem jegliche 

Zielsetzung und Perspektive fehlt. Mit diesem Haushaltsent­
wurf wird es nicht gelingen, die Finanzkrise in Rheinland­
Pfa)z, die schwerwiegenden Finanz- und Haushaltsprobleme 
des Landes zu lösen, sondern eher noch zu verschärfen. Es 
wird das mit. Sicherheit eintreten, was_ nicht nur die CDU, son­
dern auch der Landesrechnungshof dieser Landesregierung 
ins Gebetbuch geschrieben haberi: Der Weg in die Schulden­

falle geht ungebremstweiter. 

Meine Damen und Herren, insoweit ist dieser Haushalt kein 
Sparhaushalt. Dieser Haushalt ist nicht zukunftsfähig. Daher 
kann die CDU-Fraktion.einem solchen Haushaltsentwurf nicht 
zustimmen. 

(Beifall der cÖy) 

Vizepräsident Schuler: 

Für die SPD-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten Hering 
das Wort. 

Abg. Hering, SPD: 

Herr Präsident, meine selir verehrten Damen und Herren! Der 
Haushalt, den wir in dieser \1\foche verabschieden, trägt nicht 
nur ein markantes Datum, sondern er steht auch für einen Pa­

radigmenwechsel in der Politik des Landes, im Wesentlichen 
für zwei Punkte: Zunächst ist dieser Haushalt der Einstieg in 
den Ausstieg aus der Neuverschuldung und auch der Begirin 

der grund_legenden Modernisierung der landeseigenen :ver­
waltung. Die Erfolge, die bei der Verwaltungsmodernisie­
rung erzielt werden, die Effektivierung allen staatlichen Han­

deins in Rlieinland-Pfalt schaffen für uns Gestaltungschwer­

punkte und ermöglichen für_uns den konsequenten Ausstieg 
aus dem Schuldenstaat. 

Meine Damen und· Herren, bei der Grundsatzberatung bei 
der Einbringung des Haushalts im Oktober letzten Jahres 

wurde kritisiert, dassder-Oppositionsführerkeine Perspekti­
ven für Rheinland-Pfalzaufgezeigt und seinen eigenen Poli~ 
tikansatz nicht dargestellt hat. Er hat dann in seiner Rede im · 

Oktober ausgeführt: ,.Ich will jetzt keine Beispiele nennen, 
da die Januar-Debatte ausreichend Raum dafür geben wird, 
über die Perspektiven zu streiten." 

(Zurufe von der SPD: Ja!) 

Meine. Damen und Herren, wir haben gut zugehört, aber wir 
haben vom Vorsitzenden der rheinland-pfälzischen CDU 
nichts darüber gehört, wie er sich eine :zukünftige Entwick­
lung für Rheinland-Pfalz vorstellt. Wir haben nichts, aber 
auch gar nichts darüber gehört. 

(Beifall bei der SPD} 

Meine Damen und Herren, es geht darum, den Staat gerade 
in Zeiten :aes Umbruchs für die Zukunft fit zu machen, und 

-zwar nicht im Sinne eines Übervaters, der alles regelt, son-
. . 

dern eines Staates, der zentrale Aufgaben wahrnimmt, eines 
Staates, der in der Lage ist, Lösungen für die Gesellsch~ft zu 

. entwerfen, die tragfähig sind. 

Wir haben hierbei einen Ansatz zu wählen, der Gerechtigkeit 
.zum Durchbruch verhilft. Gerechtigkeit, wie wir sie. verste­

hen, bedeutet. Menschen Möglichkeiten der Artikulation iu 
geb.en, Menschen Chancen aufzuzeigen, Menschen unabhän-

. gigihrer Leistungsfähigkeitals Menschen zu betrachten, Frei­
räume zu schaffen, um die Kreativität der Menschen in die-· 
sem Land zur Entwicklung zu bringen und auch Handlungsfä· 
higkeiten für zi.Jkünftig_e Generationen zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es war auch sehr bezeichnend, dass in den A!-lsfi.ihrungen von 

Herrn Böhr und Herrn Jullien nur von Zahlen gesprochen 
-wurde. Mit keinem einzigen Satz wurden die Menschen an­
gesprochen, für die wir Politik machen, filr die wir eine Zu­

ktinftskonzeption für Rheinland-Pfalz zu erarbeiten haben. 
Sie haben nur von nuchternen Zahlen gesprochen, nicht je­
doch davon, dass Politik bedeutet, für Menschen sowie für 
ein modernes, zukunftsfähiges und Iebenswertes Rheinland­
Pfalz Perspektiven aufzuzeigen,Jn dem der Mensch im Mit~ 

. telpunktste)Jt. · 

Haushalt ist kein Selbstzweck. Haushalt istlediglich ein Instru­
ment, zukunftsfähige Politik zu gestalten. 

(Beifall der.SPD und der F.D.P.) 

Wir setzen mit diesem Haushalt die Politik ei_nes neuen 

Staatsverständnisses fort. Wir betrachten den Staat als Be­
gleiter, als Partner des Bürgers, der Rahmenbedingungen zu 

schaffen hat, die es ermöglichen, die Flexibilität und Kreativi­
tät der Menschen in allen Bereichen der Gesellschaft zur Ent­
faltung kommen zu lassen. 

Die Entwicklung in Rheinland-Pfalzgibt uns Recht. Ich verste­
he nicht, warum es ein wichtiges Anliegen von Herrn Böhr.ist, 

Rheinland-Pfalzschlecht zu reden, 

(Beifall der SPD­
Pörksen, SPD: Das möchte 

ich auch wissen!) 
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nicht die Gemeinsamkeiten aufzuzeigen, 'JI!O in diesem Land 
gemeinsame Erfolge erreicht wurden, wo Entwicklungsper­
spektiven für dieses Land bestehen, wo gerade in den letzten 
zehn Jahren· viel erreicht wurde. 

Er hat die Existenzneugründungen angesprochen. Wir hatten 
im Jahre 1992 24 000 Existenzneugr'ündungen in Rheinland- · 

Pfalz. 1998 waren es 33 000 Existenzneugründungen, es fand 
also eine enorme Entwicklung_ in Rheinland-Pfalzstatt.-

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Wie viele lnsolvenzen?) 

Warum zeichnet Christopli Böhr nicht die Entwicklungsmög­
lichkeiten auf? - Auch der Wettbewerb der Regionen macht 
deutlich, dass Rheinland-Pfalz ein entwicklungsfähiges Ter­
rain ist, wo man Chancen hat, als Unternehmer tätig zu se.in.' 

Warum ergreift er nicht die Möglichkeit, für das Land zu wer­
ben? Nein, ein wichtiges Anliegen von ihm ist es, Rheinland­

Pfalz zu zerreden und nicht für dieses Land zu werben, was 
eigentlich unter anderem die Aufgabe eines Oppositionsfüh­

rers sein müsste. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Warum hält man es nicht für notwendig, aufzuzeigen, dass 
Rheinland-Pfalz na~h Aussage der EU eine führende Hoch~ 
technologieregion in Europa ist?- Warum hält es die Opposi­
tion nicht fOr nötig, bei der Grundsatzaussprache darauf ein­
zugehen, mitzuteilen, dass in Rheinland-Pfalz bedeutende 
Unternehmen im Multimediabereich einen Durchbruch ge­
schafft haben, Existenzgründer wie beispielsweise 1 & 1 in 

Montabaur oder- SER, die in Rheinland-Pfalz gerade in den 
letzten zehn Jahren Zukunftschancen hatten: 

Wir haben in vielen anderen gesellschaftlich wichtigen Berei­
chen- in der Kultur, im Bereich .,Arbeit statt Sozialhilfe" - ge­
zeigt, dass wir die Kreativität und die Eigeninitiative der 

Menschen fördern können und diese zum Durchbruch brin­
gen können. Auf diesem Weg werden wir fortschreiten mit 
Programmen fOr Existenzgrunder, mit dem Programm .,Ar­

beit statt Sozialhilfe" sowie mit dem in Rheinl~md-Pfalz neu 
entwickelten Mainzer Modell. 

Es stellt sich die Frage, warum ·tritt die Oppositionspartei mit 

uns nicht in Wettbewerb um die besseren Konzepte 1fOr eine 
Arbeitsmarktpolitik? Warum diskutieren Sie mit uns nich~ 

über den Weg, um noch bessere,Möglichkeiten für Existenz­

gründungen zu schaffen? Warum treten Sie nicht in den 
Wettbewerb ein, eine noch bessere Bildungspolitik zu gestal­

tem, außer mehr Geld auszugeben? 

(Pörksen, SPD: Sie müssen erst 

· einmal welche haben!) 

Es gibt hierfOr eine klare Antwort. Sie als CDU in Rhei'nland­

Pfalz sind nicht in der Lage, neue Ideen zu entwic~eln. Sie. ha­
ben keine perspektiven fOr ein Land. Sie sind nicht in der La-

ge, in der inhaltlichen Diskussion, dje.derzeit in der Gesell­

schaft stattfindet, mitzuspielen. 

Wir sind in der Lage, Reformen auf den Weg zu bringen, u~d 
wissen, was wir unter Staatsmodernisierung zu verstehen ha­

ben; denn Staatsmodernisierung ist weitaus mehr als Sparen. 

Staatsmodernisierung ist Beteiligung, ist die Suche nach neu• 
en Wegen zur ·sozialen Gerechtigkeit. Staatsmodernisierung 
ist auch Bekämpfung 'cfer Korruption. 

Meine Damen und Herren, Herr Böhr hat in seiner Rede aus-. 
geführt, wenn er' von der Landesregierung das Wort .,Re­
form" hört, befOrchte er das Schlimmste. 

- (Frau Kohnle-Gros, CDU: 

Ja, das ist auch wahr!) 

So handelt er auch. Nein zur LandesforstveriJI!altung seitens 
der CDU, Nein zum Pensionsfonds, Nein zur Reform der Ka­
taster-verwaltung, Nein zur Reform der Straßenmeistereien, 

Nein zur LBB, Nein zur Polizeireform seitens der CDU und 
Nein auch zur Neuordnung der Verwaltung in Rh~inland­
Pfalz. 

(Zuruf von der CDU: Nein zu 
dem ganzen Murks!)_ 

Nein, Sie haben- ein eiskaltes KalkOI getroffen. Sie wissen, 
dass Sie nicht in der Lage sind, bessere Reformkonzepte zu 
entwerfen, um dem Ideenstreit um neue Konzepte standzu­
halten. Deswegen haben Sie sich zu einer.destruktiven Politik 
des Neinsagens 1n Rheinland-Pfalz entschlossen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir haben konkrete Vorstellungen,wie wir uns eine moder­
ne Verwaltung in den nächsten Jahren vorstellen, die den 
Service fOr die Bürgerinnen und Bürger verbessern wird und 
Einsparpotenziale erzi.elen wird, sodass wir in der Lage sind, 
politisch weiter zu gestalten. Wir werden eine Verwaltung 

· aufbauen, in der zukOnftig viele Angelegenheiten online er­

ledi_gt werden können, wie es zum Teil heute schon der Fall 
ist, wo es bessere Informationsmöglichkeiten fOr BOrgerinnen 
und BOrger gibt. Wir werden auch für die Leiter der Behör­

den die Freiräume schaffen, den Einsatz der Ressourcen selbst 

zu entscheiden, die fo·r den Verwaltungsapparat erforderlich­
sind. Wir werden jedoch gleichzeitig verlangen, dass sie in­

tensiv über die erbrachten Leistungen auch im Sinne der Bür-
- 'gerzufriedenheit berichten. 

Wir haben darüber hinaus die-Bereitschaft erhöht, dort, -wo 
früher die Verwaltung gehandelt hat, Aufträge nach außen 
'zu vergeben. Hierdurch wird eine vH'!lschichtige Dienstlei­

stungsbranche entstehen, die sich beispielsweise um den in­
ternen Postverkehr, um· Bauaufgaben, um Softwarebetreu­
ung und andere Bereiche kOmmern wird und dann auch in 

der Lage ist, fremde Wertschöpfung nach Rheinland-Pfalz zu 
holen und zukOnftig Arbeitsplätze zu sichern. -. 
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Meine Damen und Herren, wir sind auf diesem Weg in 
Rheinland-Pfalzentscheidende ~chritte vorangekommen, die 
Verwaltung zu modernisieren. Wir werden diesen Moderni­
sierungsprozess in Rhei_nland-Pfalz konsequent umsetzen, 
unter Einsatz von modernen Steuerungsinstrumenten, die in 
der Privatwirtschaft_ üblich sind. Dies gehÖrt zu unserer Vor­
stelhing eines modernen und zukunftsfähigen Rheinland­
Pfalz. 

Meine Damen und Herren, so konsequent wir den Auss~ieg 
aus der Verschuldung in Rheinland-Pfalz betreiben, so ent­
schlossen beschreiten wir auch den Weg der Modernisierung 
cjer Verwaltung _in diesem Land. Wir bauen hierberauf das 
größte Kapital des Landes, nämlich die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Landesverwaltung·. Wir werden in diesem · 
Doppelhaushalt zunächst 40 Millionen DM für die Moderni­
sierung der Verwaltung und die Fortbildung der Mitarbeiter 

_· bereitstellen. Wir wissen, dass_ dies im Vergleich zur Privat­
wirtschaft ein sehr geringer Betrag ist. 

Was uns aber erstaunt, ist, dass die CDU die~en Betrag für zu 
hoch hält. Sie will ihn kürzen und nicht in eine moderne Ver­
waltung inRheinland-Pfalz investieren, nicht in die Fort- und 
Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wer so 
handelt, kann. natürlich nicht in der Lage sein, eine moderne 
und zukunftsfähige Verwaltung aufzubauen, die den moder­
nen Anforderungen einer schnelllebigen Zeit gerecht wird. 

(B~ifall bei der $PD) 

Wir werden die alten preußischen Verwaltungsstrukt,uren 
mit Beginn des Jahres 2000 grundlegend umbilden und damit 
eine zukunftsfähige Verwaltung.'aufbauen. 

Die Kritik, die an der haushaltsmäßigen Umsetzung der Auf­
lÖsung der Bezirksregierungen und der Bildung der neuen 
Verwaltungsstrukturen geübt worden ist, geht fehl. Wir wol- . 
len gerade die flexibl.e Umsetzung dieser Reform, .damit sie 
zu einem Erfolg wird. Wir wollen die Detailregelungen den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern überlassen, die besser 
wisse-n, ob die Stelle am PunktAoder am Punkt B besser um-· 
gesetzt wird, ob Haushaltsmittel im_ Detail an der oder der 
Stelle besser eingesetzt w~rden. Wir wollen diesen flexiblen 

Prozess ermöglichen und d~mn nach einem Jahr im Haushalts-
· und Finanzausschuss entscheiden, ob die getroffenen Rege­
lungen sinnvoll sind. Wir wollen die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in :diesen Prozess verstärkt mit einbinden. Sie 
wollen alles vom Plan her vom grünen Tisch vorgeben, ob es 
nun richtig oder falsch ist. -

(Beifall der SPD und der F.D.P.­
Schwarz, SPD: Planwirtschaft!) 

Es erstaunt mich, dass bei der Beratung des L<!ndeshaushalts­
gesetzes von der Opposition mit keinem Wort erwähnt wird, 
dass Rheinland-Pfalz bei den Steuerungsinstrumenten des 
Haushalts führend ist. Wir haben in Rheinland-Pfalz das · 

Bonus-Malus-System bei der Budgetierung ergänzt und da­
mit eines der m,odernsten Personalsteuerungsinstrumente in . 
Rheinland-Ptatz geschaffen. Wir sparen hiermit_ jährlich 
ca. 200 Millionen DM Personalkosten ein. Mit dieser Modell­
_steuerung sind wir im Bundesvergleich führend. Das kann 
man auch als Opposition erwähnen, denn teilweise haben wir 
an diesem Modell gemeinsam gearbeitet. Warum ver­
schweigt dies die Opposition? 

(Pörksen, SPD: Die weiß es 
gar nicht!) 

Wir haben in unseren Anträgen die Landeshaushaltsordnung 
fortentwickelt und die Möglichkeit der Le[stungsaufträge_ge" 
schaffen, um somit zukünftig das· Kostenbewusstsein noch 
mehr zu steigern: Wir werden konkret un_d konsequent daran_ 
arbeiten, Leistungsaufträge zu vergeben, um somit vermehrt 
L~istungender öffentlichen Hand in den internen und exter-_ 
nen Wettbewerb zu stellen. 

Wir können uns durchaus vorstellen, dass viele Bereiche zu­
künftig mit Leistungsaufträgen aus einem reduzierten Zen­
tralhaushalt gesteuert werden und wir damit dazu beitragen, 
dass die Staatsquote gesenkt wird und damit auch die Beta- . 
stungen der Bürgerinnen und Bürger reduziert werden, um 
Freiräume zu schaffen, um geplante Steuerermäßigungen zu 
finanzieren und we~t_~re zu ermöglichen. 

Es darf nichtsein-das gehört zu einem· modernen sozialde­
mokratisdien Verständnis von Haushaltspolitik dazu.-, dass 

. politische Handlungsspielräume ver.loren gehen, dass sozi~lle · 
Leistungen gekürzt w~rden müssen, weil öffentliche Leistun­

gen zu teuer erbracht w~rden. Mit dem erweiterten Einsatz 
einer Kosten- und Leistungsrechnung werden_wir zur weite­
ren Kostentransparenz im öffentlichen_ Bereich beitragen. Für 
uns ist der Weg klar, dass für viele Bereiche das kamerale 
Haushaltssystem in der Langfristperspektive aufgegeben 
werden muss._ 

Es ist doch sehr erstaunlich, dass diese gesamte Debatte um 
die EinfÜhrung neuer Steuerungsinstrumente, wie sie in der 
Privatwirtschaft seit Jahren erfolgreich angewandt werden, 
ohne Beteiligung der EDU-Fraktion stattfindet, ohne wesent­
liche Anregungen und ohne, dass sich die CDU-Fraktion an 

diesem wichtigen Diskussionsprozess mit konstruktiven Bei­
trägen beteiligt. 

Moderne Haushaltspolitik beschränkt sich nicht darauf, Gel­
der im Haushalt hin- urid herzuschieben. Hierdurch werden 
die Aufgaben nicht ge_l_öst, und es entstehen keine neuen 
Spielräume. Erst die Gestaltung neuer, effekti_verer Verwal­
tungsstrukturen, die die Lösung _derselben Aufgaben mit we­
niger finanziellen Ressourcen schaffen, bringt freie Spielräu­
me, um neue politische Schwerpunkte zu .setzen. Wir sparen 

· (n Rheinland-Pfalz langfristig und effektiv, indem wir in je­
dem Jahr 1 % weniger_ ausgeben, als wir zusätzlich einneh­
men.· Das istein Betrag von 200 Millionen DM, um den wir 
jährlich die Nettoneuverschuldung reduziere~ und nachvoll-
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ziehbar und realfstisch· das Ziel erreichen, dass im Jahre 2007 
das Land letztmals neue Schulden aufnehmen muss und wir 

j;TI Jahre 2008 damit beginn-en können, den Schuldenberg in 

Rheinland-Pfalz zu tilgen. 

Meine Damen und Herren von der CDU, es muss zugestanden 

werden, Sie haben in den Haushaltsberatungen einige Ände­

rungsvorschläge gemacht. Herr Böhr hat kritisiert, dass nicht 

genug zur Schaffung von f.rbeitsplätzen getan wird. Ein An­

trag der CDU lautet, die Arbeitsmarktmittel in Rheinland­

Pfalz um 6 Millionen DM zu kQrzen. Es gibt auch eine sehr in­
teressante Begründung der KOrzung, da die Mittel fOr den 

Bildungsbereich ausgegeben werden sollen: Die Qualität des 
Schulunterrichts hat Folgen fOr die Qualifizierung junger 
Menschen und ihre Chancen auf dem. Arbeitsmarkt. - Die 

Konsequenz dieser Politik ist, dass die CDU-Fraktion bei dem- · 
jenigen Jugendlichen-, der derzeit nach Abschluss der Ausbil­

dung keinen Arbeitsplatz findet, sagt: Du bist im Grunde 

nicht genügend gebildet, du bist zu dumm, sonst wardest du 

einen Arbeitsplatz finden. 

Unsere Aufgabe muss es sein; neben der Qualifizierung der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und der akuten Aus­

bildung auch Möglichkeiten zu schaffen, dass -Arbeitsplätze 

· geschaffen werden können und die Zukunftsperspektiven 
junger Menschen nicht dadurch verschlechtert werden, dass 
die Arbeitsmarktmittel hierfOr gekOrzt werden; 

Ein weiterer Antrag-der CDU ist es gewesen, zur Finanzierung 

der Mehrausgaben, die in vielen Anträg_en vorhanden waren, 
die Steuereinnahmen um 60 Millionen DM heraufzusetzen. 
Es ist wenig kreativ, wenn rr\an keinen Deckungsvorschlag 

hat, die Steuereinnahmen heraufzusetzen. Herr Böhr hat im 

J.uni 1999, als der Haushalt von der Regierung vorgestellt 
wurde, ausgeführt, dass die Einnahmen des Landes unreali- . 

stisch eingesetzt seien. Herr Böhr stellt fest, dass die Steuer­

einnahiJlen eindeutig zu hoch angesetzt seien, dies um min­
destens 190 Millionen DM. Wenige Monate später kann man 

·zur Deckung eigener Vorschläge 60 Millionen DM Mehrein­

nahmen verbuchen. ·so viel zur Haushaltspolitik und Seriosi­
tätderCDU. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) · 

Ich möchte nicht auf die Ausführungen des Herrn Koll~gen 
Jullien eingehen, weil es im Grunde .immer die gleichen sind. 
Die Ausführungen sind, dass die Eckdaten ntcht eingehalten. 

werden, dass ein Nachtragshaushalt erfolgen muss. Die Ein­

nahmen seien zu hoch angesetzt. Diese Ausführungen sind in 
jedem Jahr LOgen gestraft worden. Der Haushalt 1999, von 

dem es negative Prognosen der CDU gab, schließt mit einem 

Plus von 280 Millionen DM ab, und zvyar 210 Millionen DM 
-- --

Mehreinnahmen und 70 Millionen DM, die weniger ausgege-

ben wurden als vom Parlament genehmigt. Das. schafft uns 

einen Handlungsspielraum fOr den Fall, dass die Steuerre­
form, wie vom Bund geplant ist, umgesetzt wird,_ dass die 

Entlastung der BOrgerinnen und BOrger in Rheinland-Pfalz 

von 2 Milliarden _DM, die eine B_elastung von 850 Millio-

nen DM fOr den Landeshaushalt 2001 bedeuten wird, seriös 
im Rahmen des zu verabschiedenden Doppelhaushalts finan-­

ziert werden kann, weil bereits Vorsorge in der Größenord­

nung von 370 Millionen DM in dem zu verabschiedenden 

Haushalt geschaffen wurde. 

FOr den Fall, dass die Steuermehreinnahmen, die zu erwarten 

sind, bei einem prognostizierten Betrag von 100 Millio­

nen DM verbleiben, sehen wir realistisch die Möglichkeit, den 
verbleibenden Betrag von 300 Millionen DM in den beiden 

Raushaltsjahren durch Einsparungen zu finF~nzieren. Wir sind 

bereit, auf eigentlich notwendige und wichtige Maßnahmen 
zu verzichten, um die BOrgerinnen und BOrger hier in 

Rheinland-Pfalz steuermäßig zu entlasten. Schwierigkeiten in 
der Argumentation haben diejenigen, die eigentlich noch ei­

ne größere Entlastung vom Volumen her wollten als die ge­
planten 44 Milliarden D_M des Eichel-Vorschlags. 

Meine Damen und He-rren, zu eihem Schwerpunkt unserer-

- Politik gehört auch die Förderung des Ehrenamts. Wir haben 

sehr eindrucksvoll auf dem kürzlich stattgefundenen Ehren- · 

amtskongresssehen können, was in Rheinland-P.falz alles zur 

Förderung des· Ehrenamts geschieht. Wir alle im politischen 

Bereich haben ein Interesse daran, dass BOrgerinnen und BOr­

ger verstärkt ehrenamtlich tätig werden, damit Aufgaben, 
die eigentlich der Staat zu lösen hätte, ehrenamtlich erfOIIt 

werden, um so auch finanzielle Handlungsspielrä1,1me zu 
schaffen. 

Man ist aber nur dann bereit, sich ehrenamtlich zu-engagie­

ren, wenn man den Eindruck hat, dass es in der Politik ehrlich 
und redlich zugeht. BOrgerinnen und BOrger haben die Er­

wartung, dass die Politik ihre Arbeit ordentlich macht, sich 

nicht bereichert und sich an geltende Gesetze hält. 

-(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Es ist mehrfach die derzeitige Diskussion um die Spenden an­

gesprochen worden. Ich möchte keine Schärfe in diese Debat­

te bringen, aber mit Sicherheit ist es_notwendig, dass die CDU 

nicht nur auf Bundesebene, sonelern auch hier in Rneinland­

Pfalz zu einem Neuanfang finden muss, um verloren gegan­

genes Vertrauen in die Politik insgesamt, aber_natOrlich auch 
for·ih~e Partei zurockzugewinnen. 

Ich glaube, Sie hätten in der heutigen Debätte einen ~eitrag 
dazu leisten können, indem Sie ein StOck mehr auf die Ge­

meinsamkeiten in der Politik eingegangen wären und aufge­
zeigt hätten, wo gemeinsam Erfolge erzielt worden sind, wo 

_ Entwicklungsmöglichkeiten dieses Landes gemeinsam aufge­

griffen werden können, wo Ansätze der Regierung fortent­

wickelt \1\/erden können, statt im alten Ritual zu verbleiben 

und alles zu zerreden, was die politisch Andersdenkenden zu 

Stande gebracht ha_ben. Als Opposition alle Leistungen der 
_Regierung madig zu machen, ist Clas alte Spiel der Politik. Ich 
glaube; wir tun-uris alle einen Gefallen- insbesondere Sie: als 

. Opposition-, wenn wir von diesem überkommenen S_til, den 

Herr Jullien wieder präsentiert hat, abkommen und ein 
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Stückweit einen anderen Stil in der Politik pflegen; demn um 
Glau'bwürdigkeitwird die Politik in den nächsten Jahren mas­
siv yverben müssen, de1mit dieser Schaden ausgeglichen wird, 
~den das politische System jetzt erlitten hat und- wie ich be­
fürchte- in den nächsten Monaten noch erleiden wird. 

Mit dieser Debatte, wie Sie sie heute geführt haben, haben 
Sie sich mit Sicherheit keinen Gefallen getan. 

- (Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Dabei dürfen wir nicht vergessen, dass Tausende junger Men­
schen von dem, 'was jetzt -geschieht, angewidert sind und 
- wie kh befürchte- für alle Zeit für politisches Engagement 
verloren gegangen sind. Sie werden nie bereit sein, sich poli­
tisch zu engagieren. 

Meine Damen und Herren, ein Weiteres gehört zum System 

Kohl: die Befriedigung momentaner Bedürfnisse und Proble­
me mit dem Geld kommender Generationen. Dies haben wir 
Ende der 80er-Jahre und Anfang der 90er-Jahre als einen 
Ausfluss des Systems Kohl auch schon erlebt- neben der Miss­
achtung von Gesetzen, von der wir jetzt erfahren mussten. 

Wir stehen auch für einen Neuanfang in der Politik und da­
für, dass wir damit aufhören, unsere momentanen Bedürfnis­
se mit dem Geld kommender Generatione_!l zu befriedigen, 

(Z1,1ruf des Abg. Dr. Braun, 
_ BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

dass wir nicht ~ereit sind, dazu beizutragen, dass die Zu­

kunftschancen junger Menschen zum Machterhalt derzeiti­
ger Regierungen verkürzt werden. Dieser Haushalt steht da­
für, dass wir den Ausstieg aus der Neuverschuldung schaffen. 

Ich glaube, die Opposition hätte ein gutes Stück dazu beitra­
gen können, dieses gemeinsame Ziel zu unterstreichen· und 
Wege aufzuzeigen, wie dieses gemeinsame Ziel- das Sie vom 

Grunde her auch vertreten müssen - erreicht werden kann, 
damit Rheinland-Pfalzeines der ersten Länder sein wird, die 

-perspektivisch dauerhai) ohne neue Schulden auskommen. 

Damit wird auch Gerechtigkeit im Sinne der kommenden Ge­
nerationen gewahrt. 

Vielen Dank. 
(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer Kurzinterventjen erteile ich Herrn Kollegen Rieth 
von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.-

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich muss schon 
noch einmal auf einen Punkt eingehen, den sowohl der Mi-

.nisterpräsident als auch der Kollege Hering hier vorgebracht 
haben· uhd den sie in den Himmel gelobt haben: Es geht um 
die Existenzgründungen. 

Wenn von diesem Pult aus gesagt wird, Rheinland-Pfalz sei 

Spitze in Sachen Existenzgründungen, dann wird-dabei vehe­
memt verschwiegen, dass dieser Zahl der 33 000 Gewerbean­

meldungen- so will ich das einmal relativieren- mittlerweile 
über 26 000 Gewerbeabmeldungen oder lnsolvenzen gegen­
überstehen. 

(Kuhn, F.D.P.: Das ist nur 
eine Spitze!) 

Herr Beck, ich gehe auch deshalb darauf eiri, weil diese 
Schlagwortrhetorik, die Herr Kollege BrOderie, als er hier 
noch Wirtschaftsminister war, 

(Pörksen, SPD: Das ist so gesagt 
worden!)_ 

bis zum Exzess gepflegt hat, für uns der Anlass gewesen ist, in 
einer Großen Anfrage nachzufragen, wie denn diese Zahlen 
unterlegt sind, die hier immer propagiert werden. Da muss 
ich Ihnen sagen, und c;las hätte ich gern auch von Ihrer Seite 
zumindest richtig gestellt oder bestätigt, je nachdem, 

(Pörksen, SPD: Ihre falschen Angab5'!n 
richtig stellen!) 

dass diese Existenzgründungen wirklich- nur eine Seite der 
Medaille sind. Diese etwa 600 Millionen DM, die für Existenz­
gründungen aus Bundes-, Landes- und EU-Mitteln in 
Rheinland-Pfalz im letzten Jahr ausgegeben wurden, bedür­
fen einer ebenso deutlichen Erfolgskontrolle, wie das in an-

- . 
derenFörder-und Subventionsbereichen auch der Fall ist. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

_ Es fehlt dem Parlament insgesamt an Informationen über die 
Koordination der Aktivitäten im Bereich der Existenzgrün­

dungen, an Daten über die einzelnen Branchen, an Daten 
über die Hilfen für Kleiostgründungen und ari lnformation~n - ' 
über den Großteil dieser Existenzgründungen. Mehr als 61 % 
sind nämlich Nebenerwerbsgründungen; und davon sind 
hauptsächlich Frauen betroffen. 

(Pörksen, SPD: Reine Fliegenbeinzählerei!) 

Die Landesregierung hat ausweislieb ihrer Antwort nichts als 
h~iße Luft zu bieten.-

(Dr. Schiffmann, SPD: Oberlehrer!) 

Wenn man diese Entwicklung beschreibt, dann muss man sie 
auch in der ganzen Breite beschreiben. Man sollte sich nicht 

mit diesen Zahlen frohreden. Ich würde darum bitten, dass 
das in Zukunft besser wird und diese Zahlen küntl:ig auch re-
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lativ dargestellt werden, und dass man nicht nur eine Zahl 

feiert, sondern auch sagt, welche Probleme bei lnsolvenzen 

damit verbunden sind. 

(Zuruf des Abg. Kuhn, F.D.P.) 

Wir sollten zu einer ehrlicheren und auch effektiveren Um­

- gangsweise mit diesen statistischen Zahlen kommen und 

nicht weiter diese Dinge einseitig propagieren. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Pörksen, SPD·: Dafür ist das Instrument 

der Kurzintervention nicht geschaffen 

worden, für einen solchen Quatsch!) 

Vizepräsident Schuler: 

Zu einer .erneuten Kurzintervention erteile ich Herrn Kolle­

gen Hering das Wort. 

Abg. Hering, SPD: -

Herr Rieth, zur Antwort auf Ihre Anmerkungen. Zunächst: 
Die Zahlen für Rheinland-Pfalzsind schon klar. 1992 hatten 
wir 24 000 Existenzneugründungen im gewerblichen Bereich, 
und mittlerweile haben wir über 33 000. Das ist eine deutli­

che Steigerung. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:· -

Wie ist das mit den Abmeldungen?) 

Es gab auch Jahre, in denen der Abstand zwischen Neugrün­
dungen und AuflösÜngen von Existenzen erheblich kleiner _ 

gewesen ist. Der Abstand wird größer, es werden in 

Rhei~land-Pfalz neue Existenzen gegründet. 

(Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Davon ist aber in der Antwort 

nichts zu lesen!) 

Wir haben auch effektive· Strukturen geschaffen, um Exis­

tenzgründungen zu ermöglichen. Das ist der entscheidende 
Punkt: ob in Rheinland~Pfalz die Voraussetzungen und das 

_ Klima geschaffen werden für Existenzneugründungen. Wir 

haben cjie gesamte Förderung in diesem Bereich auf neue Fü­
ße gestellt und mit der Investitions- und Strukturbank effek­

tive Fördermö_glichkeiten geschaffen, die Programme zusam-_ 

mengeführt und damit ideale Rahmenbedingungen für Exi­
stenzgründungen in Rheinland-Pfalz geschaffen. Der Kollege 

Bruch hat mir gerade ern B'eispiel genannt, bei dem_ aus der 

Garage heraus in wenigen Jahren ein modernes Unterneh­
men im Hightechbereich gegründet wurde, mit mittlerweile 

60 Beschäftigten - unter Förderung der Investitions- und 
Strukturbank. Machen Sie doch deutlich, dass in Rheinland-

Pfalz gute Rahmenbedingungen und Voraussetzungen für 

Existenzgründungen bestehen. 

(yereinzelt Beifall bei der SPD) 

Aber immer diese Antwort, in Rheinland-Pfalz ist es schlecht, 

dort sind die Zahlen negativ, dort geht es herunter. Man 

kann doch in einem Beitrag der Opposition zunächst einmal 

das gemeinsame Positive herausstellen und dann die Zahlen 
infrage stellen, 

(Zuruf des Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEI'~l) 

aber bei Ihnen fängt alles damit an: Es ist schlecht bei uns.­

Eigentlich - das wäre die Konsequenz.lhrer Beiträge - wün­

schen Sie sich, dass es noch ein Stück schlechter. wird. Dann 

könnten Sie ein Stück mehr kritisieren. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD­

Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Das ist jetzt eine Unterstellung!) 

Vizepräsident Schuler: _ 

Ebenfalls zu einer Kurzintervention erteile ich Herrn Kollegen 
Creutzmann von der der F.D.P.-Fraktion das Wort 

Abg. Creutzmarm, F.D.P.: 

Herr Kollege Rieth, es ist typisch,. was die GRÜNEN immer 

bringen und worüber sie sich einmal informieren sollten. 

. Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Creutzmanl'), die Kurzintervention bezieht sich 
auf die Ausführunge;; des Kollegen Hering, bitte. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Überlegen Sie sich bitte, was Sie sagen. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Es geht um das Thema Existenzgründungen, das hier ange­

sprochen ist. Bei diesem Thema müsse~ wir auch zur Kenntnis 

nehmen, dass es leider immer wieder Konkurse geben wird. 
' ,, 

Es gibt viel zu wenig Wagniskapital in Deutschland, das stelle 

ich immer wieder fest. Lei_der werden Konl<urse so stigmati~ 

siert, dass sich manche gar nicht trauen, eine Existenz zu -

gründen. 

Wenn heute- ein Existenzgründer kommt, haben wir in 

Rheinland-Pfalzdoch au<;h die Banken, die dieses prüfen ·und· 
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die Mittel nicht einfach so ausgeben. Insofern haben sie auch 

.eine gewisse Kontrolle. Wenn Sie Förd!=rungen machen, kön­

nen Sie nie ausschließen, dass natürlich auch einmal .ein. Kon­

kurs passiert. 

Vizepräsident Schuler: 

Herr Kollege Creutzmann spricht zurzeit auch für den Kolle-· 

gen Hering. 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Zu Existenzgründungen---

Vizepräsident Sthuler: 

Nein, Herr Kollege Creutzmann, Sie beziehen sich auf die 

Ausführungen des Herrn Kollegen Hering. 

(Pörksen, SPD: Der hat auch etwas 

zur Existenzgründung gesagt!) 

Abg. Creu:tzmann, F.D.P.: 

Gut. 

· Vizepräsident Schuler: 

Deshalb s):elle ich das nur fest, damit das inZukunft entsprf;!-
chend gehandha_btwird. -· 

Abg. Creutzmann, F.D.P.: 

Herr Präsident, ich halte fest, dass Effizienzmessung, welche 
bei Existenzgründungen gefordert wurde, sehr schwierig sein 

wird. Sie können-mit Steuergeldern nur so umgehen, dass Sie 

diesesorgfältig ausgeben. Das wird. über die verschiedenen 
. Kontrollmechanismen gemacht. 

Vielen Dank. 

(Frau Bill; BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Haben Sie gehört, Herr Kollege. 

Hering?Jetztwissen Sie es!) 

Vizepräsident Schuler: 

Das Wort hat Herr Kollege Dr. Braun, Frau Kollegin Bill. 

(ltzek, SPD: Haben Sie auch eine 
Ahnung von Existenzgründung?) 

Abg. Dr. Braun, BÜNDNIS-90/DIE GRÜNEN: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Man 

gewinnt hier nach und nach ~en Eindruck, dass die Regierung 
- und die sie tragenden Frakti_onen nicht so ganz wissen, was 

die Rolle der ()pposition ist. Wenn man darauf dringt, einmal 

die Zahlen eindeutig darzustellen, wenn man einmal ver­

sucht, Kritik zu üben- ich glaube, das ist die Rolle der Opposi­

tion -;dann wird man dargestellt- Herr Creutzmann, Sie ha­
ben es gerade versucht, aber leider vergeblich -, als würde . 

man nur herummäkeln wollen und als hätten die beiden 
Fraktionen der Regierung ohnehin immer Recht.· 

(Pörksen, SPD: Ihr u-nterscheidet eben 

nicht zwischen Mäkeln und Kritik!) 

Wenn Sie so in die Debatte gehen, dann können wir uns die 

Debatte natürlich auch sparen. Ähnlich spannend ist sie bis­

her auch. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Bische I, CDU: Sie.müssen immer die 

Landesregierung loben, dann 

sind Sie willkommen!) 

- Ja, Herr Bische!,_ Sie haben vollkommen Recht. Zunächst 
müsste ich dann sagen: .. A~Ies wird gut in Rheinland-Pfalz", 

das müssen wir ab jetzt immer vorausschicken, und dann ha­
ben wir auch das entsprechende Rederecht. 

Was ich gern ansprechen würde- dazu haben Herr Mittler in . 

seiner Einbringungsrede in der letzten Plenarsitzung des 

Landtags und Herr Beck heute_ nur sehr kurz Stellung genom­

men-, ist natürlich der ökologische Aspe_kt, ist die Zukunfts­
fähigkeit dieser_ Regierung, ist die Zukunftsfähigkeit der Poli­

tik, ~ie diese Regierung macht. Dazu ist au_ßer vom Finanz-
. technischen her bisher so gut wie überhaupt nichts gesagt 
worden. Herr Mittler hat es geschafft, vier Sätze auf dieÖko­

logie und auf die Umweltpolitik dieser Landesregierung zu 

verwenden. Herr Beck hat das heute mit einem Satz abge­
hakt. Er hat gesagt: Natürlich machen wir auch Ökologie, 

aber ich möchte jetzt zu den Finanzen kommen.-

. . . 
Meine Damen und Herren, so· können wir die Zukunft des .. 

Landes nicht diskutieren, zumindest nicht verantwortlich. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Alle Parteien und alle_ Politikerinnen und Politiker sagen 

heutzutage, wir machen Politik für die Zukunft. Zukunftsfä­

. hige Politik ist das Stichwort der gegenwärtigen politischen 
Diskussion. 

{Pörksen, SPD: Wirverschleudern Geld!) 

Deswegen müssen die Menschen doch auch wissen, was wir· 
daFunter verstehen. Wir .müssen definieren.- wie zukunftsfä-
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f:lige Politik aussieht. Das .ist heute außerhalb der finanztech­
nischen Diskussion überhaupt nicht passiert. 

(Pörksen, SPD: Erzählen Sie 
dQch keinen Unsinn!) 

Die Zukunftsfähigkeit- das·hat der Herr Ministerpräsident in . . 
einem Satz angesprochen - macht sich_ im Moment an dem 

Begriff "Nachhaltigkeit" fest, also: Wie machen wir Politik, 
dass auch die zukünftigen Generationen noch leben können, 

dass sie auch Entscheidungen treffen können, dass sie in ih­
ren Entscheidungen fn!i sind? -

Dazu ist der·Haushalt.und die Finanztechnik natürlich eine 

nicht unentsch'eidende Sache, aber es gibt Rcthmenbedingun­
gen, wie man in einem Land iri Zukunft leben kann und leben 

will. Ich glaube, genau in dieser Perspektive, zu der heute 

sehr wenig gesagt worden ist, unterscheiden wir vo_n BÜND- _ .. 
NIS90/DIE GRÜNEN uns ganz es_sentiell von dem, was die an­
deren drei Fraktionen liiervortragen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Die Depatte ist vielleic;ht auch deswegen ein bisschen lang­
weilig, weil, wenn alle die gleiche Zielbeschreibung machen, 

-nämlich: "Wir wollen mehr Straßen in Rheinland-Pfalz, wir 
wollen melir 

(Kuhn, F.D.P.: Bildung!) 

Ausbildung in Rheinland~Pfalz und wir haben alle die glei­
chen Wege dahin zu gehen, wir machen es genauso wie ~He 

anderen; nur, weil wir es machen, ist es besser", kommt mei­

nes Erachtens keine Diskussion zu Stande. Wir haben in unse­
re_n Anträgen vorgelegt., wie wir uns die Zukunft in Rhein­
land-Pfalz vorstellen. Das unterscheidet sich von dem, was Sie 
sagen. 

(Kuhn, F.D.P.: Sehr stark!­
Pörksen, SPD: Wie nennt man 

so etwas? Crashkurs!) 

Natürlich kann man sieb hierher stellen und lamentieren, die 
Landesstraßen in Rheinla.nd-Pfalz vergammeln. Das kommt 
außerdem noch v.ol'l jemandem, der aufpassen muss, dass 

nicht seine Partei vergammelt. Wir müssenaoch im Auge be­

halten, was wir in Zukunft wolle_n und wie wir eine zukunfts­
fähige Politik machen. Die machen wir nicht, indem wir neue 

Landesstraßen bauen. Das haben wir deutlich 'gemacht. Die 
machen wir, indem wir das erhalten, was erhaltenswert ist. 
Da sind-natürlich auch Landesstraßen mit dabei. Politik für 

die Zukunft machen wir, indem wir eine Wende in der Ver­
kehrspolitik einleiten, indem wir eine neue Verkehrspolitik 
machen, die anders aussieht als_ die, die die CDU früher zu­

sammen mit der F.D.P. betrieben hat, und die, die die SPD 
· jetzt zusammen mit der F.D.P. weiterführt. 

(Pörksen, SPD: Ihr macht keine Wende, 
ihr machteine Halse! Ihrfahrt zurück!) 

Sie haben noth keine Änderung der CDU/F.D.P.-Politik er­
reicht. 

(Zuruf von der SPD: Was?) 

-Meine Damen und Herren, wir brauchen diese Änderungen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-- . 

Pörksen, SPD: Warum seid .Ihr 

alles japanische Affen?) 

Vi~lleicht ist es man_chmal nicht so sehr im Bewusstsein, wenn 

man im Landtag Politik macht, wie sich der Trend der Um~ 

Weltentwicklung im Moment abzeichnet. Es gibt Berichtevon 
Seiten der Europäischen Union, es gibt aber auch von allen 

·· wissenschaftlichen lnstitu~en im Moment Stimmen dazu, dass 
es keine Verbesserung der Umweltsituation gibt, wie immer 
behauptet wi'rd, sondern eine allgemeine Verschlechterung. 

·Gerade im Bereich der Artenvielfalt, gerade im Bereich Klima 
und Klimaschutz hat sich nichts getan. Es wird viel diskutief!, 
aber die Situation verschlechtert sich ständig. Wir können 
doch hier nicht so tun, als sei alles-in Ordnung, meine Damen 
und Herren. 

. Deswegen ist es wichtig, Programme aufzulegen, die. diese 
Politikbereiche tatsächlich auch abdecken und· die Erneue-­

rungen schaffen können, beispielsweise in der Klimapolitik: 
Ich denke, Sie haben auch dfe Worte von Herrn Töpfer wahr­

genommen, der gesagt hat, die Stürme•- wir hatten es früher 
immer wieder behauptet; es ist hier und auch an anderen Or­

ten bisher bezweifelt worden -, die es in diesem Herbst gab, _ 

sinfl natürlich Vorboten einer weiteren Verschlechterung der 
Klimasituation. Der Ausgleich der Temperaturen findet viel 

heftiger statt, als noch vor efnigen Jahren. Einer der ersten 
Vorboten einer zukünftigen Klimakatastrophe ist die jetzige 
klimatische ~itu!ltion. 

(Dr. Schiffmarin, SPD: Erster 
apokalyptischer Reiter!) 

Die stellt nicht nur Herr Töpfer fest, sonderQdies stellen alle 
· Institute fest, ·die sich mit dem Thema befassen. Deswegen 

muss gegengesteuert w~rden. Die ·Politik, die Sie machen, 

steuert nicht dagegen, die Politik, die .Sie machen, ist ein 
deutliches "Weiter so", und Sie haben keine Idee, wie wir aus 

der jetzigen Situation ,herauskommen sollen. 

(Schweitzer, SPD: Wo sind Sie eigentlich 
in den letzten Jahren gewesen?) 

-Herr Schweitzer, Sie haben es in der Kombination--

(Schweitzer, SPD: Wo waren Sie 

denn in den letzten Jahren?) 
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-.- mit der F.D.P. doch nicht geschafft, in den Haushalt ent­
scheidende Verbesserungen für alternative Energieproduk­

-tion einzustellen .. 
(Schweitzer, SPD: Immer 

. dieselbe Leier!) 

Der SPD/F.D.P,-Haushalt enthält gerade einmaf 4 Millio­
nen DM pro J~fir für alternative Energien. Wenn Sie d_as 
hochrechnen, ist das 1 DM pro Einwohnerin und Einwohner -
pro Jahr. in Rheinland-Pfalz, und das für einen entscheiden­
den Zukunftsfaktor. Nicht-nur für die Umwelt, sondern auch 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen ist alternative Energie . 
wichtig. Sie stellen nur. 4 Millionen DM ein. Sie wissen, der. 
Parteifreund des Wirtschaftsministers__. Herr Petereit, hat für 
einen Prozess mehr bekommen, als wir in mehreren Jahren in 
die Förderung von alternativen Energien stecken. Der Haus­
halt zeigt, dass Sie hier keine neue Politik machen, meine Da­

men und Herren .. 

Der Verbrauch der Fiäche, also- die Siedlungsentwicklung ins­

gesamt, das ~eißt, Siedlungsfläche mit Wohnungsbau, aber 
auch Gewerbefläche, Straßimbau,-etc., schreitet in Rhein­

land-Pfalz ungebremst weiter fort. Sie müssen das nur einmal · 
auf die zukünftigen Jahre hochrechnen. Auch das wird so 
nicht weitergehen können. Wir können_ keine ungebremste 
Entwicklung befürworten und können sie auch noch fördern. 
Wir mü~en natürlich die Ansiedlung von neuen Betrieben 
fördern. Wir müssen natürlich den vyohnungsbau unterstüt­
zen, aber wir müssen Kriterien anlegen, wie das allszusehen 
hat. Wir müssen ökologische Kriterien anlegen. Dasgeschieht 

im Moment nicht, Innerhalb von 20 Jahren nahm die Bodel)­
versiegelung in Rh_einland-Pfalz laut Zahlen des BUND um 

überein Drittel zu. DieserTrend mußgebremst werden. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, wie die Diskussion um 

die FFH-Gebiete läuft. Da war vielleicht zunächst einmal ein 
Informationsdefizit auf verschiedenen Seiten. Es gab aber 
nicht allein diese.s lnformationsdefizit. Die CDU versucht ~:lie 
Diskussion um FFH im Moment zu nutzen, um Umweltpolitik 
in Rheinland-Pfalz zu verhindern. Man muss weiter sehen, 
dass die CDU einen Partner gefunden hat, der im Kabinett 

sitzt, Herr Bauckhage, der verhindert, dass FFH-Gebiete aus­
·gewiesen- werdeo. Darum sind· wir doch Schlusslicht in 

Rheinland-Pfalz auch bei der Ausweisung von FFH-Gebieten 

und nicht nur beim Bruttosozialprodukt. Wir sind Schlusslicht 

in Rheinland-Pfalz, weil in der Regierung immer wieder ge­
bremst wird, wenn ein Schritt in die richtige und vernünftige 

Richtung gemacht werden soll. Dann stehen gleich die Brem­
ser von der F.D.P. bereit und sagen, nein, da mache ich nicht 
mit, es wird sich in Rheinland-Pfalz in die Richtung Umwelt­

schutz und Naturschutz mit uns in·keinem Fall etwas bewe­
_gen. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie von der SPD vernünfti­
gerweise FFH-Gebi"ete ausweisen wollten, so verhindert dies 
im Moment die F.D.P. Sie setzt auf· Zeit. Aber sie setzt auch 

- darauf, dass die FFI:!-Gebiete -nicht so umgesetzt werden und 
Naturschutz in Rheinland-Pfalznicht so geschieht, wie es für . 

die Zukunft notwendig und wichtig wäre; Dies wird zur Folge 
haben, dass ein vermehrtes Artensterben droht, dem wir_ 

nicht entgegenlenken können. Dies wird aber auch zur Folge 
haben, dass die Wohnsituation und die Erholungssituation in 
Rheinland-Pfalzund auch der Wert, den Sie immer wieder an­
führen, beispielsweise der Wert des Tourismus in Rheinland:­
Pfalz, zurückgeht. 

Meine Damen und Herren, das ist k.eine zukunftsfähige Poli-
- -

tik, die Sie betreiben.Das ist eine Politik des .,Weiter so", der 
Nichtweiterentwicklung und der Rückentwicklung, was die 
entscheidenden Zukunftsbereiche angeht. 

.Sie habel). auch in der Finanzdebatte - dies zu Recht - die 
Nachhaltigkeit angesprochen: Wie sehen die zukünftigen 
Generationen ihren Handlungsspielraum im finanziellem Be­
reich?- Sie haben die richtige Zielvorgabe gewählt- ob dfes 
der richtige Weg ist, wirdsich noch zeigen-, die Nettoneuver­

. schuldung entscheidend zurückzufahren. Ich denke, da fin-

den Sie auch überall Unterstützung, wenn Sie das machen 

könnten, wie ?ie wollten. Aber mir scheint, der Weg ist nicht 
ganz sicher, den Sie hier gehen wollen. Der Ministerpräsident 

hat dies angesprochen. Im Jahr 2008 soll die Nettoneuver­
schuldung völlig zurückgeführt sein. 

Es ist leicht, Sparziele, die in weiter Zukunft liegen, ·anzukün­
digen. -Aber es ist sehr schwer, diesen Sparzielen zu folgen. 
Man sieht,_ dass die Anstrengungen, die unternommen wer­
den, so nicht zu einem entsprechenden Rückgang der Netto-

. neuverschuldungführen werden. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Wie 

kommen Sie darauf?) 

Das Ziel ist bestimmt richtig. Aber die Ankündigung, die Sie 

machen, dass Sie jetzt im alten Haushalt durch Mehreinnah­
men und durch Rückführung der Ausgaben oder Nichtveraus­
gabung von Mitteln 210 Millionen DM sparen, ist eine schöne 
Sache. Aber man kann nicht davon ausgehen, dass d-as im~er 
so weitergeht. 

(Dr. Schiffmann, SPD: 280 Millionen DM!) 

:210 Millionen DM plus 70 Millione-n DM, also 280 Millionen 

DM. 

Sparen ist aber keine Sache, die die Politik in die Zukunft 

bringt, sondern Ihr jetzig-es Sparen ist reiner Z_uf~ll. Das ist die 
anlaufende Konjunktur, die Ihnen hilft. 

(ltzek, SPD: Das hat mit dem 
nichts zu tun!) 

Aber das ist und das war keine Planung Vonseiten dieser Lan­
desregierung. 

Meine Damen t.Jnd Herren, Sie-müssen sich, wenn Sie sich hier 

zumindest verbal an Nachhaltig~eitskriterien orientieren, 
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dann auch fragen lassen, was Sie konknittun. Immer wieder 
wird das Ehrenamt in verschiedenen Bereichen angespro­
chen, beispielsweise bei den Menschen, die in der Kranken­
pflege und bei den Feuerwehren aktiv sind. Sobald es aber 
um das Ehrenamt im ökologischen Bereich, im Naturschutz 

geht, dann kippt die Sachesehr schnell. Dann wird der Ehren­

amtliche, der versucht, Baugebiete zu verhindern, oder der 
Ehrenamtliche, der versucht, Natur zu erhalten, ganz schnell, 

zu Ihrem Gegner vor Ort: Der Ehrenamtliche im ökologischen 
Bereich wird dann derjenige, der für Sie der Verhinderer jst. -

Sie müssen sich daran gewöhnen, wenn Sie das Ehrenamt 
wollen, dass es auch Leute gibt, die sich für Bereiche einset­
zen, die sich in der Politik demokratisch für Dinge einsetzen, 
die Sie vielleicht nicht wollen. Wir wollen Ehrenamtliche-auch 
im ökofogischen Bereich fördern. Wir haben hierzu entspre­
chende Anträge gestellt. Ich weiß auch, dass die SPD einen 
Antrag in die Richtung gestellt-hat. Allerdings ist die Förder­
summe, die Sie eingestellt haben, zu gering, um überhaupt 

etwas zu bewirken. . 

Meine Damen und Herren, Sie haben auch die nacHhaltige 
Entwicklung im Bereich d,er Lokalen Agenda 21 angespro­
chen. Auch hierzu wird es noch die entsprechenden Anträge 
geben. Die ,SPD ha:t_ 200 000 DM auf die eine Million DM, die 
vom Ministe-rium gekommen ist, draufgesattelt. Ich denke, 
das ist zu wenig. Wir müssen in diesem Bereich entschieden 
mehr tun. Wir müssen abervor allem definieren, wie die eine 

Million DM oder die 1,2 Millionen DM, die jetzt im Haushalt 
stehen, verausgabt werden. 

Es hat doch keinen Sinn, wenn wir neue Fördertöpfe schaf­
fen, zu denen wir noch gar keine Richtlinien .haben. Wir müs­
sen klären, wer sich 'beteiligen kann, wer im Umweltschutz 

weiter gefördert und wer in der Lokalen Agenda 21 geför­
dert wird. Wenn solche Richtlinien nicht vorliegen, nutzt es 
auch nichts, wenn man die Fördersumme erhöht. Deswegen 
haben wir den Antrag gestellt, dass Richtlinien erarbeitet 
werden, wie Kommunen von der Förderung profitieren kön­
nen. Wir wollen, dass dieses Geld an die Kommunen geht. 

Wir wollen nicht, dass die Ministerin einen Verfügungstopf 
hat, aus dem sie weiterhin lediglich Broschüren drucken und 
Öffentlichkeitsarbeit für die Landesregierung machen ka'nn. 

(Dr. Schiffmann, SPD: Sie wollen 
mehr Richtlinien!) 

Die Kommunen sollen Nutznießer der Entwicklung auch bei 
der Lokalen Agenda 21 sein. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

_Meine Damen und -Herren, hierzu gibt es allerdings keine 

Vorlagenvonseiten der Landesregieru~g. 

(Schweitzer, SPD: Richtlinien, 
Vorschriften!) 

Sie alle, die länger im Landtag sind, alle, die länger ehrenamt­
- lieh~ auch hauptamtlich Politik machen, wissen, wie langsam 

- eine Wende in der Politik vollzogen werden kann. Sie käl'f!p-
fen jetzt um die Wende in der Finanzpolitik. Wir kämpfen 

seit ·Jahren um die Wende in der Umweltpolitik in dem Be­
wusstsein, dass wir alle wissen, dass Politik eine Schnecke ist 

und dass sie sehr lange braucht, um auch nur kleine Wege zu­
rückzulegen. Es ist fatal, wenn wir die ·Politik über längere 

Dauer in die falsche Richtung lau'fen lassen. Deswegen ist es 

wichtif:!, dasswir schnell umsteuern und dann in die richtige 
Richtung gehen, wenn wir auch im Moment das_ notwendige 
Tempo für die richtige Richtung vielleicht noch nicht ganz 
vorgeben können. 

· Der Wechsel der Paradigmen; wie Sie es so schön ausgedrückt 
haben, der Wechsel der Politik, der Wechsel der Politikinhalte 
ist notwendig. Ich glaube, das sollten wir gemeinsam ange­
hen können. Aber andererseits ist auch klar, wenn wir nicht 
die gleichen Ziele haben, dann werden. wir auch nicht-die 
gleichen Anträge befürworten können. 

Wir haben unsere Ziele eindeutig auf den Tisch gelegt. Ich 
fordere Sie zu einer inhaltlichen Diskussiqn über diese -ziele 
auf, und ich fordere Sie auf, diesen Zielen auch zu folgen. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) -
- ' 

Vizepräsident Schuler: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Bauckhage das Wort. 

Abg. Bauckhage, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Haushaltsdebat­
ten dienen immer dazu, die Politikentwürfe der einzelnen 
Fraktionen gegenüberzustellen. Aber l<!ssen Sie mich zu­
nächst sagen, es kann nicht_jel:fe Legende unwidersprochen 
stehen bleiben. 

Herr Kollege Jullien tut hier so, als ob die Änderungsanträge 

der CDU-Fraktion -dazu führen würden, die Nettoneuver­

schuldung abzusenken. Dabei ist völlig übersehen und ver­
gessen worden, dass natürlicherweise durch die Steuerre­
form, die jetzt in der Form, wie sie vorgesehen ist, vorgezo­
gen wird, .die Länder mit belastet werden. An diesem Beispiel 
kann man sehr deutlich erkennen, dass diese Landesregie­

rung mit dem Ihnen heute vorliegenden Haushalt die not­
wendige Vorsorge trifft und in den Eckpunkten überhaupt 
nichts verändert werden muss. 

(Beifall bei der SPD) 

Das heißt, alle politischen Ziele und Schwerpunkte- also die­
ser. Politikentwurf der Landesregierung - können trotz der 
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richtigerweise · vorgezogenen Steuerreform so umgesetz~ 
werden. 

(Zurufder:Abg. FrauThomas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das wird von Herrn Kollegen Jullien geflissentlich verschwie- · 
gen; denn sonst hätte man seriöse Rechnungen aufmachen 
und darüber hinaus d_en Mut haben müssen, zu sagen, wir 
nehmen den Kommunen 10 Millionen DM für die Abwasser­

versorgung ab, um damit anderes zu decken. Aber das ist zu 
wenig. 

Meine. Damen und Herren, das ist unseriös. Übrigens ist da­
hinter auch -kein Politikentwurf erkennbar. Ich wehre mich 
auch ein Stück dagegen, die d1:1utsche Sprache so zu .,verhun­
zen" und zu sagen, der Haushalt'ist schlampig. Wo ist er 
schlampig?- Das ist ein ganz klarer und transparenter Haus- -

halt. Auf beiden Seiten is~ klar, wie viel für die Neuverschul­
dung benötigt wird und wo die politischen Schwerpunkte lie­
gen . .,Finanzkrise", das ist schon eine yerhunzU!Jg der deut­
schen Sprache, meine Damen und Herren. 

Eins kommt noch hinzu, das sehr interessant ist. Man stellt 
sich in den Lokalzeitungen vor Bilde~, und dann steht dort zu 
lesen: Abbruch der Bezirksregierungen ist ein Abbruch unter­
nehmen.- Meine Damen und Herren, wet:,,nicht den Mut hat, 
zu sagen, dass die 40 Mil)ionen DM im Hau:shaitsplan, die für 
die Umst~ukturierung benötigt werden - • • Hinterher wird 
dieses Geld gut investiert sein; denn wir werden ·die Verwal­
tungsstrukturen. verändern, verschlanken und effizienter ge­

stalten. 

(Dr. Weiiand, CDU: Im Leben nicht!) 

Natürlich istdamiteine Fersonaleinspa(ung verbunden. Diese 

wird nicht erreicht, wenn man nur verharren _will und meint: 
Wir lassen alles so, wie es ist und dann verändern wir um Got-· 
tes willen nichts. - Dann muss man aber auch von einer Ver­

min~rung von 40 Millionen DM ausgehen. 

(Dr. Weiland, cDu: Das ist Quatsch!) 

Man muss also wissen, was man will, meine Damen und Her- · 
ren. Ich füge hinzu, wenn man dann sagt, die Bürgernähe 

werde auf dem Altar der Koalition geopfert, 

{Heiterk~it des Abg. Schwarz, SPD) 

dann istdasschon ein Stück weit rührend, weil man weiß, wie 
viele Bürger täglich mit der Bezirksregierung zu tun haben. 

Die EntScheidung war richtig. Die Landesregierung hat ?ie 
Kraft, die Strukturen zu verändern, wobei man wissen muss, 
dass solche Veränderungen nicht leicht durchzuführen sind. 

{Zuruf des Abg. Schöneberg, CDU) 

Lassen Sie mich ein Wort zur Frage der Multimedia-Initiative 
sagen, wenn man sch~n eine Haushaltsdebatte führt. Der' 
Herr Ministerpräsidenrund der Herr Minister der Finanzen 
haben vorhin dazwischen gerufen, ·dass das im EinzelpianOS 
weggefallene Kapitel 08 76 jetzt im Kapitel 08 77-etatisiert· 
ist, So einfach ist die Angelegenheit, meine Damen und Her­
ren. Das muss man einmal zur Kenntnis nehmen. 

(Pörksen, SPD: Schon peinlich, 
was da passiert ist!) 

Lassen Sie mich nun etwas zum Politikentwurf der GRÜNEN 
sagen. 

(Zllruf der Abg. Frau Themas, 
. BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

- Frau Thomas, wenn ich Ihre Änderungsanträge betrachte, 
suche ich einmal die Wirtschaftsförderung heraus. Später 
komme ich noch zu den Existenzgründungen. Nach Ihrer Mei­
nung soll tlie Wirtschaftsförderung- also die Zuschüsse für In­
vestitionen an mittelständische Unternehmen- für die.lnve-

. stitionsseite um 56 % im Jahre 2000 und um 33 % im Jah­
re 2001 gekürzt werden. 

(Zu ruf der Abg. Frau Thor:nas, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das heißt, das. ist nichts anderes als-ein Schlag ins Gesicht des 
Mittelstands der gewerblichen Wirtschaft, 

(Zurufe von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

ein Schlag ins Gesicht gegen Innovationen und ein Schlag ins 
. Gesicht gegen den technischen Fortschritt. 

_(Zuruf von dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN>' 

.• Darauf komme ich später zu-sprechen. Herr Rieth, auf Ihre 
·ökonomisch hervorragenden Aussagen:komme ich noch ge­
sondert zu sprechen. 

Investitionsförderung zur Schaffung von Arbeitsplätzen: ln· 

vestitionen und Arbeitsplä~ze bilden immer einen' Zusam­

men~ang. - Die EU-Mittel des Strukturfonds sollen um 60 % 
im Jahr 2000 und um 83 % im Jahr 2001 gekürzt werden. Mei-

. ne Da.men und Herren, das ist gegenüber den Unternehmen 
und gegenOberden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
im· Land unve.rantwortlich. Das bedeutet einen Verzicht auf­
Arbeitsplätze und eine Zerstörung von Arbeitsplätze_n und 
keine Schaffung von Arbeitsplätzen. 

· (Vereinzelt Beifall bei F:b.P. und SFD) 

Meine Da_nien_ und Herren, jetzt.kommen wir zur Frage des 

Straßenbaus. Das ·ist natUrlieherweise Ihr Thema. Herr Rieth, 
das ist Ihr Politikentwurf, den Sie vertreten müssen. Daran 
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habe ich nichts zu kritisieren. Sie müssen im Westerwa!d, im 
Hunsrück und in der Eifel vertreten können, dass .Sie dort 
überall eine Eisenbahn installieren wollen 

(Zuruf der Abg. Frau Kiltz, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

bzw. überall Busse fahren lassen wollen. Busse konnen aber 
nicht ohne Straßen-fahren. Das wird so bleiben. 

Sie schlagen vor, den Ansatz im Jahr 2000 um rund 80 Millio­
nen DM zu kürzen und im kommunalen Straßenbau noch ein­
mal jeweils rund 40 Millionen DM zu-kürzen. Das müssen Sie 
allerdings den Menschen vor Ort im Hunsrück, in der Eifel, im 
Westerwald und in der Westpfalz erklären und sagen ~ Herr 
Bracht, Sie kennen das Spiel auch-: Wir werden das jetzt alles 
im Bereich des ÖPNV regeln .. AIIerdings fährt kein Bus ohne 
Straße: Ich sage, das-funktioniert nicht. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Wo sind denn keine Straßen?) 

Dieser Politikentwurf ist ein Schlag ins Gesicht des ländlichen 

Raums, ein Schlag ins Gesicht der Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmer, ein Schlag ins Gesicht derjenigen,_ die mobil sein . 

·müssen, und ein Sc;hlag ins Gesicht von Mobilität und Freiheit. 
Schlussendlich ist es ein Schlag ins Gesicht der Arbeitsplätze. 

_Jetzt komme:~ wir zur Frage nach den Anmeldungen von 
Existenzgründungen, zu der Frage der normalen lnsolvenzen 
und zu der Frage der planwirtschaftliehen K-entrolle von al­
lem und jed_em. Das kann ma·n natürlich alles m_achen. Ich ga­

rantiere Ihnen aber, wer ein Stück Lebenswirklichkeit hat und 
außerhalb der Staatswirtschaft ein Stück weit in die Markt­
wirtschaft hineingerochen hat, weiß, dass man weniger Un­

ternehmen finden wird, die etwas unternehmen wollen. Wir 
müssen alles evaluieren. Das ist also ein schwieriges Unter­
nehmen. 

Hinzu kommt, dass es in einer Marktwirtschaft immer lnsol­
venzen gegeben hat. Herr Rieth, ich nenne Ihnen ein Datum, 

das Sie sich sehr gut merken sollten. Ich habe einmal mit -

Herrn Kollegen Gerster den Arbeitsamtsbezirk Worms be­
sucht. ln 'dieseln Arbeitsamtsbezirk sind aus unterschiedlichen 

Gründen über einen bestimmten Zeitraum über 2 000 Ar­

beitsplätze abgeschafft worden. Im gleichen Zeitraum sind 
1 600 Arbeitsplätze neu geschaffen worden, wobei alle aus­

nahmslos aus Existenzgründungen hervorgingen. Meine·oa­
men und Herren, man sieht, wie wichtig Existenzgründungen 
sind. Wenn man den Saldo betrachtet, gibt es natürlich mehr 

Gewerbeanmeldungen alsGewerbeabmeldungen. 

Es war interessant, als Herr Böhr heute Morgen über die Han­

delsregistereintragungen sprach. Es ist natürlich völlig klar, 
dass es in diesem Land, weil es mittelständisch strukturiert ist 
- insbesondere in Deutschland-, Personengesellschaften, also 

keine Kapitalgesellschaften gibt. Deshalb ist dieser Vergleich 
auch nicht zulässig. Man v·ergleh:ht Äpfel mit Birnen. 

Meine Damen und Herren, wer die Unterschiede - auch im 
Saldo - genau betrachtet, wie wir bei den Existenzgründun­

gen abschneiden,wer sieht, dass es immer mehr-werden und. 
der Saldo größer wird, wer etwas VOf1 Marktwirtschaft ver­
steht und.wer etwas davon versteht, wie Herr J1.1ertes es heu" 
_te Morgen so schön sagte - eine Eidstenz übernimmt bis zu 

fünf Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer-, der weiß: Das 
ist im wahrsten Sinne des Wortes das Rezept, weshalb wir in 

~ diesem einzig gültigen ~aramE!ter der Arbeitslosigkeit günsti: 
ger dastehen als andere Bundesländer, weil wir über eine 

mittelständische Struktur verfügen und weil jn diesem Land 
die Rahmenbedingungen für Existenzgründungen und Ar­
beitsplätze gut sind. 

Meine Damen und Herren, insgesamt bedeutet ein Haus­
haltsplan einerseits eine Gegenüberstellung der Politikent­
würfe und andererseits, wie man die ZuRunftsfähigkeit der 
Mensc~en in einem Land sichert. Ich bin der Meinung, d_ass 
das in diesem Haushalt gut gelungen ist, unter der Prämisse 
einer schwierigsten Finanzsituation und mit dem Ziel, die 

-- Neuverschuldung mittelfristig abzubauen:Meine Damen und 

Herren, das muss das Ziel sein und flicht irgendwelche Re­
·chenexempel, die uns vorgelegt werdenund die hinten und 
vorne nicht halten: · 

(Vereinzelt Beifall der F.D.P. 
·und derSPD) 

Vizepräsident Schuler: 

Als Gäste im rheinland-pfälzischen Landtag begrQße ich Scfiü­

lerinnen. und Schüler der 12. Jab·rgangsstufe des Eduard­
Spranger-Gymnasiums Landau. Seien Sie herzlich willkom­
men. 

(Beifall im Hause) · · 

Zu einer_ Kurzintervention erteile ich Herrn Abgeordneten 
Rieth das Wort. 

Abg. Rieth, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Bauckhage, 

ich-will noch einmal auf Ihre Ausführungen eingehen. Sie be- _ 
haupten, unsere ·Anträge würden Arbeitsplätze gefährden, 

weil wir Subventionen im Lande abbauen. 

(Zuruf des Abg. Bauckhage, F.D.P.) 

Das Gegenteil ist richtigund ganz deutlich der Faii.-Wir den­
ken und handeln in unserer Politik vernetzt. Wie Sie auch wis­

sen müssten, hat die rot-grüne Bundesregierung mittlerweile 
ein __ Unternehmensteuerkonzept .auf den Weg gebracht, das 
Sie innerhalb von 16 Jahren nicht geschafft haben: Der Spit-

. ·-zensteuersatz wird von 53% auf 45 %gesenkt. Der Körper­

schaftsteuersatz in Höhe von 45 % wird auf 25 % gesenkt. 
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Der Eingangssteuersatz wird von 25% auf 15% gesenkt .. Der 
Grundf:eibetrag wird von rund 12 000 DM auf 15 000 DM an­
gehoben. 

Das entlastet die privaten .Haushalte summa summarum um 
rund 54 Milliarden DM, den Mittelstand um ·rund 11 Milliar­
den DM und die Großunternehmen um etwa 10 Milliar~ 

den DM. ln der Summe werden Entlastungen von ca. 75 Milli­
arden DM vorgenommen. 

Herr Bauckhage, wann; wenn nicht jetzt, müssen auch wir die 
Subventionen auf den Prüfstand stellen? Sie werden genauso 
gut wie wir, immer wieder, ·wenn wir Unternehmen besu­
chen, damit konfrontiert, dass uns gesagt wird: Leute SE)nkt 
die Steuern und baut die Belastungen:für die Wirtschaft ab.­
Jetztwird es getan. Jetzt ist es a~ch an der Zeit, dass das L<md 

. ebenfalls vorangeht und Subventionen abbaut. Von daher ist . 
es für uns eine absolut logische Sache, dass wir Subventionen 
abbauen, und zwar so, wie wir auf Bundesebene die .Steuern 
für den Mittelstand, die Unternehmen und die privaten Haus­
halte senken. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Schu I er: 

Ich erteile Herrn Abgeordneten Dr. Gölter das Wort. 

Abg. Dr. Götter, CDU: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 

weiß nicht, ob ·ich der letzte Redner bin, aber ich möchte 
noch ein paar Bemerkungen zur Situation des Landes und . . 

auch zu der heutigen Debatte machen. 

Gestatten Sie, dass ich mit einem kleinen persönlichen Erleb­
nis in diesem Hause beginne. Nehmen Sie mir ab, dass es ge­
nauso abgelaufen ist, wie ich das jetzt sage. 1990 hat die SPD-. 
Landtagsfraktion einen Gesetzentwurf eingebracht, .nach 
dem in keiner Grundschulklasse des Landes Rheinland-Pfalz 
mehr als 20 Kinder unterrichtet werden dürfen. Das war eine 
abenteuerliche finanzielle. Perspektive. J:)erjenige ist anwe­
send, der- gelegentlich lese ich alte Protokolle, und überwie--

· gend freue ich mich - diE)s.en Gesetzentwurf' begründet hat 

und mir vorgehalten hat, was für ein herzl.oser und kinder­
feindlicher Kultusminister ich bin. 

(Frau Thomas,.BÜNDNIS_90/DIE GRÜNEN: 
- Wer war es denn?) 

- Der ~ollege S~hweitzer. Sie wissen das nicht. Was meinen 
Sie, warum Herr Scharping ~amals dem Herrn Schweitzer ge­
raten hat, nachdem man an der Regierung war, dasThema zu 
wechseln? Das hatte seinen Grund. 

Ich bin hinterher zu Herrn Scharping, dem Vorsitzenden der 
SPD-Fraktion, mit dem ich- ich sage das ganz offen- in dieser 

Angelegemheit offen reden kormte, und habe gesagt: Das 
können Sie doch nicht machen.- Ich werde das nie vergessen. 
Herr Scharping hat mir gesagt: Sie nehmen das zu ernst. Wir 
sind doch Opposition. 

Wissen Sie,.das geht einem dann gelegentlkh durch den 
Kopf, ~enn hier wortreich und volltönend die. Opposition 
charakterisiert wird. Mir geht gelegentlich auch durch den 
Kopf, wie ich als Kultusminister ,zum Teil gnadenlos wegen 
des Unterrichtsausfalls angegriffen worden bin. Die höchste 

Rate war meiner Erinneru_ng mich - ich habe nicht nachge­
schaut; ich wiU es gar nicht wichtiger nehmen als. es ist- eiri-_ 
mal in ~inem Jahr 2,3 %, und zwar bei ei':em Unterrichtsein­
satz, der beispielsweise im Gymnasium um 8% höher lag als 
das heute der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU) 

Wie ist damals darüber geredet worden. 

Wir haben in Deutschland - pas ist ein Stück Ausfluss unseres 
eigenen Perfektionismus - ein schon etwas solitäres Parla­
mentsverständnis. Ich habe mich einmal damit beschäftigt, 

· wie viele Sitzungswochen im Jahr das französische Parlament­
tagt und wie oft Ausschüsse tagen. Ihnen würden die Augen 
übergehen. Sie verstehen dann, warum die meisten französi­
schen Abgeordneten gleichzeitig Bürgermeister, depute mai­
re, sind. Das ist ein Bruchteil von dem, was wir hier tun. 

ln Frankreich und in Großbritannien- das soll keine Entschul­
digung sein, sonder~ einfach nur eine Beschreibung, die ich 

loswerden möchte- kommt eigentlich niemand auf die Idee, 
der Opposition von morgens bis abends vorzuhalten odervon 
ihr zu verlangen_, sie müsse mit diesem )l.pparat gen.au so lei­

stungsfähig wi.e die Regierung sein. Ich bin gar nicht dafür, 
dass die Apparate aufgebläht werden. Es ist nun einmal ein 
sehr unterschiedlicher Ausgangspunkt. Da~ sollte man zum in- · 
destauch in eine solche Debatte einbringen dürfen. 

Der Kollege Mertes, mit dessen Rede ich mich ein kleines biss­
chen auseinander setzen will,- hat gesagt- der Satz ist rich­
tig-, in der Vergangenheit sei in Deutschland Politik gemacht 
worden, indem man versucht hat, die Probleme von heute 
mit dem Geld von morgen zu lösen. 

Meine Damen und Herren, das ist in der Tat so, und das trifft 
auf viele zu. Wenn, wie er am Schluss seiner Rede einmal an- · 
gedeutet hat, auch andere Sünder sind·- er hat diesbezüglich 
den Bund genannt; auch der Bund bringt gute Gründe, wie 
die rheinland-pfälzische Landesregierung, zumindest zum­
Teil -, mindert das nicht das Problem, das wir uns aufgehalst 
haben. Die rheinland-pfälzische Landesregierung in den ,letz­
ten Jahren; auch ihre Außendarstellung, ist ein.Beweis dafür 

- ich amüsiere mich immer wieder; wir waren viel zurückhal~ 
tender .; wenn ich 'lese, dass Rheinland-Pfalz das kinder-, 
investitions-, Wirtschafts-, ·reform- und technologiefreund­
lichste B.undesland ist. 
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Ich hatte am Silvestertag ein kleines Erlebnis. Im .,Mannhei­
mer Morgen" war auf der Seite 2 abgedruckt, was einzelne 
Ministerpräsidenten zu ihrem Land und zur Zukunft sagen. 
!eh wem ganz genau, dass der Ministerpräsident Beck das 
nicht selbst geschrieben hat. Es war seine Pressestelle. 

Als ich gelesen habe, Wie bescheiden sich der Herr Teufel ge­

äußert hat, und in welchem Land. ich lebe, müssen sich die Ka­

binette der umliegenden Länder die ttaare raufen, weil sie 
sich diesem Wettbewerb, Herr Kuhn, überhaupt nicht mehr 

stellen können. 

(Beifall bei der CDU­
Ministerpräsident Beck: Da hatien Sie 

eine andere Rede gelesen! Das 
stimmt einfach nicht! Da 

waren Auszüge drin!) 

Ich habe es im ., Mannheim er Morgen" gelesen. 

(Ministerpräsident Beck: Hören Sie doch 
. auf mit diesem S-piel, H·err Gölter!) 

- Herr Ministerpräsident, Sie müssen vorsichtig sein, dass Sie 
n)cht bei jeder auch freundlichen Kri~ik---

(Zuruf des Ministerpräsidenten Beck) 

-Wenn das keil1e freundliche Kritik war, weiß ich nicht, was 
freundliChe Kritik ist, es sei denn, Sie hätten keinerlei Ver­
ständnis für eine gewisse ironische· Darstellung. Haben Sie 
nicht. Das stellt schon die Frage, welches Verständnis Sie von 

der Opposition haben, wenn Sie wegen einer solchen Kleinig­
keit so reagieren, Herr Ministerpräsident. Gestatten Sie mir, 
dass ich Ihnen dies sage. 

Sie haben viele Jahre selbst geglaubt, dass Sie die Probleme 
so löse_n können, wie der Kollege Mertes es beschrieben hat. 

(rillertes, SPD: Alle haben 
. das geglaubt!) 

-Herr Mertes, wir sind nun einmal in diesein Haus der Hinter­
grund für diese atemberaubende Verschuldung. Sie müssen 

sich schon in einem bestimmten PLJnkt Ihrer Verantwortung 
stellen. Rheinland-Pfalz hat 1994 bis 1998 die Pro,Kopf­
Verschuldung pro Einwohner- das ist ein objektives Datum­

um 1 842 DM und der Durchschnitt der Flächenländer in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich der neuen Länder 
mit großen Problemen um 1 242 DM erhöht. Das heißt, sie 

haben schon eine Spitzenre_iterposition. 

(Kuhn, F.D.P.: Besondere 

Bedingungen!) 

-Was heißt .,besondere Bedingungen"? Gehen Sie einmal in 

die neuen Länder, reden Sie einmal mit Herrn Vogel und an­

deren, welche Probleme di.e zu bewältieen haben. Es ist nicht 

·so, dass wir 199.1 von den Bäumen, auf denen wir uns betun­
-" den haben, heruntergestiegen sind, um Bananen zu essen; ln 

diesem Land war etwas vorhanden. 

(Beifall der tDU) 

Das istsch_on eine bemerkenswerte Entwicklung. 

Herr Ministerpräsident, man hat viel zu lesen. Ich komme 
nicht nach. Ab und zu lese ich wirklich. Ich weiß nicht, wer das 

sonst noch macht. 

(Zurufe von der SPD) 

-Alte Reden aus diesem Landtag. Entschuldigung, verehrter 
Herr Kollege, nein, Ich hätte das anders sagensollen. f?a~ist_ 
keine Arroganz. Ich lese alte Reden aus diesem Landtag. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

-Herr Pörksen, Sie sind fehlerlos, ich kenne Sie. 

(Vizepräsident Heinz übernimmt 
. den Vorsitz) 

Ich habe auch die Reden von Ihnen, Herr Ministerpräsident, 
die Sie·bei Ihren Haushalten hi_er vorgetragen haben, nachge- . 
lesen: Da findet sich schon sehr früh die Verantwortung ge­
genüber den weiteren Entwicklungen. Lesen Sie es selbst ein­
mal nach. Diese Reden in der Vergangenheit unterscheiden 

.. sich von dem, was Sie heute gesagt haben, nicht wesentlich. 
Lesen Sie das selbst einmal nach. Trotzdem ist diese Verschul­

dung weitergegangen. Sie müssen sich heute schon als Pro­
blem fürdie näahsten Jahre mit der Aussage konfrontieren 
lassen: Sie haben jahrelang in die Vollen gegriffen. 

Ich habe 14-Jahre lang zwei ganz große Ressor:ts geleitet. Ich 
habe das auf der so genannten Leitungsebene-das Wort wä­
re uns nie in den Sin-n gekommen, dazu waren wir zu beschei­
den- mit einem geringen Teil dessen gemacht, was heute auf 
den Leitungsebenen selbstverständlich ist . 

Wer von Sparen redet, der muss auch in den sensiblen Berei­
chen anfangen. Sie haben schon in die Vollen gegriffen. He-rr 

Bauckhage, ich'sage jetzt etwa~, das einen Menscher1 betrifft,_ 

dem ich persönlich, wie Sie s_elbst wissen, sehr: nahe stehe. 
Mich hat selten etwas so geärgert wie· diese Veranstaltung 

NewWork, viel Lärm um nichts, mitden eingeflogenen Fassa­
denkletterern. Wer so Geld ausgibt, Entschuldigung, der 
muss schon wi.ssen, was er damit in der Perspektive für die 

nächsten Jahre bewirkt. 

(Beifall bei der CDU) 

Herr Mittler, Sie wissen das auch aus persönlichen Gesprä­
chen: Ich schätze Sie selbst als einen außerordentlich seriösen 

Mann.- Ich wütde mir aber einen Finanzrriini!'iter wünschen, 

der gelegentlich auch gegenOber DisKussionen im Kabinett 
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und in der Koalition nocli einmal.ein Stück härter reagiert· 
und früher die Notbremse zieht. Da bin ich scholl ein Stück 
stolz auf die Finanzminister, die ich erlebt habe .. lch erinnere 

· mich, dass Herr Gaddum in der Fraktion erklärt hat: Wenn. ihr 

. diese Anträge einbringt, dann werde ich im Plenum nach ei­

ner entsprech~nden Rede gegen den von mir eingebrachten , 
. Haushalt stimmen. Dann waren die ganzen Anträge weg, 

schlicht und ergreifend weg. Ich denke, wenn wir 1990/1991 
mit 22 Milliarden DM abgeschlossen haben urid 

(Zuruf der Abg. Frau Hatzmann, F.D.P.) 

stehen heute Ende 1999 bei 40,5 Milliarden DM; dann ist dies 
schon eine sehr problematische Entwicklung, die genau das 
erschwert, was Sie sich _für die nächsten Jahre vorgenommen 
haben, weil nämlich durch die Politik der letzten Jahre das, 
was Sie wollen- und alle Interessierten und Sie selbst werden 

dieses große Abel)teuer erleben und mit verfolgen, 2008 kei­
ne Mark Neuverschuldung -, gerade durch die Entwicklung 

der letzten Jahre ungeheuer schwer geworden isf. 

Hat sich das gelohnt? Bei aller Sensibilität des Heim Minister­
präsidenten gegenüber mir, wenn ich hier überhaupt etwas 
sage: Ich gehöre nicht zu den Leuten, die sich hierhin stellen 
und sagen, das war alle? schlecht und so weiter und so fort.­
Den Rheinland~Pfalz-Takt, der wirl<lich vorbildlich ist, habe 
ich schon so oft im Au~schuss und ·im Plenum-gelobt, dass ich 
es se_lbst kaum noch hören kann. Nur, es muss doch in' diesem 
Haus auch möglich sein, dass man auf kritische Punkte hin­
weist. Ich finde es jetzt einfach unfair, wenn man gegenüber 
der Opposition, wenh·sie dieser Aufgabe nachkommt, sofort 
den Knüppel aus dem Sack holt, man rede das Land schlecht. 

Die Opposition hat nun einmal, wenn man sie nicht nur ver­
bal ernst nimmt, sondern wirklich ernst nimmt, eine ganz be­
stimmte A~fgabe. 

Dann muss ich. Ihnen schon einmal sagen: Natürlich lässt sich 
für alles B.egründungen .fi!.Jden. Ein schönes Beispiel: Wenn 

. wirsagen, wir liegen, was das Bruttoinlandsprodukt pro Ein~ 
wohner betrifft, auf dem letzten Platz in der Bundesrepublik 
D~utscliland, dann sagen Sie- der Herr Bauckhage schriftlich 

. gegenüber dem Ausschuss ·-: Das hängt damit zusamll)en, 
dass jeder sechste rheinland-pfälzische Arbeitnehmer seinen 
Arbeitsplatz außerhalb des Landes hat und dass nur jeder elf-. -
te Arbeitnehmer il) Rheinland-Pfalzaus den anderen Ländern 
kommt. Das trifft auch zu. Das bewirkt natürlich, dass das . 
Bruttoinlandsprodukt relativ schlecht aussieht. Wir waren da 

schon besser, auch 1991. Wir standen nicht auf dem ·letzten 

Platz, sondern Rheinland-Pfalz ist auf den letZten Pl~tz ge­
kommen. Ob die Zuwanderung allein als Erklärung ausreicht, 

istsehrdie Frage. 

Aber wenn das zur Erläuterung beim Bruttoinlandsprodukt 

benutzt wird, dann muss das Argument auch bei der Arbeits­
losigkeit gelten. Stellen Siesich-einmal vor, diesen Überscnuss 

. von zurzeit knapp 120 000 Auspendlern hätten wir nicht, wie 
sähe dann unsere Arbeitsplatzsituation aus? Das heißt, man 

-· muss eine solche Geschichte_ von verschiedenen Seiten an-

j 

schauen. Ich habe hier einmal gesagt: Die Exportquote vpn 
Rheinland-Pfalz, für die wir uns laufend selbst auf die Schul­
tern klopfen, ist ein zweischneidiges Schwert. Das ist doch 

nicht das Land schlechtgeredet, sondern das sagt doch nur, 

dass Baden-Württemberg mit einer geringeren Exportquote 
eine stabilere mittelständische Wirtschaft hat und damit auch 

krisensicherer" ist ·bei Exportstörungen und großen Wechsel­
kursschwankungen als das Land Rheinland-Pfalz. 

Man kann wirklich nicht hi_!lgehen und die Chemie, die BASF, 
Boehringer und-Daimler ausschließlich als Erfolg-der Landes­
regierung verkaufeh. _ 

Das wollte ich noch einmal sagen, dass mah gelegentlich ein 
Stück redlicher sein sollte, bei allem Ver~tändnis dafür, dass 
sich eine_ Regierung positiv darzustellen versucht. Das braucht 
mir niemand zu sagen. 

Herr Kollege Mertes, der über den Tag hinaus ~ichtigste Teil 
Ihrer Rede war die Passage mit dem zutreffenden Satz:_ .,Man 
merkt's an sich selber, wir werden älter." - Immer weniger 

·müssen immer mehr schultern. Was mich im Übrigen schon 
seit m-einer Zeit als. Sozialminister bedrückt hat, ist- das liegt 
lange. zurück-, wie wenig diese Grunderkenntnis in diesem 
Staat und in dieser Republik wirkl!ch aufg_(mommen worden 
ist. Es kann sich nämlich niemand herausreden, in keiner Par­
tei, weil die entsprechenden Untersuchungen zum Teil schon 
seit 15 Jahren vorli~en. Ir'! diesem ·Haus hat vor 1977 mein 
Vorgänger, Heiner Geißler, als Sozialminister dazu schon 
mehrfach mit Blick auf die Rentenversicherung gesagt, wel­
·ches Menetekel heute schon an der Wand steht, und wir neh­
men es nicht zur Kenntnis .. 

(Creutzmann, F;D.P.: Und was ist 
mit Blüm- die Rent~ist sicher?) 

.-Das war.auch -ein sehr problematischer Satz. Natürlich ist die 
Rente sicher, aber die Art und Weise,_wie er es· gesagt hat 

- ic~ habe ihm das damals auch geschrieb:en -, war natürlich 
sehr problematisch. Ich verkenne das überhaupt nicht. Meine 
Dameri und Herren, was die Rente betrifft, werden uns die 

Augen noch übergehen, auch denjenigen, die heute noch 
meinen, man käme ohne einen Demographie-Faktor aus. 
Ganz am Rand: ln der Rentenpolitik und in der Steuerpolitik -

usw., finde ich, läuft der kleinere Banner Koalitionspartner 

dem großen Banner Koalitionspartner zurzeit voraus. 

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

-Es ist so. Sie werden· zwar hier nur beschimpft, aber es ist so. 

Rentenpoljtik, Steuerpolitik - vielleicht fällt mir noch etwas 
ein. Nicht in allen Punkten, damit ihr euch nicht zu wohl 

-fühlt.-

Herr Kollege Mertes, was wir aber sehen müssen, sind die. 
Barrikaden, die mit Blick auf das Ziel, auf den Weg, 2008 kei­
ne Neuverschuldung mehr, selbst gebaut worden sind. Wer 
diesen Weg gehen will- so schön .,Paradigmenwechsel" ge-
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nannt ·, der muss sich darüber im Klaren sein, dass er den 
Menschen Dinge wirdzumuten müssen, von denen wir uns 
heute zum Teil noch gar keine Vorstellung ·machen, auch die­
jenigen nicht, die versucht haben, darüber schon ein bisschen 
nachzudenken. · 

Ich habe noch im Rahmen dieser allgemeinen Debatte eine 
Bitte an die Landesregierung im Zusammenhang mit der 
Steuerreform. Ich möchte dies ganz bewusst auch in der all­
g·emeihenAussprache sagen. 

Der vorlieg.ende Entwurf von Herrn Eichel behandelt die 
BASF besser als die kleine, mittelständische Wirtschaft. 

(Schwarz, SPD: Das stimmt nicht!­
Me_rtes, SPD: Das stimmt nicht! Herr Schüssler 

hat uns am letzten Freitag vorgerechnet, 
wer es bekommt, und da war die BASF 

nicht dabei! Herr Schüssler kam mir 
vor wie jemand, der etwas vonder 

Sache-versteht!) 

- Herr Mertes, die Kapitalgesellschaften, die Aktiengesell­
schaften werden in.diesem Entwurf grundsätzlich anders be­
handelt als die .Gesellsc;,haften mit beschränkter Haftung, also 
die Personengesellschaften. Den Personengesellschaften soll 
angeboten. werden, dass sie sich besteuern-lassen wie eine 
Kapitalgesellschaft, mit überhaupt nicht absehbaren Konse-

. quenzen für Erbschaft~ Betrieosübertragung usw. 

(Beifall der CDU) 

Was ist mit denen; die keine Gewerbesteuer zahlen, nämlich 
mit.den Vielen 1 000 Kleinbetrieben auch in Rheinland-Pfalz, 
mit den Einmann- urid Zweimannbetrieben mit 80~Stunden­
Wochen, die die Gewerbesteuer dann nicht. von der verblei­
benden Einkommensteuer absetzen können? 

Herr Philipp, der . Präsident des Zentralverbands des 
Deutschen Handwerks und Präsidentder Handwerkskammer 
Aachen, hat dazu in der vergangeneo Woche- es war in der 

"Frankfurter Allgemeinen Zeitung" nachzulesen- ein_en sehr 
bemerkenswerten Beitrag geleistet und in dem Sinne veröf• 
fentlicht, dass es für persönliches Unternehmertum, persön­
lich haftendes Unternehmertum zurzeit in Deutschland kein 
ausreichendes Verständnis gibt. 

Meine D_amen und Herren, deshalb habe icli die Bitte- wenn 
ich das nicht völlig falsch sehe, aber ich beziehe mich in dieser 
Hinsicht auch darauf, \1\/as andere schreiben; die von dieser 
Thematik mehr verstehen als .ich-, dass die Landesregierung 
darauf in hohem Maße achtet und in hohem Maße versucht, 
auch ihrerseits zu einer Korrektur beizutragen. Ich denke, Mi­
nisterpräsident Beck hat gesagt, dass es im Vermittlungsaus-· 
schuss Möglichkeiten gibt. Ich hoffe, dass wir in dieser Frage 
ein Stück weiterkommen. Aber' die Bitte, die ich in d_iesem Zu­
sammenhang auch als ganz persönliches Empfinden mit mir 
herumtrage, ~ollte ich heute doch. aussprechen. 

Jetzt atme ich noch ganz kurz tief durch und möchte, damit 
keiner sagt, es hätte keiner etwas dazu gesagt, eine kurze 
persönliche Bemerkung machen. Entschul\iigen Sie bitte, 
aber sie fällt mir nicht leicht .. 

Ich gehöre der CDU im 42. Jahr an. Ich war immer stolz auf 
. meine Partei, und ich bin auch heute noch stolz auf meine 
Partei. Es ist schon ein schwieriges Gefühl, wenn man so Tag 

·für Tag in die Zeitungen oder in den ·Fernsehapparat schaut 
und den Eindruck hat, dass ein Teil des eigenen Lebens ver­
brennt. Dies trifft uns auch in diesem Saal, im diesem Pult 
ganz besonders- es sah einmal anders aus -, und es betrifft 
uns in Rheinland-Pfalzund in der Pfalz. 

Eine solche Geschichte wie gestern, ein diesbezüglicher Be­
schluss, das ist keine einfache Sache, und die Konsequenzen 
für die eigene Partei sind bitter, vor allen Dingen, Wefln man 
weiß, dass damit noch nicht das Ende aller Diskussionen er­
reic;ht ist und ganz offensichtlich auch eine nicht aufgeklärte 
oder nicht aufklärbare Belastung in_den kommenden Mona­
ten bleibt. 

Dass andere nur begrenzt in Trauer ausbrechen, wobei es 
sehr unterschiedliche Reaktionen gibt, auch ganz persönlich 
mir gegenüber, auch was beispielsweise Mitglieder der So­
zialdemokratischen Parte( betrifft, .das kann ich verstehen. 
Aber ich warne vor Schadenfreude, und ich warne auch vor · 
Häme. 

(ltzek, SPD: Das hat keiner gehabt!) 

-Vorsicht! - Ich warne nur, urid ich habe damit auch nicht sa­
gen wollen, dass dies heute der Fall war. Ich denke, ansonsten 
hätte ich Herrn Mertes anders angesprochen. Das werden Sie _ 
auch. akzeptieren. 

Es gibt in Rheinland-Pfalz eine Z'!Veite Diskussi9n, und auch _ 
sie ist natürlich ein Punkt, mit de~JJsi~h die Landtagsfraktion 
sowie einzelne Personen - angefangen vom Vorsitzenden -

beschäf:tigen._ 

Ich will das Verhalten von Heim Doerfert nicht bewerten. Das -

werdem Gerichte tun. Meine Damen und Herren, aber ich 
möchte auf Folgendes hinweisen: Er war eine wichtige Ver-

. trauensperson in einer wichtigen Funktion in der Diözese 
· Trier und darüber.hinaus. 

Ich sage nun,_ ganz b.ewusst so formuliert, dass nicht wieder 
einer dazwischen ruft, weil ich den Satz verkehrt herum auf-·· 
baue: 

Wenn ich Sozial- und Gesundheitsminister gewesen wäre, 
hätte ich wahrscheinlich dieselbe· Rede gehalten wie Herr 
Gerster beim Jubiläum der CTT. Sie ist durchaus bemerkens­
wert in Ihren Aussage!). was den Vorbildcharakter betrifft. 

Als Wissenschaftsminister hätte ich wahrscheinlich das, was in 
Tri er zwischen der Universität und einem. Kranf<enhaus ver­
sucht worden ist, so gewürdigt und so belobigt wie Herr 
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Zöllner. Wenn ich Ministerp[äsident gewesen wäre, hätte. ich 
mich auf dem FußQallplatz sicherlich genauso daneben ge­
setzt, wie dies der Herr Ministerpräsident getan hat. Jetzt 
hoffe ich nicht, dass irgend jemand dies als eine gehässige 
Formulierung bezeichnet. 

Wissen Sie, wenn das so ist, dann- so denke ich -hat auch der 
Vorsitzende der CDU-Landtagsfraktion und Kreisvorsitzende 
der Trierer CDU den Anspruch darauf, dass·.ihm persönlich 
nur das zugerechnet wird, was er persönlich zu verantworten 

hat. Dass Herr Doerfert sehr viel gedreht hat und d~ss 'dabei 
sehr viele begünstigt waren, _wissen wir-mittlerweile. Das ist 
ein sehr breites Spektrum, wie Sie ganz genau wissen. Aber 
ich denke, auch wenn es um Listen geht, hat auch Herr Böhr 
zumindest den Anspruch --auch seitens der SPD-:raktion -, 
dC)ss ihm nur das vorgehalten wird, was im Zweifelsfall auch 
-persönlich vorgehalten werden kann. 

Seit einer bestimmten Rede im Dezember, die in diesem Pie-· 
num gehalten worden ist, habe ich Zweifel, ob Sie, die SPD, 
vielleicht auch die GRÜNEN, die Kraft:haben, Nichtbewiese­
nes nicht zu instrumentalisi(\!ren. Aber auch wenn ich einige 
Zweifel habe, wollte ich Sie doch am Schluss dieser Ausfüh­
rungen darum bitten. 

(Beifall der CDU) 

Vizepräsident Heinz: .· 

Ich erteile Herrn Finanzminister Mittler das Wort. Bitte schön! 

Mittler, Minister d~r Finanzen: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Der 
Regierung steht es natürlich nicht zu, Reden, die in diesem 
Plenum, insbesoiJdere von der Opposition, gehaJten werden, 
zu bewerten. 

(Dr. Gölter, CDU:· Das ist ganz klar!­
Kramer, CDU: Richtig!) 

ln Bezug auf den Teil, der sich mit dem Haushalt befasst; dan­
ke ich Ihnen für die Sachlichkeit und die Reflexion, die Sie an­
gestellt haben, Herr Kolleg'e Dr. Gölter. Von dem vorange­
gangenen Teil, den ich anders empfunden habe, möchte ich 
niCht reden. 

Es bedarf keiner langen Erklärung, sondern es liegt nahe, 
dass von dem Tempo und dem Ausmaß der Verschuldung, die 
wir in den letzten Jahren ·gemacht haben, niemand stärker 

umgetrieben ist als der Finanzminister. Aber ich bitte sehr da­
rum, die Gesamtumstände, vor denen wir Haushaltspolitik zu 
betreiben hatten und haben, nicht aus dem Auge zu verlie­
ren. Insbesondere bitte ich darum, dass Bewertun_gen in zu­
treffender Weise vorgenommen werden. 

Weön beispielsweise der Fraktionsvorsitz~nde der CDU heute 
Morgen hier in seiner Rechnung, die dann bei 40 Milliar­
den DM landet, obwohl es Stand 31. Dezember 1999 erheb­
lich weniger ist, auch von dem Anteil, der aus der Kranken-

. hausfinanzierung herrührt, redet, obwohl die CDU-Fraktion 
mit Schreiben vom 21. Dezember vergangenen Jahres bereits 
ausdrücklich darauf hingewiesen wurde, dass diese Ve_rschul­
dung nicht dem Land, sondern den Krankenhausträgern zu­
zurechnen ist, dann ist das einfach eine Verweigerung von 
Akzeptanz und Entgegennahme von. Fakten. Ich fordere 
nicht Nachsicht, aber ich fordere einen fairen Umgang mit 
den Tatsachen ein. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

.Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will noch bei 
der Verscliuldung verbleiben. Herr Dr. Gölter, die Neuver­
sc:huldung des Landes in dem von Ihnen genannten Zeitraum 
betrug 1 842 DM je Kopf: Die Zahl ist von Ihnen zutreffend 
genannt worden. ln Nordrhein-Westfalen . betrug sie 
1 753 DM. Andere Länder liegen zum Teil beträchtlich darun­
ter, beispielsweise Bayern oder auch Baden-Württemberg. 
Dies 'zu bestreiten, wäre töricht. · 

Ich bitte nur, Folgendes zu beachten: Wir haben eine lnvesti­
tionsquote, die im Durchschnitt der letzten Jahre um zwei bis 
drei Prozentpunkte über der durchschnittlichen Investitions­
quote der alten Bundesländer gelegen hat. Dies macht bezo­
gen auf die durchschnittlicheAusgabensumme unseres Haus­
haltsvolumens rund 400 Millionen DM pro Jahr aus. Unab­
hängig davon, ob das in die vorgestanzten Klischees hinein­
passt oder nicht, haben wir im Lande Rheinland-Pfalz die 
kommunale Finanzausstattung.beträchtlich günstiger darge: 
stellt, als dies im Durchschnitt aller Länder geschehen ist. 

(Beifall der SPD und der F.D:P.) 

. Das hängt auch damit zusammen, dass' wir in Rheinlan'd~Pfalz 
den geringsten kommunalen Aufgabengrad im Verhältnis 
der Aufteilung zum Land haben, dies im Vergleich zu allen 
anderen alten Bundesländern. Wenn man diese· beiden 
Aspekte einbezieht, dann lag unsere Verschuldung nicht hö­
her, als diese im Durchschnitt aller Bundesländer gelegen hat. 

Meine Damen und Herren, ich bitte auch, noch Folgendes zu 
sehen. Seit einigen Jahren erleben wir insbesondere die weit 
ausgreifenden Formulierungen, die der finanzpolitische Spre­
cher der CDU dazu macht. 

(Pör~sen, SPD: Meistens inhaltslos!) 

Ich sage lhnen;wer es für normal hält und es sogar noch ver-, 
teidigt, dass der Bund ohne die Kosten der. Deutschen Einheit 
und in einer Zeit starkerwirtschaftlicher Prosperität von 1982 

bis 1990 seine Schulden verdoppelt hat, da_nn diese Summe in 
weiteren acht Jahren noch einmal verzweifacht, also vom 
Ausgangspunkt 1982 bis Ende 1998 seinen Schuldenstand 
vervierfacht hat, der kann dochangesichtsder TatSache nicht. 
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aus den Schuhen fa-llen, dass wir im Lande Rheinland-Pfalz 
den Schuldenstand in acht Jahren von 21 Milliarden DM auf - . 

36 Miliiarden DM erhöht haben. Dies entspricht einer Grö-. . 
Benordnung von 80 %. Ich sage dies nur mit der Bitte, die 
Fakten richtig zu bewerten. 

Im Übrigen ist diese Entwicklung im Land Rheinland-Pfalz 
nicht neu. Von 1975. bis 1984 hatten wir im Land eine durch­
schnittliche Kreditfinanzierungsquote von 10,6%. ln den Jah­
ren von 1992, also dem ersten Haushalt,Jür den·diese Landes: 

regierurig die volle Verantwortung 'trägt, bis zum Jahr 1999 
waren es 2,5 Prozentpunkte-weniger, dies unter völlig ande­
ren und ungünstigeren allgemeinen Bedingungen, als sie zu­
vor gegolten haben. 

Herr Kollege Böhr, es stört mich überhaupt nicht, wenn Sie 
mir den Rücken hinkehren. Sie behandeln mich damit erheb­
lich besser als den Ministerpräsidenten, dessen-Rede Sie vom 
letzten Platz durch den vor Ihnen sitzenden, mit dem 'Racken · 
hierher gewandten Kollegen Keller im Zwiegespräch beglei~­
tet haben. Sie behandeln mich auch noch besser, als Sie den 
Kollegen Mertes behandelt haben, während dessen Rede Sie­
draußen .zwischen Tür und Angel gestanden haben, obwohl 
er Ihnen zugehört hat. 

(Böbr, C_DU: Das istdoch dummes Zeug! 
Ich war einmal drei MLnuten draußen!) 

-Ich habe das sehr_genau beobachtet. 

(Böhr, CDU: Das ist doch 
dummes Zeug!) 

- Doch, ich habe es sehr genau beobe~chtet. Ihr Verhalten 'in 
Parlamentssitzungen verrät schon eine besondere politische 
Kultur. -

(Beifall der SPD) 

Ich möchte schon darauf aufmerksam machen, dass in den. 
Jahren 1996 bis 1999 der Ausgabenzuwachs bei uns im Land 
im Durchschnitt- bereinigt um die Bahnreform ~ 1,3% betra­
gen hat. ln den zehn Jahren zuvor waren es 4,2 %. Auch die 
1,3 %, Herr Dr. Gölter, die wir im Jahr 1999 erreicht haben, 
sind ein Wert, der von keinem· Vorgängerkollegen und von 
keiner Vorgängerregierung in diesem Land jemals erreicht 
worden ist, nicht einmal annähernd. Auch darauf möchte icti 
gern aufmerksam machen. 

(Beifall der SPD und' der F.D.P.) 

Zur Verschuldung möchte ich ·noch eine letzte Anmerkung 
machen. Ich-bitte, bei der Würdigung des Phänomens, mit 
dem wir es zu tun haben, auch darauf hinweisen zu dürfen, 
dass bei einem Ländervergleich natürlich auch in besonderer 

Weise berücksichtigt werden muss, in welchem Umfang Erlö­
se aus der Privatisierung von Landesvermögen in die Landes-

kassengeflossen sind. Das war bei uns in Rheinland-Pfalzder 
erheblich geringste TeH der Privatisierungserlöse, nämlich im 
Wesentlichen aus dem Verkauf des Anteils an den öffentli­
chen Versicherungen. Dies ist in den Haushalt geflossen. Zu 
nennen istaußerdem die Heimstätte. 

(Frau Thorhas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
La'ndesbank!) 

- Die Mittel der Landesbank sind bis zu einem geringen Be­
trag, der in Konversionsmaßnahmen geflossen Ist, ausschließ­
lich in Stiftungsvermögen geflossen und stehen dort nachhal­
tig zur Finanzierung von Aufgaben im Wissenschafts~ und 
Kulturbereich zur Verfügung. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte noch eine zweite Bemerkuryg machen. Herr 
Dr. Gölter, ich nehme das auf, was Sie zur Steuerreform ge­
sagt haben. Sie haben die Bitte vorgetragen, die Landesregie­
rung möge ein waches Auge darauf haben,' dass die lnteres'­
sen, insbesondere der' mittelständischen Wirtschaft, nicht zu 

'kurz kär:nen. Die Großen s9rgten schon für sich selbst. Damit 
rennen Sie eine offene Tür ein; denn dies ist auch unser An­
liegen. Der Ministerpräsident hat es heute Morgen angedeu­
tet. Ich möchte es gerne noch ein Stück präzisieren. -

ln den Brühler Empfehlungen, die dem Bundesfinanzminister 
die Vorlage für die Formulierung der Unternehmensteuerre­
form gewesen sind, war von der Einbeziehung des Einkom­
mensteUEirtarifs und eines Vorziehens der Einkommensteuer­
reform:keine Rede, sondern es war lediglich begrenzt auf 
den unternehmensteuerliehen Bereich. Dieser Grundansatz 
hat den Referentenentwurf, der nunmehr auf dem Tisch 
liegt, nicht erreicht. Der Ministerpräsident und auch der Fi­
nanzminister haben in sehr eindringlicher Weise in argumen­
tativer F.orm ihren Rat mit eingebracht, das Interesse der mit". 
telständischen Wirtschaft, die zumeise-in Personengesell-

-· schatten oder in Einzelunternehmen organisiert ist, in die Re­
form mit einzubeziehen. 

Das, was Sie genannt haben, was das Optionsmodell angeht, 
wird sorgfältig zu bedenken sein, auch unter dem' Gesichts­
punkt der Steuervereinfachung, die von diesem Modell- um 

es vors!chtig zu sagEin-nicht in signifjkanterWeis.e ausgeht. 

Sie haben aber einen Aspekt übersehen, nämlich in Bezug auf 
die kleineren Personengesells_chaftert, die nicht mit- wie Sie 
es formuliert haben - ungeahntem Risiko in die Option der 
Besteuerung für Kapitalgesellschaften hineingehen wollen. 
Der Referentenen~urf, von dem ich denke, dass er jeden­
falls in diesem Punkt auch n<1chher im Regierungsentwurf 

·_stehen wird, hat data·r eine Vorsorge getroffen, und zwar in 
.der Weise, dass die Hälfte der Gewerbesteuer, die der betref­
fende Unternehmer zahlt, in standardisierter Form von der 
EinkC!mmensteuerschuld abgesetzt werden kam~. 

(Zuruf des Abg. Dr. Gölter, CDU) 
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-Ja, aber Entschuldigung: Wer keine Steuern zahlt, der kann 
natürlich auch nicht entlastet werden,_Herr Dr. Gölter. 

Das ist der eine Teil meiner Antwort, warten Sie es ab. Das be­
zieht sich auf die Gewerbesteuer. 

(Dr. Gölter CDU: Dann kann man 
nichts abziehen!) 

- Das ist doch logisch! Jemand, der nichts zahlt, den kann ich 

auch nicht entlasten. Aber dem gesch_ieht ·ebenfalls Entla­

stung, nämlich dadurch, dass der Steuertarif angepac;kt wird 
und dass ab dem Jahr 2005- also über zwei Stufen- der Ein-

-gängssteuersatz auf 15 % abgesenkt werden soll, der Spit­
zensteuersatz auf 45 %. Es ist wohl keine Beschimpfung ir­
gendeines politischen Lagers, wenn man feststellt, dass dieser 
Eingangssteuersatz erst Anfang der 90er Jahre unter der 
CDU-Führung im Bund von 19 % auf 25,9 %angehoben wur­
de. Der Union ist es in den vergangenen Jahren nicht gelun­
gen, den Spitzensteuersatz'merklich zu senken. Dies aber ge~ 
schieht mit dieser Reform. · 

(Beifall der SPD und des BÜND,NIS 90/DIE GRÜNEN) 

_l.m Hinqlick auf den vorgelegten Entwurf allerdings sehe ich 
ein anderes Bede"nken, das noch der sorgfältigen Erörterung 
bedarf. Der Hintergrund besteht darin, dass eine solche Un­
ternehmensstrliktur in dieser Breite, wie wir sie in Deutsch­
land haben - dass nämlich rund 90 "% der Unternehmen in 
Personengesellschaften organisiert sind-, in keinem anderen 
Land zu find~n ist. In den anderen Ländern gibt es nur die Ka­
pitalgesellschaften, oder doch fast ausschließlich. 

Ich habe non die Sorge, dass durch diesen steuerlichen Re­

formansatz zu~leich auch der Anreiz des Übergangs von der 
Personengesellschaft zur Kapitalgesellschaft gesetzt wird. 

(Beifall desAbg. Creutzmann, F.D.P.) 

· Dieser Übergang führt auf einer li:ingeren Zeitschien-e auch 

zu einer veränderten Unternehmenskultur, 

(Beifall der Abg, Creutzmarm, F.D.P., 

und Keller, CDU) 

weil sie eine größere Distanz des Ünternehmers zu seinem 

Unternehmen schafft. Damit ändert sich auch die Haftungs­
kultur in den Köpfen der Unternehmer. Aus meiner Erfah: 
rung sag_e ich- ich weiß, wovon i.ch rede-, dass gerade diese 

starke Identifizierung, die für dert mittelständischen Unter­
nehmer in seiner Wahl der Rechtsform - der Kommanditge- _ 
sellschaft, der Personengesellschaft, der offenen Handelsge­

sellschaft, des Einzelunternehmers - zum Ausdruck kommt,. 

auch ein konstitutives Element dergewachsenen Wirtschafts­
struktur ist, die für sich genommen ein hohes Gut ist. 

(Beifall des Abg. Creutzmann, F.D.P.) 

Die Steuerreform hat auch mit dem zu tun, was der Kollege 
Gölter in Bezug auf die Verschuldung gesagt hat. Ich mÖc(:1te 
in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam machen, dass 
auch· im dritt~n Jahrßeit der Abschaffung der Vermögensteu­
er und des geschaffenen Ersatzes in Form der Veränderung 
bei der Erbschaftssteuer und der Erhöhung der Grunderwerb­
steuer eine Kompensa~ion der entgangenen Steuereinnah~ 
men bei der Vermögensteuer nicht gelungen ist. Ich erinnere 
daran, dass-wir ·1996 noch eine Vermögensteuereinnahme in 
der Größenordnung von 480 Millionen DM hatten. Im Jahr 

1997 wurde das Kompensationsziel unter der Prä!Tiisse stati­
-scher Verhältnisse noch um 79 % verfehlt. Es haben uns also 
420 Millionen DM in der Kasse gefehlt. Im Jahr 1998 wurde· 
das KompensatioQsziel um 62 % verfehlt. Auch im 1/ergange­
nen Jahr 1999 ist die Kompensation nur zu 75 % gelungen. 
Bezogen auf das Steuereinkommen von 1996 war-dies in ab­
soluter Höhe immerhin ein Betrag von 120 Millionen DM. 
Auch dies bitte ich, nicht aus dem Auge zu verlieren. 

Herr Dr. Gölter hat ~efne Rede hier mit den Worten begon- · 

nen: Wir war~n - er meint damit frühere Regierungen - zu­
rückhaltender, was die Außendarstellung angeht und auch in 
Bezug auf das, was Werbemaßnahmen oder die Darstellurig 
von Regierung und ihrer_ Leistungen und dessen, was man 
sich auf die Agenda geschrieben hat, angeht. Herr Dr. Gölter, 

dazu nur eine Zahl iiTJ Vergleich. 

(Zuruf des Abg._Dr. Gölter, CDU) 

Im Jahr 1990, dem letzten vollen Jahr der Amtstätigkeit der 
alten Regierung, ·wurden für ÖffentlichKeitsarbeit 

13 471 000 DM ausgegeben. - Sie haben diese Zahl gerade 
nicht hören können. 

(pr: Gölter, CDU: Doch, ich kenne 
sie genau, ich habe sie im Kopfi) 

Ich wiederhole sie: 13 471 000 DM.- Nunmehr hat die Landes­

regierung für das Jahr 2000, für dieses Jahr, 13 597 000 DM 
geplant, also 126 000 DM mehr. 

(Kuhn, F.D.P.: Inflationsrate!)· 

Dieses Mehr nach zehn Jahren lässt sich nichteinmal mehr in 

Bruchteilen von Promillen rechn~risch darstellen. So viel zu­
rückhaltender wart Ihr damals auch nicht! Ich musste dies der 

objektiven Betrachtung halber hier darstellen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall der SPD und der F.D.P.) 

Vizepräsident Heinz: 

· FOr die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erteile ich Herrn 
Abgeordneten Rieth das Wort. 
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Abg. Rieth,_ BÜNDN)S 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Eine Anmerkung 
zu dem, was Herr Finanzminister Mittler gesagt hat. Dann 

will ich noch ein Thema aufgreifen, von dem wir es für wich­

tig halten, dass .es auch bei d~r Generalaussprache genannt 

wird. 

Herr Mittler, Sie haben angesprochen, dass -die Umwandlung 
von Personen- in Kapitalgesell~chaften durch die Reform, die 

die rot-grüne Bundesregierung angestoßen hat, proble~a­
tisch sein könnte. Diese Re-form und diese Umwandlung in 
Kapitalgesellschaften bietet natürlich auch eine Chance für 
etwas anderes, das wir in Zukunft im Bereich der Unterneh­
merischen Entwicklung und der Entwicklung der Geseil­
schaftsform beachten müssen. Es besteht nämlich durchaus 
die Chance, dass durch diese Reform auch die Beteiligung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter am·Kapital ihrer Unterneh­

men eine neue Chance erhält. 

Ich ~illlhnen auch sagen, aus welchen Gründen das über die­
sen engen Bereich hinaus von Bedeutung ist. Zum einen kann 
damit die dritte Säule der Altersversorgung aufgebaut wer­
den. Ich -nenne als Stichwort nur das Drei-Säulen-Modell von 
Biedenkopf, das vor einigen.Jahren im "Spiegel" ausgebrei­
tet wurde, welches auch heute Grundlage der Diskussion ist. 
Zum zweiten wird es-bedeuten, dass es zu einer Eigenkapital­
erhöhung kommt, was die Betriebe dringend brauchen, ger;:~­
de die kleinen und kleinsten I3etriebe, und dass durch diese 
Beteiligung natürlich auch die Standorttreue der Arbeitsplät­
ze erhöht wird. Das Ablösen von der Farin der Personenge­
sellschaft hat durchaus auch Chancen in anderen Bereic:hen, 
was natürlich dann auch durchdacht und von der Umdesre­

gierung sowie von der Bundesregierung ve!nünftig begleitet 
werden muss, dass sich aucJ:! für die kleinen und kleinsten Un­

ternehmen neue Möglichkeiten der Entwicklung eröffnen. 

Ich möchte noch einen weiteren Pünkt ansprechen, weil er 

sowohl für das Land als auch für den kommenden Haushalt 
bzw. die kommenden Haushalte voo besonderer Bedeutung 
ist. Es geht um das Genehmigungsverfahren zum Atomkraft­
-werk Mülheim-Kärlich. Jetzt ist vom Ministerium für Umwelt 

und Forsten niemand da, dann richte ich meine Äußerung all­
gemein an die Landesregierung. Wir haben einen Antrag zu 

diesem Kapitei,.Genehmig'ungsverfahren 1. T~ (funkelnagel-· 
neu)'\ _also die zweite 1. Teilgenehmigung (neu), einge­
bracht, und wir bitten auch di~ Landesregierung ganz ernst~ 
haft, diese dort aufgeführten Pu.nk:te noch ·einmal mit dem 

abzugleichen, was sie derzeit im Genehmigungsverfahren in 
der Prüfung hat. 

Erster Punkt: Es geht darum, dass es sich um die technische Si­
cherheit einer Anlage handelt, die seit 12 Jahren stillsteht. 

Das bedarf nach unserer Einschätzung einer Neubewerturig. 
Eine solche Anlage, die so lange stillsteht, ist weltweit ein 

Unikat. Das hat es noch nicht gegeben. Dafür ~ibt es auch 
keine vorgefertigten Verwaltungsvorschriften oder Gesetze. 
Sie ist aber natürlich real vorhanden und muss aus techni-

·sehen Sicherheitsgründen einer besonderen Bewertung und. 
Betrachtung unterzogen werden. 

Zweiter Punkt: Der technische Standard der Anlage_ nach § 7 

des Atomgesetzes ist für uns und nicht nur für uns, sondern 
auch für das·Bundesumweltministerium, wie es uns im No­

vember auch schriftlich mitgeteilt hat, Maßstab der Geneh­
migung für die 1. Teilgenehmigung. Ich denke, das ist wichtig 
und deutlich. Sie sollten auch Ihre-Dienstwege nutzen, um in­
tern mit dem Bundesumweltministerium zu klären, dass auch 

dieser technische Standard der Anlage nach Wissenschaft und 
Technik Grundlage fur die Erteilung oder Nichte-rteilung ei­
ner neuen Genehmigung ist. 

Der dritte Punkt betrifft die Teilgenehmigungen 2 bis 7, zu 
denen auch schon einmal voriseiten der Landesregierung und 
der Regierungsfraktionen gesagt wurde, sie seien rechtskräf­

tig und wären nicht mehr angreifbar. Auch d<\ZU hat uns. das 
Bundesumweltministerium mitgeteilt, dass diese sehr wohl 

eirie Wirkung auf die neu zu genehmigende 1. Teilerrich- -
tungs~enehmigung entfalten. Es ist auch klar und aff-ensichte 

lieh. Das kann man auch in alfen Protokollen- auch Gerichts­

protokollen" nachlesen. 

Die RWE hat selbst bis zum Kippen der 1. Teilerrichtungsge­
nehmigung. (alt) 1988 immer behauptet, die 1. Teilerrich­
tungsgenehmigung ist das vorläufige positive Gesamturteil. 
Bei alle'n Klagen- ob sie von der-Stadt Neuwied oder von den 
Bürgern in der Region waren, die bei den Klagen um die 2.' bis 
7. Teilgenehmigung gesagt haben, wir greifen das aus diesen 
-und jenen Gründen, Technik usw., an - wurde von ~erichts 
wegen immer darauf verwiesen, das sei_ in der 1. Teilgeneh­

migung (alt) damals ge~egelt, die als vorläufiges positives Ge­
samturteil bewertet werden müsste. 

' 
Als danndiese 1. Teilerrichtungsgenehmigung (alt}'1988 vom 
obersten deutschen Gericht gekippt wurde, hat die RWE-ihre 
Argumentatiqn geändert_und gesagt: Nicht mehr vorläufiges 

positives Gesamturteil, die 1. _Genehmi~ung beinhaltet nur 
- -

noch die Baugrube und den großräumigen Standort. -Also_ 
kurz und gut, die Genehmigungen, die derzeit erteilt sind ::2 
bis 7 -,entfalten Auswirkungen auf die .1. Teilerrichtungsge­

ne~migung. Wir bitten, dass das in diesem Genehmigungs­
verfahren mit ber-ücksichtigt wird. 

Ich komme zum letzten Punkt. Wir hatten das auch im letzten 
Plenum angesprochen. Wir haben uns auch zu unserem E'r­
staunen attestieren lassen, dass es eine Vielzahl von· Erdbe­

bena~tivitäten seit Beginn des Genehmigungsverfahrens An-. 
fang de-r 7Der-Jahre gegeben hat. Wir finden, dass das auf je­

den Fal! Anlass genug ist, diese Erdbebenaktivität in ihrer­
Vielzah!, nicht nur in ihrer Stärke voh einzelnen Erdbeben, 
neu zu bewerten. 

Frau Martini bzw. Vertreter des Umweltministeriums, die 
Menschen. in der Region ·Koblenz, Neuwied--und Andernach 

schauen sehr genau l)in, wie diese Landesregierung mit die­
sem Genehmigungsverfahren umgeht. Der Kollege Remy 
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wird mir das bestätigen, wir haben im städtischen Haushalt 
vorsorglich die Mittel für weitere Klageschritte nach wie auch 
immer ausgehendem Teilerrichtungsgenehmigungsverfah-

- ren eingestellt. Sie sind im Haushalt des Jahres 2000 bereitge-
- stellt. Die Stadt Neuwied wird 11\fieder klagen. Die Mehrh_eit 

dafür wird es geben. 

Von daher ist es wichtig, dass diese Landesregierung alles da­
für tut, um ihren erklärten politischen Willen- den ?arf man 
haben, auch wenn man sich natürlich nach Recht und Gesetz 
verhalten muss; das werde ich von Frau Martini irgendwann 
wieder hören - auch umzusetzen, indem man diese Punkte, 
die ich eben genannt habe, in die Erwägung des Genehmi­
gungsverfahrens mit einbezieht. Ich halte das für.eine legiti-

- me _und auch für eine verpflichtende Aufgabe, der sich die­
Landesregierung stellen muss. 

Ich möchte noch kurz etwas zu dem sagen, was in Berlin1in 
diesem Zusammenhang läuft. Wir tun - das sage ich für die 
Seite des grünen Regierungspartners auf Bundesebene - al­
les, damitder Atomausstieg in Zusammen~rbeit rriit der SPD­
Fralct:ion unumkehrbar wird. Ich würde mir wünschen, dass es 
mit der SPD in Berlin etwas schneller ginge. Dann kämen wir 
möglicherweise auch etwas schneller zu einem Ergebnis. 
Aber ich genke, je besser das vorbereitet ist, umso eher wird 
auch dieser Atomausstieg unumkehrbar im Bundestag einge­
bracht und verankert werden. 

Meine Damen und Herren der Regierungsfraktionen und ins-
- besondere der SPD, das hat nur margi-nal mit dem Genehmi­
gungsverfahren UrT) die 1. TG (funkelnagelneu) zu tun. Das 
wurde uns auch deutlich gemacht. Ein Herr Trittin, selbst -

wenn er wollte, und selbst ein Kanzler Schröder, wenn er 
wollte, kann uns die Verantwortung für das Genehmigungs­
verfahren nicht abnehmen. Die Landesregierung als Geneh­
migungsbehörde ist originär gefordert, alles in ihrer Macht 
Stehende zu tun, um dieses AKW nie mehr ans Netz gehen zu 
·Jassen. 

Wie gesagt, nehmen Sie unsere Anregungen ·auf. Am besten 
ist es, Sie stimmen unserem Antrag zu und beauftragen Ihre 
Landesregierung damit, diese Punkte in das Genehmigungs­
verfahr:_en mit einfließen zu lassen. 

Vielen Dank. 

- (Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­

Dr. Schiffmann, SPD: Die bra_ucht 
keine Beiauftrag ung !) 

Vize-präsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen zur 
Grundsatzaussprache- Einzelplan 02 -liegen nicht mehr vor. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

Lalldesgesetz zu dem Protokoll vom 9. September 1998 
zur Änderung des Europäischen Übereinkommens 

über das grenzüberschreitende Fernsehen 
, Gesetzentwurf der Landesregierung 

-Drucksache 13/5218-
Erste Beratung 

Ich schlage vor, diesen Gesetzentwurf an den Medienpoliti­

schen Ausschuss _- federführend - sowie an den Rechtsaus­
schuss zu überweisen. Dazu gibt es erkennbar-keine Einwän~ 
de. Dann ist das so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 9 der Tagesordnung auf: _ 

. Landesgesetz zum Vierten Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
und zur Änderung rundfunkrechtlicherVorschriften 

Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksach'e 13/5219-

Erste Beratung 

ich schlage vor, diesen Gesetzentwurf ebenfalls an· den Me­
dienpolitischen Ausschuss - federführend - sowie an den 
Rechtsausschuss zu überweisen. Hiergeg-en gibt es keine Ein­
wände. Dann ist das so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir setzen die Beratungen des 
Haushalts mitdem 

Einzelplan 05 
- Ministeriul!l der Justiz-

fort. 

Für die CDU-Fraktion erteile- ich Herrn Abgeordneten Berg 

das Wort. 

Abg. Berg, CDU: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! ,.Die Justiz genießt leider nicht überall den Stel-

-lenwert, der ihr als dritte Gewalt im Staat zukommt."- Gegen 
dieses Zitat aus dem Neujahrsg-rußwort des Justizministers in 
der letzi;en Ausgabe des Justizblattes. kann man sicherlich 
nichts einwenden. Noch treffender müsste es jedoch lauten: 
Die Justiz genießt leider nicht überall, insbesonderenicht bei 
dem rheinlal)d-pfälzischen Ministerpräsidenten, den Stellen­
wert, der ihr als dritte Gewalt im St~at zukommt; 

(Pörksen, SPD: Frechheit!) _ 

denn vor zwei Jahren wurde an gleicher Stelle im Neujahrs" 
grußwart im Justizblatt ebenfalls zutreffend - ich zitiere 

.-wörtlich-

(Unruhe im Hause­
Glocke des Präsidenten) 
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von schwierigen Bedingungen, von personellen Engpässen 
und von unbefrie_d!gender Sachausstattung im Bereich der 
Justiz gesprochen. Für den Bereich des Strafvollzugs wurde 
sogarvon einer dramatischen Entwicklung gesprochen. 

Meine sehr verehrten. Damen und Herren, diese prekäre Si­
tuation in der-rheinland-pfälzischen Justiz hat sich bis heute 
leider nicht entspannt, sondern eher noch verschärft. Da hilft 
auch kein Schönreden, die Justiz ist und bleibt das Stiefkind 

dieser Landesregierung, 

(Pörksen, SPD: Ach je!) 

nur, im Unterschied zu damals, vor zwei Jahren, reden Sie 
heute 'nicht einmal mehr darüber. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Tatsache, dass 
die Justiztrotz dieser Umstände funktioniert und nach außen. 
hin ein weitgehend positives Bild beschreJbt, ist einzig und al­
lein dem großen. Engagement und der Arbeitsmoral aller Jus­
tizbediensteten zu verdanken. 

Leider beschränkt sich der vorgelegte Justizhaushalt auch in 
diesem Jahr wieder einmal weitgeh.erid darauf, Miseren· fort­
zuschreiben, die Miss~ände und die Engpässe werden ver- ·­
waltet, aber nicht beseitigt, große Probleme werden ver­
drängt, statt gelöst. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD­
Zuruf des Abg. Dr. Schiffmann, SPD) 

Nur in wenigen Bereichen gibt es Lichtblicke. Der Fairness 
halber möchte ich si.e auch nennen. Es wird im neuen Haus­
halt den langjährigen Forderungen der CDU ·entsprochen, 
wenn auch sehr spät, vielleicht zu spät. 

Da ist zum einen die Verbesserung der Beförderungssituation 
im Bereich des Justizvollzugs .im mittleren Dienst. 

(Pörksen, SPD: Woran lag das denn?) 

Damit hat sich eine langjährige Forderung der CDU durchge­
setzt, die übrigens auch einmal kurzzeitig und kurzfristig ei­
ne Forderung der F.D.P. war. Konkret handelt es sich um neu 
geschaffene Stellen im Bereich-A 8. 

Wissen Sie, es handelt sich um Justizobersekretäre, die vor 
20 Jahren bis 25 Jahren in A 5 eingestellt wurden und mittler­
weile bei A 7 angekommen sind und jetzt erleben müssen, 
dass neue Kollegen bereits in A 7 eingestellt werden, wäh­
rend für sie die Beförderung zum Justizvollzugshauptsekre­
tär, also nach A 8, pra~tisch ausgeschlossen ist. Insofern war 
eine Veränderung des Stellenplans überfällig. 

(Glocke des Präsidenten) 

Vizepräsident Heinz: 

Entschuldigung. Herr Kollege Berg, gestatten Sie eine Zwi­
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Frey? 

A~g. Berg, CDU: 

.Ja. 

. Vizepräsident Heinz: 

Herr Dr. Frey, bitte schön! 

. Abg. Dr. Frey, F.D.P.: 

Herr Kollege Berg, sind Sie bereit, zur. Kenntnis zu nehmen, 
dass die Stellenplanobergrenze im Justizvollzug erst dann 
verändert werden konnte, nachdem entsprechende bundes­
gesetzliche Regelungen geändert worden sind? 

Abg. Berg, CDU: 

Wissen Sie, mit dieser Ausrede haben wir jetzt lange Zeit ge­
lebt. Herr Kollege Dr. ·Frey, Sie wissen genauso wie ich, dass 
Sie bereits vor zwei Jahren den Vertretern der Justizvollzugs­
bediensteten versprochen haben, im Stellenplan eine Korrek­
tur- von A 7 nach A 8- vorzunehmen und dieses Versprechen 
kurzfristig nicht einhalten konnten, aber nichtwegen der Re­
gelungen der Stellenplanobergrenzen. 

(Kuhn, F.D.P.: Keine Beantwortung 
der Frage!) 

Meine sehr verehrten· Damef) und Herren, das ist eine späte 
Einsicht der Landesregierung, letztlich jedoch eine erfreuli­

. ehe Botschaft für eine leider noch sehr begrenzte Anzahl von 
Betroffenen. Wir hoffen, dass die Landesregierung diese Ent­

wicklung in den nächsten Jahren fortschreiben wird. 

:Wir begrüßen weiterhin, dass die Ausgaben für die EDV­
Ausstatt.ung endlich spürbar aufgestockt ·wurden. Auch dies 

ist eine langjährige Forderung der CDU. Aber es genüg:t nicht, 
EDV-Anlagen in großer Zahl aufzustellen. Wir hören aus dem 
Justizbereicli, dass ein wesentlich höherer Bedarf an Schulun­
gen besteht, und wichtig wird sein, noch wesentlich intensi­
ver als bisher die besonderen Stärken der EDV für die einzel­
n-en Bereiche der Justiz festzustellen und zu nutzen. "Compu­
ter dürfen nicht zur bloßen Dekoration werden, _weil Schu­
lung fehlt, sondern es geht um den optimalen EinsatZ der 
EDV, und Computer sollen Vorgänge vereinfachen und nicht 
komplizierter machen. 

Die gegenwärtig~n und zukünftigen Herausforderungen in 
diesem Bereich 9er EDV sind groß. Als Stichworte nenne ich 
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elektronische Kommunikation und elektronischer Rechtsver­
kehr. Hier werden weitreichende Möglichkeiten eröffnet, 
zum. Beispiel elektronische·· Übernahme der Daten von Ver­
fahrensbeteiligten in die Justizverfahren, also weg von der 
Datenerf~ssung, eine weitgehende elektronisch!:! Akterifoh-

. rung, Beschleunigung der Verfahren, Einsp~rung von Porto~ 
kosten, Reduzierung derArchivräume und der.Aktenaufbe-· 
wahrung in den Geschäftsstellen, Rationalisierung des Ge­
schäftsbetriebs durch den Wegfall von Schriftgutverarbei­
tung, raschere Verfügbarkeit von Entscheidungen usw. 

Die CDU-Fraktion fordert erstens, dass hierzu gegebenenfalls 
noch notwendige Rechtsgrundlagen schnellstmöglich ge­
schaffen werden, und zweitens, dass für die Bereiche, die 
heute bereits rechtlich möglich sind, Rheinland-Pfalz endlich 
Anschluss an Entwicklungen findet, die in vielen anderen 
Bundesländern bereits Standard sind. Hier haben wir einen 
erhebli~hen Aufhol bedarf. 

(Pörksen, SPD: ln welchen 
Bereichen?) 

ln diesem Zusammenhang nur ein Beispiel: Seit lang.em be­
steht rechtlich die Möglichkeit eines elektronischen Grundbu­

. ches. Ebenso besteh:t seit langem die Rechtsgrundlage fOr 
den elektronischen Datentransfer von Grundbuchamt zum 
Katasteramt. Aber.in Rheinland-Pfalzwurden diese Möglich­
keiten bisher nicht ausgeschöpft. Andere Länder sind viel 
weiter. Dies kritisieren _wir. Aber gleichzeitig begrüßen wir, 
dass wenigstens jetzt ein-erster Einstieg zumindest gesucht· 
und hoffentlich auch gefunden wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Her!en, nun zu den Pro­
blemfeldern, die uns. große Sorge bereiten. Die Juristenaus- · 

bildung ist das Rückgrat der justiz. Nur eine gute Juristenaus­
bildung sichert die Qualität der Rechtsprechung, Zuverlässig­
keit der Rechtsprechung, Kontinuität der Rechtsprechung 
und insbesondere auch eine schnelle Rechtsprechung. Ohne 
qualifizierte Juristen kann es keine Rechtssicherheit in 
Deutschland geben. Ich sage dies vpr dem Hintergrund all 

dessen, was zurzeit im Bereich der Juristenausbildung auf 
Bundesebene diskutiert wird und zum Beispiel auch vor dem 
Hintergrund der Reform der Referendarausbildung, wie wir 

' -
sie in Rheinland-Pfalzerleben müssen. 

Was hier dis~utiert wird, sind weitgehend keine Reformvor­
- schläge, ~ondern im Ergebnis reine Sparvorschläge. Dies gilt 

auch und gerade für die Reform. der Referendarausbildung, 
wie sie in Rheinland-Pfalzbeschlossen wurde. 

Die wirklichen Probleme, die wir haben, sind Juristenschwem­
me - Stichwort: Zwischenprüfung -, Qualität der JuristenauS:. 
bildyng, insbesondere im europäischen Vergleich, Dauer der 
Juristenausbildung, auch hier im Vergleich zu Europa. Diese 
Probleme b[eiben ungelöst. Alle wissen, die Lösung dieser 
drängenden Probleme wird zwangsläufig zu Mehrkosten 
führen. Stattdessen zielen· aber offenkundig sämtliche Re• 

formbestrebungenallein darauf ab, dass zukÜnftig für die Ju-. 
ristenausbildung noch weniger Geld als bisher ausgegeben_ 
werden muss. 

· Ich darf für die CDU-Fraktion zwei Dinge feststellen, damit 
·auch da Kla.rheit herrscht: 

1. Wir wollen am EinheitsjUristen festhalten. Erst darauf 
ka~n die endgültige Spezialisierung aufbauen. 

2. Die Juristenausbildung muss-zweistufig bleiben, mit ei­
nem universitären und einem staatlichen Teil sowie zwei 
stpatlichen Examinas. 

Meine Damen und Herren; wenn es um die Qualitätder Juris-· 
tenausbildung geht, gibt es einfach nichts mehr zu spare.n. 
Sparen auf Kostender Juristenausbildung kann fatale Folgen 
haben, nicht nur für die· Rechtssicherheit, sondern auch für 
den Rechtsstaat insgesamt. 

Was den konkreten Haushalt betrifft, werden wir natürlich 
sehr gemau hinsehen, ob die Versprechen im nächsten Jahr 
eingelÖst werden und ob tatsächlich mehr Rechtsreferendare 

· ausgebildet werden, wie es uns jetzt von der Landesregie­
rung versprochen wird; 

Der Haushalt weist für die nächsten beiden Jahre die bisheri­
ge Stellenzahl in Höhe von 1 227 Stellen aus, während die 
Ausgaben allerdings gesenkt werden. Es wird in dem Bereich 
gespart, in dem der geringste Widerstand der Betroffenen zu 
erwarten war. Nach unserer Auffassung ist an der falschen 
Stelle gespart worden. Deswegen konnten wir dem Gesetz­
entwurfder Lat:desregierung nicht zustimmen. 

Meirye Damen und Herren, eine weitere große Sorge bereitet 
uns die Justizreform auf Bundesebene, insbesondere die Aus­
wirkungen auf Rheinland-Pfalz. Wir beg~ußen es, dass sich 
die Landesregierung bereits ablehnend gegenüber. den Plä­
nen der Bundesjustizniinisterin geäußert hat. Es ist allerdings 
bedauerlich, dass diese ablehnende Haltung der Landesre·gie­
rung bei den verschiedenen Gelegenheiten an verschiedenen 

Orten mal mehr und mal ·weniger stark zum Ausdruck ge, 
kommen ist, je nachdem, wo man gerade spricht. Ich nenne 
Ihnen zwei Beispiele: Einmal wird in einer pfälzischen Tages­
zeitung von "Taschenspielertric:ks" gesprochen. An einer an­
deren Stelle- im Justizblatt- wurde kürzlich ausgeführt: Man 
soll keineswegs voreingenommen an die Reformp-läne heran­
gehen und sie nichtschon im Vorfeld rundum ablehnen.- Das 
Letzte hört sich fast schon wie eil}e Zustimmung an. Das Gan­
ze klingt i.nsgesamtsehr doppelzüngig. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Von dieser Landesregierung sind wir Doppelzüngigkeiten 
durchaus gewohnt. 

(Pörksen, SPD: Hören Sie doch auf mit 
dem Ton! Das ist doch schrecklich!) 



Landtag Rheinland-Pfa~- 13. Wahlperiode- 101. Sitzung, 19. Januar 2000 7605' 

Neu ist allerdings, dass man sich jetzt auch im Justizress-ort 

dieser Doppelzüngigkeit bedient. Ich bin der Meinung, dass 

das geklärt werden müsste. Deshalb fordert die CDU-FraRtion 

Klarheit in diesem Punkt. Das heißt, wir fordern im Interesse -

der Bürger von Rheinland-Pfalzeine glasklar_e Position gegen 

die Reformpläne von Rot-Grün. 

Sehr geehrter_ Herr Justizminister, wenn Sie der Auffassung 

sind, dass es sich bei diesen Reformplänen der Bundesregie-

-rung um "Taschenspielertricks" handelt, müssen diese Re­

formpläne konsequenterweise unmissverständlich abgelehnt 

werden; denn es 'sind nicht nur einige Landgerichte - zum 

Beispiel Bad Kreuznach oder Landau -,deren Bestand durch 

_ diese Reform g_efährdet wird. Es sind insbesondere alle - ich 

betone alle- kleinen Amtsgerichte, die dann infrage stehen. 
Die BÜrger aus meiner Heimat wollen wissen, ob die Am~sge­
richte in der Eif€!1 und im Hunsrück geopfert werden. 

(Zuruf des Abg. Pörksen, SPD) 

Interessant wäre es - Sie sind wieder so vorlaut, Herr 

Pörksen -,zu diesem Thema auch etwas von den Rechtspoliti­

kern der SPD-Fraktion zu hören, 

(Pörksen, SPD: Was bin ich?) 

die bei diesem Thema bisher geschl9ssen untergetaucht sind. 

Sie sind aufgefordert und.haben auch gleich die Gelegenheit 

dazu, unmissverständlich dazu Stellung zu nehmen, ob be­
währte Gerichtsstrukturen und Bürgernähe dem sinnlosen 

Aktionismus und der Selbstdarstellung Ihrer Genossin, 

. (Zurul' des Abg. Pörksen, SPD) 

der Bundesjustizmihisterin, geopfert werden soll~n. 

Eines ist doch klar: Wenn nur noch Eingangsgerichte mit min­
destens zwölf bis 15 Richtern überleben sollen, bedeutet das 

zwangsläufig einen K:ahlschlag in weiten Teilen von Rhein­
land-Pfalz, insbesondere in den ländlichen Gebieten. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)- . 

Wenn Sie das wollen, sagen Sie das. Wenn Sie das· jedoch 

nicht wollen, sind Sie aufgefordert, diesen rot-grünen Plänen 

nachdrücklich zu widersprechef1. 

Alle Fachleute bestätigen übrigens, dass diese Reform ihre· 

Ziele - es sind gute Ziele_- nicht erreichen wird. Es wird .also 
keine schnelleren Verfahren und keine Personaleinsparungen 

geben. Wenn es nur eine Tatsacheninstanz gibt,_ werden-Pro­

zesse noch aufwendiger und zeitintensiver bearbeitet und 
_geführt werden müssen als bisher. Das bedeutet: Längere 

Verfahren und mehr Personal.- Das weißjeder Praktiker. 

Man möge sich' vorstellen, ein Rechtsuchender aus Saarburg 

müsste wegen eines Streitwerts von 1 700 DM mitsamt Zeu-

gen zur Berufu'ng bis _nach Koblenz anreisen. Hier drängen 
sich bereits verfassungsrechtliche Bedenken~ auf. 

(Zu rufdes Abg. Pörksen, SPD) 

Das steht in einem sehr engen Zusam·menhang mit dem Haus­

halt, weil suggeriert wird, dass· durch eine solche Reform Per­

sonaleinsparungen möglich seien. Das ist eine Täuschl!ng, die 

wir uns nicht gefallen lassen dürfen. 

·(Pörksen,_ SPD: Dann müssen Sie in 

Berljn Reden halten und nicht hier!) 

I 
Deshalb fordern !wir vom Justizminister eine klare Stellung­
nahmne und nicht Stellungnahmen, die mal so und mal so 

ausfallen. I . . 
(Vereinzelt Beifall der CDU) 
I . 

M
. D -ld_H_ ... - . d P 

eme amen ur erren, em weiteres gravieren es' ro-

blem in diesem Land - das ist hinlänglich bekannt- ist der 
. I .. . 

Strafvollzug und insbesondere· die dramatische_ Uberbe.le-

gung unserer Ju~tizvollzugsanstalten. Es steht fest, die Bau­
maßnahmen, die jetzt ergriffen wurden, werden eindeutig 

. I . 
zu spät ergriffen.; Jahr für Jahr wurde zugebracht und auf das 
Wunder einer sinkenden Zahl von Strafgefangenen gehofft. 

Meine Damen uL Herren, das-Gegenteil ist eingetreten, mit 

der Folge, dass ldie Justizvollzugsanstalten jetzt aus allen 

Nähten platzen. Ich will das nicht im Einzelnen schildern, weil 
das bekannt ist: I Einzelzellen wurden zu Doppelzellen um­

funktioniert, Sozialräume wurden zu Haftzellen usw. ' - - . 
I - -

Ganz neue Tön~ zum Strafvollzug ausländischer Häftlinge 
I 

hört man s:it einjgen Wochen aus der Bundeshauptstadt Ber-
lin: Ausländer sollen ihre Haftzeit in ihrem Heimatland ver­
büßen. - Das war von der Bundesjustizministeri.~ kurz nach 
Weihnachten zu pören. Ziel des Vorstqßes ist es, die überfüll­
ten deutschen Justizvollzugsanstalten zu entlasten. Die Vor-· 
stellung ist nicht

1 
Uninteressant. Die HaftverbüBung im Aus-

1 -
land ist billiger, d

1
eu.tsche Haftanstaltenwürden entlastet und 

die Regelung hätte sicherlich auch eine nich't unbeachtliche 
präventive Wirku

1
ng auf ausländische Straftäter. -

I . -
-Bekanntlich hatt~ der hessische Justiz~inister im Frühjahr des 
letzten Jahres eihen solchen Vorschlag bereits unterbreitet.'-

! -
Damals war die Reaktion der SPD noch einhellig ablehnend. 

Meine Damen u1d Herren, unsere_ SPD im Landtag ist, nach~­
dem der Vorschlag von der Genossin aus Berlin geKommen 

ist, wieder einm11 abgetaucht. Auch hier müssen Sie Farbe 

·bekennen und ~agen, ob ~ie die Aufassung von Frau 
Dr. Däubler-Gmelin teilen; denn Strafvollzug ist ein landes­

politisches Themt das im Zusammenhang mit dem Haushalt 
. I . . 

steht. Dem darfst die SPD im Land nicht verweigern. 

- Die CDU-Fraktioh fordert eine ernsthafte Prüfung dessen, 
I 

was auf Bundesebene diskutiert wird und wozu viele andere -

i 
I 
I 
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bereits Stellung genommen haben. Ich erwarte eine klare Po­
sition seitens der SPD im Land zu den Vorschlägen der eige­

- nen Bundesjustizministerin. 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU­
PÖrksen, SPD: Ist das hier 

eine Fragestunde?) 

Meine Damen und Herren, einstweilen können wir, solange 
dfe Justizvollzugsanstalt~n hoffnungslos überbelegt sind, auf 

wohlformulierte Presseerklärungen· aus der Konservendos_e, 

zu hochtrabenden Resozialisierungsbemühungen gerne ver_: 
zichte.n. Angesichts der Tatsache, dass in Rheinland-Pfalz 
noch nicht einmal die Grundstandards in Form von ausrei­
chendem Haftraum, saniüiren Anlagen und Beschäftigungs­
möglichkeiten gegeoen sind, ist es wirklich fehl am Platz; dass 
wir diese Presseerklärungen zu wirklich hochtrabenden Re2o­
zialisierungsbemühungen über uns ergehen lassen müssen. 

Zum Stichwort "Überlastung" der Justiz muss auch ein Feld 
angesprochen ·werden, das selten angesproc;hen wird. Ich 
möchte heute die Situation der Gerichtsvollzieher im Land 
ansprechen. Fest steht, dass es zu wenig Gerichtsvollzieh,er 
gibt. Vom Verband wurden uns in Einzelfällen Überlastungen 
von durchschnittlich 160% bis 210% berichtet. Gründe hier­
für sind unter anderem der Aufgabenzuwachs, zum Beispiel 
die Übertragung der Abnahme d~r eidesstattlichen Versiche­
rung auf die GerichtSvollzieher. Kurzfristige Abhilfe ist nicht 
in Sicht. Die Ausbildung daue0= drei Jahre. Die Gerichtsvoll­
zieher beklagen ~ich zu Recht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer glaubt, dies sei 

in erster Linie ein Problem der Gerichtsyollzieher, der irrt. 
Hier entsteht Tag für Tag den Gläubigern ein wirtschaftlicher 
Schaden, wenn Vollstreckungsmaßnahmen· verspätet durch-· 

geführt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, w~nn man seinen 

vor Gericht durchgesetzten Titef nicht mehr in angemessener 
Zeit realisieren kann, geht ein Stück Rechtsstaat verloren. Es 
ist nicht zu erkennen, dassdie Landesregierung ein Konzept 
vorlegen könnte, um diesem Problem zu-begegnen. 

Meine sehr verehrten Damen Uf)d Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wenn diese von mir aufgezeigten Mängel be­
stehen- daran besteht überhaupt kein Zweifel-, müssen wir 
auch darüber reden. Nicht darüber zu reden heißt, Missstän­

de fortzuschreiben und weiter zu vergrößern. EinE!s steht 
fest: Die ~eche.zahlen im Ergebnis der Rechtsstaat und die 
Bediensteten. 

Vielen Dank. 
(Beifall de-r CDU) 

Vizepräsident .Heinz: 

Für die SPD-Fräktion erteile ich Herrn Abgeordneten Redmer 
das Wort. 

Abg, Redmer, SPD: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Justizhaushalt 
ist wie immer unspektakulär, aber nicht problemlos. Die Jus­
tizpolitik .der \!'ergangenen Jahre erfolgte Qeräuschlos und 

ohne Skandale. Das alles kann aber nicht bedeuten, dass wir 
.. wegschauen und uns nicht mit einzelnen punkten auseinan­

. der setzen-müssen. Es kann gar nicht bedeuten, dass wir nicht 

Perspektiven für die Zukunft entwickeln müssen. 

Dass die Opposition dies alles anders und viel problembelade­
ner sieht, haben wir von dem. Kollegen Berg hören können. 
Das haben wir auch vor zwei Jahren von ·ihm hören können. 
Auch damals hat er ein Horrorszenario an die Wand gemalt. 
Herr Kollege Frey musste damals noch antworten. Der Kolle­
ge Caesar ~tand voll in der Schusslinie des Kollegen Berg, was 
er alles falsch gemacht hätte. Ich habe Ihre. Red_e gestern 
Abend nachgelesen. Schütteln Sie nicht den Kopf. Ich weiß, 
was Sie vor zwei Jahren gesagt haben. Sie haben massive Vor­
würfe gegen das vorgebracht, was Herr Caesar an Rechtspoli­

tik im Land gestaltet hat. 

Wir haben die Rechtspolitik des Herrn Caesar vor mehreren· 
Jahren, vor zwei Jahren und in den letzten Wochen immer 
gleich beurteilt. Wir sind froh, dass der Kollege Mertin als 

' neuer Justizminister den Weg des Kollegen Caesar weiter­
geht und ir:! dessen Sinn die Rechtspolitik in diesem Land ge-
staltet.- · 

(Vereinzelt Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Dies beinhaltet insbesondere den Punkt, für die Unabhängig­

k_eit, für das politische Gewicht der Rechtspolitik zu streiten 
und Rechtspolitik nicht an den Rand geraten zu lassen, wie 
wir das in verschiedenen Länderkabinetten mittlerweiie lei­

der erleben müssen. 

Die Justiz nimmt für sich einen hohen Deckungsgrad in An­

spruch, und zwar etwa 40 %. Dies kann nicht bedeuten; dass 
sie deswegen keinen Sparzwängen unterliegt. Natürlich un-
terliegt sie ebenfalls den Spar'zwängen, die insgesamt für den _ 
Haushalt gelten. Dies bedeutet, dass wünschenswerte Vorha-
ben nur in kleinen Schritten verwirklicht werden können. Al-
les andere zu sagen, wäre unredlich. Der Kollege Mertes, un-

ser Fraktionsvorsitzend er, hat uns heute Morgen deutlich· ge­
macht, dass es mitunter schmerzhaft ist, zu sagen, dass das 
und das nicht mehr geht. Wer würde nicht gern durch die 
Landgerichte und Amtsgerichte ziehen und sagen, _ihr 
braucht alle mehr Richter, Rechtspfleger und Technik? Jeder 
würde gerne das Füllhom ausschütten. Es muss jedoch be- .. 
zahlrwerden. 

Herr Kollege Berg, wenn man sich einmal mit der Ausgangs­

lage auseinander setzt und feststellen will, wie die wirkliche -

Bel?stung in der Justiz ist, empfiehlt es sich, sich e-inmal eini­
ge Zahlen zu Gemüte zu führen. So k.:mn festgestellt werden, 

dass bei den·Zivilsachen zwischen 1989-und 1998- in neun 
Jahren- ein Anstieg von 9-% zu verzeichnen war. Jch _muss die 
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Zahlen aus dem Jahr 1998 nehmen, weil die Zahlen aus dem 

Jahr 1999 noch nicht vorliegen. 

Bei den Familiensachen war der-Anstieg 17 %, bei den Staats­

anwaltschaften 23 %, den Finanzgerichten 17 %, den Sozial­

gerichten 33% und den Arbeitsgerichten 31·%. Das sagt eine 

ganze Menge über die soziale Situation, die dahinter steht, 

aus. Bei den Mahnsachen war der Anstieg 40 %. Das war der. 

Anstieg der Fälle. 

Wie sieht das mit der Verfahrensdauer aus? Diese ist nicht in 

. gleichem Maße angestiegen. Dies bedeutet, die Justiz kann 

gar nicht so schrecklich schlecht ausgestattet sein, wie Sie das 

glauben machen wollten, Herr Berg. Die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter müssen schon motiviert sein, um diese viele 

Arbeit zu bewältigen.· 

Immer wieder die Ausgangsjahre 1989 und 1998 genommen, 

kann man feststellen, dass die Verfahre'nsdauer beim Amts­

gericht in Zivilsachen von 4,1 Monaten auf 4,4 Monate ange­

stiegen ist. Das entspricht 7,3 %. ln Zivilsachen ist sie bei_ den 

Landgerichten sogar zurückgegangen, und zwar von 

17,1 Monaten auf 16,3 Monate. Das ist ein Mious von 4,7 %. 

Bei Familiensachen· am Amtsgericht ist sie von 8,9 Monaten 

auf 10,4 Monate angestiegen.· Das entspricht einem Anstieg 
von 16,9 %. Das ist insgesamt der stärkste Anstieg. Bei Straf­

sachen ·an den _Amtsgerichten·, die ausgeurteilt wurden, ist 

ein Anstieg von 4,2 Monaten auf 4,4 M_onate zu verzeichnen. 

Das ist ein Anstieg von 4,8 %. Bei den Landgerichten sind die 

Strafsach-en von 6,6 Monaten auf 6,1 Monate zurückgegan­

'gen. Das ist ein Minus von 7,6%. So dramatisch ist das nicht, 

wie Sie uns glauben machen wollen. 

Eine Lösung der Probleme finden zu wollen, bedeutet nicht, 

wie ich schon gesagt habe, mehr Richter und mehr Geld zu 

versprechen, sondern bedeutet zuallererst, dass wir sparen 

. müssen. Neben dem Sparen müssen wir versuchen, moderne 
Technik einzusetzen. Dieser Schritt wird in Rheinland-Pfalz 

gemacht. Rheinland-Pfalz kaf!n sich durchaus im Vergleich 

mit anderen Ländern sehen lassen. 

Wir hatten mit unserem Arbeitskreis im Dezember Baden­

Württemberg besucht und haben uns dort einmal umgese­

hen. Heute hat es der Kollege Berg nicht gemacht, aber bei 

anderer Gelegenheit hat e'r immer gesagt: Baäen-Württem­

berg ist führend. Da geht das alles so toll. - Die Leute .in 

Baden-Württemberg waren ganz erschrocken, als wir dort 

ankamen, weil die gar nicht ·wussten, warum wir nach ihrer 

Technik schauen wollten. Diese haben sie nämlich alles ande­
re als für vorbildlich gehalten. ln der Diskussion hat sich 

schnell herausgestellt, dass Rheinland-Pfalzweiter als Baden­

Württemberg ist. Das war der Punkt. Von daher müssen wir 
uns gar nicht verstecken. 

Wir müssen die Ausstattung mit moderner Technik konse­

quent weitergehen. Dabei muss jedem bewusst sein, dass das 

eine Menge Geld kostet. Im ersten Schritt wird es erhebliche 

Personaleinsparungseffekte geben, im zweiten Schritt nicht 

mehr. Im zweiten Schritt muss die Technik ersetzt werden. 

Das kostet auch wieder viel Geld, aber die personellen Ein­

spareffektewerden sich dann in Grenzen halten. Gleichwohl 

muss dieserWeg weitergegangen werden. 

Ich habe von den motivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbei­

tern in der Justiz gesprochen, denen unser Dank gilt. Damit 

diese 'weiter motiviert bleiben, müssen die Arbeitsbedingun­

gen weiter verbessert werden. Sie sind in den letzten Jahren 

schon verbessert worden. Dazu gehört die eben erwähnte 

Technik. Dazu gehört aber auch, dass der Zugang zur Justiz 

für möglichst viele Menschen offen bleibt, zum Beispiel für 

Richter, Rechtspfleger usw. Dem diente unter anderem das, 

-was wir als Änderung der Referendarausbildung beschlossen 

haben, und zwar-die Umstellung vom Beamte'hverhältnis ~uf 

· ein öffentlich-rechtliches Verhältnis. 

Ich weiß, das war nicht populär gewesen und ist mit Risiken . 

behaftet. Das ist gar keine Frage. Für uns war es schmerzhaft, 

diesen Weg zu gehen. Gerade vor dem Hintergrund dessen, 

was iCh am Beginn gesagt habe, dass man keine Füllhörner 

mehr ausschütten kann, ist dies ein sinnvoller Weg gewesen. 

Wir müssen schauen, dass wir ilin beibehalten und den Ver~ 

such wagen, dass mehr Referendare in die Ausbildung kom­

men und die Warteschlangen kürzer werden, ·wenn unter 

den einzelnen Referendaren weniger verteilt wird. 

Das müssen wir tun, ·auch wenn die Justizministerkonferenz 

gesagt hat: Wir wollen die Zahl der Jura-Zugänge im Studium 

von 17 500 auf 10 500 reduzieren.- Diese Maßzähl, die man 

sich_vorgenommel') hat, ist schön. Ob sie erfüllt wird, steht in 

den Sternen, insbesond~re was die Dauer des Doppelhaus­

halts anbetrifft. 

ln. Bezug auf die Gerichtsvollzieher hat Herr Kolleg·e Berg· 

a'uch einiges gesagt, aber die Zahl derjenigen, die in Ausbil­

dung sind, ist ih letzter Zeit erhöht worden. Das hat auch sei­
nen Sinn. Durch die lnsolvenzo[dnung, durch die eidesstaatlic 

chen Versicherungen ist eine höhere Arbeitsbelastung bei 

den Gerichtsvollziehern entstanden: Wenn wir das nicht ab­
arbeiten können, so wie das erwartet wird, müssen wir in 

zwei Jahren noch einmal hinschauen und ggf. nach laden. · 

Jetzt haben Sie im Brustton der Überzeugung gesagt, die An­

hebung bei den StraiVollzugsbeamten, das ist eine alte For­

derung der CDU, müsst ihr jetzt endlich machen, weil w.ir es 

solange gefordert haben .. 

(Pörksen, SPD: Das hätten die 
· längst lösen können!­

ZurufdesAbg. Berg, CDU) 

;- Es soll mir egal sein, wen Sie h~ch ins Boc;>t nehmen wollen, 

aber es wird dadurch nicht richtiger, was si~gesagt haben. 

Es gibt ein Versorgungsrefo~mgesetz a~s dem Jahr 1998, ver­

abschiedet und beschlossen, nachdem der letzte Doppelhaus­

halt in diesem Haus verabschiedet wurde. Damit wurde erst 
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- die Vorauss·etzung geschaffen, um diese Anheburig _vorneh- . 
men zu können. Der Geschäftsführer unserer Fraktion hat un­
mittelbar, nachdem das 1998 passiert war, mit dem Justizmi­
nisterium Kontakt aufge-nommen, um den Weg für diesen 
Doppelhaushalt zu öffnen, damit wir das in diesem Haushalt 
geklärt bekommen. Wir haben das übrigens mit den Betrof­
fenen diskutiert. Diese finden die Lö~ung, die wir ihnen an-

.: bieten, angemessen, vernünftig un~ sind froh, dass wir das in 
die Hand genommen haben und dass wir das mit dem Justiz­
ministerium gemeinsam regeln können. 

(Beifall bei SPD und F.D.P.) 

Jetzt k-önnte natürlich eirie Justizreform ·eine VIieitere Verbes­
serung bei den Geri<;_~ten bringen. Wir haben dazu im No­
vember eine Anhörung gemacht· und haben das feststellen 
können, was Sie vorher auch:schön der Presse entnehmen 
konnten. Die Reaktionen bei-den Betroffenensind höchst un­
terschiedlich. Es gibt welche, die sagen: Prima, dass so etwas 
gemacht wird. - Andere sehen den Rechtsstaat untergehen 
und haben bestimmte Lobbyinteressen, die eingebracht wer­

den. Das war immer so, wenn über Justizreform geredet wur­
de. Es gibt meiner Auffassung nach keinen Königsweg bei der 
Justizreform. Die Reformen der 90er-Jahre -Zur Justizbe­
schleunigung und -Vereinfachung. haben auch gezeigt, dass 

es keinen Königsweg gibt. Diese reichen auch bis heute nicht. 
Deswege_n wird weiter über Justizreformen nachgedacht. 

Aus unserer Sicht ist eine wirkliche Strukturreform erforder-. -
lieh. Dazu gibt es Eckpunkte. Das müssen nicht alle Punkte 
sein, die einem dazu einfa(Jen, aber ich will diese Eckpunkte 

einmal nennen. Dazu gehört schon die Verfahrensvereinfa­
chung.Auch dazu haben wir vor z:wei Jahren gesproc_hen. Das 
bedeutet, bei einver~ehmlichen Scheidungen ka~n man an­
ders vorgehen, als das bisher der Fall ist. Bel-Registersachen 
geht man diesi:m Weg zum Teil schon; Man sollte ihn konse­
quent weitergehen, dass man vereinfacht. -

An der Schnittstelle zwischen Zivil~ und Strafverfahren, denke ; 
ich, muss man auch ein kleines Stückehen mehr noch zur Be­

schleunigung und zur. Vereinfachung ·machen. Man kann sa­

gen, e_in einmal festgestellter Sachverhalt bleibt festgestellt 
und muss nicht bei den unterschiedlichen Rechtsarten noch 

einmal ein zweites oder drittes Mal festgestellt werden. Die 

außergerichtliche StreitschliChtung sollte populärer und at­
traktiver gemacht werden. 

· -Da gibt es seit dem vergangenen Jahr ein Gesetz. Wir sind­
nicht mit allen Punkten in diesem Bundesgesetz einverstan­
den, weil wir denken, gerade das Land Rheinland-Pfalz müss­
te ein Interesse daran haben, dass auch außergerichtliche 
Streitsc;:hlichtungen in den Fä.llen möglich sind, wenn der 

Gegner in einem anderen Bundesland wohnt. Das ist im Mo­
ment nicht möglich. EinFall, bei dem einer in Wiesbaden und 
einer in Mainz sitzt,·kann außergerichtlich nach diesem Ge­

setz nicht geregelt werden. Das ist für unsnicht nachvollzieh­

bar . .Gerade Rheinland-Pfalz mit seinen Grenzen zu Baden-

Württemberg, Hessen, Nordrhein-Westfalen und dem Saar­
land muss ein Interesse daran haben, ~ass an dieser Stelle_ 
nachgebessert wird. 

Es gibt darüber hinaus den Vorschlag, das Kammersystem 
weiter zu verschlanken, nicht abzuschaffen. Auch darüber _ 

sollte man nachdenken: Man sollte auch schau~n, dass man 
Verständigung st§ltl: Urteil stärker in den Mittelpunkt von Re­
formplänen stellt. 

Alles in allem,- glaube ich, der Rechtsstaat ist nu-r so gut, wie 

er von den Bürgerinnen und Bürgern auch akzeptiert wird. 
Akzeptiert werden kann er umso eher, je überbllckbarer er 
ist. Deswegen sollten Fristen, die wir in ganz unterschiedli­
cher Form im Verwaltungsrecht, im Zivilrecht und im Straf­
recht haben, so weit es irgendwie geht, aneinander· angegli­
chen werden. Je einheitlicher sie sind, umso einfacher sind sie 
auch beim Bürger wahrzunehmen und. können sich umso ein­
facher auch einprägen. 

Unter dem verballhomten Filmtltel "Im Kittchen ist kein Zim­
mer frei" hat die "Allgemeine Zeitung" vor einigen Monaten 
über die Situation im Stafvollzug berichtet. Herr Kollege Berg 
hat das auch aufgegriffen. Nljr, Herr Berg, das ist kein 
rheinland~pfälzisches Problem. Das ist ein bundesweites Pro­

blem. ln Nordrhein-Westfalen versucht man mit der Haftan-

_stält "Light" eine kleine Entlastung zu schaffen. ln Hessen ver­
sucht- man es damit, ausländische Staftäter so schnell wie 
möglich nach draußen zu bekommen. Wie sie in dem Zusam­
menhang Frau Däubler-Gmelin zitieren, das ist so nicht rich­
tig. Ich habe die Interviews mit ihr gehört. Sie bleibt auf der 
Basis der jetzt schon bestehenden rechtlichen Möglichke_iten 
und will sie nicht verändert wissen. Das kann ich dann gar 
nicht so dramatisch finden, wie sie es dargestellt haben. 

-Der De.utsche Anwaltsverein sagt: Bewährungsstrafen sollen 
von zwei auf drei Jahre erhöht werden, damit man in den 
Justizvollzugsanstalten Entlastung schafft. Also Sie sehen, das· 

ist kein spezifisch rheinland-pfälzisches Problem. Das. wird 
bundesweit gesehen. Wir fahren in Rheinland-Pfalz zweiglei­

sig. Auf der einen Seite gibt es Dinge wie "Schwitzen statt Sit~ 

zen". Das hat sich von 1991 bis 1998 _von 351 Fällen auf 

960 Fä-lle erhöht. Wir versuc~en, stärker zu resozialisieren: 
Von 1996 bis 199S~lnd 255 Häftlinge zu einer Berufsausbil-. 

dung gebracht worden, die ihnen bei der Resozialisierung 

hi_nterher-erheblich geholfen hat. 

Die Stiftung Entschädigungshilfe für Straffällige trägt bei :tur 
Entschuldung von Häftlingen. Auch das ist ein ganz wichtiger 
Ansatzpunkt; denn wer kann vernünftig nach der Haftentlas­
sung in~ Zivilleben starten,' wenn er den -Buckel voller Schul­
den hat? 

Schließlich gibt es den Täter-Opfer-Ausgleich, der seit weni-
. - . 

gen Wochen in der StPO eine neue gesetzliche Grundlage ge-
funden hat und der beiuns im-Jahre 1998 1 1~4 Mal ange- · 

regt wurde und 614 Mal funktioniert und zu einem Ergebnis 
geführt hat. Das sind alles Dinge, die wir unterstützen und 
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weiter fördern wollen. ·Dafür giQt es auch Ansätze im Haus­
hal1:, dam}t Menschen beim Täter-Opfer~Äusgleich mithelfen 
können. Dieser Täter-.Opfer-Ausgleicli ist ungeheuer wichtig, 
um das Rechtsstaatsempfinden der Opfer zu sichern. 

{Beifall bei der SPD- und 
vereinzelt bei der F.D.P.) 

Herr Kanther, bis vor zwei Tagen Mitglied des Rechtsaus­
schusses des Bundestags und auch in anderen Funktionen be­
kannt, hat gesagt: Das -ist Täterschutz, was ihr macht und 

- kein OpferschutZ. - Ich bin der felsenfesten Überzeugung, 
dass ·es nicht nur Täterschutz ist. Es ist Opfer~chuiz. Was hat 

- -
das Opfer davon,. wenn der Täter drei Jahre hinter Gittern 
sitzt, aber der Schaden, den der Täter verursacht hat, nicht 
beseitigt wird. Ich habe selbst schon als Anwalt einen Brand­
stifter verteidigen müssen. Er hat_ eine Bewährungsstrafe be­
kommen, die er normal nie bekommen hätte. Der Richter 
sagte: "Du bist Bauhandwerker. Du verdienst so viel im.Mo­
nat, dass du damit deine Schäden monatlich abbezahlen 
kannst. Du machst mit deinem Anwalt einen entsprechenden 
Entsch_uldungsplan. Dann ist den Opfern gedien( und du 
musst nicht in Haft gehen." Damitwar beiden Seiten gedient 
Das ist Opferschutz. Dann können die ·opfer sagen: Mit die-· 
sem Urteil kann ich leben. - Das ist besser als immer stärkere 
Forderungen nach höheren Haftstrafen. Däs is:t Rechtsstaat; 
wie wir ihn sehen wollen und wie wir ihn auch weiter ausbau:_ 
en müssen. Dazu hätte ich gern etwas von der CDU gehört, 
aber herzlich wenig erfahren. 

Die CDU sieht in diesem Land den Rechtsstaat ohnehin be­

droht. Wenn wir Frau Granold glauben dürfen,_ was sie in der 
letzten Rechtsauss~husssitzung gesagt hat, dann ist -der 
Rechtsstaat in Rheinland-Pfalz bedroht bzw. gefährdet. Ich 
kann das nicht erkennen. Ich kann mir sehen, dass die CDU 
selbst seit Monaten versucht, die Justiz zu instrumentalisie­
ren. Ich kann nur erkennen, dass sie die Justiz demotiviert. 
Wenn ich an den Rotlichtausschuss und an andere Dinge den­
ke, .dann bin ich der Meinung, dass das schon ein Beitrag zur 
Demo.tivierung der Justiz ist, was teilweise von Kolleginnen 
und Kollegen der CDU alles gemacht wird. 

Ich will das aber nicht weiter vertiefen, sondern auf den Kol­
legen Gölter eingehen. Herr Kollege Gölter, Sie haben vorhin 
mit einem Fanfarenstoß ihren Redebeitrag begonnen. Sie ha­

ben dann am Ende gesagt, man solle Herrn Böhr nichts an­
rechnen, was ihm nicht anrechenbar ist- d'accord. 'Man so!! 
Nichtbewiesenes nicht instrumentalisieren - d · accord. Aber 
·sie hatten unterstellt, dass die SPD, als sie in der Opposition 
war,--

(Abg. Dr. Göl:ter, CDU, verlässt 
den Plenarsaal) 

- Hören Sie ruhig zu, lesen Sie es im Protokoll nach, Herr 
Gölter; wenn Sie wieder Zeit zurri Lesen haben. 

--einen Gesetzentwurf mit der Klassenmesszahl 20 vorgelegt 
hätte. Er war hell empört, weil das überhaupt nicht finanzier­
bar ist. Mir liegt der Antrag der SPD vom 20. November 1990 
vor. Darin steht: "Die Landesregierung wird aufgefordert, ab 
dem Schuljahr 1991/1992 die Messzahlen für die-erste und 
zweite- Klasse an.rheinland-pfälzischen Grundschulen auf 25 
zu begrenzen."-

_(Zurufe von der SPD: Hört, hört!) 

Wenn Herr Dr. Gölter all das gelten lassen will, w~s er als Mo­
raBatte für andere-aufgelegt hat, sollte er wieder in den Ple­
narsaal zurückkehren und seine Äußerung korrigieren. 

Danke. 
·(Beifall der SPD und der F.D.P.­

ZurufdesAbg. Mertes, SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Gestatten Sie zunächst noch eine Kurzintervention des Kolle­
gen Berg.- Bitte schön! 

Abg. Berg, CDU:-

Meine. sehr verehrten Damen und Herren! Ich sehe michyer­
anlasst, zu den Bemerkungen, die Herr Kollege Redmer zu 
Beginn seiner Rede gemacht hat, kurz etwas zu sagen. 

Herr Kollege Redmer, Sie haben meine Hallshaltsrede kriti­

siert, die ich vor zwei Jahren gehalten habe, und darauf repli­
ziert, dass ich den zwischenzeitlich verstorbenen Justizmini­
ster Peter Caesar kritisiert hätte. Ich möchte hierzu Folgendes 
feststellen: 

1. Meine Haushaltsrede aus dem Jahr 1998 enthielt.überwie­
gend ?parvorschläge mit neuen Denkansätzen. 

2. Herr Kollege Dr. -Schiffmann- ich nehme an, er erinnert sich 

daran-hat mich nach meiner Rede spontan darauf angespro­
chen und sich für die Sachlichkeit und die interessanten neu-­
en Denkanstöße bedankt. 

(Zurufe von der SPD) 

3. Zu Herrn Justizminister Caesarhatte ich ein gutes kollegia­
les Verhältnis: Er hat mit mir auch über diese Vorschläge aus 
meiner Haushaltsrede gesprochen. ' 

-Ich bin stolz darauf, dass er mir handschriftliche Grüße mit ei­
nigen Zeilen an lässlich meines Geburtstags geschickt hat. 

ljerr Redmer, ich weiß nicht; wie tief wollen Sie eigentlich 
noch sinken? 

(Beifall der CDU) 
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Vizepräsident Heinz: 

Ich erteile der Kollegin Frau Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

M'eine Dam~n und Herren! Ohne, dass ich es wusste, hatte ich 
mir für die_ Einleitung- meiner Rede etwas überlegt, was an 
dieser Stelle nun besonders gut zu passen scheint. Im Rechts­
ausschuss wurde der Entwurf des Justizhaushalts überein­
stimmend- und zwar wirklich in Worten, übereinstimmend­
als wenig spektakulär bezeichnet_. Sie werden es nicht glau­
ben, welche beiden Personen diesen Haushaltsentwurf so be­
zeic~neten, nämlich zum einen Herr Berg und zum anderen 
Herr Redme~. Dies ist wirklich eine sehr seltene Übereinstim­
mung, wie ich aus meiner Erfahrung sowohl im Rechtsaus­
schuss als auch im Untersuchungsausschuss .,Rotlicht" sagen 

kann. 

- Ich finde es eigentlich schade. Ich finde, es ist kein Kompli­
ment fü-r ein Ressort, wenn man es als wenig spektakulär be­

zeichnet; denn dies zeigt natürlich auch, dass man von den 
d_rängenden Problemen, von notwendigen Reformen sowie 
auch von der seit langem geforderten Neuorientierung der• 
Justiz in diesem Haushalt bisher wenig zu spüren scheint. 

Natürlich geht er auf die ansteigEmde Zahl der Studierenden 
ein, aber in' einer sehr defensiven Art und Weise, die nur we­

nig nach vorn gerichtet ist. Er beschäftigt sich auch nicht mit 
der Reform der Zivil- und Strafgeriehtsbarkeit, und last.but 
not least-gibt es viel zu geringe Ansätze auf die grundlegen­
de Neuorientierung in unserem Rechtswesen, dass nämlich 
der außergerichtlichem Streitschlichtung und der Stärkung 
des Opferschutzes ein immer größ_erer Stellenwert einge­
räumtwird. 

Es ist also ein .sehr konservativer, wenig spektakulärer Haus­
haltsentwurf, eher-stagnierend und rückwärts gewandt. Das 

-war meiner Meinung nach- so hatte ich Herrn Berg auch ver­

standen - auch die Hauptkritik, wie er si.e dort auch vorge­
bracht hat. 

(Pörksen, SPD: Wenig spektakulär ist 
doch nicht rückwärts gewandt, 

. Frau Ko!legin!) 

Das ist eigentlich schade; denn von der Aufbnichstimmung, 
wie- sie auf Bundesebene momentan in diesem Bereich 

herrscht, ist in diesem Haushalt nichts zu spüren. 

Die Zahlen sprechen doch wirklich für dringer:den Hand­
lungsbedarf. Bundesweit stehen heute 180 _ooo berufstätige 
Juristen und Juristinnen ca. 135 000 Nachwuchsjuristinnen in 
Studium· und Vorbereitungsdie11st gegenüber. Dies sind also . . 

Zahlen, die man sich kaum klar machen kann. Die Referen­
darausbildung kostet die Länder jährlich ca. 1 Milliarde DM. 

Auch der prognostizierte Anstieg der Studienanfängerzahlen 
wächst von momentan 13 % auf 28 % für das Jahr 2008. Die 
Landesregierung hat iri diesem Bereich natürlich die Not­
bremse gezogen, kann lllan sagen. Ihr Lösungsangebot be­
steht darin, durch ein öffentlich-rechtliches Ausbildungsver­
hältnis die Möglichkeit zu schaffen,- die Referendarbezüge 
herabzusetzen und dadurch - so hofft man - vielleicht noch 
vorhandene Ausbildungskapazitäten voll zu nutzen. Dies 
wurde von einigen in der Anhörung bestritten. 

Meine Damen und Herren, Herr Mertin, das ist zu defensiv 
und der Problemlage wirklich nicht adäquat. Wir erwarten 
von der Limdesregierung eine intensivere Anstrengung und 
eine klarere ~nd 'eindeutigere Unterstützu-ngper bereits fort-

- geschrittenen Reformdiskussion der. gesamten Juristinnen-
- ausbildung. Ich möchte jetzt nicht auf einzelne Punkte einge-

hen. Das haben wir .schon getan. Aber das ist das, was zu­

kunftsweisend ist, und- bitte schön!- nicht die Kürzung der 
Referendarbezüge. 

Meine Damen und Herren, auch für diesen.Hausfiait gilt: Da 
der Justizhaushalt zum größten Teil. ein Personaln.aushalt ist, 
können weiter ansteigende Zahlen von Gerichtsverfahren 
- Herr Redmer hat soeben den prozentualen Anstieg deutlich 
gemacht - nicht mit ~iner Personalste·igeruf!g beantwortet 
weJden. - Ich glaube, darüber herrscht im Prinzip auch Über­
einkunft. Dies macht aber natürlich Reformen unumgänglich. 
In diesem Bereich ist der Handlungsbedarf in der Justiz be­
sonders drängend. 

Ich möchte auch noch einmal deutlich machen, dass ein ajlge­

meiner Konsens darin besteht, dass durch eine klare Gliede­
nmg und Zuständigkeitsteilung ein transparentes, also für 
den Bürger durchschaubares, und bürgernahes Gerichtssys­

tem erhalten bleibt. Auch herrscht Einigkeit darüber, dass das 
Grundrecht auf Einzelgerechtigkeit durch Verfahren gewähr­
leistet bleiben muss und nicht eingeschränkt werden darf. 
Über diese Grundsätze gibt es keine Diskussion. 

Meine Damen und Herren, die neue- Bundesregierung hat 
den seit Jahrzelinten bestehenden Reformdruck ernst ge­
nommen !Jnd im Bereich der Zivilgerichtsbarkeit einen Refe­

rentenentwurf zur Reform-der Zivilprozesse vorgelegt. Sein 

Ziel ist ausdrücklich, mehr Bürgerinnennähe, mehr Effizienz 
und mehr Transparenz. Ich möchte noch einmal sagen, ge­

plant"ist, die erste Instanz aufzuwerten, das heißt, die Ein~ 
gangsgerichte zu stärken. Der Streitwert von Berufungen soll 

· von 1 500 DM auf 1 200 DM gesenkt werden, und Amts- und 

Landgerichte sollen zu umfassenden Eingangsgerichten zu­
sammengefasst werden und den Streit möglichst umfassend 
und abschlj_eßend würdigim. 

·Meine Damen und Herren, das bedeutet natürlich V~rände­
rungen in den Strukturen sowie den Organisationsabläufen. 
Wie stellt sich die Landesregierung dazu? - Welche Stellung 
nimmtsie zu dieser Reform ein? 

•. 
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Herr Berg hat bereits darauf hingewiese-n, und ich muss auch 

sagen, ich fand es nicht besonders sachgerecht, in einer etwas 

schnodderigen Art von Taschenspielertricks und Ähnlichem 

zu sprechen, mit der Herr Mertin in Landau auf diese Reform 
eingegangen ist. Ich glaube, dass man den gesamten Reform­

anstrengungen auf Bundesebene nicht gerecht wird, wenn 

man zunächst einmal abwehrt und sagt, das kann eigentlich 

nur negativ ausgehen, und somit die Leute vor Ort, die natür­

lich vor einer Schließung ihrer Gerichte Angst haben, verunsi­

chert. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen· und Herren, natürlich sind in diesem Gesetz­

entwurf noch viele Fragen offen. Das ist ganz klar. Eine Aus­
einandersetzung ist notwendig. Aber sie sollte dann auch 

nicht so polemisch geführt werden wie beispielsweise in Lan­

dau vom Landgerichtspräsidenten Assmus. Es geht der Bun- _ 

desregierung nicht darum, aus Einspargründen den Rechts­

schutz für Bürgerinn~?n zu verkürzen, sondern im Gegenteil, 

die Stärkung <;ler ersten-lnstanz liegt durchaus im Interesse 

rechtsuchender Bürgerinnen, da dadurch der Amtsgerichts­

prozess gestärkt wird und vom Landgericht dann nicht mehr 

wie heute so oft als Vorspiel für die eigentliche Auseinander­

setzung angesehen wird. -

Meine Damen und Herren, seit- dem 1. Januar ist nun auch 

- darauf wurde von Herrn Redmer bereits hingewiesen - die 

vorgerichtliche Streitschlichtung in Kraft getreten. ln ihrem 

Ausbau sehen wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ein wichti­
ges Instrument, den Rechtsfrieden dauerhaft herzustellen 

und Konflikte zu schlichten. Eine-Vielzahl von Rechtsstreitig­
keiten werden sich dadurch schneller einer für alle Seiten be­
friedigenden Lösung· zuführen lassen, als dies innerhalb der 

sehr formalisierten Gerichtsverfahren möglich ist. Die Mög­
lichkeiten von· vorgerichtlichen Schlichtungsverfahren sind 
bei den ·Zivilgerichten auszubauen. Ich denke, das ist eine 

wichtige Aufgabe für das Justizressort in Rheinland-Pfalz in 

den nächsten Jahren. 

Meine_ Damen und Herren, wir halten darüber hinaus auch 

den Ausbau von Mediationsstellen fü'r sehr wichtig, um eine 

bürgernahe und bürgerfreundliche Justiz zu schaffen. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich denke insbesondere an die Bereiche Familienrecht, zum 

Beispiel in Scheidungs- und Trennungssituationen, aber aucll 
an das Mietrecht, an nachbarliche Streitigkeiten und an das 

Verbraucherrecht. Wir haben in einem Antrag ebenso, wie 
wir es schon vor zwei Jahren gemacht haben, die Landesre­
gierung aufgefordert, bestehende Möglichkeiten der Kon~ 

fliktlösung und Streitverhandlungen durch Verhandlung und 

Mediation in Rheinland-Pfalz im justiziellen Bereich zu unter­
stützen und Informationen für ihre Vernetzung 'bereitzustel­

len. Besonders ford~?rn wir die Schaffung von Anlauf- und 
Orientierungs-- sowie Verweisungsstellen, in denen sich Rat 

- suchende Bürgerinnen und Bürger über di~ unterschiedlichen 

Möglichkeiten informieren können,-wie man eine außerge­

richtliche Konfliktbearbeitung ange_ht. 

Meine Damen und Herren, natürlich gehört in diesen Bereich 

auch, dass Maßnahmen ergriffen werden, damit in der juristi­

schen Aus- und Fortbildung Lehrveranstaltungen angeboten 

werden, in denen die neuen Streitverhandlungsfertigkeiten 
angeboten und dann auch gelernt werden können, 

Meine Damen und Herren, in den Bereich der neuen Verfah­

ren zur Herstellung des Rechtsfriedens gehört natürlich auch 

die Stärkung des Opferschutzes. Die neue Bundesregierung 

hat durch umfassende Anwendungsmöglic_hkeiten des Täter-

-Opfer-Ausgleichs · den Wiedergutmachungsgedanken im· 
Straf- und Prozessrecht gestärkt. Darauf wurde schon hinge­

wiesen. Bisher wurdeder Täter-Opfer-Ausgleich vor allem im 
Jugendbereich mit sehr großem· Erfolg~ durchgeführt. Es wur­

den dadurch dem Täter niefit nur die Folgen seiner Tat viel 

plastischer und eindringlicher vor Augen geführt, sondern es 

wird dadurch auch das Opfer stärker in den Vordergrund der 

Betr<!_c;htung gerückt, worauf schon hingewiesen wurde. Das 

Opfer bekommt eher und besser seine_Genugtuung, als es in 

einem traditionellen Gerichtsverfahren der Fall ist. Ich glau­

be, dass die Landesregierung hier besonders gefordert ist. 
Der Ausbau des Ausgleichs- und Schlichtungsverfahrens auch 
in Rheinland-Pfalzgehört zu den Reformanstrengungen, die 

in den nächsten Jahren bewältigt werden müssen. 

Meine Damen und Herren, ich möc;hte noch auf einen Punkt 

hinweisen, wenn wir jetzt bei den Reformen sind, von dem 
ich· heute wenig-er gehört habe. Bei diesen Reformvorhaben 

dürfen wir die Reform der inneren -Struktur, Stichwort Re­
form der Binnenstruktur der Justiz, nicht aus dem Auge ver­
lieren. Es erscheint uns als wichtigste Strukturma~pahme für 

eine dauerhafte ·Sicherung· einer funktionsfähigen Rechts­
pflege, dass die innere Struktur reformiert. wird. Die Ände­
rung der -Präsidialverfassung, die gerade abgeschlossen wor­

den ist, ist nur ein erster Schritt. Eine Innovation-der inneren 
OrganisatiÖn spielt bei der Reformdebatte leider bisher eine 
geringe Rolle. Hier geschieht zu wenig. Das bedeutet, dass 

die vorhandenen Ressourcen in der Justiz durch eine Reform 

· der inneren Verfassung eher stärker zur Wirksamkeit kom­

men können. 

Meine Damen und Herren, es ergeben sich auch Möglichkei­
ten, Personalressourcen freizusetzen, die dann anderswo ein­

gesetzt werden können, alles immer unter dem großen Ober­

-begriff, dass viel Personalbedarf vorhanden ist, dass man 
aber diesen Personalbedarf durch Reformen befriedigen 

kann. Man muss hier nicht mit neuen Persona!forderungen 
-·herangehen. So weit zu dem Bereich d-er Justiz. 

Es gibt in diesem Haushalt noch einen zweiten großen Be­

reich, Herr Mertin, nämlich den Strafvollzug. Hier ist die poli­
tische Arbeit viel mühsamer, denn die Strafgefangenen kön~ 

nen sish nur begrenzt auf _Lobbyisten und gesellschaftliche 

Unterstützung berufen. Aber der Strafvollzug hat eine im--
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mens wichtige gesellschaftliche Funktion, vor allem in Bezug 
-auf die viel-beschworene Innere Sicherheit. Man schaut-im­

mer nur so lange hin, bis der Straftäter dann verurteilt ist und 
·im Gefängnis verschwindet. 

(Dr: Schiffmann, SPD: Das ~ind doch 
Geschichten von vorgestern!) 

Aber. dass er nach dem Strafvollzug auch-wieder heraus­

kommt und dass er dann entlassen wird, darauf wird viel we­

niger geschaut. 

(Dr. Schiffmann, ~PD: Das sind doch 
Geschichten von vorgestern!­

Hartloff, SPD: Das stimmt 
doch nicht!) 

- Herr Dr. Schiffmann, Strafgefangene haben bei uns in der 
Gesellschaft eine viel geringere Lobby als viele andere. Das ist 
genau das, vyas ich gesagt habe. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Hartloff, SPD: Aber die Opfer haben 

noch eine geringere Lobby als 
die Strafgefangenen!) 

-Das glaube ich nicht. 

(Hartloff, SPD: Aber sicher!) 

- Herr Hartloft ich möchte dies vor allem aber au.ch nicht ge­
geneinander aufrechnen. 

- ln Ordnung. 

(Hartloff, SPD: Da sind wif­
uns einig!) 

Vor diesem Hintergrund ist auch das, was mit den Strafgefan­

genen in den. Justizvollzugsanstalten passiert, von enormer 
Wichtigkeit für UQsere Gesellschaft und für unseren gesell­
schaftlichen Frieden. Wir von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ha­

ben schon se"it der Zeit, in. der wir im rheinland-pfälzischen 

Landtag sind, den Schwerpunkt. unserer politischen Arb~it im 
Strafvollzug immer sehr deutlich auf Resozialisierung und 

· Prävention gelegt. Präventive Maßnahmen und Resozialisie­
rungsmaßnahmen fangen schon am ersten Tag ab, ?en ein 
Gefangener in einer JVA verbringt. Wir-sind der Meinung, 

dass in Rheinland-Pfalz·gerade auf dem sehr schwierigen Ge­
biet derlherapie von Gewalt- und Sexualstraftätern in den 
Gefängnissen noch immer große Lücken bestehen. Wir sind in 

unserem Land in den letzten Jahren glücklicherweise von be­
sonders furchtbaren Fällen-von Sexualverbrechen verschont 
geblieben, aber darum darf der Druck, dass hier mehr für die 

Therapie von Gewalttätern in Gefängnissen getan werden 
muss, nicht nachlassen. -

Leider sielit,der Justizminister keinen Handlungsbedarf. was 
er auch im Ausschuss mehrfach dargelegt hat. Dabei fordert 
der von allen Fraktionen, auch von der F.D.P. unterstützte 
Antrag zur Bekärnp"tung von Gewalt von Männern gegen­
über Frauen auch gerade vom Justizminister ·einen eindeuti­
gen finanziellen· zusätzlichen Einsatz für die Täterarbeit, und· 
zwar für die Täterarbeit in den Justizvollzugsanstalten; aber 

auch danach bei der Bewährungshilfe. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN­
Kuhn;F.D.P.: ·Das istdoch Prävention!) 

Es ist sehr bedauerlich, dass! abgesehen von dem üblichen fi-. 
nanziellen Einsatz, der natürlich in dem Ressort von Frau 

· Dr. Götte zu finden ist, offensichtlich nur ~er Innenminister 
'diesen gemeinsamen Antrag ernst genommen und zusätzli­

che Mittel in seinem Bereich d~für eingestellt hat. 

Meine Damen und Herren, wir fordern in unseren Anträgen, 
dass die Mittel, die für ~iesozialmedizinische undtherapeuti­
sche Behandlung von Gewalt- und Sexualstraftätern veran~ 
schlagt sind, deutlich erhöhtweraen. 

Wir fordern weiterhin, dass auch die Aus- und Fortbilaung 
der Sachverständigen für diese Fachgebiete in den Justizvoll­
zugsanstalten kontinuierlich verbessert werden. 

Meine Damen und Herren, wir müssen mit Bedauern feststel­

len, was auch schon angesprochen wurde, dass die Zahl der 

Strafgefangenen genauso wie in anderen Bundesländern 
auch in rheinland-pfälzischen Justizvollzugsanstalten. in den 

letzten Jahren ständig angestiegen ist. Das bedeutet, dass -

Rheinland-Pfalz in den nächsten Jahren nfcht nur Gefängnis­
se des Landes ausbaut bzw. neue baut,,sondern es wird auch 

die Zahl der Vollzugsbeamten in den nächsten beiden Jahren 
um 45 Stellen ansteigen. 

Meine Damen und Herren, auch wir von BÜNDNIS 90/DIE 
·GRÜNEN werden uns unter den gegebenen Umständen nicht 
gegen d.iese neuen Stellen aussprechen, aber man muss sich 

doch fragen,. woran das liegt, dass die Zahlen·so stark steigen. 

Wenn wirgerrau hinsehen, dann bedeutet dies wenigstens 
zum großen Teil nicht, dass mehr Menschen zu Gefängnis-. 

strafen verurteilt werden, sondern dass sich in vielen Fällen 

. das Strafmaß, erhöht hat. Es werden längere Strafen ausge­
sprochen. Von der Möglichkeit der vorzeitigen Entlassung 

wird immer weniger Gebrauch gemacht. 

Ich komme darum zu -einem, wie ich glaub'e, sehr entschei­

denden Punkt, wie man nämlich den Übergang von der Straf­
vollzugsanstalt wieder in die Freiheit gestaltet: Ich denke, das 
ist ein Punkt, an dem noch viel zu wenig' gearbeitet wird, wo 

es viel zu wenig überlappende Begleitung gibt. 

Wenn es ein viel dichteres Netz von so genannter B.ewäh­

rungshilfe gäbe, das den Strafgefangenen bei der Entlassung 
auffängt und in der·ersten Zeit begleitet, dann würde es si-
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eher dEm Staatsanwälten und Richtern auch leichter fallen, ei­
nen Strafgefangenen vorzeitig nach der Hälfte oder nach 
zwei Dritteln des Apsitzens der Strafe zu entlassen. Wir müs­
sen sehen, dass es in Rheinland-Pfalz noch gewaltige Mänge! 
gibt. Die Relation von Bewährungshelfern zu Probanden hat 

sich in den letzten beiden Jahren noch verschlechtert. Die 

Tendenz ist weiterhin steigend, wie mir von den Bewäh­
rungshelferinnen und Bewährungshelfern bestätigt wurde. 

ln Rheinland-Pfalz- muss eine Bewährungshelferin im Durch­

schnitt 81 Personen betreuen. Vo~ zwei Jahren lag der Durch­
schnitt noch bei rund 79. Dam~t liegt Rheinland-Pfalz weiter­
hin sehr deutlich Ober dem Bundesdur_chschnitt von 35 be­
treuten Personen pro Bewährungshelfer. Meine Damen und 
Herren, auch diese Relation liegt noch weit unter dem, ~as 
notwendig wäre, um. Bewährungshilfe zu einem erfolgrei-_ 
chen Präventionsinstrument zu machen. Erst ungefähr bei ei" 
nem Verhältnis von 45 K;lienten pro Bewährungshelfer bzw. 
pro Bewährungshelferio kann Bewährungshilfe durchgrei­

fend wirksam werden. Das zeigen Erfahrungen, die in an_de­

ren Staaten gemacht wurden. 

. Darum ist unsere Forderung, zehn neue Stellen für Bewäh­
rungshelferinnen zu schaffen, ·nur ein erster Schritt. Wir wol­
len damit deutlich machen, dass wir die Arbeit der rheinland­
pfälzischen Bewährungshelferinnen anerkennen, da sie in 
den zahllosen Projekten, die schon angesprochen wurden 
- Schwitzen statt Sitzen, soziale Trainingskurse, -Antigewalt­
kurse und last, but not least die ständige Ausweitung des· 
Täter-Opfer-Ausgleichs -, in Rheinland-Pfalz wirklich einen 

. guten Namen hat. 

Meine Damen und Herren, Geld, das in die Unterst9tzung der 
Bewährungshilfe gesteckt wird- das wissen wir alle, das ist ei­

ne Binsenwahrheit-, macht skh mehr als bezahlt: Schon mit 
einem erfolgreichen Probanden; also mit einem entlassenen 
Strafgefangenen, der nicht rückfällig wird, _hat sich eine Stel­

le in der Bewährungshilfe finanziert. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Nichts ist teurer als ein Gefängnis platz, und darum lautet un­
sere Forderung, das Netz der Bewährungs~ilfe auszubauen -
langfristig ist djes ein Sparvorschlag. 

Das Gleiche gilt für unsere· nächste Haus_l1altsforderung;-näm­

lich der nach sinnvoller Arbeit und gerechter Entlohnung im 
Strafvollzug. Beides trägt in hohem Maße zur erfolgreichen 
Resozialisierung von Strafgefangenen bei, dass Gefangene 

also in die Lage versetzt werden, sich nach der VerbüBung ih­
rer Strafe erfolgreich in die Gesellschaft einzL!Qiiedern. Wir 
wissen, dass es sehr schwierig ist, Arbeit und Arbeitspl~tze für 

Strafgefangene zu bekommen. Aber eine Arbeitslosenquote 
von über 50 % in einzelnen Justizvollzugsanstalten ist wirk­
lich nicht akzeptabel. Hier verlangen wir verstärkte Anstren­

gungen. i-Her muss die Landesregierung nach neuen Wegen 
suchen, um alleh Gefangenen, die arbeitsfähig sind, auc~ Ar-

'beit z_u be~chaffen; denn arbeitswillig sind sie - wie wir aur 
unsere Große Anfrage erfahren haben- so gut w'ie alle. 

Meine Damen und Herreri, we.nn ·Arbeit vorhanden ist, so ist 
der zweite wichtige Punkt eine angemessene Entlohnung. 

Die Forderung des Bundesverfassungsgerichts_ vom 1. Ju­
li 1998, eine Erhöhung vorzunehmen, ist mit dem Beschluss 

der Justizm!nisterkonferenz vom März 1999; die Entlohnung 
der Arbeit von 5 % des Durchschnittslohns auh % heraufzu­

setzen, sicher nicht erfüllt worden. Wir fordern, dass die Ent­

lohnung der Gefangenen in einem weiteren Schritt wenig­
stens auf 10% der Bemessungsgrundlage erhöht wird. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mit dieser Maßnahme wird für die Strafgefangenen nicht nur 
die Anerkennung ihrer Arbeit deutlic~. sondern sie_ haben mit 
diesem erhö~ten Einkommen auch mehr als nur ein Taschen­
geld zur Verfügurig- Geld, das von ihnen sowohl beim Abtra­
gen eventueller individueller Schulden, bei 'der Unterstüt­
zung ihrer Familie und auch bei der Wiedergutmachung von 
Opfern eingesetzt werden kann. __ 

Meine Damen und Herren, wir fordern die- Landesregierung -
auf, sich in diesem nicht gerade besonders publicityträchti­
gen Bereich der Gefangenenentlohnung nochmals stärker für 
eine Verbesserling des jetzigen Beschlusses einzusetzen. 

Wie wir gesehen haben, steht die Justiz wie auch der Straf­
vollzug in den nächsten Jahren vor großen und herausfor­
dernden Reformen. Wir werden diesen Prozess zwar kritisch, 
aber konstruktiv begleiten. 

Vielen Dank. 

(Beifall des BÜNDNIS 9(f/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Heinz: 

Für die F.D.P.-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordneten 

Dr. Frey das Wort. 

Abg.l?r. Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Man mag es Ritual nennen, man mag es Tradition nennen, 
aber im Ausschuss wird immer sehr harmonisch über den Ein­
zelplan 05, den Haushalt des Ministerium~ der Justiz, disku­

tiert. Dann entdeckt die Opposition .im Plenum plötzlich die 
großen Schwachstellen in diese_m Einzelplan und will uns 
weismachen, dass der Rechtsstaat in Gefahr ist, wenn nj~ht 

dieses oder jenes oder vielleicht noch viel mehr passiert, was 
gefordert wird. 
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Lassen Sie mich doch einmal auf den Boden der Tatsachen 
kommen, die in Rheinland-Pfalztatsächlich vorliegen. Zu Ih­
nen, Frau Grützmacher, vielleicht zu Anfang: Nicht das, was 
jetzt in Berlin, vielleicht auch von Ihrer Fraktion, im Bundes­
tag gefordert wird, ist neu. Wenn Sie sich umschauen wür­
den, was in Rheinland-Pfalz in der Justiz- und Rechtspolitik in 
den letzten Jahren geschehen ist und seit vielen Jahren ge· 
schieht, dann würden,Sie feststellen, dass vieles von dem, was 
Sie heute gefordert haber, gar nicht mehr umgesetzt werden 
muss, weil es bereits Realität ist. 

(Vereinzelt Beifall be(der SPD 
Ulid der F.D.P.) 

Ich rede ungern von W<:!hrnehmung~defiziten, aber manch­
mal befälltdas auch Politiker. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die- rheinland­
pfälzischen Gericht~ und Staatsar_1waltschaften haben sich 
auch im 'letzte_n Jahr wieder mit einer Fülle von Verfahren be­
schäftigt, und auch in den Strafvollzugsanstalten ist die Ar­
beit nicht geringer geworden. Es wurde _bereits mehrfach an­
gesprochen, dass die Zahl der Strafgefangenen erheblich an­
gestiegen ist, die Prot>leme dadurch auch. -Für diese wichtige 
Arbeit, die bei den Gerichten~ bei den Staatsanwaltschaften 
und in d~n Strafvollzugsanstalten von den Bediensteten der 
rheinland-pfälzischen Justiz geleistet worden ist, möchte ich 
auch einmal Dank sagen. Diese Ar'beit_wurde gut und qualifi­
ziert erledigt, und sie hat auch letztlich zu eil)em Erfolg _ge­
führt. 

Bei jeder Beratung eines Justizhaushalts werden wir feststel­
len, dass dies natürlich ein Haushalt mit einem honen Perso­
nalbudget undgeringen Investitionen ist, und dass er deshalb 
auch nur über eine geringe Bandbreite der Entscheidungs­

möglichkeiten verfügt. Diese kleine Bandbreite an Umschich­
tungen _nehmen wir in diesem Doppelhaushalt erneut wahr. 
Wir regulieren in Teilen neu. 

(Unruhe im Hal)se) -

-Sie brauchen mir nicht unbedingt zuzuhören, aber Sie könn­
ten vielleicht doch alle ein bisschen leiser sein. Vielen Dank. 

Wir regulieren neu; wir schichten -um, und das zeigt sich na­
türlich ganz besonders bei den bereits genannten Gerichts­
voilziehern. Hiersind 18 neue Stellenaufgrund der neuen Zu­
ständigkeitsregelungen geschaffen worden. Das wurde be­
reits gesagt. Ich halte dies für einen großen Erfolg; denn hier 
wurde erneut ein wichtiges Arbeitsgebiet unterstützt.-

_ (Unruhe im Hause­
Glocke des Präsidenten) 

Ich halte das für einen erheblichen Fortschritt. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich n·un auch zu den 
Gerichten und Staatsanwaltschaften im Einzelnen kommen: 

-
Es muss unser aller Bestreben sein, in Rheinland-Pfalz eine 
bürgernahe Justiz zu erhalten. Gerade -in einem Flächenland 
wie Rheinland-Pfalz ist es nämlich wichtig, dass Bürgerinnen 
und Bürger in- einer zurnutbaren Entfernung Gerichte und 
Staatsanwaltschaften antreffen. Es ist uns nicht damit ge­
dient, wenn nur in Ballungszentren Gerichte und Staatsan­
waltschaften anzutreffen sind. Gerade die Justiz ist ein 
Dienstleister par excellence, und deshalb muss sie zu den Bür­
gerinnen und Bürgern gehen und kann nicht erwarten, dass 
die Bürgerinnen und Bürger-lange Wege auf sich nehmen, 
um zur Justiz zu kommen. 

Wenn wir in der Vergangenheit den einen oder anderen Ju­
stizstandort infrage gestellt haben, dann nur deshalb, weil er 
dort nicht mehr rentabel war. Aber die restlichen Justizstand­
orte, die wir in Rheinland-Pfalz haben, sind in jeder Hinsicht 
rentable Standorte, und die gilt es auch zu erhalten. 

Sie werden sicherlich schon den Schluss bemerkt haben, den 
ich ziehen möchte. Es geht um die bereits diskutierte Frage 
der Justizreform. Dies ist ein heißes Thema, das in der Fach­
welt sehr kontrovers diskutiert wird. 

(Unruheim Hause­
Glocke des Präsidenten) 

Aber eines ist für uns k!ar:-Wir wollen die Standort~ erhalten. 
Das geht nun einmal leider nicht, indem man·zum Beispiel, 
wie geplant, überäll Amts- und Landgerichte zusammenlegt. 
Ich denke dabei nur an kleinere ~erichte, gerade in meinem 
Bereich, Ich denke-an -Grünstadt, Germersheim, Kandel und 
auch an die Zweigstelle in Bad Bergzabern. Dort wird man ei­
nen Gerichtsbetrieb, wie er bisher läuft, nicht auf Dauer auf­
rechterhalten können. Für Landgerichte gilt Ähnliches. Hier 
gilt es, ideologiefrei zu diskutieren, ob das, was in Berlin vor­

gelegt worden ist, tatsächlich so umgesetzt werden kann. Ich 
erinnere auch an den Beschluss der Justizministerkonferenz, 
der besagt, dass eine Justizreform unter .der Voraussetzung 

- unterstützt wird, dass sie für die Länder kostenneutral ist. Die 
Kostenneutralität dieser Justizref(Jrm muss aber hinterfragt 
werden. 

Ich wi.JI jetzt nicht auf Einzelheiten -eingehen, die bereits an­
gesprochen worden sind. Darüber ließe sich sehr viel sagen. 
Ich bin der persörllichen Auffassung, dass eine zweite Tatsa­
cheninstanz erhalten bleiben sollte. - Frau Grützmacher, das 
ist genau das, was Sie als Bürgernähe eingefordert haben. 
Die Überprüfung einer gerichtlichen Entscheidung in 'vollem 
Umfang - das ist Bür!;Jernähe. Eine bloße Rechtsüberprüfung 
erscheint mir weniger bürgernah. Darüber können wir aber 

sicherlich im Ausschuss, vielleicht auch im Plenum, b?i Gele­
genheit sehr intensiv diskutieren.- Das würde unsere Diskus­
sion des Justizhaushalts des Landes Rheinland-Pfalz - darum 
geht es heute - sicherlich überfrachten. Wiem-üssen uns mit 
den Mitteln, die wir haben, mit den ~esetzen, die im Augen­
blick aktuell sind, beschäftigen. Alles andere ist Zukunftsmu­
~ik."Es haben schon viele Justizminister, egal welcher' Couleur, 
versucht, sich- mit einer Justizreform Del)kmäler zu bauen,-
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und es wäre nicht das erste Mal, wenn es zu diese111 Bau nicht 
käme. 

Lassen Sie uns in Ruhe abwarten. Ich bin diskussionsbereit 
· und wilfmich nicht verschließen- aber in Ruhe, und in der Ru­

he li~gtdie Kraft. 

Genal.i in die bestehenden Strukturen, die wir haben, ist in 

den letzten Jahren investiert worden und wird auch weiter 
investiert. Ich nenne nur die Ausstattung mit EDV. Herr Berg, 

wenn Sie sagen, wir kommen jetzt in Rheinland-Pfalz mit 
dem Grundbuch viel zu spät, da gibt es andere Bundesländer, 
die das alles schon vor uns gemacht haben, dann muss ich Ih­
nen entgegnen, dass das stimm~. Das ist in Ordnung. Nur ver­
gessen Sie dabei und erwähnen es nicht, dass wir dafür natar­
lich in vielen anderen Bereichen - nämlich in den Geschäfts­
stellen der Gerichte und auch·in den Staatsanwaltschaften­
mittlerweile flächendeckend EDV haben, die es in anderen 
Bundesländern nicht glbt. Da mu.Ss ich ganz offen sagen, da 
war die Priorirät z1,mächst bei den Gerichten und Staatsan­
waltschaften, im richterlichen Bereich in ~en Entscheidungen 
zu investieren, richtig. 

Dass wir jetzt mit den Grundbuchämtern nachziehen, dass 

wir dor:t üqer 4,5 Millionen DM investieren und bis 2001 an 
fünf Grundbuchämtern eine EDV-Ausstattung erster Güte 
und modernster Provenienz kommen wirq, ist eine gute Leis­
tung. Genau diesen Weg, der vor vielen Jahren mit der Inves­
tition in neue Techniken und in die EDV eingeschlagen wor­
den ist, gehen wir konsequent weiter. Da· braucht sich 
Rheinland-Pfalz nicht zu verstecken. Ganz im Gegenteil, wir 
waren auf Bundesebene Vorreiter. Wieso wird plötzlich unser 

ganzes Geschäftsstellensystem ~ MAJA, CUST usw.- von ande­
ren Bundeslän~ern kopiert, wenn das hier alles so schlecht 
sein soll, wie Si~ das dargestellt haben? - . 

(Beifall bei F.D.P. und SPD) 

Lassen Sie mich zur Frage der Personalausstattung de(Gerich­
te kommen. Wir werden _das vorhandene Personal halten. Es. 
wird keine Personaleinsparungen geben, wie das in anderen 
Bereichen der Fall ist. Wir werden. natürlich Umschichtungen 
vornehmen müssen, wenn bei den Verwaltungsgerichten 
-wie absehbar gewesen ist- die Fallzahlen zurückgehen. Das 

war den Kolleginnen und kollegen, die dort arbeiten, auch 

bekannt. Wir werden. diese Umschichtungen in Bereichen 
vornehmen, in denen mehr Arbeit vorhanden ist als jetzt bei 

den Verwaltungsgerichten. Ich halte das für eine flexible Lö~ 
sung, die in anderen Bund~sländern so leider Gottes nicht er­
folgt ist. 

Lassen Sie mich auch. einige Wort_(:! zur Juristenausbildung sa­
gen. Die Geschichteder Juristenausbildung ist so alt wie die 

Juristerei selbst, also eine Uraltdiskussion. Wir haben· diese 
Diskussion in einer der letzten Plenarsitzungen geführt. Wir 
müssen sie hier nicht wiederholen. Auch wird al,Jf Bundesebe­
ne in nächster Zeit weiter·gesprochen werden. Ich bin ge­
spannt; was dabei heraUskornm.en wird. Die Modelle jagen 

sich. von Tag zu Tag. Deswegen war es auch wichtig, dass wir 
in Rheinland-Pfalz Änderungen vorgenommen haben. Ich 

. und die F.D.P.-Fraktion haben die Hoffnung und sind uns si­
cher, wir werden mehr Stellen für Referendarinnen und Refe-­
rendare schaffen können. 

(Frau Bill, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das heißt, .. die F.D.P.-Fraktion · 

und ich"!) 

Wir können im Justizhaushalt die Anzahl der Jurastudenten 
an den rheinland-pfälzischen und bundesweiten Universitä­
ten nicht begrenzen, nicht einschränken und nicht regulie­
ren. Wir können nur versuchen, die Absolventen der Universi­
täten In qas Referendariat zu bringen. Das geht nur darin, 
wenn wir mehr Stellen schaffen. Das geht' nur dann, wenn 

wir das Geld zur Verfügung haben. Wir haben keine zus~tzli­
chen Mittel, also müssen wir schauen, dass wir mit den vor­
handenen Mitteln auf solidarischer Grundlage mehr ehemali­
ge Studierende ins Referendariat bekommen. 

Herr Berg;Sie wissen genau wie ich, dass es einen gewissen 

Faktor gibt, nämlich die Anzahl der möglichen Ausbilder. Da 
gibt es Möglichkeiten der Steigerung. Diese werden wir au.ch 
ausnutzen. 

(Berg, CDU: Da bin ich einm~l 
gespannt!) 

- Herr Berg, wir sind nicht allein auf weiter Flur. Schauen Sie 
einmal über Ihren TeUerrand und die Grenze hinaus. Das ist. in 
anderen Bundesländern nicht anders. 

(Vereinzelt Beifall bei der SPD -
Frau Schneider,.SPD: Ja!) 

Lassen Sie mich zu einem- weiteren Thema-kommen, dem 
Thema .,Strafvollzug". Die· Gefangenenzahlen sind in den 

letzten Jahren erheblich gestiegen. Das wird teilweise pro­
blematisiert. Wenn Sie von der CDU das machen, finde ich das 
unverständlich. Sie haben immer wieder für härtere Strafen 

plädiert. Nun sind die Leute auch in den Gefängnissen. Nun 
müssen \Nir auch Haftplätze schaffen. Das passiert auch in 
Rheinland-Pfalz. Es ist in den letzten Jahren in bauliche Maß­

nahmen investiert worden. Es wird weiter investiert. In Diez . . 

werden neue Haftplätze geschaffen. ln Schifferstadt in der 
Jugendstrafanstalt werden neue Haftplätze geschaffen. Es 

wird einen offehen Strafvollzug in Frankenthai geben. Es 
wird eine neue Anstalt in Rohrbach bei Wöllstein gebaut wer­
den. 

(Berg, CDU: Ersatz!} 

- Herr Berg, alles viel zu spät. Das ist natürlich ganz klar. Das 

hätte man alles schon früher machen können. Das hätte man 
sehen müssen, klar. Hätten Sie in diese Glaskugel' geschau:t, 
die die CDU für Sie bereit hält, wir hätten Ihnen alles gezeigt. 

(Kram er, CDU: Na! Na! Na!) 
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Wissen Sie, danach ist man immer schlauer. l~h sage Ihnen, 
- wir haben kontinuierlich investiert. 

(Frau Schneider; SPD: Ganz genau!­
Bruch, SPD: Langfristige Planung!) 

- Diese Kontinuität wird weitergehen. Da können Sie mäkeln 
- und kritteln, da wird sich an -der erfoJgreichen Politik nichts 

ändern. 

(Beifall der F.D.P. und vereinz'elt. 
bei der SPD) · 

Die erfolgreiche Politik ist nicht nur bei den Haftplätzen, sie 
ist ~uch bei der Frage der Personalausstattung der. Vollzugs­
anstalten ·anzusprec)len. Wir werden 45 neue Stellen schaf­
fen. Das ..;..ar Ihnen kei~e Bemerku_ng wert. 

(Frau Schneider, SPD: Ja!) 

Wir werden natürlich auch die Versetzung in die A 8 und in 
. die A 9.gewährleisten. Ich weiß, dass das eine Forderung aller 
· Fraktionen.war, dass wir-.alle gemeinsam dafür gekämpft ha­
ben. Ich habe da keinen Alleinvertretungsanspruch. Sie soll­
ten ihn übrigens auch nicht ~aben; denn vor zwei Jahren, als 

. wir hier diskutiert haben, waren wir uns auch alle einig. Da­
mals war es leider aus vielfältigen Gründen nicht möglich, 
auch, weil damals die bundesrechtlichen Rahmenmöglichkei­
ten noch nicht gegeben waren. Die sind jetzt vor~an.den. Wir 
s~tzen es um. Es passiert etwas. 

(Berg, CD_l).: Das haben wirvor 
· drei Jahren beschlossen!) 

Sie können nicht sagen, die Landesregierung schläft.- Es pas­
siert etwas. 

Frau Grützmacher, w_enn jetzt gesagt wird, im Strafyollzug 
liegt alles im _Argen, weil die Resozialisierung nicht funktio­
niert, durch neue· Haftplätze und neues. Personal werden wir 

diese .Resozialisierung natürli_ch verbessern. StrafvOllzug hat 
zwei Zielsetzungen:_!esozialisierun!J_ und natürlich auch Op­
ferschutz.- Die·R,esozialisierung erfolgt durch den Vollzugs­
plan, du~ch eineVielzahlvon Maßnahmen in~erhalb des Voll­
zugs, sej es durch Mitarbeiter der Strafanstalten, sei es auch 
durch. freie Träger. Da giptes eine große Palette: All das; was 
Sie eingefordert habim, gibt es in Rheinlarid-Pfalz. 

(Frau Grützmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Aber zu wenig!) 

Es ist auch nicht so, wenn die Straftäter dann in die Freiheit 

entlassen werden, dass sie in die Leere fallen. Es ist nicht nur 
so, dass dort immer Bewährungshelfer als Ansprechpartner . 
zur Verfügung stehen, wir haben auch eine hervorragende 
Straffälligenhilfe in Rheinland-Pfalz. Wir haben soziale Trai­
ningskurse und Antigewalttraining. Wir haben Betreutes 

Wohnen. Ich könnte Ihnen die ganze Palette aufzählen, da 
wOrden wir morgen früh noch. dastehen. Dies wird in 
Rheinland-Pfalzerfolgreich angeboten. 

(Frau Grützmach er, BÜNDNlS 90/DIE GRÜNEN: 
Wer macht die denn? Das machen doch 

die Bewährungshelfer!) 

Genau d.iese Träger bieten auch den Täter-Opfer-Ausgleich 
an. 

Frau Grützmacher, das hat mich beiihnen vorhin wirklich ge­
ärgert, dass Sie gesagt haben, das müsste jetzt alles neu in 
Rheinland"Pfalz kommen. Das ist wunderbar. Schauen Sie 
einmal in die Zeitung. Da kommendLe einschlägigen Journa­
iisten nach Rheinland-Pfalz und_ sind erstaunt und begeistert, 
dass es hier so etvvas giEit, dass es wunderbar läuft und dass es 
in andereh Bundesländern nicht läuft. 

-
(Beifall desAbg. Creutzmann, F.D.P.) 

Wir sind hiei'.sicherlich nicht die Insel der Seligen - das gebe 
ich zu -, aber auf der Seite ist eine Kritik wirklich unange­
bracht. 

(Beifall der F.D.P. und vereinzelt 
beiderSPD) 

Dass ein Förderverein dieses Täter-Opfer-Ausgleichs hier in 
Mainz gegründet. worden ist, ist.auch nicht gerade Zufall, 
sol'!dern das zeigt, ·dass wir etwas tun. Gerade im Bezirk des 
Oberlandesgerichts Zweibrücken gibt es auch durch den Pfäl­
zischen Verein füJ Straffälligenhilfe sehr rührige Mitarbeiter 
der Justiz, die sich audi ehrenam!lich engagieren. E;;_gibt dar­
über hinaus Sozialarbeiter, die diesen Täter-Opfer-Ausgleich 
anbieten. Das, was rechtlich möglich ist- das ist sehr viel mehr 
als das, was in· der Öffentlichkeit- bisher wahrgenommen 
wird-, wird auch ausgeschöpft. 

Meine Damen und Herren;- Rheinland-Pfalz ist, was die 
Rechtspolitik angeht, innovativ und verschließt sich nicht den 

Möglichkeiten, die die Gesetze eröffnen. 

Lassen Sie mich noch etwas zur Gefangenenentlohnung sa­
gen. ·So lange kein Gesetzentwurf des Bundes- der Bund ·ist 

dafür zuständig - vorliegt, ist es .äußerst schwierig, konkrete 
. B~träge zu etatisieren. Deswegen ist dies noch nicht möglich. 
Wir haben uns intensiv damit beschäftigt- auch die Justizm~­
nisterkönferenz und andere .:, aber letztlich sind noch keine 
konkreten Vorgaben vorhanden, sodass es nur mit Schwierig­
keiten möglich wäre, nähere Aussagen zu machen. Deswe­
gen gibt es noch keinen Ansatz. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zusammenfassend 
sagen, insgesamt ist der Haushalt des ·Ministeriums der Justiz· 
eih Einzelplan, der die Herausforderungen der Zukunft an­
nimmt und mit'dem die Justiz in Rheinland-Pfalzihre wichti­
ge ÄUfgabe für den Rechtsstaat, der leider Gottes in letzter 
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Zeit vo_n der CDU ein bisschen infrage gestellt worden ist 
- möglicherweise, weil sie mit der einen ode-r anderen sie be­
treffenden- Entscheidung nic;ht ganz einverstand~n waren -, 
erfüllen wird. Durch entsprechende Investitionen machen wir 

die ArbeitSplätze bei der Justiz attraktiv und versuchen 

gleichzeitig, den Rechtsschutz der Bürgerinnen und Bürger 

weiter zu effektivieren. 

Lassen Sie uns gemeinsam dafür eintreten, dass in unserem 

Bundesland weiterhin eine _effektive, bürgernahe und vor al­

len Dingen eine unabhängige Justiz erhalten bleibt. 

(Beifall de·r F.D.P. und bei der SPD) 

. Vizepräsident Heinz: 

. -

Zu einer Kurzintervention erteile ich der Abgeordneten Frau 

Grützmacher das Wort. 

Abg. Frau Grü:tzmacher, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 

Herr Dr. Frey, zu Ihnen und dem Täter-Opfer-Ausgleich- Sie 
dürfen sowieso antworten, Sie brauchen gar nicht die Karte 
zu heben -: Es ist rich~ig, dass in Rheinland-Pfalz 1998 
1_ 200 Strafverfahren der einvernehmlichen Konfliktregelung 
zugeführt wurden und die Hälfte, un~efähr jedes zweite, 
viel!eicht auch etwas mehr, war erfolgreich. 

Diejenigen, die diesen Täter-Opfer-Ausgleich _durchführen, 

sind oft Bewährungshelfer, aber auch andere. Das ist klar. 
Aber wir sagen, dass Caesars Erfolgsmeldungen relati_viert 
werden müssen. Das· war damals· der Vorgänger von Herrn 

Mertin, derdiese Sachen gesagt hat. 

Um den Täter-Opfer-Ausgleich könnte es weit besser bestellt 
sein, auch in Rheinland-Pfalz, wenn es genügehd Vermitt-

. lungsstellen gäbe. Zum Beispiel- dies wird sogar von Puder­
bach gesagt- ist die Justiz in Österreich inz_wischen so weit, 
dass der außergerichliche Tatausgleich landesweit einheitlich 
organisiert ist. Geriau solche Sachen-habe ich gefordert. ln 
Deutschland müssten erst noch Strukturen geschaffen wer­
den, die es den Staatsanwaltschaften ermöglichten, den 

Täter-Opfer-Ausgleich ohne zusätzliche Belastung umzuset­
zen. Es ist gerade das Problem, dass-viele Staatsanwälte glau-

. -
ben, ·dass der Täter-Opfer-Ausgleich eine zusätzliche arbe_its­
mäßige Belastung darstellt. Es muss auch in Rheinland-Pfalz 
viel gearbeitet IJI:lerden. Das ist genau das, was ich in meiner 

Rede gefordert habe. 

(Beifall des BÜNDNIS 90/DIE GRÜN!;N) 

Vizepräsident Heinz: 

. Ich erteile dazu Herrn'Abgeordneten Dr. Frey das Wort. 
-' 

Abg. Dr._ Frey, F.D.P.: 

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sehrgeehrte Frau 
Grützinacher, natürlich haben Sie recht, dass es in Österreich 

anders geregelt is'j: .. Aber Sie müssen doch zur Kenntnis neh­

men, dass wir in Rheinland-Pfalz Vorreiter für die Bundesre­

publik sind. Dass es darüber hinaus Möglichkeiten gibt, dies 
weiter zu regeln, okay, darüber kann man reden. _ 

(Zuruf der Abg. Frau Thomas, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist aber mittlerweile auch so- Frau Thomas, Sie als rechts­
politische Sprecherin wissen dies sicl'\erlich sehr _gut-, dass bei 

-den Dienstbesprechungen mit Staatsa'nwaltschaften und dar­
über liinaus auch dafür geworben wird, dass dieser ·Täter­
Opfer-Ausgleich in der Praxis noch weiter angewandt wird~ Es 
wird doch seitens des Justizministeriums dafür geworben, 

dass Verfahren, die sich hierfür eignen - - - Es eignen sich 

nicht alle Verfahren. Einen Mord können Sie zum Beispiel 

.. beim Täter-Opfer-Ausgleich nicht einbeziehen. Darüber sind 
. wir uns völlig einig. 

(Zuruf des Abg. Dr. Braun, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht um Bereiche der kleinen und mittleren Kriminalität. 
Das wird in Rheinland-Pfalz- soweit es gel)t- auch zugeführt. 
Es wird dafür geworben- auch durch die Öffenlichkeitskam­
pagne und die Öffentlichkeitsarbeit des· Justizministerums -, ' 

nicht nur geg~nüber der Bevölkerung, sondern aüch gegen­
über den Mi!arbeiterinnen und Mitarbeitern der Justiz, dies 

noch weiter anzuwenden. Von daher verstehe ich Ihre Kritik 
nic)lt. Dass man in Österreich eine andere Organisation hat, 
gut. Aber wir können in Rh~inland-Pfalz als einzelnes Land 

kein Bundesrecht ändern. Deswegen sollten wir in Deutsch­
land weiter den bestehenden Weg als Vorreiter gehen. Wenn -
darüber hinaus Neues kommt, wird Rheinland-Pfalzsicherlich 
das erste Land sein, das sich dafOr el')gagieren wird, diese Sa­
ch_e auch umzusetzen . 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

Vizepräsident Heinz: -

Ich erteile Herrn Justizminister Mertin das Wort. 

Mertin, Minister der Justiz: 

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wie wichtig eine unabhängige Justiz für die Bundesrepublik 
Deutschland ist, belegen die Vorgänge, die uns jetzt alle be­

wegen. Sie sind nämlich letztlich Ausfluss der Ermittlung~n 
_ ein_er ynabhängigen Staatsanwaltschaft in Augsburg, die da­

_zu gef~hrt hat,_ dass dieser Stein ins Rollen kam. 

(Zu rufdes Abg: Kramer, CDU) 
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Wir haben zwischenzeitlich einen Beschuldigten mit Namen 
Helmut Kohl. Das m~cht deutlich, dass niemand über dem 
Gesetz steht. 

{Zuruf der A:bg. Frau Grützmacher, 
· BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Auch das ist Ausfluss einer unabhängigen Justiz. 

. Aber wir alle, die wir an Aufklärung interessiert sind, müssen 
berücksichtigen, dass ein Beschuldigter, auch wenn er Helmut 
Kohl heißt, Rechte hat. Er hat nä_mlich, solange er den Status 
eines Beschuldigten hat, das Recht zu sc_hweigen und· sich 

- nicht zur Sache auszulassen. Dazu kann ihn niemand zwin­
. gen, solange dieser Status andauert. Auch das sollten wir, die 

wir an Aufklärung interessiert sind, trotzdem beachten; denn 
wir müssen, wenn wir.aufklären,·selbstverständlich das Recht 
beachten, und deswegen müssen wir auch respektieren, dass 
er, solange er den Status eines Beschuldigten hat, auch das 

· Rech:t_ hat, zu schweigen, so schwer es uns manchmal.auch 
fällt. 

Wir selbst haben in Rheinland-Pfalz auch schwierige Ermitt-
.. lungsverfahren zu führen. Wir haben Ermittlungsverfahren, 

die auch Prominente treffen, auch deshalb ein erhebliches öf­
fentliches Interesse auslösen. Aber ich möchte die Gelegen­
heitwahrnehmen, no~h einmal ausdrückli.ch zu betonen, dass 
diese Ermittlungsverfahren absolut rechtsstäatlich, ohne jeg­
liche politische Einflussnahme geführt werden und die Justiz­
behörden mein volles Vertrauen und unser aller Vertrauen 
haben sollten.· 

Ich danke dem Ministerpräsidenten ausdrücklich.dafür, dass 

·er dies vorhin in der Aussprache klargestellt hat. · 

{Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Selbstverständlich hat der Justizhaushalt, über den wit heute 
sprechen, Schwerpunkte, insbesondere im investiven Bereich 
und dort natürlich bei den Justizvollzugsanstalten; denn, 
Frau Kollegin Grützmacher, es ist Ausfluss dieser Unabhän­
gigkeit der Justiz, dass ich nichts daran machen kann, dass 
Haftstrafen verhängt werden. Ich muss· versuchen, das zu be­
wältigen. Dazu gehört eben auch, dass ich versuche, die ent­
spechenden Vollzugseinrichtungen zu schaffen; denn es 

macht keinen Sinn, in überfüllten Einrichtungen den Straf­
vollzug_ durchzuführen. Das ist weder f·ür die Bediensteten 
gut noch für die dort Einsitzenden. 

Deshalb müssen wir, weil yvir eine Kapazität von etwa 
3 351..und derzeit eine Belegung von etwa 3 760 haben, ent­
sprechende Ei_nrichtungen schaffen. Das tun wir. So haben 
wir mit dem Bau der Justizliollzug~<mstalt in Rohrbach begon-

. . 

nen. Wir führen Erweiterungsbauten in Wittlich durch .. ln 
Witt!ich wird demnächst eine neue Jugendstrafanstalt be­
legt, sodass 100 freie SteJlen im Männerbereich neu belegt 
werden können. Wir führen Erweiterungsbauten in Diez 
durch. Wir führen kleinere Maßnahmen in Zweibrücken 
durch. Alles das ·mit dem Ziel, am Ende dieser Maßnahmen 

die fehlenden Kapazitäten geschaffen zu haben, die notwen­
dig sind, um einen ordnungsgemäßen Strafvollzug zu errei-_ 
chen. Dies ist auch notwendig, weil dies auch fürdie Gefan­
genen von Bedeutung ist, um ihre Resozialisierung, die Ihnen 
auch am Herzen liegt, besser bewerkstelligen zu können; 
denn nur wenn entsprechende Konfliktpotenziale auch im 
Bereich des Vollzugs, die durch Überbelegung entstehen kön­
nen, abgebaut werden, kann dieses_ Ziel erreicht werden . 

Natürlich sind. wir im Bereich der Justiz dankbar, dass uns 
auch das notwendige Personal fÖr diese Erweiterungsmaß­
nahmen im Haushalt bewilligt wird. Wir benötigen etwa 

· 45 zusätzliche Stellen, um diese zusätzlichen Kapazitäten 
auch verwalten zu können: Wir sind froh, dass der Stellen­
schlüssel verbessert werden konnte. 

. Herr Kollege Berg, es ist nicht so, dass wir das früher hätten· 

machen können. Herr Kollege Redmer hat darauf hingewie­
sen, dass auf Bundesebene eine. gesetzliche Änderung her 
musste, damit wir diese in Rheinland-Pfalz nachvollziehen 
können. 

Wir wollen in Jahresschritten dieses ProblefT! lösen, und, um 
damitbeginnen zu-können;können wir in den nächsten bei­
den Jahren 184 zusätzliche Beförderungen vornehmen. Ich 
meine, es hat sichgelohnt, dafür zu kämpfen, dass dies mach­
bar ist, weil die Bediensteten im Strafvollzug, die keine leich­
te Arbeit zu leisten haben, eine Anerkennung bekommen 
können, die leider bisher nicht möglich war. 

(Beifall der F.D.P. und bei der SPD) 

Wir sehen uns auch veranlasst, an anderer Stelle Verbesserun­
gen im Personalbereich vorzunehmen. ·Ich denke hier an zu­
sätzliche_ Gerichtsvollzieherstellen. Sie haben Recht, wenn sie 
kritisieren, dass Engpässe aufgetreten sind. Diese Engpässe 
liegen daran, dass die Gerichtsvollzieher die zusätzliche Auf­
gabe· übernommen habe, die' eidesst~ttliche Versicherung 
selbst abzunehmen. Sie und ihre Vertreter, die Verbände, ha­
ben uns, bevor diese Aufgabe übertragen wurde, gesagt, sie 

· könnten das ohne zusätzliches Personal übernehmen. Als wir 
es dann gemacht haben, stellte sich heraus, dass dies nicht 
der Fall war. Deshalb haben wir 18.Gerichtsvollzieherstellen 
vorgesehen. Wir versuchen, auch mit ausgebildeten Rechts­
pfl~gern, aie ·in diesen Bereich abgeordnet werden, vorüber­
gehend für Entlastung zu sorgen, um die Engpässe zu beseiti­
gen, weil mir selbstverständlich daran liegt, dass jemand, der 

in der ersten Stufe des Erkenntnisverfahrens sein Recht 
durchgesetzt hat, auch in der Zwangsvollstreckung nicht 
scheitert, weil Kapazitäten fehlen. 

{Vereinzelt Beifall bei der SPD)· 

Der Stellenschlüssel für Rechtspfleger ist mit 51 Steffenanhe­
bungen verbessert worden. Im mittleren Justizdienst konn­
ten 25 Stellenanhebungen vorgenommen werden. Ganz be­
sonders wichtig. ist es für mich, dass es uns gelungen ist, fünf 
Justizoberinspektorenstellen in Amtsanwaltsstellen umzu-
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wandeln, weil wir auf diese Art und Weise nahezu gewähr­
leisten können, dass demnächst die Sitzungsvertretung bei 
den Amtsgerichten in Strafsachen von Amtsanwälten durch­
geführt wird. Ich halte es für einen beträchtlichen Fortschritt, 
dass dies gelungen ist. 

Im Übrigen setzen wir auch bei der Ausstattung der Justiz an: 
Wenn Sie vorhin behauptet (Jaben, unter diesem Ministerprä­
sidenten führte die Justiz ein Stiefkinderdasein, muss ich .sa­
gen: Wenn es allen Stiefkindern so gut ginge wie der Justiz in 

Rheinland-Pfa!z, wünschte man sich geradezu, ein Stiefkind 
zu sein. 

(Beifall der F.D.P. und der SPD) 

Man kann nicht sagen, dass wir wunschlos glücklich sind, Herr 
Kollege Berg. 

(Berg, CDU: Sie haben einentaktischen 
Fehler gemacht!) 

Natürlich würde ich gern der Forderung der Frau Kollegin 
Grützmacher nachkommen und mehr personal zum Beispiel 
für Bewährungshelfer einste_llen.-Das ist mir aber nach del) 
Personalvorgaben des Landeshaushalts nicht möglich. Natür­
lich wünsche. ich mir mehr Personal in diesem Bereich, Frau 
Kollegin Grütimacher. Mir-sind die Zahlen durchaus bekannt. 
Ich werde auch versuchen, das in Zukunft be-i der nächster! 
Haushaltsrunde zu verbessern. Dieses Mal war es aber nicht 
machbar, weil wir in anderen Bereichen Investitionen vorneh­
men mussten. 

(Zuruf der Abg. Frau Grützmacher, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Natürlich setzen wir auch in anderen Bereichen der Justiz bei 
der Ausstattung Akzente, zum Beispiel durch bauliche Maß-

. nahmen. Wir hoffen, dass in d-iesem Jahr das Justizzentrum in 
Frankenthai fertig gestellt werden kann, das zu einer verbes­
serten· Arbeitsfähigkeit der Amtsgerichte und insbesondere 

der Staatsanwaltschaft führt. Wir hoffen, dass wir im Februar 
dieses Jahres bzw. in den nächsten Wochen den Spatenstich· 
für das neue Justizzentrum in Kaiserslautern anbringen kön- · 

nen, damit dieser Bau begonnen werden kann. Wir sind da­
bei, weiterhin das Hauptjustizgebäude in Koblenz zu sanie­
ren. Wir sind bereits seit vier.Jahren damit b~schäftigt und 
wollen diese Sanierung in den nächsten zwei Jahren fortset­
zen. 

$elbstverständlich setzen wir auch in der technischen Ausstat­
tung der Justiz Akzente. Herr Kollege Berg, es ist nicht zutref: 
fend, dass wir rückständig sind. Mittlerweil~ sind fast flächen­
deckend alle Geschäftsstellen mit EDV ausgestattet. Darüber 
hinaus haben wir auch Organisationsveränderung vorgenom­
men. Das alles benötigt selbstverständlich Zeit, weil die Ge­

bäude entsprechend technisch umgerüstet·werden müssen. 
Die Mitarbeiter haben in dieser Hinsicht Erhebliches hinge­
nommen, weil die Sanierungen und die Umbauten häufig bei 
laufendem Betrieb erfolgen mussten und die Arbeitsfähig­
-keit trotzdem aufrechterhalten wurde. Die Mitarbeiter, die 

dieses in den letzten Jahren erduldet haben und trotzdem ih­
re Arbeit hervorragend erledigt haben,_ ver<;!ienen unseren 
Dank. Selbstverständlich wollen wir die EDV-Ausstattung in 
den nächsten Jahren fortsetzen. 

Ein Schwerpunkt der nächsten Jahre wird das elektronische 
Grundbuch sein, das die Arbeitsabläufe, insbesondere für die 
Anwend er aus der Wirtschaft, erheblich verbessern wird. No­
tare müssen.nicht mehr zum Gericht gehen, sondern sie kön­
nen die Daten per Fernh~itung abrufen. Auch Rechtsanwäl­
ten, Banken und Versicherungen steht diese Möglichkeit of­
fen. Dadurch wird die Finanzierung bei Grundstücksgeschäf­
ten beschleunigt, sodass letztlich auch der Bürger einen Vor-­
teil hieraus zieht. Das Vorhaben wird uns sehrviel kosten. Wir 
schließen uns einem entsprechenden Entwicklungsverbund 
mit anderen Bundesländern an, sodass Innovationen zu Ein-

. sparungen führen können. 

Frau Kollegin Grützmacher, Sie haben das Problem der ge­
rechten Entlohnung von Gefangenen angesprochen. Selbst­
verständlich ist das ein Problem. Allerdings können Sie die Ar­
beit von Strafgefangenen nur bedingt mit der Arbeit einer 
Person außerhalb der Gefängnismauern vergleichen. Si~ müs­
sen sehen,-dass wir derzeit versuchen, die vorhandene Arbeit 
auf möglichst viele Personen zu verteilen, sodass der Produk­
tivitätsgewinn nicht so hoch· ist wie außerhalb der Gefängnis­
se. Der Produktivitätsgewinn kann auch deshalb nicht so gut 
sein wie drauße-n, weil bestimmte Maßnahmen des Strafvoll­
,zugs dies verhindern, sodass eine Vergleichbarkeit- so wie Sie 
sie fordern- nicht möglich ist. 

ln der Zeitun-g habe ich gelesen, dass Sie geäußert hätten, wir 

würden in Rheinland-Pfalzdie niedrigsten Löhne zahlen. Das 
kann nicht sein. Wie alle anderen Bundesländer auch zahlen 
wir den gesetzlich· festgeschriebenen Lohn. Wenn Sie es so 
wollen, verhalten wir uns tariftreu. Wir können nichts ande­
res zahlen als das, was der Gesetzgeber vorsieht, und den 
Vorgab~n folgen wir auch. 

Den Beschluss der Justizministerkonferenz habe ich auch mit 
gefasst, weil er die Belastungen für die Justizhaushalte noch 

in Grenzen hält. Sie belaufen sich auf etwa 1,4 Millione[l DM 
für Rheinland-Pfalz. Würden wir jeder Forderung Rechnung 
tragen, kämen weitere 2,4 Millionen DM hinzu, die uns- das 

muss ~an ehrlich zugeben- nicht zur Verfügung stehen und 
die wir anderswo einsparen müssten, um dieses Vorhaben 
durchzuführen. 

· Sie und He-rr Kollege Berg sprachen die Juri~tenausbildung an 
und vermissten entsprechende Schwerpunkte im Haushalt. 
Die Juristenausbildung können wir von Rheinland-Pfalz aus 
nur sehr bedingt beeinflussen, weil sie auf Bundesebene, 
wenn sie reformiert werden soll, entsprechend ihren Nieder­

schlag finden muss. Ich. bekenne aber freimütig; dass ich ein 
Anhänger des EinheitSjuristen und ein Anhänger des Refe­
rendariats bin, wie auch immer wir das Referendariat in Zu­
kunft gestalten wollen. Hierüber gibt es unterschiedliche 
Meinungen quer durch die Parteien. J:?as ist nichts, was par-
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teigebunden ist. Die Diskussion muss man auf Bundesebene 
weiterverfolgen. 

Das, was wir in Rheinland-Pfalz zu tun haben~ nämlich mög­
lichst viele Ausbildungsplätze im Rahmen des Referendariats 

. zur Verfügung stellen, haben wir getan, auch wenn es 
schmerzlich ist und auch wenn es zu Einsparungen und Op­
fern d.er Betroffenen führt. Wir hielten das Vorgehen aöer 
für'_gebotem, um möglichst Vielen einen Ausbildungsplatz zur 
Verfügung zu stellen. 

Herr Kollege Berg, Sie haben auch die Justizreform angespro­
chen. Ich muss klarstellen, dass sich die Landesregierung hier­
Qber noch keii1e Meinung gebildet hat. Sie beruftsich auf Äu­
ßerungen des Justizministers, die also ich gemacht habe. Die 
Landesregierung als solche hat sich aber dazu keine Meinung 
gebildet, sich bisher damit auch nicht befasst und hat auch 
bisher keinen Anlass gesehen, sich damit zu befassen; Wenn 
d~s Thema im Bundesrat zur Abstimrpurig gestellt wird, wer­
den wir uns damit befassen. · 

(ZurufdesAbg. Berg, CDU) 

Die rhein!and-pfälzische Struktur der Landgerichte ist recht 
unterschiedlich: Es gibt sehr große und sehr kleine Landge­
richte in Rh~inland-Pfalz. Wenn man den Landgerichten 

- sämtliche Rechtsmittelinstanzen wegnimmt, hat das gewisse 
Konsequenzen, insbesondere für die kleinen Landgerichte. 
Das muss man sehen und bei einer solchen Reform berück­
sichtigen. Das kann man auch nicht verschweigen, sondern 

. muss es ansprechen._ 

Genauso muss man die Frage der. Finanzierung einer .solchen 
Reform ansprechen. Auch hier gibt es noch Diskussionsbe­
darf. Ich bin nicht der Meinung, dass eine solche Reform zum 
Nulltarif zu haben ist. Herr Kollege Berg, aber nicht jeder Re­
formansatz, der in diesem Referentenentwurf enthalten ist, 
ist auch zurückzuweisen. 

{Zuruf des Abg. B.erg, CDU) 

Gegen die Stärkung cder ersten Instanz können wir beide 
doch nichts haben. Wirbeide können dagegen doch zunächst 
einmal nichts haben, die erste Instanz z·u stärken und so aus­
zustatten, dass sie mit noch mehr Zeit die Fälle intensiver be­
arbeiten kann. 

(Berg, CDU: Sie wissen, 
dass das Unsinn ist!-

Frau Thomas, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das istdoch kein Unsinn! Das, was 

Sie sagen, ist Unsinn!} 

- Herr Kollege Berg, wir können doch nicht einen ~eferenten­
entwurf ganz und gar, ohne ihn sorgfältigst analysiert-zu ha­
ben- er ist zwischen den Jahren zum Referentenentwurf ge­
worden-, 

(Berg, CDU: Das haben Sie doch 
schon getan!} 

in allen Einzelh':iten verwerfen. Ich habe nur gesagt, dass_die­
se Reform - so wie sie angedacht ist - di~ Bedürfnisse eines 
Fliichenlandes wie Rheinland-Pfalz, mit unterschiedlichen Ge­
richtsgrößen, .so nicht berücksichtigt. Ich lege Wert darauf:­
dass in einem Land wie Rheinland-Pfalz Justiz·- auch Rechts­
mitteljustiz - in der Fläche vorhanden ist Ich bin der Mei-
nung, dass die Bürger des Landes einen Anspruch darauf ha- __ _ 
ben, dass- der justizminister 9as auch so äußert. 

Im Ül:>rigen geht die Diskussion zur Justizreform noch weiter. 

Dann wird man sehen, was letz\lich bei den Beratungen her­
auskommt. 

Sie haben auch das Problem der.Abschiebung ins Ausland an­
gesprochen. Selbstverständlich teile ich die Meinung der Bun­
desjustizministerin, das·s dann, wenn dies möglich ist,_ eine 
-entsprechende Abschiebung stattfinden kann. Sie müssen 
wissen, dass dies~ Äußerung der Frau Bundesjustizministerin 
auf Staatsverträgen beruht, d•e noch. von vielen ratifiziert 
werden müssen. -

Außer der Bundesrepublik Deutschland hat dies, glaube ich, 
_ nur· Moldawiim getan. Sie müssen wissen, dass nach diesen 

staatsvertragliehen Regelungen eine Abschiebung zur Ableis­
tung der Haftstrafe im Heimatland nur möglich ist, wenn die­
ses Heimatland zustimmt. Das heißt, gegen die Zustimmung 
des Heimatlands ist dies Oberhaupt nicht möglich, sodass wir 
die Realitäten betrachten müssen. Allzu viel" Entlastung wer­
den wir hiera·us nicht bekommen. 

Im Großen und Ganzen ist der Justizhaushalt, wie er vorliegt, 
geeignet, die Arbeitsfähigkeit der Justiz in Rheinland-Pfalzsi­
cherzustellen. Er ist insbesondere geeignet, die Arbeitskraft 
der Beamten optimal einzusei;zen und auch ihre Motivation 
aufrechtzuerhalten. Die Justiz ist äußerst motiviert. Sie hat 
sämtliche Maßnahmen, die erforderlich waren, um wieder 
Arbeitsfähigkeit herzustellen und aufrechtzuerhalten, in den 
vergarigenen Jahren klaglos, diszipliniert und unter Auf­

rechterha.ltung eines geordneten Betriebs ermöglicht. Mi:t 
diesem Haushalt tun wir gut dara!:, diese Arbeitsfähigkeit 
der Justiz aufrechtzuerhalten. 

(Beifall der F.o:P. und der SPD) 

Vizepräsident Heinz: 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen liegen '-' 
nicbt vor. Wir sind· damii; am Ende der heutigen Plenarsit­
zung. 

Ich lade Sie ··mr ·morgen, Donnerstag, den 20. Januar, 
8.30 Uhr, ein. Ich schließe die Sitzung undwünsche Ihnen ei­

nen angenehmen Feierabend. 

Danke schön. 

Ende der Sitzung: 18.02\.Jhr. 
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